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1953 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Mietpreisrechts 
(Erstes Bundesmietengesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage A). 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 129. Sitzung 
am 15. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage B). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen und Entschließungen des Bunidesrates ist in der Anlage C 
dargelegt. 

Federführend sind der Bundesminister für Wohnungsbau und der 
Bundesminister für Wirtschaft. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drudi: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 


Drudisadie 1110 


Bonn, den 5. Januar 1955 



Anlage A 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 
(Erstes Bundesmietengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften über die preisrecht- 
lich zulässige Miete für Wohnraum 

§1 

(1) Die Miete für preisgebundenen, bis zum 
31. Dezember 1949 bezugsfertig gewordenen 
Wohnraum ist in der Höhe preisredhtlich 
zulässig, die sich aus der letzten vor dem 
1. Januar 1955 zustande gekommenen Ver- 
einbarung ergibt. Ist diese Miete vor dem 
1. Januar 1955 durch die Preisbehörde her- 
abgesetzt worden, so tritt an ihre Stelle die 
herabgesetzte Miete. 

(2) Vorschriften und Genehmigungen der 
Preisbehörden, nach denen eine höhere als 
die in Absatz 1 bezeichnete Miete preisrecht- 
lich zulässig ist oder wird, bleiben unberührt. 

§ 2 

(1) Die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 maßgebliche 
Miete kann auf Antrag des Mieters von der 
Preisbehörde bis zu der nach den bisherigen 
Vorschriften preisrechtlich zulässigen Miete 
herabgesetzt werden; der Antrag kann nur bis 
zum 30. Juni 1955 gestellt werden. Im Falle 
der Herabsetzung gilt mit Wirkung von dem 
nächsten auf die Antragstellung folgenden 
Mietzahlungstermin die herabgesetzte Miete 
als vereinbart. 

(2) Eine Erhöhung der nach § 1 Abs. 1 
maßgeblichen Miete kann in den Fällen des 
§ 2 Abs. 1 oder 2 der Verordnung PR 
Nr. 71/51 über Maßnahmen auf dem Gebiete 


des Mietpreisrechts vom 29. November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 920) nur bis zum 
30. Juni 1955 beantragt werden; war jedoch 
mit Rücksicht auf die Person des Mieters 
eine geringere als die zulässige Miete verein- 
bart worden, so kann der Antrag innerhalb 
von sechs Monaten nach Wegfall der Gründe 
für die Vereinbarung einer geringeren Miete 
gestellt werden. § 3 der Verordnung über das 
Verbot von Preiserhöhungen vom 26. No- 
vember 1936 (Relchsgesetzbl. I S. 955) bleibt 
unberührt. 

§3 

Wird nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes für preisgebundenen Wohnraum eine 
Miete vereinbart, welche die preis rech dich zu- 
lässige Miete übersteigt, so gilt die verein- 
barte Miete für die Dauer des Mietverhältnis- 
ses als preisrechtlich zulässig, wenn nicht der 
Mieter innerhalb eines Jahres seit der Ver- 
einbarung ihre Unwirksamkeit durch schrift- 
lidie Erklärung gegenüber dem Vermieter 
oder der Preisbehörde geltend macht. Wird 
die Erklärung gegenüber der Preisbehörde ab- 
gegeben, so hat diese dem Vermieter von der 
Erklärung Kenntnis zu geben. 

§4 

Ist der Mieter oder der Vermieter ohne 
eigenes Verschulden gehindert, einen Antrag 
nach § 2 zu stellen oder eine Erklärung nach 
§ 3 abzugeben, so läuft die in den §§ 2 und 3 
bestimmte Frist nicht vor Ablauf von zwei 
Wochen seit Behebung des Hindernisses ab; 
jedoch kann nach Ablauf von zwei Jahren 
seit dem Ende der versäumten Frist der An- 
trag nicht mehr gestellt und die Erklärung 
nicht mehr abgegeben werden. 
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ZWEITER ABSCHNITT 


Allgemeine Mietzuschläge 

§5 

Die Miete für preisgebundenen Wohn- 
raum, der bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig 
geworden ist, darf um einen Zuschlag von 
10 vom Hundert erhöht werden. 

§ 6 

(1) Die Miete für preisgebundenen Wohn- 
raum, der bis zum 20. Juni 1948 bezugsfertig 
geworden ist, darf neben dem in § 5 bezeich- 
neten Zuschlag um einen weiteren Zuschlag 
von 10 vom Hundert erhöht werden, wenn 
es sich um eine abgeschlossene Wohnung mit 
mindestens folgender Ausstattung handelt: 

1. Badecinrichtung innerhalb der Wohnung 
mit Wanne und selbständigem oder zen- 
tralem Warmwasserbereiter, 

2. Sammelheizung (Zentral- oder Etagen- 
heizung), 

3. Anschlußmöglidikeiten für Gas- oder 
Elektroherd und 

4. neuzeitliche sanitäre Anlagen innerhalb der 
Wohnung. 

(2) Handelt es sich um eine abgeschlossene 
Wohnung, welche die in Absatz 1 Nr. 1, 3 
und 4 bezelchnctc Ausstattung sowie geräu- 
miges Nebengelaß und entweder überwiegend 
Parkettfußboden ln den Wohnräumen oder 
in größerem Umfange Kachelung aufweist, so 
darf die Miete neben dem in § 5 bezeichneten 
Zuschlag um einen weiteren Zuschlag von 
5 vom Hundert erhöht werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine An- 
wendung, wenn in der Wohnung mehrere 
Mieter oder Untermieter mit ihren Familien 
einen selbständigen Haushalt führen oder der 
Mieter die Ausstattung nach den Absätzen 1 
oder 2 ganz oder teilweise selbst geschaffen 
hat. 

(4) Ist die Miete nach dem 17. Oktober 
1936 wegen baulicher Verbesserungen der in 
den Absätzen 1 oder 2 genannten Art bereits 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
Grund einer Genehmigung der Preisbehörde 
erhöht worden oder wird sie künftig erhöht, 
so ermäßigt sich der Mietzuschlag nach den 
Absätzen 1 oder 2 um den Betrag der von 
der Preisbehörde genehmigten Mieterhöhung. 


§ 7 

(1) Die Mietzuschläge nach den §§ 5 und 6 
sind von der nach § 1 preisrechtlich zulässigen 
Miete zu berechnen. Von dieser Miete sind 
abzuziehen: 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, soweit sie 
über den in der Miete enthaltenen Pausch- 
betrag für Wasserverbrauch (§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 der Verordnung PR Nr. 71/51) hin- 
ausgehen, 

2. Brennstoffkosten, Anfuhrkosten für die 
Brennstoffe und Kosten der Bedienung 
für Heizungs- und Warmwasserversor- 
gungsanlagen, 

3. seit dem 1. April 1945 ln zulässiger Weise 
vereinbarte Umlagen für laufende Mehr- 
belastungen, insbesondere nach der An- 
ordnung PR Nr. 72/49 über den Ausgleich 
von Grundsteuer- und Gebührenmehrbe- 
lastungen des Hausbesitzes vom 6. Septem- 
ber 1949 in der Fassung vom 29. Novem- 
ber 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 924), 

4. Untermietzuschläge (§§ 8 und 9 der Ver- 
ordnung PR Nr. 71/51), 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum 
zu anderen als Wohnzwecken (§ 2 Abs. 3 
des Geschäftsraummietengesetzes vom 
25. Juni 1952 — Bundesgesetzbl. I S. 338), 

6. der Mietzuschlag auf Grund der Verord- 
nung PR Nr. 72/52 über einen allgemeinen 
Mietzuschlag für Wohnraum des Althaus- 
besitzes vom 27. September 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 648). 

(2) Wird die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete 
Miete nadi dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in preisrechtlich zulässiger Weise erhöht oder 
herabgesetzt, so tritt an die Stelle dieser 
Miete die erhöhte oder herabgesetzte Miete. 

§8 

(1) Die Mletzuschläge nach den §§ 5 und 6 
dürfen insoweit nicht erhoben werden, als 
sich durch sie die Miete nach Abzug der in 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Beträge, 
umgerechnet auf den Quadratmeter Wohn- 
fläche, über einen Betrag von 130 vom Hun- 
dert desjenigen Mietrichtsatzes erhöhen würde, 
der gemäß § 29 Abs. 1 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes in der Fassung vom 25. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047) für öffentlich 
geförderte Wohnungen am 1. Oktober 1954 
für die Gemeinde oder den Gemeindeteil be- 
stimmt war. Ist der Mietrichtsatz innerhalb 
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derselben Gemeinde oder innerhalb desselben 
Gemeindeteiles gestaffelt, so ist der örtlich in 
Betracht kommende höchste Satz maßgebend. 
Für die Berechnung der Wohnfläche gelten 
die Vorschriften der §§ 25 bis 27 der Verord- 
nung über Wirtschaftlichkeits- und Wohn- 
flächenberechnung für neugeschaffenen 
Wohnraum (Berechnungsverordnung) vom 
20. November 1950 (Bundesgesetzbl. S. 753) 
sinngemäß. 

(2) Wird wegen baulicher Verbesserungen, 
die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorgenommen werden, eine Mieterhöhung 
durch die Preisbehörde zugelassen, so erhöht 
sich die Grenze des Absatzes 1 um den Be- 
trag dieser Mieterhöhung. 

§9 

Die Mietzuschläge nach den §§ 5 und 6 dür- 
fen nicht erhoben werden, wenn 

1. nach § 3 eine vereinbarte Miete als zulässig 
gilt, 

2. eine Kostenvergleichsmiete nach § 10 zuge- 
lassen wird. 


DRITTER ABSCHNITT 

Zulassung einer Kostenvergleichsmiete 
im Einzelfall 

§ 10 

(1) Ist von den auf Grund dieses Gesetzes 
und der sonstigen Preisvorschriften allgemein 
zugelassenen Mieterhöhungen für preisgebun- 
denen Wohnraum, der bis zum 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden ist, Gebrauch gemacht 
worden, ohne daß sich eine Miete ergeben 
hat, die nachweislich zur Deckung der Be- 
triebs-, Instandhaltungs- und Verwaltungs- 
kosten und des Mietausfallwagnisses sowie der 
am 17. Oktober 1936 in der Miete enthalte- 
nen Beträge für Kapitalkosten und Abschrei- 
bung erforderlich ist (Kostenvergleichsmiete), 
so ist auf Antrag des Vermieters durch die 
Preisbehörde eine Erhöhung der Miete bis zu 
diesem Betrag zuzulassen. Ist Wohnraum 
nach dem 17. Oktober 1936 bezugsfertig ge- 
worden, so treten an die Stelle der in Satz 1 
bezeichneten Beträge für Kapitalkosten und 
Abschreibung die im Zeitpunkt der Bezugs- 
fertigkeit in der preisrechtlich zulässigen 


Miete enthaltenen Beträge für Kapitalkosten 
und Abschreibung. 

(2) Bei der Errechnung der Kostenver- 
gleichsmiete ist von folgenden Ansätzen aus- 
zugehen: 

1. Bei Betriebskosten von den tatsächlichen 
Aufwendungen; 

2. bei Instandhaltungskosten 

a) im Jahre 1936 bei den bis zum 17. Ok- 
tober 1936 bezugsfertig gewordenen 
Gebäuden von 12 vom Hundert der 
preisrechtlich zulässigen Miete nach dem 
Stand vom 17. Oktober 1936, bei den 
später bezugsfertig gewordenen Gebäu- 
den von 0,75 vom Hundert der reinen 
Baukosten im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung; 

b) im Zeitpunkt der Antragstellung 

von 30 vom Hundert der Jahresmiete 
bei einer Miethöhe bis 0,90 Deutsche 
Mark monatlich je qm Nutzfläche, 
von 27 vom Hundert der Jahresmiete 
bei einer Miethöhe bis zu 1,10 Deutsche 
Mark monatlich je qm Nutzfläche, 
von 25 vom Hundert der Jahresmiete 
bei einer Miethöhe bis zu 1,43 Deutsche 
Mark monatlich je qm Nutzfläche, 
von 23 vom Hundert der Jahresmiete 
bei einer Miethöhe von über 1,43 Deut- 
sche Mark monatlich je qm Nutzfläche; 

3. bei Verwaltungskosten im Ausgangsjahr 
von 25, — Deutsche Mark und im Zeit- 
punkt der Antragstellung von jährlich 
35, — Deutsche Mark je Hauptmietver- 
hältnis; 

4. bei dem Mietausfallwagnis von 2 vom 
Hundert der Jahresmiete im Zeitpunkt der 
Antragstellung; ein Ansatz des Mietausfall- 
wagnisses im Ausgangsjahr entfällt. 

(3) Kann der Vermieter den Nachweis über 
die Höhe der Kosten des Ausgangsjahres ganz 
oder teilweise nicht erbringen, so kann die 
Preisbehörde von einem Nachweis absehen, 
sofern ihr die Kosten nach allgemeinen Er- 
fahrungen glaubhaft erscheinen. 

(4) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
und der Bundesminister für Wirtschaft wer- 
den ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Vorschriften über die Errechnung der 
Kostenvergleichsmiete, insbesondere bei ge- 
mischt genutzten Gebäuden sowie über die 
Berücksichtigung von Mieterhöhungen seit 
dem jeweiligen Ausgangsjahr, zu erlassen. 
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VIERTER ABSCHNITT 


Gewährung von Beihilfen 


S 11 

(1) Zur Milderung von Eiärten, die sich in- 
folge von Mieterhöhungen nach den §§ 5, 6 
und 10 dieses Gesetzes für sozial schwache 
Personen, insbesondere für größere Familien 
ergeben, können Beihilfen gewährt werden, 
soweit die Mieterhöhung nicht nach fürsorge- 
reditlidien Vorsdiriften berücksichtigt wird. 
Nähere Bestimmungen, Insbesondere über 
den Personenkreis, die Bezugsvoraussetzun- 
gen und die Höhe dieser Beihilfen, treffen 
die Länder. 

(2) Der Bund leistet an die Länder ein- 
malig einen Betrag von 15 Millionen Deutsche 
Mark zur Abgeltung von Beihilfen (Absatz 1) 
an die in § 7 Abs. 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes in der Fassung vorn 21. August 1951 
(Bundesgcsetzbl. I S. 779) bezeidineten Per- 
sonen, soweit diese Beihilfen nicht im Rah- 
men der Kriegsfolgenhilfe mit dem Bund zu 
verredincn sind. 


(3) Der in Absatz 2 bezeichnete Betrag ver- 
teilt sidi auf die Länder einschließlich Berlin 
wie folgt: 


Baden- 

Württemberi 

Bayern 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Berlin 


1 800 000 DM 

2 640 000 DM 
390 000 DM 

1 080 000 DM 
1 110 000 DM 

1 590 000 DM 

2 400 000 DM 
555 000 DM 

990 000 DM 
2 445 000 DM 


(12,0 
(17,6 
( 2,6 
( 7,2 
( 7,4 
(10,6 

(16,0 
( 3,7 

( 6,6 

(16,3 


V. H.) 
v.H.) 
V. H.) 
V. H.) 
V. H.) 
v.H.) 

V. H.) 
V. H.) 

v.H.) 
v. H.) 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Durchführung von Mieterhöhungen 
§ 12 

(1) Ist bei preisgebundenem Wohnraum 
der Mieter nur zur Entriditung einer niedri- 
geren als der nada diesem Gesetz oder nach 
sonstigen Vorschriften preisrechtlich zulässigen 


Miete verpflichtet, so kann der Vermieter 
dem Mieter gegenüber schriftlich erklären, 
daß die Miete um einen bestimmten Betrag 
bis zur Höhe der preisrechtlich zulässigen 
Miete erhöht werden soll. Die Erklärung ist 
nur wirksam, wenn in ihr der Grund für die 
Zulässigkeit der Mieterhöhung bezeichnet Ist. 
Bestimmt der Vermieter einen Betrag, durch 
den die preisrechtlich zulässige Miete über- 
schritten wird, so ist die Erklärung insoweit 
unwirksam. 

(2) Die Erklärung kann von dem Inkraft- 
treten der die Mieterhöhung zulassendeii 
Vorschriften an erfolgen. Ist eine Erhöhung 
der Miete nur mit besonderer Genehmigung 
der Preisbehörde zulässig, so kann die Erklä- 
rung von dem Zeitpunkt an erfolgen, in dem 
der Genehmigungsbescheid dem Vermieter 
zugestellt worden ist. 

(3) Die Erklärung des Vermieters hat die 
Wirkung, daß an die Stelle der bisher zu ent- 
richtenden Miete die erhöhte Miete von dem 
Zeitpunkt an tritt, zu dem das Mietverhält- 
nis beendigt werden könnte, wenn eine Kün- 
digung nach § 563 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches in Verbindung mit dem Gesetz 
über die Auflockerung der Kündigungster- 
mine bei Mietverhältnissen über Wohnräume 
vom 24. März 1938 (Relchsgesetzbl. I S. 306) 
zulässig wäre. Soweit im Falle des Absatzes 2 
Satz 2 der Genehmigungsbescheid von dem 
Mieter angcfochten wird, kann der Vermieter 
Ansprüdie aus einer gemäß Satz 1 eingetrete- 
nen Mieterhöhung erst geltend machen, wenn 
der Besclieiu unanfechtbar gevzorden ist; der 
Vermieter kann jedodi verlangen, daß der 
Mieter die Erfüllung sicherstellt. Die Sidier- 
stellung kann durch Sicherheitsleistung oder 
in anderer geeigneter Weise erfolgen. 

§ 13 

(1) Dem Vermieter stehen die Rechte aus 
§12 insoweit nicht zu, als eine Erhöhung der 
Miete auch für den Fall ihrer preisrechtlichen 
Zulässigkeit ausdrücklich ausgeschlossen ist 
oder nach den Umständen ausgeschlossen sein 
sollte. 

(2) Hat der Mieter auf den Mietgegenstand 
notwendige Verwendungen gemacht oder 
durch Gewährung von Zuschüssen oder in 
sonstiger Weise einen erheblichen Beitrag zur 
Schaffung, Instandsetzung oder Instandhal- 
tung des Mietgegenstandes geleistet, und ist 
der Vermieter zum Ersatz nicht verpflichtet, 
so stehen dem Vermieter die Rechte aus § 12 
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insoweit nicht zu, als Im Hinblick auf die 
Leistungen des Mieters eine Mieterhöhung 
nicht gerechtfertigt ist. Der Mieter kann sich 
auf Leistungen nur berufen, soweit sie nicht 
durch die Dauer der Mietzeit als getilgt anzu- 
sehen sind; dabei sind Leistungen in Höhe 
eines Betrages, der einer Jahresmiete zur Zeit 
der Leistung entspricht, als durch eine Miet- 
dauer von vier Jahren getilgt anzusehen. Lei- 
stungen, die den Betrag einer Vierteljahres- 
miete nicht erreichen, bleiben außer Betracht. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Baukostenzu- 
schüsse, bei denen die Leistung des Mieters in 
anderer Weise durch Mietermäßigung berück- 
sichtigt wird. Insbesondere im Falle des § 2 
Abs. 2 der Verordnung PR Nr. 71/51 und bei 
steuerbegünstigten Wohnungen im Sinne des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes. 

§ 14 

(1) Der Mieter ist unbeschadet sonstiger 
Kündigungsrechte bereditigt, das Mietverhält- 
nis innerhalb eines Monats seit dem Zugang 
einer Erklärung des Vermieters nach § 12 
Abs. 1 unter Einhaltung der in § 12 Abs. 3 
Satz 1 bezeichneten Kündigungsfrist für den 
erstzulässigen Termin zu kündigen. Ist der 
Mieter ohne eigenes Verschulden an der 
rechtzeitigen Kündigung gehindert, so läuft 
die Frist, innerhalb derer die Kündigung aus- 
gesprochen werden kann, nicht vor Ablauf 
von zwei Wochen seit dem Zeitpunkt ab, in 
dem das Hindernis wegfällt; jedoch kann die 
Kündigung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dem Ende der versäumten Frist nicht 
mehr erklärt werden. 

(2) Kündigt der Mieter innerhalb der in 
Absatz 1 bezeichneten Frist zu dem dort vor- 
gesehenen Termin, so tritt die Mieterhöhung 
nadi § 12 nicht ein. 

(3) Hat der Mieter den Genehmigungsbe- 
scheid der Preisbehörde angefochten oder 
sonst die Zulässigkeit der Mieterhöhung be- 
stritten, so ist der Mieter auch berechtigt. In- 
nerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an, 
in dem der Bescheid unanfechtbar geworden 
oder in dem der Streit über die Zulässigkeit 
der Mieterhöhung auf andere Weise behoben 
ist, das Mietverhältnis unter Einhaltung der 
in § 12 Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Kün- 
digungsfrist für den erstzulässigen Termin zu 
kündigen. 

§ 15 

(1) Ist die vereinbarte Miete bei steuerbe- 
günstigten Wohnungen niedriger als die Ko- 


stenmiete im Sinne des § 45 Abs. 2 Satz 1 er- 
ster Halbsatz des Ersten Wohnungsbaugeset- 
zes, so finden die §§ 12 bis 14 Anwendung 
mit der Maßgabe, daß die Kostenmiete als die 
preisrechtlich zulässige Miete anzuschen Ist. 

(2) Ist bei öffentlich geförderten Wohnun- 
gen, die nach dem 31. Dezember 1949 bezugs- 
fertig geworden sind, die Summe der verein- 
barten Mieten für die einzelnen Wohnungen 
des Gebäudes niedriger als die Summe, die 
sich auf Grund des von der Bewilligungsstelle 
nach den Vorschriften des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes festgesetzten durchschnittlichen 
Mietbetrages ergibt, so finden die §§12 bis 
14 Anwendung mit der Maßgabe, daß der 
Vermieter die Mieten nach dem Verhältnis 
der bisher vereinbarten Mieten zu berechnen 
hat. Das gleiche gilt, wenn die Richtsatzmiete 
durch die Preisbehörde mit Zustimmung der 
Bewilligungsstelle erhöht wird. 

§ 16 

(1) Bei Mietverhältnissen über Wohnraum, 
die nadi ihrem Abschluß von den Preisvor- 
schriften ausgenommen worden sind oder aus- 
genommen werden, gelten die Vorschriften 
der §§ 12 bis 14 entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß an Stelle der preisrechtlich zuläs- 
sigen Miete eine angemessen erhöhte Miete 
tritt. 

(2) Eine Miete ist als angemessen erhöht 
im Sinne des Absatzes 1 anzusehen: 

1. Bei frei finanzierten Wohnungen im Sinne 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes sowie im 
Falle des §6 der Verordnung PR Nr. 71/51, 
wenn die Miete die Kostenmiete Im 
Sinne des § 45 Abs. 2 Satz 1 erster Halb- 
satz des Ersten Wohnungsbaugesetzes nicht 
übersteigt; 

2. bei Wohnraum, der nach § 3 Abs. 1 oder 2 
des Geschäftsraummietengesetzes von den 
Preisvorschriften ausgenommen ist, wenn 
die Miete einen Betrag von 130 vom Hun- 
dert der Miete für preisgebundenen Wohn- 
raum gleicher Art, Lage und Ausstattung 
nicht übersteigt. 

(3) Der Bundesminis tcr für Wohnungsbau 
und der Bundesminister für Wirtschaft wer- 
den ermächtigt, durch Rechts Verordnung 
Vorschriften darüber zu erlassen, wann in 
anderen Fällen einer Preisfreigabe eine Miete 
als angemessen erhöht im Sinne des Absat- 
.cs 1 anzusehen ist. 
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§ 17 

(1) Sind die Preisvorschriften nach § 3 
Abs. 1 oder 2 oder § 4 des Geschäftsraummie- 
tengesetzes auf Geschäftsräume oder gewerb- 
lich genutzte unbebaute Grundstücke, die 
wegen ihres räumlichen oder wirtschaftlichen 
Zusammenhangs mit Wohnräumen zugleich 
mit diesen vermietet oder verpachtet sind, 
weiterhin anzuwenden, so gelten die Vor- 
schriften der §§ 12 bis 14 entsprechend. 

(2) Bei Miet- und Pachtverhältnissen über 
Gesdiäftsräume oder gewerblich genutzte un- 
bebaute Grundstücke, die nach ihrem Ab- 
schluß von den Preisvorschriften ausgenom- 
men worden sind oder ausgenommen werden, 
gelten die Vorschriften der §§ 12 bis 14 ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der preisrechtlich zulässigen Miete oder Pacht 
eine angemessen erhöhte Miete oder Pacht 
tritt; als angemessen erhöht ist eine Miete 
oder Pacht anzusehen, wenn sie die orts- 
übliche Miete oder Pacht im Sinne des § 9 
Abs. 2 und des § 21 Abs. 1 des Geschäfts- 
raummietengesetzes nicht übersteigt. Dies gilt 
auch insoweit, als die Geschäftsräume oder die 
gewerblich genutzten unbebauten Grundstücke 
wegen ihres räumlichen oder wirtschaftlichen 
Zusammenhangs mit Wohnräumen zugleich 
mit diesen vermietet oder verpachtet sind. 

§ 18 

Die Vorschriften der §§ 12 bis 17 gelten 
für Untermiet- und Unterpachtverhältnisse 
sowie sonstige entgeltliche Nutzungsverhält- 
nisse über Räume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke entsprechend. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Ergänzende Vorschriften 
§ 19 

(1) Wohnraum ist als ln dem Zeitpunkt 
bezugsfertig geworden anzusehen, in dem der 
Bau so weit gefördert war, daß den zukünf- 
tigen Bewohnern zugemutet werden konnte, 
den Wohnraum zu beziehen; die Genehmi- 
gung der Bauaufsichtsbehörde zum Beziehen 
ist niclu entscheidend. 

(2) Unter Wohnraum, der bis zum 31. De- 
zember 1949 bezugsfertig geworden ist, ist 
auch der bis zu diesem Zeitpunkt durch Wie- 
deraufbau, Wiederherstellung, Ausbau oder 
Erweiterung bezugsfertig gewordene Wohn- 


raum zu verstehen; dabei sind die In § 2 der 
Berechnungsverordnung enthaltenen Begriffs- 
bestimmungen sinngemäß anzuwenden. 

(3) Preisgebundener Wohnraum ist Wohn- 
raum, dessen Vermietung den Preisvorschrif- 
ten unterliegt. 

§ 20 

Der Mietzuschlag nach den §§ 5 und 6 so- 
wie eine Mieterhöhung nach § 10 bleiben bei 
der Berechnung der Miete, die nach § 2 der 
Verordnung über die Förderung von Arbei- 
terwohnstätten vom 1. April 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 437) und nadi der Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die För- 
derung von Arbeiterwohnstätten vom 18. Ja- 
nuar 1943 (Reidisgesetzbl. I S. 27) für die 
Grundsteuerbeihilfe maßgebend ist, außer 
Beuaclit. Das gleiche gilt für die IJmlcgung 
von Kosten für den Wasserverbraudi gemäß 
§ 5 der Verordnung PR Nr. 71/51 sowie für 
Umlagen gemäß der Anordnung PRNr. 72/49. 

§ 21 

(1) Wird einem Mieter für die Aufgabe des 
Besitzes an preisgebundenem Wohnraum ein 
Entgelt gewährt, so Ist die Leistung insoweit 
preisrechtlich zulässig, als 

1. durch sie Aufwendungen ausgeglichen wer- 
den sollen, die der Mieter zur Schaffung 
oder Instandsetzung des Wohnraums ge- 
madit hat, 

2. sie dazu verwendet werden soll, für den 
Mieter anderweit Wohnraum zu schaffen 
oder instand zu setzen oder Aufwendungen 
für diese Zwecke auszugleichen, 

3. sie die Kosten ausglelchen soll, die dem 
Mieter für den Umzug entstehen oder 

4. sie von dem Vermieter gewährt wird. 

(2) In anderen als den in Absatz 1 bezeich- 
neten Fällen kann die Preisbehörde die Ge- 
währung eines Entgelts an den Mieter geneh- 
migen, wenn diese nach den Umständen ge- 
rechtfertigt erscheint. 

(3) Eine Leistung der in Absatz 1 bezelch- 
neten Art, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bewirkt worden ist, gilt mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes preisrechtlich als 
genehmigt, es sei denn, daß in diesem Zeit- 
punkt die preisrechtliche Genehmigung in 
unanfechtbarer Welse versagt ist. Soweit eine 
Leistung im Hinblick auf die aus den preis- 
rechtlichen Vorschriften hergeleitete Nichtig- 
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kelt des zugrunde liegenden Rechtsgeschäftes 
zurückgewährt worden ist, hat es hierbei sein 
Bewenden. 

(4) Das Hamburgische Gesetz über das Ver- 
bot von Abstandszahlungen und Sonderlei- 
stungen fürWohnraum vom 2. Oktober 1953 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt I S. 244) wird aufgehoben. 

§ 22 

Eine Leistung, die das nach diesem Gesetz 
oder nach anderen mietpreisrechtlichen Vor- 
schriften zulässige Entgelt übersteigt, kann 
nach den allgemeinen Vorschriften zurückge- 
fordert werden; § 817 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist nicht anzuwenden. Der An- 
spruch verjährt in einem Jahr von der Lei- 
stung an. 

§ 23 

Die Vorschriften des § 3 sowie die Vor- 
schriften des Zweiten, Dritten und Vierten 
Abschnittes dieses Gesetzes sind auf die Ver- 
mietung von Wohnraum nicht anzuwenden, 
wenn und solange Mängel vorliegen, die die 
Benutzbarkeit des Wohnraumes unter Berück- 
sichtigung der örtlichen Wohnverhältnisse 
oder Wohngewohnheiten offensichtlich er- 
heblich beeinträchtigen. 

§ 24 

(1) Hat ein Vermieter von preisgebunde- 
nem Wohnraum die Ausführung notwendi- 
ger Instandsetzungs- oder Instandhaltungs- 
arbciten unterlassen, so kann die zuständige 
Stelle die sachgemäße Ausführung solcher Ar- 
beiten durch geeignete Verfügungen sicher- 
stellen, wenn Mängel vorliegen, die die Be- 
nutzbarkeit des Wohnraumes unter Berück- 
sichtigung der örtlichen Wohnverhältnisse 
oder Wohngewohnheiten offensichtlich er- 
heblich beeinträchtigen. Die zuständige Stelle 
hat dabei im Rahmen der Mittel, die nach 
Satz 4 in Anspruch genommen werden kön- 
nen, dem Umfang und der Dringlichkeit der 
notwendigen Arbeiten Rechnung zu tragen. 
Sie kann insbesondere anordnen, daß die 
Mieter einen entsprechenden Teil der Miete 
nicht an den Vermieter, sondern an die Stelle 
selbst oder eine andere Stelle zu entrichten 
haben, oder daß sic die Arbeiten selbst aus- 
führen und einen entsprechenden Betrag der 
Miete einbehalten können; insoweit erlischt 
der Anspruch des Vermieters; dies gilt auch 
für den Fall der Abtretung, Verpfändung, 


Pfändung oder Beschlagnahme der Mietzins- 
forderung. Der Betrag, der auf Grund einer 
solchen Verfügung für Instandsetzungs- oder 
Instandhaltungsarbeiten in Anspruch genom- 
men wird, darf 30 vom Hundert der jeweils 
fälligen Miete abzüglich der In § 7 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5 genannten Beträge nicht über- 
steigen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung nähere Vor- 
schriften über das Verfahren bei Verfügun- 
gen nach Absatz 1 zu erlassen. Sie können 
namentlich bestimmen, welche Stellen für 
diese Maßnahmen zuständig sind und auch 
vorschreiben, daß die Beträge von den Mie- 
tern wie Gemeindeabgaben beigetrieben wer- 
den können. 

§ 25 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 24 finden 
auf die sonstige entgeltliche Nutzung von 
Wohnraum entsprechende Anwendung. 

(2) Für die Berechnung der Untermiete so- 
wie für die Berechnung der Miete in den der 
Untervermietung preisrechtlich gleichstehen- 
den Fällen verbleibt es bei den bisherigen 
Vorschriften. 

§ 26 

(1) Das Geschäftsraummletcngesetz wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs, 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Sind Geschäftsräume wegen ihres 
räumlichen oder wirtschaftlichen Zusam- 
menhangs mit Wohnräumen, die bei selb- 
ständiger Vermietung den Preisvorschrif- 
ten unterliegen würden, zugleidi mit die- 
sen vermietet, so werden auch die Wohn- 
räume von den Preisvorschriften ausgenom- 
men. Dies gilt nicht, wenn der Mietwert 
der Geschäftsräume im Verhältnis zu dem 
Mietwert derWohnräume von untergeord- 
neter Bedeutung Ist; In diesem Falle unter- 
liegen auch die Geschäftsräume den Preis- 
vorschriften. Wohnräume, die nach den 
Sätzen 1 und 2 von den Preisvorschriften 
ausgenommen sind, bleiben von diesen auch 
dann ausgenommen, wenn die Vorausset- 
zungen des Satzes 1 nachträglich wegfallen.“ 

2. § 3 Abs. 4 wird aufgehoben. 

3. § 5 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Sind Geschäftsräume wegen ihres 
räumlichen oder wirtschaftlichen Zusam- 
menhangs mit Wohnräumen, die bei selb- 
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ständiger Vermietung unter Mietersdiutz 
stehen würden, zugleich mit diesen vermie- 
tet, so wird das Mietverhältnis auch inso- 
weit, als es sich auf die Wohnräume be- 
zieht, vom Mieterschutz ausgenommen. 
Dies gilt nidit, wenn der Mietwert der Ge- 
schäftsräume im Verhältnis zu dem Miet- 
wert der Wohnräume von untergeordneter 
Bedeutung ist; in diesem Falle unterliegt 
das Mietverhältnis dem Mieterschutz auch 
insoweit, als es sich auf die Gesdiäftsräume 
bezieht.“ 

4. § 9 Abs. 3 wird aufgehoben; der bisherige 
Absatz 4 wird Absatz 3. 

(2) Auf Miet- und Pachtverhältnisse, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begrün- 
det worden sind, findet § 5 Abs. 3 des Ge- 
schäftsraummietengesetzes in der Fassung des 
Absatzes 1 keine Anwendung; insoweit blei- 
ben die Vorschriften In ihrer jetzigen Fassung 
maßgebend. 

§ 27 

§ 3 Buchst, c des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes vom 31. März 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 97) erhält die folgende Fassung: 

„c) Wohnraum, der wegen seines räumlichen 
oder wirtschaftlichen Zusammenhangs 
mit Geschäftsraum im Sinne des Ge- 
schäftsraummietengesetzes vom 25. Juni 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 338) zugleich 
mit diesem vermietet oder verpachtet oder 
auf Grund eines sonstigen Rechtsver- 
hältnisses einem anderen überlassen ist, 
es sei denn, daß der Mietwert des Ge- 
schäftsraums im Verhältnis zum Miet- 
wert des Wohnraums von untergeord- 
neter Bedeutung Ist. Die Ausnahme von 
der Wohnraumbewirtschaftung bleibt 
audi bestehen, wenn der räumliche oder 
wirtschaftliche Zusammenhang nachträg- 
lich wegfällt.“ 

§ 28 

Der Bundesminister für Wohnungsbau und 
der Bundesminister für Wirtschaft werden 
ermäditigt, durch Reditsverordnung Wohn- 
raum bestimmter Art oder Miethöhe oder 
Wohnraum in Gemeinden bestimmter Größe 
von den Mietpreisvorschriften auszunehmen, 
soweit im Flinbllck auf die wohnungswirt- 
schaftlichen Verhältnisse ein Fortbestehen der 
Preisbindung nicht mehr erforderlich er- 
scheint. 


§ 29 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft und 
der Bundesminister für Wohnungsbau wer- 
den ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Vorschriften des Mietpreisrechts, die für den 
bis zum 31. Dezember 1949 bezugsfertig ge- 
wordenen Wohnraum gelten, soweit sie in 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsbe- 
stimmungen enthalten sind, einschließlich der 
Verfahrens- und Kostenvorschriften zu än- 
dern, zu ergänzen oder aufzuheben, um die 
Vorschriften des Mietpreisrechts zu verein- 
fachen, zusammenzufassen und diesem Gesetz 
anzupassen; hierbei darf die Miethöhe nicht 
wesentlich geändert werden. 

(2) Wo auf Preisvorschriften verwiesen 
wird, die nach Absatz 1 geändert, ergänzt 
oder aufgehoben werden, erhält die Verwei- 
sung Ihren Inhalt aus den entsprechenden 
neuen Vorschriften. Einer Verweisung steht 
es gleich, wenn die Anwendbarkeit der in 
Satz 1 bezeichneten Vorschriften stillschwei- 
gend vorausgesetzt wird. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 30 

(1) § 3 a des Mieterschutzgesetzes und § 3 
der Hessischen Verordnung über die einst- 
weilige Regelung von Mietstreitigkeiten vom 
23. November 1946 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Groß-Hessen S. 222) werden 
aufgehoben. 

(2) Der Vermieter kann innerhalb von drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eine Aufhebungsklage, die auf eine in 
Absatz 1 bezelchnete Vorschrift gestützt war, 
auf einen anderen Aufhebungsgrund stützen 
oder zur Klage auf Zahlung des Mietzinses 
übergehen. Der Übergang zur Zahlungsklage 
gilt als eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes abgegebene Erklärung des Ver- 
mieters nach § 12 Abs. 1. 

(3) Macht der Vermieter von einer der in 
Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen Möglichkeiten 
keinen Gebrauch, so gilt die Aufhebungsklage 
als im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes in der Hauptsache erledigt. Jede Partei 
trägt in diesem Falle die ihr entstandenen 
außergerichtlichen Kosten; die Gerichtskosten 
werden niedergeschlagen. 

(4) Macht der Vermieter von einer der in 
Absatz 2 Satz 1 vorgesehenen Möglichkeiten 
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Gebrauch, so gilt Absatz 3 Satz 2 entspre- 
chend hinsichtlich der besonderen Kosten, die 
durch die ursprüngliche Klage verursacht sind. 

§ 31 

(1) Das Reichsmietengesetz in der Fassung der 
Verordnung über die Änderung des Reichs- 
mietengesetzes und des Mieterschutzgesetzes 
vom 20. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 378, 
380) und des Gesetzes zur Änderung des 
Reichsmietengesetzes vom 15. Januar 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 37) sowie die Ausfüh- 
rungsverordnung zum Reichsmietengesetz 
vom 20. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 383) 
in der Fassung der Verordnung zur Ände- 
rung der Ausführungsverordnung zum Reichs- 
mietengesetz vom 8. April 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 207) treten außer Kraft. 

(2) Die zu § 6 des Reichsmietengesetzes er- 
gangenen Ausführungsvorschriften der Län- 
der bleiben, soweit sie diesem Gesetz nicht 
widersprechen, in Kraft, bis sie durch Vor- 
schriften auf Grund der Ermächtigung in § 24 
Abs. 2 dieses Gesetzes ersetzt werden. 

§ 32 

Die in den bisherigen Mietpreisvorschriften 
enthaltenen Strafvorschriften sind vom Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes an 
nicht mehr anzuwenden. 

§ 33 

^ Der Zweite, Vierte, Fünfte, Sechste und 
Siebente Abschnitt dieses Gesetzes gelten nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzcs vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin mit 
folgender Maßgabe: 

1. In § 5 wird das Datum „20. Juni 1948“ 
durch „24. Juni 1948“ ersetzt. 

2. § 6 entfällt. 

3. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Mietzuschlag nach § 5 ist von 
der Miete zu berechnen, die für die letzte 
Mietzeit vor dem 1. Januar 1955 in preis- 
rechtlich zulässiger Weise vereinbart war.“. 

4. In § 7 Abs. 1 Nr. 1 entfällt der einge- 
klammerte Hinweis „(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 
der Verordnung PR Nr. 71/51)“. 

5. § 7 Abs. 1 Nr. 2 wird durch folgende 
Fassung ersetzt: 

„2. Die Heizungskosten für Sammelhel- 


zungs- und Warmwasserversorgungs- 
anlagen,“. 

6. § 7 Abs. 1 Nr. 3 wird durch folgende 
Fassung ersetzt; 

„3. seit dem 1. April 1945 in zulässiger 
Weise vereinbarte Zuschläge und Um- 
lagen für laufende Mehrbelastungen 
(Verordnung über den Ausgleich von 
Mehrbelastungen des Hausbesitzes 
vom 8. Juni 1953 — Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 391),“. 

7. § 7 Abs. 1 Nr. 4 entfällt. 

8. In § 7 Abs. 1 wird Nr. 5 Nr. 4; der ein- 
geklammerte Hinweis „(§ 2 Abs. 3 des 
Geschäftsraummietengesetzes vom 25. Juni 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 338)“ wird 
durch folgenden eingeklammerten Hin- 
weis ersetzt: „(§ 4 der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts).“. 

9. § 7 Abs. 2 Nr. 6 entfällt. 

10. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „nach 
den §§ 5 und 6“ durch „nach § 5“ ersetzt. 

11. § 9 entfällt. 

12. In § 11 werden die Worte „nach den 
§§ 5, 6 und 10“ durch die Worte „nach 
§ 5“ ersetzt. 

13. In § 13 Abs. 3 werden die Worte „der 
Verordnung PR Nr. 71/51“ durch „Ver- 
ordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts“ ersetzt. 

14. § 16 Abs. 2 wird durch folgende Fassung 
ersetzt: 

„(2) Eine Miete ist als angemessen er- 
höht im Sinne des Absatzes 1 anzusehen, 
wenn die Miete bei Wohnraum In Ein- 
familienhäusern mit einem Einheitswert 
von mehr als 30 000, — Deutsche Mark 
sowie bei Mietverhältnissen über frei fi- 
nanzierte Wohnungen im Sinne des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes, die vor Inkrafttre- 
ten des Ersten Wohnungsbaugesetzes be- 
gründet sind, die Kostenmiete Im Sinne 
des § 45 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes nicht über- 
steigt.“. 

15. § 16 Abs. 3 entfällt. 

16. § 17 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften der §§ 5, 7, 12 bis 14 
und 16 gelten entsprechend für Miet- und 
Pachtverhältnisse über Geschäftsräume 
und gewerblich genutzte unbebaute 
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Grundstücke; eine Miete oder Pacht ist als 
angemessen erhöht im Sinne des § 16 Abs. 1 
anzusehen, wenn sie die ortsübliche Miete 
oder Pacht, die sich für Geschäftsräume 
oder Grundstücke gleicher Art und Lage 
nach Wegfall der Preisbindungen bildet, 
nicht übersteigt.“. 

17. In § 20 werden die Worte „nach den §§ 5 
und 6 sowie eine Mieterhöhung nach § 10“ 
durch „nach § 7“ ersetzt. Der letzte Satz 
erhält folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt für die Umlegung von 
Kosten für den Wasserverbrauch sowie für 
Zuschläge gemäß der Verordnung über 
den Ausgleich von Mehrbelastungen des 
Hausbesitzes.“ 

18. In § 23 werden die Worte „des § 3 sowie 
die Vorschriften des Zweiten, Dritten und 


Vierten Abschnittes“ durch die Worte 
„des Zweiten und Vierten Abschnittes“ 
ersetzt. 

19. In § 25 werden die Worte „Die §§ 1 bis 
24“ durch die Worte „Die §§ 5, 7 und- 8, 
11 bis 24“ ersetzt. 

20. § 26 entfällt. 

21. § 27 entfällt. 

22. § 28 entfällt. 

23. § 29 entfällt. 

24. § 32 entfällt. 

§ 34 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 
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A. ALLGEMEINER TEIL 

1. Zweck und Ziel des Gesetzes 

Die Eigenwirtschaftlichkeit im Wohnungs- 
wesen ist ein Ziel, auf das keine Volkswirt- 
schaft ohne schwerwiegende wirtschaftliche 
und soziale Folgen verzichten kann. Alle An- 
strengungen zur Beseitigung oder Verhinde- 
rung eines Wohnungsfehlbestandes müssen 
scheitern, wenn nicht die vorhandenen Woh- 
nungen aus ihren laufenden Mieterträgen 
mindestens in ihrem Wohnwert erhalten wer- 
den können. Privatinitiative und privates 
Sparkapital — namentlich Sparkapital, das 
von Sparkassen, Hypothekenbanken, Ver- 
sicherungen und Sozialversicherungsträgern 
für breiteste Schichten der Bevölkerung wert- 
beständig erhalten werden soll — sind für 
den Wohnungsbau nicht mehr zu mobili- 
sieren, wenn keine Gewähr mehr besteht, daß 
das In Wohnungen angelegte Kapital ein- 
schließlich der bei allen Anlagen üblicher- 
weise erzielbaren Zinsen aus den Wohnungs- 
erträgen gesichert werden kann. 

Der Wohnungsbau muß dadurch zwangs- 
läufig immer mehr zu einer Angelegenheit 
des Staates werden, der die Mittel hierfür im 
Ausmaß der Unwirtschaftlichkeit der Woh- 
nungen nur aus den direkten und indirekten 
Steuern ohne Rücksicht auf die tatsächliche 
soziale Bclastungsfähigkeit der einzelnen Be- 
völkerungssdiichten entnehmen kann. Ist be- 
reits — wie in der Bundesrepublik — ein 
recht erheblicher Fehlbestand an Wohnungen 
vorhanden und wird dieser durch den laufen- 
den Verfall an zwangsweise unwirtschaftlich 
gehaltenen Altwohnungen noch stetig ver- 
größert, so können diese direkten oder in- 
direkten steuerlichen Belastungen der Allge- 
meinheit für den Wohnungsbau Größenord- 
nungen erreichen, die auf unabsehbare Zeit 
die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit mit 
der Umwelt, damit die Sicherung der Ar- 
beitsplätze und ebenso die Fähigkeit zu not- 
wendigen sozialen Leistungen einer Volks- 
wirtschaft entscheidend verringern, ohne auf 
der anderen Seite zur Überwindung der sich 
um den Verfall des Bestandes ständig er- 
weiternden Wohnungsnot auszureichen. Dar- 
über hinaus wird zwangsläufig auf diese 
Weise jede Selbstverantwortung für das Gut 
„Wohnung“, wie überhaupt der Begriff des 
unter Verzichten und Opfern selbst erwor- 
benen privaten Eigentums ernsthaft ge- 
fährdet. 


Die wirksamste Lösung der wohnungswirt- 
schaftlichen Problematik wäre selbstverständ- 
lich ebenso wie auf allen übrigen Gebieten 
der Wirtschaft die Herbeiführung des Aus- 
gleichs von Angebot und Nachfrage durch 
den Markt, das heißt die Eingliederung auch 
dieses Bereichs der Volkswirtschaft in ein 
marktwirtschaftlich orientiertes Gesamt- 
system, Nun besteht aber zwischen den 
übrigen Gebieten der Wirtschaft — auch 
wenn es sich um kurzfristig nicht beliebig 
vermehrbare Grundstoffe wie Kohle, Stahl 
oder Treibstoffe handelt — und dem Woh- 
nungs- und Ernährungssektor ein grundsätz- 
licher Unterschied, dem sich keine Regierung 
zu entziehen vermag, die sich ihrer sozialen 
Verantwortung bewußt Ist. Auf die Woh- 
nung kann ebenso wie auf das tägliche Brot 
im Gegensatz zu der großen Mehrzahl der 
anderen Güter, bei denen es jeweils noch 
Ersatz- oder Auswelchmöglichkeitcn gibt, 
audi der Ärmste nicht verzichten. Nach zwei 
verlorenen Weltkriegen gehören aber einmal 
vorerst noch breite Kreise unseres Volkes zu 
den sozial besonders sdiwadien Schichten. Es 
gilt also, Wege zu finden, die sowohl der 
Sorge für diese sozial schwachen Schichten als 
auch der Notwendigkeit der Wiederherstel- 
lung der Selbsterhaltungsfähigkeit des Woh- 
nungsbestandes und damit zugleich der ver- 
stärkten Interessennahme der privaten Initia- 
tive und der volkswirtschaftlichen Spar- 
leistung für den Wohnungsbau Rechnung 
tragen. 

Das bedeutet, daß in der speziellen deutschen 
Situation sowohl die sozial- als auch die als 
unerläßlich erkannten wohnungspolitischen 
Maßnahmen mit größter Umsicht und wohl 
aufeinander abgestimmt durchgeführt werden 
müssen, wenn in einer nicht allzu fernen Zeit 
sowohl die drückende Wohnungsnot über- 
wunden sein soll als auch gleichzeitig im 
Regelfall die sozialen Voraussetzungen für 
die Tragbarkeit der erforderlichen Woh- 
nungslasten geschaffen sein sollen. Der vor- 
liegende Gesetzentwurf ist daher darauf an- 
gelegt, auf seinem Teilgebiet zugleich den so- 
zialen und wohnungswirtschaftlichen Not- 
wendigkeiten zu entsprechen. Er muß dar- 
über hinaus auch im Zusammenhang mit der 
Gesamtheit der wIrtschafts-, finanz- und 
sozialpolitischen Maßnahmen zugunsten der 
Hebung des Lebensstandards des deutschen 
Volkes und namentlich seiner sozial 
schwachen Schichten gesehen werden. 

Die schrittweise Wiederherstellung der Wirt- 
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schaftllchkeit des Hausbesitzes^) stellte be- 
reits ein Ziel der ersten Bundesregierung dar. 
In der Regierungserklärung vom 20. Septem- 
ber 1949 wurde betont, daß durch „ent- 
sprechende, in vorsichtiger und nidit über- 
stürzter Weise durchgeführte Lockerungsvor- 
schriften der Raumbewirtschaftung und der 
Mietfestsetzung das Privatkapital für den 
Bau von Wohnungen wieder interessiert wer- 
den müsse, da sonst eine Lösung des Woh- 
nungsproblems unmöglich sei“. Die erste 
Bundesregierung wurde bei Ihren Bemühun- 
gen in dieser Richtung durch den Antrag der 
Fraktionen der Regierungsparteien vom 
5. Juli 1951 betreffend die Notlage des Alt- 
hausbesitzes (Bundestagsdrucksache Nr. 2418) 
unterstützt, der die Bundesregierung insbe- 
sondere aufforderte, 

„ 1 . unverzüglich eine Regelung zu treffen, 
die die unterschiedliche Behandlung der 
Mieten und der Mieter gewerblicher 
Räume im Althausbesitz und den nach 
dem 31. März 1924 errichteten Gebäuden 
beseitigt; 

2. wenigstens eine teilweise Angleichung der 
Mieten in den Althäusern an die Mieten 
in den zwischen den beiden Weltkriegen 

I mit öffentlichen Förderungsmitteln er- 
stellten Gebäuden hefbeizuführen; 

3. die zuständigen Preisbehörden anzu- 
weisen, ab sofort von § 3 der Preisstopp- 
verordnung In einem Sinne Gebrauch zu 
machen, der der Notlage des Hausbesitzes, 
dem volkswirtschaftlichen Reparaturauf- 
wand und der größeren Leistungsfähigkeit 
der Mieter Rechnung tragt; 

4. eine Besserstellung des Althausbesitzes 
über eine Vergünstigung im Lastenaus- 
gleichsgesetz und eine dem natürlichen 
Verschleiß und dem aufgestauten Instand- 
setzungsbedarf entsprechende Erhöhung 
der Abschreibungsquoten zu gewähren.“ 

In der 280. Sitzung des 1. Bundestages am 
3. Juli 1953 wurde der vorgenannte Antrag 
der Fraktionsparteien auf Grund der folgen- 
den Maßnahmen im Laufe der ersten Wahl- 
periode für erledigt erklärt: 

a) Die Verordnung PR Nr. 71/51 über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts vom 29. November 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 920), durch die eine Auf- 
lockerung des Mietpreisrechts und insbe- 

Unter „Hausbesitz'' ist nicht nur solcher im 
Sinne des städtischen Hausbesitzes, sondern allgemein 
sämtlicher vermieteter 'Wohnraum zu verstehen. 


sondere eine Anhebung der unter der 
ortsüblichen Miete liegenden Mieten er- 
folgte; 

b) das Gesetz zur Regelung der Miet- und 
Pachtverhältnisse über Geschäftsräume 
und gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke (Geschäftsraummietengesetz) 
vom 25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I 

S. 338), durch das die bereits durch die 
Verordnung PR Nr. 71/51 verfügten Auf- 
lockerungen der Preisbindungen für Ge- 
werberäume übernommen und darüber 
hinaus diese Räume auch vom Mieter- 
schutz ausgenommen worden sind; 

c) die Verordnung PR Nr. 72/52 über einen 
allgemeinen Mietzuschlag bei Wohnraum 
des Althausbesitzes vom 27. September 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 648), die für 
den vor dem 1. April 1924 bezugsfertig 
gewordenen Wohnraum eine lOVoige 
Mieterhöhung zuließ; 

d) das Gesetz über den Lastenausgleich 
(Lastenausgleichsgesetz-LAG) vom 14. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), des- 
sen § 129 Abs. 1 bestimmt, daß fällige 
Leistungen aus einer Abgabeschuld auf 
Antrag erlassen werden, soweit sie nadi 
Maßgabe der Ertragsberechnung aus den 
Erträgen des Grundstücks nicht aufge- 
bracht werden können; 

e) durch wiederholte Bereitstellung von Bun- 
deshaushaltsmitteln In erheblichem Aus- 
maß zur Instandsetzung von Wohnge- 
bäuden entsprechend der vom Bundes- 
minister für Wohnungsbau für den Ein- 
satz dieser Bundesmittel unter dem 
18. November 1952 erlassenen Richt- 
linien (Bundesbaublatt S. 411). 

Diese Maßnahmen haben zweifellos zur Bes- 
serung der Lage des Hausbesitzes beigetragen. 
Sie stellten jedoch ihrem Wesen nach nur 
Teillösungen dar, waren in ihrer Wirkung 
begrenzt und reichten nicht aus, die Wirt- 
sdiaftlichkeit des Hausbesitzes wiederherzu- 
stellen. 

Hinzu kam, daß im Zusammenhang mit der 
Korea-Krise sich die Bau- und Reparatur- 
kosten seit Mitte 1950 um rd. V 4 erhöhten. 
Es bedarf keiner besonderen Ausführungen, 
daß dadurch die Lage des Hausbesitzes sich 
erneut erheblich verschlechterte und das ge- 
stellte Problem eine Verschärfung erfuhr. 

In ihrer Regierungserklärung vom 20. Ok- 
tober 1953 hat daher die zweite Bundesregie- 
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rung diese Fragen erneut ansprechen müssen 
und zum Ausdruck gebracht, daß „zur Erhal- 
tung des Wohnungsbestandes auch im Woh- 
nungsbau die Grundsätze der sozialen Markt- 
wirtschaft Schritt für Schritt Immer mehr zur 
Geltung kommen müßten“. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will dement- 
sprechend und in Übereinstimmung mit den 
einleitenden Feststellungen der noch dring- 
licher gewordenen Wiederherstellung der 
Wirtschaftlichkeit des Fiausbesitzes durch 
eine wohl abgewogene Ermächtigung zur Er- 
höhung der Mieten unter gleichzeitiger Be- 
rücksichtigung sozialer Fiärten durch Sicher- 
stellung von Beihilfen den Weg bereiten. 

Dieses Ziel soll in einer möglichst einfachen 
Weise erreicht werden, die keinen großen 
Verwaltungsaufwand erfordert, zugleidi aber 
genügend soziale Sicherungen in sich birgt, 
daß die Mieterhöhung für die betroffenen 
Bevölkerungsschichten tragbar bleibt. 

Der Gesetzentwurf teilt die in ihrer Eigen- 
wirtschaftlichkeit notleidenden Wohnungen 
in verschiedene Gruppen auf. Für die weitaus 
überwiegende Anzahl aller bis zum 20. Juni 
1948 bezugsfertig gewordenen Wohnungen 
ist die Ermächtigung zu einem Zuschlag von 
10 Vo zur bisherigen Miete vorgesehen. Für 
einen kleinen Sektor des Wohnungsbestandes, 
und zwar die besonders gut ausgestatteten 
Wohnungen, für die im Gesetzentwurf be- 
sondere Merkmale festgesetzt sind, wird eine 
weitergehende Mieterhöhung zugelassen, die 
je nach der Art der Ausstattung statt der er- 
wähnten 10 Vo im ganzen 15 oder 20 Vo be- 
tragen kann. 

In allen diesen Fällen der pauschalen Mieter- 
höhung darf jedoch die erhöhte Miete nicht 
über die für öffentlich geförderte soziale 
Wohnungen maßgebende Richtsatzmiete ein- 
schließlich der Zuschläge hinausgehen. Wäh- 
rend einerseits diese Begrenzung auf die 
Richtsatzmiete eine allgemeine Sicherung 
schafft, daß die Mieten des Wohnungsbe- 
standes nicht „davonlaufen“ und keine Ver- 
zerrung nach oben stattfindet, sollen anderer- 
seits Im einzelnen Fall solche Wohnungen von 
jeder Mieterhöhung ausgeschlossen werden, 
bei denen eine Mieterhöhung wegen Ihres 
geringen Wohnwerts nicht gerechtfertigt er- 
scheint; hierbei handelt es sich um Wohnun- 
gen mit Mängeln, welche die Benutzbarkeit 
des Wohnraums unter Berücksichtigung der 
örtlichen Wohnverhältnisse oder Wohnge- 
wohnhelten offensichtlich erheblich beein- 


trächtigen. Durch den Ausschluß der Miet- 
erhöhung soll verhindert werden, daß sich 
Mieten herausbilden, die dem Wohnwert 
solcher minderwertigen Wohnungen nicht 
entsprechen. 

Die Möglichkeit der pauschalen Mieterhöhung 
wird zwar — und deshalb Ist sie auf Grund 
der eingehenden Prüfung der Unterlagen zur 
erheblichen Verwaltungsvereinfadiung vorge- 
schlagen worden — in der Mehrzahl der 
Fälle, jedoch nicht In allen Fällen ausreichen, 
um den Ausgleich zwischen den Mieterträgen 
und den Aufwendungen, insbesondere den 
erheblidi gestiegenen Bewirtschaftungskosten, 
wiederherzustellen. Für diese Fälle ist eine 
besondere Regelung vorgesehen, die den Ver- 
mieter in die Lage versetzt, individuell 
die preisbehördliche Festsetzung einer sog. 
Kostenvergleichsmiete zu erwirken. Der Sinn 
der Kostenvergleichsmiete, die bewußt die 
Problematik der Kapitalverzinsung ausklam- 
mert, besteht darin, daß durch einen Ver- 
gleich von im Gesetz näher bezelchneten und 
In ihren Kostenansätzen genau festgelegten 
Aufwendungen nach dem Stande des Jahres 
1936 und nach dem heutigen Stande der zur 
Deckung der effektiven Bewirtschaftungs- 
kosten erforderliche Unterschiedsbetrag er- 
mittelt wird. 

Die zugelassenen Mieterhöhungen sollen — 
der Zielsetzung des Gesetzes entsprechend — 
dem Flausbesitz ermöglichen, die notwen- 
digen Instandhaltungen und Instandsetzun- 
gen zur Erhaltung des Bestandes vorzuneh- 
men. Mit der derzeitigen Miete können im 
allgemeinen weder die laufende Instandhal- 
tung noch etwa die größeren Instandsetzun- 
gen des Wohnungsaltbestandes ordnungsge- 
mäß finanziert werden. Eine gründliche Über- 
holung ist beim Althausbesitz aber um so 
mehr erforderlich, als 'durch einen weiteren 
Substanzverfall Im Wohnungsbestand nicht 
nur große volkswirtschaftliche Vermögens- 
werte verlorenzugehen drohen, sondern auch 
die Förderung der Neubautätigkeit durch Mil- 
liarden öffentlicher Mittel weitgehend erfolg- 
los bleiben müßte. 

Von einer gesetzlldien Zweckbindung des 
Aufkommens der Mieterhöhung in dem 
Sinne, daß der Vermieter den vorge- 
sehenen Mietzuschlag ganz oder teilweise 
für Reparaturzwecke abzuzweigen hat, 
konnte der Entwurf absehen. Eine solche 
Maßnahme wäre nicht ohne eine Änderung 
der Steuergesetzgebung möglich und würde 
einen kostspieligen bürokratischen Über- 


17 



wachungsapparat ins Leben rufen; das Er- 
gebnis wäre nicht ein allmählicher Abbau, 
sondern eine Verschärfung der Zwangswirt- 
schaft. Es darf einmal angenommen werden, 
daß der Hausbesitz aus ureigenstem Interesse 
das vermehrte Mietaufkommen für Instand- 
setzungen verwenden wird. Zum zweiten 
konnte von einer Zweckbindung um so mehr 
abgesehen werden, als dem Mieter nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
genügend Rechtsbehelfe zur Verfügung 
stehen, um die notwendigen Reparaturmaß- 
nahmen durchzusetzen. Soweit die Gerichte 
bisher eine Instandhaltungspflicht im Hin- 
blick auf die schlechte Ertragslage des Haus- 
besitzes unter Berücksichtigung der Grund- 
sätze von Treu und Glauben mehr oder 
weniger verneint haben, werden sie nach 
Durchführung der Im Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Mieterhöhung den Mietern ihre 
Ansprüche auf Erhaltung der Mietsache in 
einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauch ge- 
eigneten Zustand (§ 536 BGB) wieder In wei- 
terem Umfange als bisher zuerkennen kön- 
nen. Darüber hinaus Ist zum dritten als äu- 
ßerster Notbehelf vorgesehen, daß bei sonsti- 
ger Aufhebung des an sich überholten Reichs- 
mietengesetzes dessen § 6 in neuer Fassung 
in das vorliegende Gesetz übernommen wird; 
die zuständigen Behörden sollen danach ge- 
gebenenfalls Im Verwaltungswege eingreifen 
können, wenn der Vermieter die notwendi- 
gen Instandsetzungs- und Instandhaltungsar- 
beiten unterläßt. 

Ferner zielt der Gesetzentwurf darauf ab, 
eine Bereinigung und Vereinfachung des Miet- 
preisrechts herbeizuführen. Um künftig die 
Miete auf einfachere Weise berechnen zu kön- 
nen, ersetzt der vorliegende Gesetzentwurf 
den bisherigen, weit zurückliegenden Stichtag 
für den Mietpreisstopp vom 17. Oktober 
1936 durch den des 1. Januar 1955. Unter das 
bisherige unübersichtlich gewordene Miet- 
preisrecht wird damit ein Schlußstrich ge- 
zogen. In Zukunft soll die für die letzte 
Mietzelt vor dem 1. Januar 1955 verein- 
barte Miete preisrechtlich zulässig sein, sofern 
der Mieter nicht binnen einer Frist von 
6 Monaten einen Herabsetzungsantrag stellt. 
Mit dieser Maßnahme wird auf längere Sicht 
für die Preisbehörden eine wesentliche Ent- 
lastung elntreten. 

Der Gesetzentwurf will schließlich die 
Wiederherstellung der Vertragsfreiheit im 
Mietrecht namentlich dadurch fordern, daß 
die von den Mietparteien nach dem Inkraft- 


treten dieses Gesetzes vereinbarte Miete — 
unabhängig von den Preisvorschriften — 
rechtsbeständig wird, wenn der Mieter sich 
ein Jahr lang an diese Vereinbarung gehalten 
und von seinem Recht, sich auf die preis- 
rechtlich zulässige Miete zu berufen, keinen 
Gebrauch gemacht hat. 

In der Richtung einer stärkeren Heranfüh- 
rung der Wohnungswirtschaft an die Grund- 
sätze der sozialen Marktwirtschaft liegt auch 
die Tendenz des Gesetzentwurfs, die rechts- 
gestaltende Tätigkeit der Preisbehörden durch 
gesetzliche Vorschriften zu ersetzen, soweit es 
im Augenblick vertretbar erscheint. 

Auf Mietpreisbindungen kann zur Zeit nodi 
nicht verzichtet werden. Dazu Ist die Woh- 
nungsnot noch zu groß. Bei einer Mietpreis- 
freigabe würden Knappheitspreise entstehen, 
die für große Teile der Bevölkerung untrag- 
bar wären. Auf welchen Teilgebieten und 
wann die MIetpreisblndungcn stufenweise ab- 
gebaut werden können, muß daher von der 
weiteren Entwicklung abhängig gemacht 
werden. Um jedoch zur gegebenen Zeit diese 
Preisbindungen auflockern zu können, ohne 
hierfür jedesmal den Weg der Gesetzesände- 
rung gehen zu müssen, Ist vorgesehen, daß 
die Bundesminister für Wohnungsbau und 
für Wirtschaft gemeinsam durch Rechtsver- 
ordnung für bestimmte Arten von Wohnun- 
gen die Mietpreisvorschriften aufheben kön- 
nen, sofern dies bei fortschreitender Besserung 
der Wohnungsmarktlage vertretbar erscheint. 

11. Die Notwendigkeit von Erhöhungen der 
gebundenen Mieten. 

1. Ertragslage des Hausbesitzes 

a) Die Entwic klung der Ertrags- 
lage von l936 bis 1949 

Jede Maßnahme, die zu einer Erhöhung preis- 
gebundener Mieten führen soll, bedarf wegen 
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Auswir- 
kungen einer besonders eingehenden Prüfung, 
wieweit die Mieterhöhung notwendig und 
sozial tragbar Ist. 

Bei der Beurteilung der Ertragslage des Woh- 
nungsbestandes muß zwischen den Altbau- 
wohnungen, die bis zum 31. März 1924 be- 
zugsfertig geworden sind, und danach neuge- 
schaffenen Wohnungen unterschieden wer- 
den. Diese gliedern sich wieder in neugewon- 
nenen Wohnraum, der zwischen dem 1. April 
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1924 und dem Kriegsende bezugsfertig ge- 
worden ist, den zwischen dem 8. Mai 1945 
und 21. Juni 1948 bezugsfertig gewordenen 
Wohnraum und den nach der Währungs- 
reform erstellten Wohnraum. 

Für Wohnraum, der nach der Währungs- 
reform bezugsfertig geworden ist, wurde die 
Miete nach den bisher geltenden Mietpreis- 
vorschriften auf Grund einer Wirtschaftlich- 
keitsberechnung bemessen, deren Kostenan- 
sätze auf den Baukosten und Bewirtschaf- 
tungskosten im Zeitpunkt der bezugsfertigen 
Herstellung des Gebäudes aufbauten. Es han- 
delt sich demnach bei der Miete für solchen 
Wohnraum um eine zeitnahe manipulierte 
Kostenmiete, so daß hier kein Anlaß zu ge- 
setzlidien Maßnahmen besteht. 

Dagegen muß vom Standpunkt der Ertragslage 
die Miethöhe des Althausbesitzes als unbe 
friedigend angesehen werden. Die Miete für 
diese Wohnraumgruppe baut weitgehend auf 
der Stichtagsmiete vom 1. Juli 1914, der so- 
genannten Friedensmiete, als Berechnungs- 
grundlage für die gesetzliche Miete nach dem 
Reichsmietengesetz in der Fassung der Ver- 
ordnung über die Änderung des Reichs- 
mietengesetzes vom 20. April 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 378) auf; sie entspricht trotz 
der in der Zwischenzeit erfolgten Zuschläge 
nicht dem heutigen Preisstand. Das Reichs- 
mietengesetz, das überwiegend für den bis 
zum 1. Juli 1918 bezugsfertig gewordenen 
Wohnraum galt, bestimmte die Höhe der 
Mieten nach einem in den einzelnen Ländern 
teilweise unterschiedlichen Prozentsatz der 
Friedensmiete, zu dem noch Zuschläge treten 
konnten. Beim Inkrafttreten des Preisstopps 
am 17. Oktober 1936 betrug die gesetzliche 
Miete im Durchschnitt im süddeutschen 
Raum etwa 110 bis 120 Vo, im norddeutschen 
Raum etwa 120 bis 125 Vo der Friedens- 
miete.i) Für den zwischen dem 1. Juli 1918 
und dem 31. März 1924 bezugsfertig gewor- 
denen Wohnraum galt zwar nicht das Reichs- 
mietengesetz, doch waren auch hier die 
Mieten etwa gleich hoch, so daß die Grenze 
für den Althausbesitz unter dem Gesichts- 
punkt einer Mieterhöhung unbedenklich bis 
zum 1. April 1924 verschoben werden kann; 
dies ist auch in der erwähnten Verordnung 
PR Nr. 72/52 vom 27. September 1952 ge- 
scheher.. 

Einzelheiten siche auch Bormann, Elender, 
Thiele: „Handbuch über Kosten und Wirtschaftlich- 
keit in der Wohnungswirtschaft", Hammonia-Verlag, 
Hamburg. 


Da der Althausbesitz seinem Gewicht nach 
besonders bedeutungsvoll ist, ist die Entwick- 
lung seiner Ertragslage in den Nachkriegs- 
jahren, insbesondere im Jahre 1953, Gegen- 
stand einer mit Hilfe der Länder durchge- 
führten, für den Dienstgebrauch des Bundes- 
ministers für Wirtschaft bestimmten amt- 
lichen Untersuchung gewesen. Bei einem 
Vergleich der Bewirtschaftungskosten des 
Althausbesitzes in den Jahren 1936 und 1949, 
der sich auf einige tausend Objekte bezog, 
war eine erhebliche Steigerung der Bewirt- 
sdiaftungsk osten (Betriebs-, Verwaltungs- 
und Instandhaltungskosten) festzustellen. 
Dabei lag der Untersuchung hinsiditlich der 
Höhe der Instandhaltungskosten Im Jahre 
1949 die zweifellos nicht gerechtfertigte An- 
nahme zugrunde, daß mit einer Ver- 
doppelung der Aufwendungen des Jahres 1936 
auszükommeii sei. Im einzelnen ergaben sich 
für die Länder des Bundesgebietes (ohne Ber- 
lin) folgende, unter Berücksichtigung des Vor- 
hergesagten sogar noch zu günstige Zahlen: 

Bewirtschaftungskosten und Rohöbersdiuß 
beim Althausbesitz 1936 und 1949 in v. H. 
der Miete 


Land 

Bnwirtscliaftungs- 

kostfn 

fohne Ahschrei- 
liiinq) in v. H. der 

i:i>hühprsrhnß 
in V. H. der Miet- 
(‘ii-nabmen 

Mi(!teinnabmen 

Vm 1919 

1936 

1919 

Niedersachsen 

45,2 69,2 

54,8 

30,8 

Nordrhein-Wcstfalen 49,5 72,1 

50,5 

27,9 

Schleswig-Holstein 

57,5 76,9 

42,5 

23,1 

Bayern 

46,1 61,9 

53,9 

38,1 

Hessen 

48,3 68,2 

51.7 

31,8 

Württemberg-Baden 

41,0 61,9 

59,0 

38,1 

Baden 

46,7 70,7 

53,3 

29,3 

Württemberg- 

Hohenzollern 

45,1 69,8 

54,9 

30,2 

Rheinland-Pfalz 

41,0 63,2 

59,0 

36,8 


Dieser Steigerung der Bewirtschaftungskosten 
entsprach der Rückgang des Rohüberschusses, 
also des Anteiles der Miete, der nach Abzug 
der Bewirtsdiaftungskosten nodi für Kapital- 
kosten und Abschreibung zur Verfügung 
steht. 

Insgesamt führte die damalige Untersuchung 
zu dem Ergebnis, daß unter den dargelegten 
Voraussetzungen der Rohüberschuß des Alt- 
hausbesltzes im Durchschnitt aller Länder 
gegenüber 1936 um mindestens ca. 40 % 
zurückgegangen war. Der Rückgang schwankte 
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ln den einzelnen Ländern zwischen 30 und 
50 Vo. Abgestellt auf die Vorkriegswerte der 
untersuchten Gebäude (Herstellungskosten 
und Grundstückskosten vor 1914) hatte sich 
der Rohüberschuß — also einschl. der Ab- 
schreibungen! — im Vomhundert dieser 
Vorkriegswerte von 1914 von 3,2 Vo auf 
2,2 Vo im Jahre 1949 verringert. 

Das Bild der Ertragslage des Hausbesitzes, das 
sich aus den vorgenannten Zahlen ergibt, ist 
gegenüber der Wirklichkeit insofern noch viel 
zu günstig, als bei dieser Untersuchung der 
aufgestaute normale Reparaturbedarf und der 
erhöhte Reparaturaufwand wegen mittelbarer 
oder unmittelbarer Kriegsschäden außer Be- 
tracht geblieben sind. Gerade aus diesem er- 
höhten Reparaturaufwand ergibt sich aber 
eine wesentliche Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Lage des Hausbesitzes. 

Die Miethöhe des Wohnungsbestandes aus 
der Zeit vom 1. April 1924 bis zum 21. Juni 
1948 muß gleichfalls vom Standpunkt der 
Ertragslage als unbefriedigend angesehen wer- 
den. Zwar kommt in der Miethöhe für Woh- 
nungsneubauten dieser Bauperiode In etwa 
der Stand der Baukosten, der Kapitalkosten 
und der Abschreibung Im Zeitpunkte der Er- 
richtung der Gebäude zum Ausdruck. Jedoch 
trägt die Miethöhe den mit der Baukosten- 
steigerung und der Steigerung der Bewirt- 
sdiaftungskosten verbundenen Aufwendun- 
gen ebenfals nicht genügend Rechnung. Für 
den Bauabschnitt zwischen dem 1. April 1924 
und dem 17. Oktober 1936 muß dabei noch 
die weitere Einschränkung gemacht werden, 
daß die Mieten solcher Wohnungen mehr 
oder weniger durch die wirtschaftliche 
Depression der 30er Jahre beeinflußt worden 
sind und die bisher für diesen Zeitabschnitt 
geltende Stidhtagsmiete vom 17. Oktober 
1936 daher nicht einmal immer die Kapltal- 
und Bewirtschaftungskosten aus der Zeit der 
Erstellung dieser Gebäude enthält. 

Die Miete der zwischen dem 8. Mai 1945 und 
dem 21. Juni 1948 bezugsfertig gewordenen 
Wohnungen darf nach dem geltenden Miet- 
preisrecht llOVo der Miete für Neubauwoh- 
nungen nadi dem Stande vom 17. Oktober 
1936 nicht überschreiten (§ 2 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Verordnung 
PR Nr. 71/51). Es Hegt auf der Hand, daß 
auch diese Miete ebensowenig wie bei den 
Zwischenkriegsbauten ausreicht, um die ge- 
stiegenen Bau- und Bewirtschaftungskosten 
auszugleichen. 


b) DieEntwicklungderErtrags- 
lage seit 1949 unter Berück- 
sichtigung der Maßnahmen 
der Bundesregierung 

Die schlechte Lage des Wohnhausbesitzes 
zwang schon die Verwaltung für Wirtschaft 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes dazu. Im 
Jahre 1949 durch die Anordnung PR 
Nr. 72/49 über den Ausgleich von Grund- 
steuer- und Gebührenmehrbelastungen des 
Hausbesitzes vom 6. September 1949 (Mit- 
teilungsblatt der Verwaltung für Wirt- 
schaft II S. 96) seit dem 1. Januar 1950 eine 
Abwälzung derjenigen Grundsteuer- und Ge- 
bührenmehrbelastungen zuzulassen, die seit 
dem 1. April 1945 eingetreten waren. So 
wurden im Jahre 1949 In einzelnen Ländern 
folgende Grundsteuerbelastungen In Vom- 
hundert der Miete festgestellt^): 


Schleswig-Holstein 

Niedersachsen 

Hessen 

Württemberg-Baden 

Württemberg-Hohenzollern 


1939 1949 

11.1 14,5 

13,3 19,6 

15.2 16,4 

13,9 15,4 

13,6 17,6 


Entsprechende Erhöhungen lagen auf dem 
Gebiete der öffentlich-rechtlichen Benutzungs- 
gebühren, des Wassergeldes und der son- 
stigen Betriebskosten vor. 

Die Möglichkeit der Umlegung von erhöhten 
Grundsteuer- und Gebührenbelastungen glich 
jedoch nur den weitaus geringeren Teil der 
erhöhten Bewirtschaftungskosten des Alt- 
hausbesitzes aus. Im Hinblick auf die Lage 
des Hausbesitzes stellten die Regierungspar- 
teien im Bundestag am 5. Juli 1951 den in 
Abschnitt I der vorliegenden Begründung be- 
reits erwähnten Antrag. 

Die nach diesem Antrag ergangene Verord- 
nung PR Nr. 71/51 vom 29. November 1951 
bestand Im wesentlichen aus Einzelmaßnah- 
men, namentlich solchen, die zur Verein- 
fachung des Mietpreisrechts beitragen sollten, 
brachte aber keine grundlegende Verbesse- 
rung der Ertragslage des Hausbesitzes mit 
sich. Das ergibt sich aus folgendem: 
aa) Das Verbot der Senkung von Wohn- 
raummieten unter den Stand des 17. Ok- 
tober 1936 (§ 1 Abs. 'l VO PR Nr. 71/51) 
konnte sich, nachdem von 1937 bis 1951, 
also 15 Jahre lang, eine Berichtigung auf 


nach der Untersuchung des Bundesministers für 
Wirtschaft über die Ertragslage des Althausbesitzes 
in den Jahren 1939 und 1949 
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Antrag oder von Amts wegen durch die 
Mietpreisbehörden möglich war, nur auf 
ganz seltene Ausnahmefälle beziehen. 
Außerdem hatte der Bundesminister für 
Wirtschaft schon vorher durch einen 
Runderlaß Nr. 1/50 betr. Senkung der 
Stoppmiete bei Altbauwohnungen vom 
26. April 1950 (Ministerialblatt des 
Bundesministers für Wirtschaft 1950 
S. 82) den Preisbehörden empfohlen, An- 
trägen auf Herabsetzung unter den 
Stand der Stoppmiete grundsätzlich 
nicht mehr stattzugeben. 

bb) Die Heranführung von Wohnraum- 
mieten an die ortsübliche Miete für 
Wohnraum nach dem Stande vom 
17. Oktober 1936 (§ 2 Abs. 1 VO PR 
Nr. 71/51) entsprach im wesentlichen den 
Grundsätzen, die schon bisher für sogen. 
Krisenmieten galten (Ziffern 48 ff. des 
Runderlasses Nr. 184/37 vom 12. De- 
zember 1937 — Mitteilungsblatt des 

Reichskommissars für die Preisbildung, 
Sondernummer vom 15. Dezember 
1937). Überdies fielen unter § 2 Abs. 1 
VO PR Nr. 71/51 auch nur soldie Woh- 
nungen, die am 17. Oktober 1936 noch 
nicht die ortsübliche Miete erzielten, also 
hauptsächlich nur bestimmte Mietwohn- 
grundstücke, z. B. mit Großwohnungen 
in solchen Gemeinden, die bis zum 
17. Oktober 1936 an der damaligen 
wirtschaftlichen Entwicklung nicht oder 
nur teilweise teilgenommen hatten. So- 
weit Mieten nach dem 17. Oktober 1936 
freiwillig gesenkt worden waren, konn- 
ten sie auch schon bis zum Inkrafttreten 
der Verordnung PR Nr. 71/51 durch 
vertragliche Vereinbarungen, also selbst- 
verantwortlich, bis zur Höhe des Miet- 
standes vom 17. Oktober 1936 erhöht 
werden. 

cc) Die Möglichkeit, die Mieten für Wohn- 
raum aus der Zeit vom 18. Oktober 
1936 bis zum 31. Dezember 1949 der 
Kostenmiete in beschränktem Umfang 
anzupassen (§ 2 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 1 Abs. 2 VO PR Nr. 71/51) wich 
weder von den bis zum 1. Dezember 
1951 geltenden Grundsätzen wesentlich 
ab, noch bezog sie sich auf einen nen- 
nenswerten Anteil der Neubauwohnun- 
gen aus dieser Zeit. So sind nach den Er- 
gebnissen der Wohnungszählung vom 
13. September 1950 nur etwa 13 Vo des 
damaligen Wohnungsbestandes zwischen 


dem 1. Januar 1936 und dem 13. Septem- 
ber 1950 neu gebaut worden. Hiervon 
wurden etwa 40 Vo mit öffentlichen Mit- 
teln gefördert, so daß nur 7,8 Vo des 
Wohnungsbestandes von § 2 Abs. 2 der 
Verordnung PR Nr. 71/51 unter be- 
stimmten Voraussetzungen erfaßt wor- 
den sind. Schätzungsweise war diese Er- 
tragsverbesserung nur für ein Drittel 
dieser 7 bis 8 Vo des gesamten Woh- 
nungsbestandes, also Im gesamten Bun- 
desgebiet nur für höchstens 250 000 
Wohnungen von Bedeutung. 

Die weiter zugelassene Mieterhöhung für 
steuerbegünstigten Wohnraum, der in 
der Zeit nach dem 31. Dezember 1949 
bis zum 24. November 1950 bezugsfertig 
geworden Ist (§ 2 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 1 Abs. 4 VO PR Nr, 71/51) bezog 
sidi nur auf einen Bruchteil des Im Jahre 
1950 Insgesamt bezugsfertig gewordenen 
Wohnraums, der auf höchstens 50 000 
bis 60 000 geschätzt werden kann. 

dd) Die Preisfreigabe für frei finanzierten 
Wohnraum, der nach dem 20. Juni 1948 
bis zum 31. Dezember 1949 bezugsfertig 
geworden ist (§ 6 VO PR Nr. 71/51) 
erstreckt sldi nach fundierten Schätzun- 
gen der Bundesregierung nur auf ca. 
30 000 Wohnungen. Da die Vorschriften 
des Mieterschutzgesetzes aber für be- 
stehende Mietverhältnisse über solchen 
Wohnraum fortgalten, sind die tatsäch- 
lichen Auswirkungen dieser Vorschrift 
bisher außerordentlich gering gewesen. 

ee) Audi aus der bedingten Freigabe der 
Untermietverhältnisse (§§ 7 bis 10 VO 
PR Nr. 71/51) ergab sich nur eine ge- 
ringfügige Verbesserung der Ertragslage 
des Hausbesitzes, da die dem Hauseigen- 
tümer zukommenden Untermietzu- 
schläge von 5 Vo der anteiligen Leer- 
raummiete an bestimmte Voraussetzun- 
gen — der Untermieter muß mit seiner 
Familie in den untervermieteten Räumen 
einen selbständigen Haushalt führen — 
gebunden waren und der 20 Volge 
Untermietzuschlag bei frei vereinbarter 
Untermiete jederzeit durch eine Be- 
rufung des Untermieters oder Ver- 
mieters auf die gesetzliche Untermiete 
abgewandt werden kann. 

ff) Die gleichzeitig mit der Verordnung PR 
Nr. 71/51 In Kraft getretene Neufassung 
der Anordnung PR Nr. 72/49 verfolgte 
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in erster Linie den Zweck, die bisher 
schon geltenden Vorschriften der zuletzt 
erwähnten Anordnung für das Bundes- 
gebiet zu vereinheitlichen und die bisher 
üblichen Einzelausnahmegenehmigungen 
der Preisbehörden durch allgemeine Aus- 
nahmegenehmigungen zu ersetzen. Das 
durchaus unterschiedliche Ausmaß der 
abgewälzten Grundsteuer- und Gebüh- 
renmehrbelastungen des Hausbesitzes 
ergibt sich aus der Zusammenstellung 
nach dem Stande vom Ende 1953 in An- 
lage 1 des Anhangs. 

Für Geschäftsräume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke brachte die Verord- 
nung PR Nr. 71/51 die Preisfreigabe, durch 
die der Hausbesitz eine gewisse Verbesserung 
seiner Ertragslage erfuhr. Diese Freistellung 
von der Preisbindung, die später durch das 
Geschäftsraummietengesetz auf eine gesetz- 
liche Grundlage gestellt worden ist, kommt 
jedoch nur einem kleineren Teil des Haus- 
besitzes zugute, da die Mehrzahl der Wohn- 
gebäude keine Geschäftsräume enthält. Im 
übrigen sind auch nicht alle Geschäftsräume 
von der Preisbindung freigestellt, da die 
Preisvorschriften auf solche Geschäftsräume 
weiterhin Anwendung fanden, die wegen 
ihres räumlichen oder wirtschaftlichen Zu- 
sammenhangs mit Wohnraum zugleich mit 
diesem vermietet sind und bei denen der 
Mietwert der Wohnungen ein Drittel des ge- 
samten Mietwerts der vermieteten Räume 
übersteigt. Diese Preisfreigabe hat übrigens 
— wegen der im Geschäftsraummietengesetz 
vorgesehenen Übergangsregelung hinsichtlich 
des Widerrufs der Kündigung — nur zu einer 
besdiränkten Mieterhöhung von durchschnitt- 
lich 20 bis 30 Vo geführt. 

Während — wie dargelegt — die Verord- 
nung PR Nr. 71/51 keine wesentliche Ver- 
änderung der Ertragsverhältnisse brachte, hat 
die Verordnung PR Nr. 72/52 (der erste 
lOVüige Mietzuschlag) eine echte, aber nicht 
ausreichende Verbesserung der Ertragslage 
der bis zum 1. April 1924 bezugsfertig ge- 
wordenen Wohngebäude zur Folge gehabt. 
Sie führte aber ebenfalls nicht zu einem 
Ausgleich der gestiegenen Bewirtschaftungs- 
kosten des Althausbesitzes. Erhebungen^), die 
im Jahre 1938 abgeschlossen worden sind, 
haben ergeben, daß 12 Vo der Miete in der 
unmittelbaren Vorkriegszeit für Reparaturen 
verausgabt wurden. Geht man von den in der 

siche Backhaus „Die Bewirtschaftungskosten des 
Hausbesitzes“ 1947 — Verlag Bruno Sachse, Hamburg. 


Praxis ermittelten 12 Vo aus, so müßte diese 
Quote zur Gewährleistung der in der Vor- 
kriegszeit üblichen laufenden Reparatur- 
arbeiten um mindestens 150 Vo, also auf 30 Vo 
der Miete, erhöht werden. Demgegenüber hat 
die lOVoige Mieterhöhung nur eine Er- 
höhung auf 22 Vo mit sich gebracht. In Wirk- 
lichkeit dürfte die Vorkriegsquote von 12 Vo 
der Miete aber im Hinblick auf die zahl- 
reichen Restriktionen und Verwendungs ver- 
böte der Jahre vor 1939 zu gering bemessen 
sein. Geht man zum Beispiel von 15 Vo der 
Miete als Instandsetzungsquote der Vor- 
kriegszeit aus, so wäre heute eine laufende 
Reparaturquote von 37,5 Vo der Miete er- 
forderlich, während durch die lOVoige Miet- 
erhöhung nur 25 Vo gesichert worden sind. 
Schon diese Zahlen zeigen deutlich, daß die 
Mieterhöhung nach der Verordnung PR 
Nr. 72/52 beim Althausbesitz nicht ausge- 
reicht hat, um seine Ertragslage den erheblich 
gestiegenen Reparatur- und Bewirtschaftungs- 
kosten anzugleichen. Abgesehen davon hat sie 
die Wohnungen aus der Zeit nach dem 
31. März 1924 außer Betracht gelassen, so 
daß die Zwischenkriegsbauten, bei denen die 
Miethöhe den gestiegenen Bewirtschaftungs- 
kosten ebenfalls nicht mehr gerecht wird, 
keine Verbesserung ihrer Ertragslage erfah- 
ren haben. 

c) Zusammenfassung: 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die 
Ertragslage des Hausbesitzes sich seit der 
Vorkriegszeit so ungünstig entwickelt hat, 
daß für die Vornahme der notwendigen 
laufenden Instandhaltungsarbeiten und größe- 
ren Instandsetzungen in der preisrechtlich zu- 
gelassenen Miete keine ausreichende Deckung 
vorhanden war und ist. Auf der anderen 
Seite hat die Geschlossenheit des Systems der 
Wohnungszwangswirtschaft, insbesondere die 
Ergänzung der Mietpreisbindung durch den 
Mieterschutz und die Wohnraumbewirt- 
schaftung, verhindert, daß dem Hausbesitz in 
größerem Umfange im Sinne eines „schwar- 
zen Marktes“, der auf den übrigen Gebieten 
der gewerblichen Wirtschaft schon vor der 
Währungsreform praktisch die Fesseln der 
Zwangswirtschaft gesprengt hat, andere, wenn 
auch nidit legale, Einnahmen zugeflossen 
sind. Da auch die gesetzlichen Möglidikelten 
für eine Anpassung der Miethöhe an die ge- 
stiegenen Bewirtschaftungskosten fehlten, 
mußte die unzureichende Miethöhe zwangs- 
läufig zu Lasten der Substanz gehen. Die 
Zurückstellung von Reparaturen, insbeson- 
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dere an Dach und Fach, mag für eine gewisse 
Zeit bei langlebigen Wirtschaftsgütern, vor 
allem bei Gebäuden, möglich sein, wenn in 
Kauf genommen wird, daß eines Tages ein 
um so größerer Nachholbedarf zu bewältigen 
ist. Wenn aber seit mindestens 15 Jahren 
weder eine ordnungsmäßige Instandhaltung 
noch die Deckung des aufgestauten Repara- 
turbedarfs möglich war, ist diese elastische 
Grenze in der Wohnungswirtschaft inzwi- 
schen längst überschritten. Schon diese Über- 
legungen zwingen dazu, nunmehr eine Miet- 
erhöhung zuzulassen. 

Auch bei den vom Hauseigentümer eigenge- 
nutzten Wohnungen — das sind nach den 
Ergebnissen der Wohnraumzählung am 
13. September 1950 41,3 ^/o aller Wohnungen 
— sind aus psychologischen Gründen höhere 
Reparaturaufwendungen nicht zu erwarten, 
solange die Miete der vermieteten Wohnun- 
gen keine ausreichende Höhe hat. 

Nun sind die vorstehenden Betrachtungen in- 
sofern unvollständig, als sie nur von den ge- 
stiegenen Bewirtschaftungskosten ausgehen. 
Die Wiederherstellung der Wirtschaftlichkeit 
des Hausbesitzes ist jedoch erst erreicht, wenn 
auch die Kapitalkosten einschließlich der Ver- 
zinsung des Investierten Eigenkapitals durch 
die Miete voll gedeckt werden. Über die 
damit zusammenhängenden Fragen sind unter 
Abschnitt IV 1. nähere Ausführungen ge- 
macht, auf die verwiesen sei. 

2. Allgemeine volkswirtschaftliche Gründe 
für eine Mietanhebung unter besonderer 
Berücksichtigung des Wohnungsneubaues 

Wenn seit vielen Jahren die laufenden In- 
standhaltungsarbeiten nicht ordnungsgemäß 
und vor allem die größeren Instandsetzungen 
vielfach überhaupt nicht durchgeführt werden 
konnten, so bedeutet dies volkswirtschaftlich 
einen anhaltenden Sustanzverzehr am Volks- 
vermögen, der nicht mehr weiter verantwortet 
werden kann. Es ist nicht möglich, zu sagen, 
wie hoch die Einbußen am Sachvermögen der 
Gebäudewirtschaft, das vom Deutschen Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung, Berlin, auf eine 
Größenordnung von insgesamt 100 Mrd. DM 
veranschlagt wird. In den vergangenen Jahren 
bereits waren. Sicherlich gehen aber die Ver- 
luste in die Milliarden. 

Bei einer Fortsetzung oder gar Steigerung des 
Substanzverzehrs In der Gebäudewirtschaft 
würde auch die staatliche finanzielle Förde- 
rung des Wohnungsneubaues ihren Inneren 


Sinn verlieren. Es ist widersinnig, auf der 
einen Seite Jahr für Jahr mehr als 
2 V 2 Mrd. DM öffentliche Mittel, die über- 
wiegend aus Steuergeldern stammen, für die 
Förderung des Wohnungsneubaues aufzu- 
wenden, während gleichzeitig auf der anderen 
Seite ständig hohe Vermögenseinbußen an 
dem vorhandenen Wohngebäudebestand ein- 
treten, weil die Mieten zu niedrig sind. 

Bei einem Urteil über die Notwendigkeit der 
Mieterhöhung muß man sich ferner vergegen- 
wärtigen, daß die Mieten des Wohnungsbe- 
standes in einer sinnvollen Relation zu den 
Mieten der Neubauten stehen müssen. Die 
Neubaumieten können sich nicht beliebig von 
den Mieten der vorhandenen Wohnungen 
entfernen. Das würde zu unerträglichen so- 
zialen Spannungen führen. Je niedriger aber 
die Mieten des vorhandenen Wohnungsbe- 
standes im Vergleich zu den Bau-. Finanzle- 
rungs- und Bewirtschaftungskosten von Neu- 
bauwohnungen sind, um so mehr müssen die 
Neubauten durch öffentliche Hilfe subventio- 
niert werden. Dadurch wird aber verhindert, 
die hohen öffentlichen Mittel für den Woh- 
nungsbau allmählich einzuschränken, wie es 
das Ziel der Bundesregierung ist. Gerade für 
die gegenwärtigen Verhältnisse In der Bun- 
desrepublik haben diese Zusammenhänge eine 
besondere Bedeutung. Es kann nicht geleug- 
net werden, daß die billigeren Altbauwoh- 
nungen überwiegend von Bevölkerungs- 
kreisen bewohnt und „blockiert“ werden, die 
von den Schäden des Bombenkrieges und von 
der Vertreibung aus der Heimat verschont 
blieben. Das macht es umgekehrt notwendig, 
die Neubauwohnungen vorwiegend den 
Kriegssachgeschädlgten und Helmatvertrie- 
benen zur Verfügung zu stellen, die vielfach 
alles verloren haben und trotz der Hilfen aus 
dem Lastenausgleich für den Wiederaufbau 
ihrer Existenz und für die Einrichtung Ihrer 
Wohnung hohe eigene Leistungen erbringen 
müssen; gleichzeitig haben sie noch die höhe- 
ren Mieten für die teureren Neubauwohnun- 
gen zu zahlen. In der gleichen Situation be- 
findet sich praktisch auch der überwiegende 
Teil der jungen Ehepaare und Familien. 

Die zu niedrigen Altbaumieten haben darüber 
hinaus dazu geführt, daß die vielfach unrich- 
tige Verteilung des Wohnungsbestandes, wie 
sie sich in den letzten 2 Jahrzehnten heraus- 
gebildet hat, noch weitgehend fortbesteht. 
Kosten- und marktmäßig zu niedrige Mieten 
und außerdem die Möglichkeit, gegebenen- 
falls aus Untervermietung hohe Einnahmen 
zu erzielen, führen dazu, daß vor allem mitt- 
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lere und größere Wohnungen beibehalten 
werden, ohne daß der Wohnungsinhaber die 
größere Wohnung benötigt. Dadurch können 
viele jüngere wachsende Familien mit meh- 
reren Kindern nicht die größere Altbauwoh- 
nung finden, die sie suchen. 

Hinzu kommt, daß das zu niedrige Miet- 
niveau der Altbauten auch auf die Beleihungs- 
möglichkeiten der Neubauten durch die 
Grundkreditinstitute zurückwirkt. Die Kre- 
ditinstitute legen ihren Beleihungen bekannt- 
lich den nachhaltigen Ertragswert zugrunde, 
der sich maßgebend an den gesicherten Miet- 
einnahmen orientiert. Die Institute halten 
sich aber aus ihrer Verantwortung für fremde 
Spargelder nicht an den mutmaßlichen Miet- 
ertrag des jeweiligen Objekts, sondern an das 
allgemeine Mietniveau. Wenn dieses höher 
wäre, würden also auch die organisierten 
Träger der Realkredite die Beleihungsmög- 
lichkeiten der einzelnen Objekte höher ein- 
schätzen und mit größeren Beträgen als bisher 
an der Finanzierung der Neubauten teil- 
nehmen können. 

Es kann außerdem nicht bestritten werden, 
daß zumindest mittelbar die Entfaltung der 
privaten Initiative und die Förderung des 
Eigenheimbaues und der Eigentumsbildung 
durch das niedrige Mietenniveau der Alt- 
bauten gehemmt werden. Familien, die nicht 
nur bereit, sondern auch finanziell in der 
Lage sind, eine Eigentumswohnung zu er- 
werben oder sich ein Eigenheim zu bauen, 
werden selbstverständlich vor ihren Entschei- 
dungen die Miete ihrer bisherigen Wohnung 
mit den Lasten der Eigentumswohnung oder 
des Eigenheims vergleichen. Solange hier die 
Unterschiede so groß sind, werden viele Fa- 
milien wegen der niedrigen Mieten es vor- 
ziehen, in ihren bisherigen Wohnungen zu 
bleiben und nicht zu bauen. 

Hiervon unabhängig wird freilich ein völlig 
freier Zustrom des Anlage suchenden privaten 
Kapitals zum Wohnungsbau und zur Woh- 
nungswirtschaft erst dann wieder einsetzen, 
wenn sich dem Kapital, das einen angemesse- 
nen Ertrag sucht, bei der Anlage in neuen 
oder schon vorhandenen Wohngebäuden die 
gleiche oder eine ähnliche Chance bietet wie 
bei anderen Anlageformen. Das wird erst 
dann der Fall sein können, wenn die Woh- 
nungswirtschaft nicht mehr als isolierter Be- 
reich außerhalb der sozialen Marktwirtschaft 
steht. Die Grundsätze der sozialen Markt- 
wirtschaft werden in der Wohnungswirtschaft 
aber erst voll zur Geltung kommen können, 


wenn das Wohnungsdefizit einigermaßen ab- 
gedeckt ist und, unter Wahrung der notwen- 
digen sozialen Rücksichten, die noch beste- 
henden Bindungen im Bereich der Woh- 
nungswirtschaft weitgehend aufgehoben wer- 
den können. 


III. Die Tragbarkeit der zugelassenen 
Mieterhöhungen 

Ein Urteil über die zugelassenen Mieterhö- 
hungen und ihre Tragbarkeit^) muß aus- 
gehen von der Feststellung der Zahl der 
Wohnungen, die betroffen werden, und von 
ihren Mieten. 

1. Die betroffenen Wohnungen, ihre Mieten 
und die Mietsummen 

Nach der amtlichen Wohnungszählung vom 
13. September 1950 gab es im Bundesgebiet 
rd. 9 V 2 Mio., genau 9,44 Mio., Normal- 
wohnungen. Setzt man hiervon schätzungs- 
weise 300 000 bis 500 000 Wohnungen ab, die 
seit der Währungsreform bis zum Zählungs- 
tage geschaffen wurden, so verbleibt ein 
Wohnungsbestand Mitte 1948 von rd. 9 Mio. 
Wohnungen. Der amtliche Wohnungszensus 
hat ergeben, daß im Herbst 1950 rd. 56 Vo 
aller Normalwohnungen Mietwohnungen 
waren. Dabei sind unter den Mietwohnungen 
neben den reinen Mietwohnungen u. a. auch 
die auf Grund eines Mietvertrages genutzten 
Wohnungen einbegriffen, die neben dem 
Wohnen auch beruflidien und geschäftlichen 
Zwecken dienen, nicht dagegen die vom 
Grundstückseigentümer bewohnten Wohnun- 
gen. Hieraus folgt, daß von den 9 Mio. Woh- 
nungen Mitte 1948 fast genau 5 Mio. Woh- 
nungen unter die gesetzlich zugelassene Miet- 
erhöhung fallen, d. s. etwa 43 Vo von den rd. 
IIV 2 Mio. Wohnungen, die es Anfang 1955 
in der Bundesrepublik im ganzen geben wird. 
Von den betroffenen 5 Mio. Wohnungen 
entfallen auf Grund der Unterlagen der amt- 
lichen Wohnungszählung rd. 3^/4 Mio., d. s. 
rd. auf vor 1924 errichtete Altbau- 
wohnungen und rd. IV 4 Mio. Wohnungen, 
etwa V 3 auf von 1924 bis Mitte 1948 er- 
richtete Neubauwohnungen. 

1) Näheres zu diesem Fragenkreis bringt auch die In 
der Schriftenreihe des Bundesministers für Woh- 
nungsbau soeben erschienene Untersuchung von 
Dr. Walter Fey: Die Wohnungsmiete im Rahmen 
des gesamten Verbrauchs. 


24 



Der von der Ermächtigung zur Mieterhöhung 
betroffene Wohnungsbestand setzt sich aus 
Wohnungen verschiedenster Größe und Aus- 
stattung zusammen und verteilt sich auf alle 
Gemeindegrößenklassen. Über die Gliederung 
des Wohnungsbestandes und die weitgehende 
Differenzierung der Mieten hat die amtliche 
Wohnungszählung vom Herbst 1950 ein- 
gehende Feststellungen getroffen. Die woh- 
nungs- und mietpolitisch wichtigsten Ergeb- 
nisse sind in der Anlage 3 des Anhangs zu- 
sammengestellt. Diese Ergebnisse können 
allerdings für die Abschätzung der mutmaß- 
lichen Wirkungen der im Gesetzentwurf zuge- 
lassenen Mieterhöhung nicht ohne weiteres 
herangezogen werden, da sie sich auf den 
Wohnungsbestand vom Herbst 1950 (nicht 
von Mitte 1948) beziehen, die Abgrenzung 
der Altersgruppen der Gebäude und Woh- 
nungen etwas anders ist als im Gesetzentwurf 
und vor allem bei den 1950 ermittelten 
Mieten die in den letzten 4 Jahren einge- 
tretenen Veränderungen nicht zum Ausdruck 
kommen können. 

Für die folgenden Feststellungen genügt es, 
die gegenwärtigen Durchschnittsmieten der 
vom Gesetz betroffenen rd. 5 Mio. Wohnun- 
gen zu ermitteln. Nadi der amtlichen Woh- 
nungszählung vom 13. September 1950 be- 
trug damals die Monatsmiete aller Mietwoh- 
nungen (ohne Notwohnungen), errechnet aus 
der Gegenüberstellung der Zahl der Woh- 
nungen und der erfragten Mietsummen, 
38,37 DM^). Hierin sind auch die seit der 
Währungsreform erstellten Wohnungen mit 
meist etwas höheren Mieten enthalten. Aus 
dem amtlidien Wohnungszensus kann ent- 
nommen werden, daß die Mieten der bis zur 
Währungsreform errichteten Wohnungen um 
etwa 4,4 ®/o unter dem Gesamtdurchschnitt 
vom Herbst 1950 lagen. Es ergibt sich also 
für die vom Gesetz betroffenen 5 Mio. Miet- 
wohnungen eine Durchschnittsmiete von rd. 
36,70 DM im Herbst 1950. Dabei lag damals 
die Miete der Altbauten bei etwa 32,20 DM 
je Monat, bei den vor 1948 errichteten Neu- 
bauten bei etwa 43,10 DM. Schreibt man diese 
Durchschnittsmieten an Hand der Mietindex- 
ziffer der amtlichen Preisindexziffer der 
Lebenshaltung auf die Gegenwart fort (Alt- 
baumieten 4- 11 Vo, Neubaumieten + 3 Vo, 
zusammen + 6 Vo), so ergibt sich für Ende 
1953 eine Durchschnittsmiete für alle vor der 
Währungsreform errichteten Wohnungen 

4 vgl. „Wirtschaft und Statistik“ 4. Jahrgang, 1952, 
Heft 2, S. 56 und 5. Jg., 1953, Heft 2, S. 53 


von 38,90 DM, darunter für die Altbauwoh- 
nungen von 35,80 DM, für die Neubau- 
wohnungen von 44,40 DM. 

Aus Wohnungsbestand und Durchschnitts- 
mieten errechnet sich eine Mietsumme für die 
von der Ermächtigung zur Mieterhöhung be- 
troffenen 5 Mio. Wohnungen von rd. 
2,3 Mrd. DM für das abgelaufene Jahr. Der 
vorliegende Gesetzentwurf sieht neben der 
Möglichkeit der allgemeinen lO^Voigen Miet- 
anhebung eine 15- bzw. 20‘^/oige Mieterhöh- 
hung für die gut oder besonders gut ausge- 
statteten sogenannten Komfortwohnungen 
vor. Diese Wohnungen machen aber nur 
einen sehr geringen Teil der vor Mitte 1948 
bezugsfertigen Wohnungen aus. Nach den 
Ermittlungen der amtlichen Wohnungs- 
zählung über die Ausstattung der Alt- und 
Neubauwohnungen hatten z. B. von den er- 
faßten Wohnungen in den Gemeinden mit 
20 000 und mehr Einwohnern von den Alt- 
bauwohnungen nur 1,4 Vo Bad und gleidi- 
zeitig Zentralheizung, von den zwischen den 
Kriegen errichteten Neubauwohnungen 5,3 Vo; 
im Gesamtdurchschnitt aller vor der Wäh- 
rungsreform geschaffenen Wohnungen sind 
es nur 3 Vo. Für das Gesamtergebnis der Miet- 
erhöhung fällt also dieser kleine Teil der be- 
sonders gut ausgestatteten Mietwohnungen 
kaum ins Gewicht. 

Es kann jetzt noch nidit genau beurteilt 
werden, inwieweit von der im Gesetz vorge- 
sehenen Kostenvergleichsmiete Gebrauch ge- 
macht werden wird. Hinzu kommt, daß die 
Wohnungen, die wesentliche Mängel der Be- 
nutzbarkeit aufwclsen, von der Mieterhöhung 
ganz ausgenommen sind. Es erscheint daher 
berechtigt, die generell zugelassene lOVoige 
Mieterhöhung als Grundlage einer Schätzung 
der möglichen Mehrbelastung zu wählen. Das 
wären je Jahr rechnungsmäßig 230 Mio. DM. 
Es spricht aber vieles dafür, daß diese Summe 
gar nicht erreicht wird. Die erste lOVoige 
Mieterhöhung vom Herbst 1952 für die vor 
1924 errichteten Altbauwohnungen ist ln der 
Praxis keineswegs bei sämtlichen Altbauwoh- 
nungen verwirklicht worden. Nach Feststel- 
lungen des Statistischen Bundesamtes ist in 
den in den amtlichen Wirtschaftsrechnungen 
erfaßten typischen Arbeitnehmerhaushaltun- 
gen (mittlere Verbrauchergruppe) bei den Be- 
wohnern von Altbauwohnungen nur In etwa 
V 4 der Fälle von der Mieterhöhung bis Som- 
mer 1953 Gebrauch gemacht worden. Dies 
wird noch dadurch erhärtet, daß der auf 
repräsentativen Feststellungen der tatsäch- 
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lidien Mieten bei mehreren tausend Miet- 
wohnungen beruhende Mietindex der amt- 
lichen Preisindexziffer für die Lebenshaltung 
für die vor dem 1. Weltkrieg errichteten Alt- 
bauwohnungen von Herbst 1952 bis Ende 
vergangenen Jahres nicht um 10 ®/o, sondern 
nur um 7,7 ^/o gestiegen Ist. 

Demzufolge wird mit einem effektiven Mehr- 
aufwand aus der vorgesehenen Mieterhöhung 
für das Jahr 1955 in einer Größenordnung 
von kaum mehr als 200 Mio. DM zu rechnen 
sein. Im übrigen Ist im Gesetzentwurf als 
Übergangsmaßnahme vorgesehen, daß für die 
wirtschaftlich schwachen Wohnungsinhaber 
individuelle Mietbeihilfen gewährt werden 
können, soweit für den Kreis der Fürsorge- 
empfänger nicht ohnehin der Mietzuschlag 
durch entsprechend höhere Fürsorgeleistungen 
abgedeckt wird. Demzufolge wird also die 
Mehrbelastung, die von den Mietern selbst 
aus ihrem Einkommen zu tragen ist, noch 
wesentlich geringer sein. 

2. Höhe und Entwicklung der Einkommen 
und des Verbrauchs 

In der mietpolitischen Diskussion ist betont 
worden, die Einkommensverhältnisse breite- 
rer Bevölkerungskreise ließen eine Mieterhö- 
hung nicht zu. Diese Behauptungen halten 
für die erwerbstätige Bevölkerung unter Be- 
rücksichtigung der vorgesehenen begrenzten 
Mietanhebung einer kritischen Prüfung nicht 
stand. 

Die Einwände lassen zunädist außer Betracht, 
in welch beachtlichem Umfang sich mit dem 
Wiederanstieg der Wirtschaftstätigkeit in den 
vergangenen Jahren und mit dem ständigen 
Wachstum der Produktivität der volkswirt- 
schaftlldien Arbeit die volkswirtschaftliche 
Wertschöpfung Jahr für Jahr vermehrt hat, 
daß das aus der Wertschöpfung der verschie- 
denen Wirtschaftsbereiche fließende Volks- 
einkommen wieder mehr und mehr gewach- 
sen ist und daß hieraus auch ein von Jahr zu 
Jahr höherer privater Verbraudi gedeckt 
werden konnte. Nach den volkswirtschaft- 
lldien Gesamtrechnungen des Statistischen 
Bundesamtes hat sich von 1949 bis 1953 das 
Brutto-Sozial-Produkt, d. i. der Gesamtwert 
der jährlich erzeugten Güter und dargebote- 
nen Dienstleistungen, von rd. 79V2 Mrd. DM 
auf rd. I 33 V 2 Mrd. DM erhöht, d. i. eine Zu- 
nahme um rd. 68 Vo. Schaltet man die Preis- 
veränderungen aus, so bleibt immer noch eine 
reale Zunahme der gesamten volkswirtschaft- 
lichen Wertschöpfung um rund die Hälfte. 


Die Intensität des Leistungsanstiegs wird noch 
deutlicher, wenn man sich vergegenwärtigt, 
daß das Brutto-Sozial-Produkt je Kopf der 
Bevölkerung in Vorkriegspreisen bereits im 
Jahre 1951 die Je-Kopf-Leistung des Vor- 
kriegsjahres 1936 überschritten hat'). Das 
Volkseinkommen, das aus dem Brutto- 
Sozial-Produkt floß, hat sich weitgehend 
parallel entwickelt. Es erreichte 1953 103 Mrd. 
DM und war damit um rd. 63 ®/o höher als 
das des Jahres 1949 (63,1 Mrd DM). Es über- 
schritt real, also In Vorkriegspreisen, je Kopf 
der Bevölkerung mit 1140 DM im abge- 
laufenen Jahr das Volkseinkommen je Kopf 
der Im Jahre 1936 (992 RM) um 15 Vo oder 
rd. V 7 . Trotz der notwendigen hohen Inve- 
stitionen und der Ansprüche des Staates hat 
sich seit Gründung des Bundes auch der pri- 
vate Verbrauch wieder beträchtlich ausge- 
weitet. Er lag mit 75 Mrd. DM im Jahr 1953 
um rd. 46 Vo höher als 1949 (knapp 52 Mrd. 
DM). Damit ist der reale Privatverbrauch je 
Kopf der Bevölkerung mit 864 DM im Jahr 
1953 wieder um 13 ®/o über den Ver- 
braudi des Jahres 1936 hinausgekommen. 
Im vergangenen Jahr konnten also nach 
Menge und Qualität rd. mehr Güter und 
Dienstleistungen für private Zwecke ver- 
braucht und in Anspruch genommen werden, 
als dies vor dem Kriege Im Jahre 1936 der 
Fall war. 

Dabei zeigt ein Blick auf die einzelnen Ver- 
brauchsbereiche, daß der Verbrauch nach 
Menge und Qualität (also in Vorkriegs- 
preisen) und je Kopf der Bevölkerung nach 
Feststellungen des Statistischen Bundesamtes 
im vergangenen Jahr In der überwiegenden 
Zahl der Verbrauchsbereiche des mehr star- 
ren und des überwiegend elastischen Bedarfs 
das Niveau des Vorkriegsjahres 1936 wieder 
mehr oder weniger stark überschritten hat. 
Der Verbrauch je Kopf in Preisen von 1936 
betrug Im abgelaufenen Jahr (Basis 1936 “ 


100^)), in der Ausgabengruppe: 

Möbel und Hausrat 160, 

Bildung, Erholung und Unterhaltung 151, 
Verkehr 150, 

Heizung und Beleuchtung 139, 

Körper- und Gesundheitspflege 122, 

Bekleidung 117, 

Nahrungsmittel 106, 

Sonstige Dienste 100, 

Wohnungsnutzung 97, 


siehe Anlage 4 

vgl. „'Wirtschaft und Statistik“ 6. Jahrg., 1954, 
Heft 4 S. 167 
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Genußmittel 89, 

Häusliche Dienste 82 

Privater Verbrauch insgesamt: 113 

Dabei stecken in der am stärksten angewach- 
senen Ausgabengruppe Möbel und Hausrat 
zu erheblichem Teil nachgeholte Anschaffun- 
gen zum Ausgleich von Totalverlusten durch 
Kriegsschäden und Vertreibung, die mit 
wachsendem Einkommen, zunehmender Neu- 
bautätigkeit und den Zahlungen aus dem 
Lastenausgleich nunmehr möglich waren. Nur 
bei der Wohnungsnutzung, den Genußmit- 
teln und den häuslichen Diensten blieb das 
reale Verbrauchsniveau noch unter dem des 
Jahres 1936. Wenn man jedoch berücksichtigt, 
in welch erheblichem Umfang die Senkung 
der Verbrauchssteuern den Verbrauch von 
Gcnußmitteln seit Mitte letzten Jahres ange- 
regt hat, kann angenommen werden, daß im 
laufenden Jahr 1954 auch der Genußmittel- 
verbrauch nach Menge und Qualität je Kopf 
der Bevölkerung wieder dem des Jahres 1936 
nahekommen wird. In der Mehrzahl der 
Verbrauchsbereidie dürfte darüber hinaus im 
Jahre 1954 auch das gegenüber 1936 noch 
höhere Verbrauchsniveau des letzten Vor- 
kriegsjahres 1938 überschritten werden. In 
den Ausgabengruppen Bildung, Erholung und 
Unterhaltung, Möbel und Hausrat, Heizung 
und Beleuchtung und Verkehr wurde bereits 
im vergangenen Jahr auch schon das reale 
Verbrauchsniveau des Jahres 1938 über- 
troffen. 

Bei dem Hinweis auf die unzureichenden Ein- 
kommensverhältnisse breiter Kreise der Ar- 
beitnehmerschaft wir außerdem immer wie- 
der der Fehler begangen, mit Gesamtdurch- 
sdinitten der Einkommen aller unselbständig 
tätigen Arbeitnehmer zu arbeiten. Für die 
mietpolitische Diskussion ist dies jedoch nicht 
zulässig. Hierbei geht es nicht um das Durch- 
schnittseinkommen aller Arbeitnehmer, son- 
dern in erster Linie nur um das der Familien- 
väter, die für die Wohnungen aufkommen 
müssen, und der sonstigen Nebenverdiener 
ln der Familie. Es müssen also bei den Über- 
legungen zunächst die Einkommen der weib- 
lichen Arbeitnehmer aus den Erörterungen 
herausbleiben; sie sind, von Sonderfällen ab- 
gesehen, normalerweise nicht Haushaltungs- 
vorstand von Familienhaushaltungen und da- 
mit nicht Träger eines echten Bedarfs nach 
einer selbständigen Familienwohnung. Aus- 
nahmen, wie z. B. Kriegerwitwen mit Kin- 
dern, fallen überwiegend in den Bereich der 


Versorgungs-, Renten- und Unterstützungs- 
empfänger. Herausbleiben müssen aus den Er- 
örterungen und Berechnungen auch sämtliche 
Jugendliche und erst in der Berufsausbildung 
begriffenen Arbeitnehmer sowie sämtliche 
ledigen Arbeitskräfte, die noch nicht zur 
Haushaltsgründung gekommen sind. Im 
übrigen müssen die Überlegungen nicht auf 
das Bruttoeinkommen, sondern auf das nach 
Abzug der Steuern und Sozialversicherungs- 
beiträge verbleibende Nettoeinkommen ab- 
gestellt werden. Hierbei dürfen sich aber die 
Überlegungen nicht auf das Nettoeinkommen 
des Haushaltungsvorstandes allein beschrän- 
ken, sondern müssen auch die Einkommen 
und sonstigen Einnahmen der übrigen Haus- 
haltungsmitglieder in Rechnung stellen. Wie 
hoch die Einkommen weiterer Familienmit- 
glieder außerdem Arbeitseinkommen des Haus- 
haltungsvorstandes sind und welche sonstigen 
Einnahmen den Arbeitnehmerfamilien zu- 
fließen, kann allgemein nicht gesagt werden. 
Sie sind sicher von Fall zu Fall sehr verschie- 
den. Aus den amtlichen Wirtschaftsrechnun- 
gen typischer Arbeitnehmerfamilien der soge- 
nannten mittleren Verbrauchergruppe ergibt 
sich jedoch, daß zum Nettoarbeitseinkommen 
des Haushaltungsvorstands im Schnitt noch 
etwa 10 bis 15 Vo sonstige Einkommen und 
Einnahmen hinzukommen. Dabei dürften 
dies eher Mindestziffern sein, da die erfaß- 
ten 4-Personen- Arbeitnehmerhaushaltungen 
der amtlichen Wirtschaftsrechnungen meist 
2 Kinder haben; schon aus diesem Grunde 
sind also die Möglidikelten, Nebeneinkom- 
men außer dem des Haushaltungsvorstan- 
des zu beziehen, gegenüber vielen anderen 
Arbeitnehmerhaushaltungen eingeengt. Im 
Ergebnis zeigen die amtlichen Wirtschafts- 
rechnungen, daß die Nettoeinnahmen der 
Arbeitnehmerfamilie etwa dem Bruttoein- 
kommen des Haushaltungsvorstandes aus 
Hauptberuf entsprechen; die Abzüge für 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge wer- 
den also Im wesentlichen durch andere Ein- 
nahmen und durch Einkommen weiterer 
Familienmitglieder ausgeglichen. 

Die Nettoeinnahmen der Afbeitnehmerhaus- 
haltungen der mittleren Verbrauchergruppe 
aus den amtlichen Wirtschaftsrechnungen be- 
zeugen, In welch starkem Umfang der darge- 
legte wirtschaftliche Aufstieg der letzten 
Jahre und die Steigerung der Produktivität 
sich auch In den Einkommen breitester Be- 
völkerungskreise niedergeschlagen hat. Die 
Nettoeinkommen dieser Arbeitnehmerhaus- 
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Haltungen haben sldi von rd. 287 DM im 
Monatsdurdisdinitt 1949 auf rd, 422 DM im 
Jahr 1953 erhöht, d. i. eine Zunahme von 
47 Gegenüber dem Vorkriegsjahr 1937, 
in dem einer vergleichbaren Arbeiterfamilie 
monatlich netto 193 RM zur Verfügung stan- 
den, haben sich die Einnahmen mehr als ver- 
doppelt. Wenn man die Veränderungen des 
Preisspiegels gegenüber der Vorkriegszeit aus- 
scJialtet, ergibt sich, daß bei den typischen im 
Erwerb stehenden Arbeitnehmerfamilien das 
reale Einkommen in den letzten 4 Jahren um 
45 ®/o zugenommen hat und um rd. 30 ®/o 
über das des Jahres 1937 hlnausgeht^). 

Etwa das gleiche Entwicklungsbild lassen die 
Bruttoverdienste der männlichen Industrie- 
arbeiter erkennen. Der männliche Industrie- 
arbeiter — hierin sind also auch die unver- 
heirateten Männer mit niedrigerem Einkom- 
men eingeschlossen — verdiente im Jahre 
1949 monatlich rd. 264 DM, im Jahre 1953 
rd. 378 DM, d. s. 43 ®/o mehr^). Im letzten 
Vorkriegsjahr 1938 hatte er monatlich nur 
rd. 191 RM verdient, sein Bruttoverdienst 
hat sich also seither verdoppelt. Auch unter 
Ausschaltung der Preisveränderungen ver- 
diente der männliche Industriearbeiter Im 
letzten Jahr 18 ®/o oder annähernd V5 mehr 
als 1938. 

Mit der fortschreitenden Anhebung der nomi- 
nellen und realen Einkommen gegenüber dem 
freilich sehr niedrigen Stand des Jahres 1949 
hat sidi auch die Einkommenspyramide 
der erwerbstätigen Arbeitnehmerbevölkerung 
laufend in der Richtung verändert, daß ein 
immer geringerer Teil der Arbeitnehmer auf 
die untersten Einkommensstufen entfällt. In 
denen das Existenzminimum nur eben oder 
noch nicht einmal gedeckt ist. Nach der amt- 
lidaen Lohnerhebung für die Arbeiter und 
Angestellten in der gewerblichen Wirtschaft 
vom November 1951 betrug das Bruttoein- 
kommen des verheirateten männlichen Ar- 
beiters, das etwa den Nettoeinnahmen der 
Arbeiterfamilie entspricht, rd. 365 DM 
monatlich im Gesamtdurchschnitt. Bei den 
Angestellten der gewerblichen Wirtschaft 

Das Ergebnis des Vergleidies mit 1937 gilt unter 
dem Vorbehalt, daß die amtlichen Untersuchun- 
gen über die Vcrbraudisausgaben der Arbeiterhaus- 
haltungen 1937 auf breiterer Grundlage als bisher 
die gewonnenen Größenordnungen bestatigen- 
siehe Anlage 5 

Hier sind auch die höheren Einkommen der in der 
gewerblichen Wirtschaft im Angestelltenverhältnis 
Tätigen cinbezogen (Prokuristen, leitende Ingenieure 
u. ä.). 

siehe Anlage 6 


waren es rd. 489 DM^). Ende 1953 dürften es 
unter Berüchsichtigung der seitherigen Lohn- 
und Tarifaufbesserungen etwa 413 DM bei 
der Arbeiterfamilie und etwa 538 DM bei der 
Angestelltenfamilie je Monat gewesen sein^). 
Aus der Übersicht über die Schichtung der 
Bruttoarbeitscinkommen der männlichen ver- 
heirateten Arbeiter und Angestellten auf 
Grund der amtlichen Enquete, die ungefähr 
auch der Sdiichtung der monatlichen Netto- 
einnahmen der Arbeiter- und Angestellten- 
famllien^) entsprechen, geht hervor, daß Ende 
(November) 1951 von den männlichen ver- 
heirateten Arbeitern noch rd, 8,6 ®/o ein Ein- 
kommen von unter 250 DM bezogen, Ende 
1953 dagegen nur noch 4,6 ®/o. Von den 
männlichen verheirateten Angestellten ver- 
dienten Ende 1951 noch 3,5 ®/o weniger als 
250 DM, Ende 1953 waren es nur noch 2,3 °/o. 
Wenn man die Grenze der Nettoeinnahmen 
der Arbeiterfamilien bei 300 DM zieht, lagen 
Ende vergangenen Jahres nur noch 13,9 ®/o, 
also nur etwa V7 aller Arbeiterfamilien der 
gewerblichen Wirtschaft unter dieser Grenze. 
Von den Angestelltenfamilien waren es nur 
noch 6,1 ®/o. Im Laufe des Jahres 1954 dürften 
diese Sätze noch weiter sinken. Das Bild der 
Einkommenspyramide zeigt im einzelnen, 
daß mehr als die Hälfte aller Arbeiterfamilien 
zu den Einkommensgruppen zwischen 300 
und 450 DM gehören, rd. % zu den Einkom- 
mensgruppen zwischen 300 und 500 DM. 

Man wird aus der dargelegten erfreulichen 
Steigerung der nominellen und realen Ein- 
kommen und der Tatsache, daß damit auch 
der reale Verbrauch je Kopf der Gesamtbe- 
völkerung und in der Arbeitnehmerschaft das 
Niveau der Vorkriegsjahre wieder über- 
schreitet, freilich nicht den falschen Schluß 
ziehen dürfen, als ob gegenwärtig bereits 
wieder der Lebens- und Verbrauchsstandard 
der Vorkriegszeit voll erreicht sei.. Dies wäre 
nur dann der Fall, wenn das Realeinkommen 
je Kopf und der reale Je-Kopf- Verb rauch 
ausschließlich dem laufenden Verbrauch zu- 
geführt werden könnte, so wie dies vor dem 
Krieg der Fall war. Große Teile der be- 
zogenen Einkommen und der Verbrauchsaus- 
gaben dienen aber gegenwärtig noch der Dek- 
kung des Nachholbedarfs, der durch den 
Krieg und seine Folgen entstanden ist und bis 
zur Gegenwart vielfach noch nicht hat be- 
friedigt werden können. Immerhin haben 
aber die hohen Anstrengungen der vergan- 
genen Jahre die realen Einkommens- und Ver- 
brauchsmöglichkelten wieder auf ein Niveau 
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gehoben, daß Im gegenwärtigen Einkommens- 
gefüge auch breiter Kreise der im Erwerb 
stehenden Arbeitnehmerschaft wieder erheb- 
liche Elastizitäten gegeben sind. Hierfür sei 
nur ein typisches Beispiel angeführt. Mitte 
1954 konnten sich in der Bundesrepublik, 
nach den amtlichen Feststellungen über die 
Zulassungen zu urteilen, schätzungsweise 
1,3 Mio. Arbeiter ein eigenes Motorrad hal- 
ten^). Mitte 1953 waren es nach den Ermitt- 
lungen des Bundeskraftfahrzeugamtes etwas 
über 1 Million, Mitte 1951 dagegen erst 
370 000 gewesen. Innerhalb der letzten 3 
Jahre Ist also die Zahl der Motorräder im 
Eigentum von Arbeitern auf das 3V2fache ge- 
stiegen. Jeder 7. männlidie Arbeiter fährt zur 
Zeit sein eigenes Kraftrad. Für sämtliche in 
abhängiger Stellung Tätigen wurden vor 
3 Jahren rd. 510 000 zugelassene Motorräder 
ermittelt. Mitte 1954 dürften etwa 1,7 Mio. 
Motorräder von Arbeitnehmern gefahren 
werden. Anschaffung und Benutzung von 
Krafträdern haben in den letzten Jahren bei 
den Arbeitern also noch stärker zugenommen 
als bei den übrigen Arbeitnehmern. Die nun- 
mehr vorhandenen Elastizitäten Im Elnkom- 
mensgefüge ermöglichen es, an konkrete 
mietpolitische Entscheidungen heranzugehen, 
ohne das gegenwärtige Lohn- und Preisge- 
füge zu gefährden. 

Dies gilt um so mehr, als schon jetzt, infolge 
des umfangreichen sozialen Wohnungsbaues 
seit Gründung des Bundes eine große Zahl 
von Arbeitnehmern in Neuestbauwohnungen 
der letzten Jahre wohnen. Sie wenden bei 
gleichen Einkommen einen wesentlich größeren 
Teil der Verbrauchsausgaben für die höheren 
Mieten der neuen Wohnungen auf. Die Zahl 
dieser Familien nimmt ständig zu. Von den 
4-Personen- Arbeitnehmerhaushaltungen (die 
für die amtlichen Wirtschaftsrechnungen be- 
richten) wohnten Ende vergangenen Jahres 
nadi den Feststellungen des Statistischen Bun- 
desamtes bereits mehr als V4 in nach dem 

2. Weltkrieg errichteten Neuestbauwohnun- 
gen; 2V2 Jahre früher, Mitte 1951, waren es 
erst 12 Vo gewesen. 

3. Der Anteil der Wohnungsmiete am Ein- 

kommen und Verbrauch 

Bei einem Urteil über die beabsichtigte Zulas- 
sung von Mieterhöhungen für vor 1948 be- 
zugsfertig gewordene Wohnungen muß man 
ferner im Auge behalten, daß der Anteil der 
Wohnungsmiete am Einkommen und den aus 

’) einschl. Motorroller und Motorfahrräder 


ihm fließenden Verbrauch gegenwärtig 
wesentlich niedriger ist als vor dem Kriege. 
Vor dem Kriege, in den Jahren 1936/37, also 
zu einem Zeitpunkt, zu dem nicht nur für 
die vor dem 1. Weltkrieg errichteten Woh- 
nungen die gesetzliche Mietbindung galt, son- 
dern bereits sämtliche Wohnungen dem all- 
gemeinen Mietstopp unterlagen, wurden in 
der Bundesrepublik rd. V7 des privaten Ver- 
brauchs und der privaten Verbrauchsausgaben 
für die Wohnungsmiete aufgewandt. Von 
dem gesamten privaten Verbrauch in der 
westdeutschen Volkswirtschaft wurden für 
die Wohnungsbenutzung im Jahre 1936 14 % 
beansprucht. Von den Verbrauchsausgaben 
der Arbeiterhaushaltungen, die den Haushal- 
tungen der mittleren Verbrauchergruppe der 
amtlichen Wirtschaftsrechnungen in der Bun- 
desrepublik in etwa entspredaen, v/urden im 
Jahr 1937 für die Wuhuungsmiete 13,9^/:) 
aufgewandt. 

In der Zeit seit der Währungsreform liegt der 
Anteil der Wohnungsmiete am gesamten 
privaten Verbrauch infolge des allgemeinen 
Mietenstopps und der Kriegszerstörungen 
wesentlich niedriger. Selbstverständlich ist in 
den Jahren seit der Währungsreform infolge 
der umfangreichen Bautätigkeit und der 
gegenüber der Vorkriegszeit höheren Neu- 
baumieten auch im öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbau der Aufwand für 
die Wohnungsnutzung im ganzen nicht uner- 
heblich gestiegen. Der gesamte volkswirt- 
schaftliche Wohnungsmietaufwand hat von 
4,6 Mrd. DM 1949 auf 5,8 Mrd. DM im Jahr 
1953 zugenommen. Wie aber oben ausgeführt 
wurde, sind das Sozialprodukt und der 
private Verbrauch Im ganzen wesentlich stär- 
ker, der Verbrauch In den vergangenen 4 Jah- 
ren um annähernd die Hälfte angewachsen. 
So hat sich der Mietanteil in den letzten Jah- 
ren tendenziell noch weiter gesenkt. In den 
Jahren 1949 und 1950 wurden nodi 8,9 und 
8,2 Vo des gesamten Privatverbrauchs von der 
Wohnungsnutzung beansprudit. Im Jahre 
1951 waren es noch 7,6 und in den beiden 
letzten Jahren, 1952 und 1953, 7,4 und 7,7 Vo. 
Gegenwärtig wird also in der westdeutschen 
Volkswirtschaft nur ein gut halb so hoher 
Anteil des gesamten privaten Verbrauchs für 
die Wohnungsnutzung aufgewandt wie 1936. 

Bei den einzelnen Arbeitnehmerhaushaltun- 
gen mit selbständiger Wohnung sieht das Bild 
wie folgt aus. Auch hier war der Anteil der 
Wohnungsmiete an den gesamten Ver- 
brauchsausgaben 1949 und 1950 wesentlich 
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niedriger als vor dem Kriege, nämlich nur 
9,6 und 10,5 Vo^). Im Jahre 1951 waren es nur 
9,8 ®/o. 1952 und 1953 hat sich der Mietanteil 
sogar auf je 9,2 % der gesamten Verbrauchs- 
ausgaben gesenkt. Obwohl also die durch die 
intensive Bautätigkeit erreichte Verbesserung 
der Wohnungsverhältnisse vielen Arbeitneh- 
merhaushaltungen ermöglichte, wieder zu 
einer selbständigen Wohnung zu kommen 
oder in eine bessere und größere Wohnung 
übcrzusiedeln, wie dies an der fühlbaren Zu- 
nahme der durchschnittlichen Monatsmiete 
der repräsentativen Berichts-Haushaltungen 
erkennbar ist, so verhinderte die aus der Ein- 
kommenssteigerung mögliche beträchtliche 
Erhöhung der Verbrauchsausgaben nicht nur, 
daß von den Wohnungsinhabern 1953 im 
Durchschnitt ein höherer Teil des Einkom- 
mens und der Verbrauchsausgaben für die 
Wohnung aufgewandt werden mußte als un- 
mittelbar nach der Währungsreform und 
1950; die hohe Zunahme der Einkommen 
und der Verbrauchsausgaben ließ sogar noch 
einen leichten Rückgang der Mietquote in 
den letzten Jahren zu. 

Im übrigen darf man bei einem Urteil über 
die mögliche Wirkung der beabsichtigten 
Mieterhöhung auf die Arbeitnehmersdiaft 
nicht vergessen, daß die dargelegte Mietquote 
bei allen berichtenden Arbeitnehmerhaushal- 
tungen (mittlere Verbrauchergruppe) der 
amtlichen Wirtschaftsrechnungen audi durch 
die teureren, nach dem 2. Weltkrieg errich- 
teten Neuestbauwohnungen mit bestimmt ist, 
also höher liegt als die durchschnittliche Miet- 
quote der von der geplanten Mieterhöhung 
betroffenen Alt- und Neubauwohnungen. 
Aus einer Sonderauszählung der monatlich 
berichtenden Arbeitnehmerhaushaltungen der 
mittleren Verbrauchergruppe nach dem Alter 
der bewohnten Mietwohnungen für Ende 
1953 ergibt sich, daß bei einem durchschnitt- 
lichen Mietanteil von 9,5 Vo bei sämtlichen in 
den amtlichen Wirtschaftsrechnungen erfaß- 
ten zur Miete wohnenden Afbeltnehmerhaus- 
haltungen Ende 1953 der Mietanteil bei den 
Inhabern von Altbauwohnungen aus der Zeit 
vor dem 1. Weltkrieg nur 8,1 Vo betrug, bei 
den Inhabern der zwischen den beiden 
W eltkriegen errichteten Neubauwohnungen 
10,1 Vo. Selbst bei angenommen unver- 
ändertem Einkommens- und Verbrauchs- 
niveau würde die vorgesehene 10%lge Miet- 
erhöhung bei den Bewohnern der Altbau- 
wohnungen die Mietquote nur auf rd. 9, bei 

siehe Anlage 7 


den Inhabern von Neubauwohnungen auf rd. 
llVo heben. In beiden Fällen bleibt also 
die Mietquote auch nach der Mieterhöhung 
noch unter dem Niveau der Vorkriegszeit, 
bei den Inhabern von Altbauwohnungen nach 
den vorliegenden Unterlagen sogar noch um 
rd. V;j. Es ist außerdem besonders bemerkens- 
wert, daß die im Herbst 1952 zugelassene 
lOVoige Mieterhöhung für die vor 1924 er- 
richteten Altbauwohnungen im Gesamtdurch- 
schnitt aller für die amtlichen Wirtschafts- 
rechnungen erfaßten Arbeitnehmerhaushal- 
tungen zu keiner Mehrbelastung führte, da 
die Zunahme der Einkommen und des Ver- 
brauchs die gesetzliche Mieterhöhung und die 
Erhöhung aus dem Zuwachs neuer Wohnun- 
gen abfing. 

Es ergibt sich also zusammenfassend, daß in 
den Arbeitnehmerhaushaltungen gegenwärtig 
von den gesamten Verbrauchsausgaben ein 
nur rd. % so hoher Anteil wie vor dem 
Kriege für die Wohnungsmiete aufgewandt 
wird, vom privaten Verbrauch in der west- 
deutschen Volkswirtschaft infolge des Mieten- 
stopps und der Einbußen am Wohnungsbe- 
stand sogar nur ein halb so hoher Teil. 
Hieran dürfte sich auch durch die Mieter- 
höhung auf Grund des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs nichts Entscheidendes ändern. 

Es bleibt bemerkenswert, daß auch in diesem 
Falle im volkswirtschaftlichen Durchschnitt 
wie bei den einzelnen Arbeitnehmerhaushal- 
tungen der Anteil der Wohnungsmiete seit 
1949 bzw. 1950 noch zurückgegangen ist. An 
diesen grundsätzlichen Feststellungen ändert 
die Tatsache nichts, daß das Bild der Miet- 
belastung etwas anders aussieht, wenn man 
die Preisveränderungen gegenüber der Vor- 
kriegszeit ausschaltet. 

4. Bedeutung und Auswirkungen der Miet- 
anhebung 

Es wurde bereits oben festgestellt, daß die 
vorgesehene Mietanhebung für die vor dem 
21. Juni 1948 bezugsfertig gewordenen Woh- 
nungen im Jahr kaum mehr als 200 Mio. DM 
ausmachen wird; der von den Mietern selbst 
zu tragende Teil wird sogar noch wesentlich 
niedriger sein. Was dieser höhere Aufwand 
der Mieter für die Wohnungsnutzung im 
Rahmen der gesamten volkswirtschaftlichen 
Einkommensbildung und -Verausgabung be- 
deutet, mögen die folgenden Gegenüberstel- 
lungen näher veranschaulichen. Gemessen an 
dem Zuwachs des Volkseinkommens in der 
Bundesrepublik im vergangenen Jahr in Höhe 
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von 4,9 Mrd. DM — das Volkseinkommen 
hatte 1952 98,1 Mrd., 1953 103,0 Mrd. DM 
betragen — machen die 200 Mio. DM Mehr- 
aufwand für die Wohnungsmiete nur 4,1 Vo 
aus. Der gesamte Privatverbrauch in der Bun- 
desrepublik konnte sich im vergangenen Jahr 
um 4,6 Mrd. DM, von 70,7 Mrd. DM im Jahr 
1952 auf 75,3 Mrd. DM im Jahr 1953 heben. 
Gemessen an der Zunahme des gesamten 
privaten Verbrauchs im letzten Jahr beträgt 
die Mieterhöhung also ebenfalls nur 4,3 %. 
Mit dem weiteren Anwachsen von Volksein- 
kommen und Privatverbrauch konnten u. a. 
die Ausgaben für Genußmittel im letzten 
Jahr von 10,953 Mrd. DM 1952 auf 
11,794 Mrd. DM 1953, also um 841 Mio. DM 
gesteigert werden, wie sich aus den amtlichen 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im 
einzelnen ergibt. Also auch gemessen an der 
ZliiuiIhiic des GciiußiiiilLel verbrauuis im 
letzten Jahr wird die vorgesehene Mieter- 
höhung noch nicht einmal V 4 ausmachen. 

Es wurde oben gleichfalls schon gesagt, daß 
die gegenwärtige Monatsmiete der von der 
Mietanhebung betroffenen rd. 5 Mio. Woh- 
nungen im Gesamtdurchsdmitt aller Ge- 
meindegrößen, Wohnungsgrößen, Ausstat- 
tungstypen usw. rund 38,90 DM beträgt. Die 
Mieterhöhung belastet also die einzelne 
Familie, die eine vor Mitte 1948 bezugsfertige 
Wohnung innehat, mit monatlich im Ge- 
samtdurchschnitt noch nicht 4, — DM. Bei den 
Arbeiter- und Arbeitnehmerhaushaltungen 
dürfte die Belastung im Schnitt noch etwas ge- 
ringer sein. Wenn man bei der Durchschnitts- 
miete der Arbeitnehmerhaushaltungen der 
mittleren Verbrauchergruppe nach den amt- 
lichen Wirtschaftsrechnungen die höheren 
Mieten der Neuestbauwohnungen der letzten 
Jahre ausschaltet, so ergibt sich für die erfaß- 
ten Berichtshaushaltungen, die in vor Mitte 
1948 errichteten Wohnungen leben, eine 
Durchschnittsmiete von 35,50 DM für das 
abgelaufende Jahr. Die Mieterhöhung wird 
bei den Arbeiter- und Arbeitnehmerhaushal- 
tungen im Durchschnitt also nur etwa 
3,50 DM je Monat ausmachen. 

Was bedeutet dies für das Einkommen der 
Arbeiterfamilie? Aus den obigen Darlegun- 
gen über die Entwicklung der nominellen und 
realen Einkommen und Verbrauchsausgaben 
lassen sich die folgenden Feststellungen über 
das durchschnittliche Einkommen der Ar- 
beiter- und Arbeitnehmerfamilien im letz- 
ten Jahr zusammenfassen: 


1. Nach den amtlichen Feststellungen der 
Verdienste in der Industrie verdiente der 
männliche Industriearbeiter Im Jahre 1953 
durchschnittlich brutto rd. 378 DM je 
Monat. Hierbei sind auch die niedrigeren 
Verdienste der ledigen männlichen Indu- 
striearbeiter eingeschlossen. 

2. Nach den amtlichen Wirtschaftsrechnun- 
gen der 4-Personen- Arbeitnehmerhaushal- 
tungen der mittleren Verbrauchergruppe 
beliefen sich die Nettoeinnahmen dieser 
Familien, die zur Verausgabung bereit- 
standen, im letzten Jahr im Monatsdurch- 
schnitt auf rd. 422 DM, von denen rd. 
410 DM effektiv für den Verbrauch ver- 
ausgabt wurden. 

3. Nach der amtlichen Lohnerhebung vom 
November 1951 verdiente der männliche 
verheiratete Arbeiter in der gewerblichen 
Wirtschaft, wenn man die damaligen 
Feststellungen mit der Entwicklung der 
Verdienste der Industriearbeiter auf die 
Gegenwart fortschreibt, Ende vergan- 
genen Jahres brutto etwa 413 DM, wobei 
sich die Nettoeinnahmen der Arbeiter- 
familien ungefähr auf der gleichen Höhe 
bewegt haben dürften. 

Wenn man berücksichtigt, daß das Durch- 
schnittseinkommen aller männlichen Indu- 
striearbeiter durch die Einbeziehung der 
niedrigeren Einkommen der ledigen männ- 
lichen Arbeiter etwas herabgedrückt wird, so 
ergibt sich aus allen drei amtlichen Quellen 
übereinstimmend, daß der im. Erwerb stehen- 
den Arbeiter- und Arbeitnehmerfamilie Im 
vergangenen Jahr oder gegen Ende des letz- 
ten Jahres im Gesamtdurchschnitt netto um 
400 DM zur Bestreitung ihrer Lebenshaltung 
zur Verfügung standen. Das bedeutet, daß 
die vorgesehene Mieterhöhung die gegen- 
wärtigen Einkommen der Arbeiter und Ar- 
beitnehmer mit im Durchschnitt weniger als 
1 % In Anspruch nehmen wird. 

Für ein Urteil über die Bedeutung und Aus- 
wirkungen der Mietanhebung muß man die 
Beanspruchung des Einkommens aber in der 
Dynamik der Wirtschaftsentwicklung der 
letzten Jahre sehen. Die Nettoeinnahmen der 
typischen Arbeitnehmerfamilien der mitt- 
leren Verbrauchergruppe, die Im Jahre 1952 
im Monatsdurchschnitt rd. 391 DM, 1953 — 
wie ausgeführt — im Monatsdurchschnitt rd. 
422 DM betrugen, haben sich also im letzten 
Jahr im Monatsdurchschnitt um mehr als 
30 DM erhöht. Die Bruttoverdienste der 
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männlichen verheirateten Arbeiter in der ge- 
werblichen Wirtschaft, die etwa den Netto- 
einnahmen dieser Arbeiterfamilien entsprechen, 
beliefen sidi nach der amtlichen Lohner- 
hebung im November 1951 auf rd. 365 DM, 
Ende 1953 auf etwa 413 DM. Auch sie haben 
sich also in den beiden vergangenen Jahren 
um je rd. 24 DM im Monatsdurchschnitt er- 
höht. Die Verdienste der Angestellten In den 
gewerblichen Unternehmungen haben sich 
etwa in gleichem Umfang gehoben. Da das 
Preisniveau der Lebenshaltung im letzten 
Jahr eher nach unten tendierte, war die reale 
Zunahme 1953 nodi höher. Es ergibt sich also 
sowohl nada den amtlichen Wlrtschaftsredi- 
nungen als auch an Eland der amtlichen Lohn- 
enquete In Verbindung mit der Entwicklung 
der Industriearbeitsverdienste, daß das monat- 
liche Realeinkommen der Arbeiter- und Ar- 
beitnehmerfamilien sich im letzten Jahr nomi- 
nell und real Im Monatsdurchschnitt um 25 
bis 30 DM erhöht hat. Demgegenüber wird 
die vorgesehene Mieterhöhung monatlich nur 
3,50 bis 4, — DM je betroffene Familie aus- 
machen. Wäre also die mit dem Inkrafttreten 
der Steuerreform vorgesehene allgemeine 
lOVoIge Mietanhebung schon im letzten 
Jahr durchgeführt worden, so hätte der 
Mehraufwand von 3,50 bis 4, — DM je Monat 
nur einen geringen Teil, etwa 10 bis 20 Vo 
des realen Mehreinkommens beansprucht. 
Der überwiegende Teil der Mehrverdienste 
wäre trotzdem für die reale Steigerung der 
übrigen Ausgaben für die Lebenshaltung, für 
die weitere Abdeckung des noch vorhandenen 
Nachholbedarfs wie für die bessere Befriedi- 
gung der laufenden Bedürfnisse geblieben. 

Wenn man die dargelegte Entwicklung der 
Einkommen und des Verbrauchsniveaus 
überblickt, stellt man einen ständigen, wenn 
auch nicht gleichmäßigen Wachstumsprozeß 
fest. Es besteht keinerlei Anlaß zu der An- 
nahme, daß dieser Prozeß der Expansion und 
der weiteren Hebung der Produktivität der 
volkswirtschaftlichen Arbeit sich in den kom- 
menden Jahren nicht weiter fortsetzen sollte, 
sofern nicht unvorhersehbare Ereignisse ein- 
treten. Die bisher überschaubare Entwick- 
lungstendenz Im laufenden , Jahr 1954 be- 
stätigt dies. Nach den Untersuchungen des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforsdiung, 
Berlin^) haben sich die Masseneinkommen In 


') Viertel jahreshefte zur Wirtschaftsforschung, Jahr- 
gang 1924, 2. fieft, S. 135 
Stat. Wochendienst vom 23. Juli 1954 


der Bundesrepublik netto im 1. Quartal d. J. 
um 9,6 Vo gegenüber der gleichen Zeit des Vor- 
jahres gehoben. Der private Verbrauch lag 
um 7 Vo über dem vom 1. Vierteljahr 1953. 
Nach den Feststellungen des Statistischen 
Bundesamtes gingen die Wochenverdienste 
der männlichen Industriearbeiter Im Februar 
1954 erneut um 5,8 Vo über die vom Februar 
letzten Jahres hinaus^). Die Verbrauchsaus- 
gaben der Arbeitnehmerhaushaltungen der 
mittleren Verbrauchergruppe lagen nach den 
amtlichen Wirtschaftsrechnungen im 1. Jahres- 
drittel 1954 um 9,1 Vo über denen vom 
1. Jahresdrittel 1953^). Schon hieraus kann 
man entnehmen, daß das Einkommens- und 
Verbrauchsniveau auch der Arbeitnehmer- 
schaft im laufenden Jahr erneut zwischen 5 
und 10 Vo, also In der Größenordnung von 
30 DM im Monatsdurchschnitt über dem des 
vergangenen Jahres liegen wird. 

Mit dem fortschreitenden Wachstums- und 
Expansionsprozeß und der Zunahme der Ein- 
kommen und der Verbrauchsmöglichkeiten 
wird die Mieterhöhung, in der Dynamik der 
Entwicklung gesehen, keine Einengung des 
realen Lebens- und Verbrauchsstandards des 
von der Mieterhöhung betroffenen Teils der 
erwerbstätigen Bevölkerung zur Folge haben. 
Es wird darüber hinaus im ganzen auch für 
diesen Teil der erwerbstätigen Bevölkerung 
noch Raum für eine weitere Erhöhung der 
echtenVcrbrauchsmöglichkelten bleiben. Bei 
einer Beanspruchung des Einkommens von Im 
Durchschnitt nicht mehr als 1 Vo durch die 
geplante Mieterhöhung Im Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes entfallen, wenn man 
die dargelegten Entwicklungstendenzen be- 
rücksichtigt, auch alle Einwendungen, die 
Mieterhöhung In dem vorgesehenen begrenz- 
ten Umfang müsse über Lohnerhöhungen 
zwangsläufig Rückwirkungen auf die Pro- 
duktionskosten und damit auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutsdien Wirtschaft an 
den Auslandsmärkten haben. 

Schließlich muß noch besonders hervorge- 
hoben werden, daß die beabsichtigte Mieter- 
höhung gleichzeitig mit der bevorstehenden 
„Großen Steuerreform“ in Kraft treten soll. 
Von ihr wird für größere Teile der Bevölke- 
rung eine fühlbare Entlastung erwartet. In 
vielen Fällen werden so also auch die unmit- 
telbaren Auswirkungen der vorgesehenen 
Mietanhebung durch die geringere Steuerlast 
abgefangen werden. 
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5. Die Wirkung der Mieterhöhungen 
auf die sozial schwachen Teile 
der Bevölkerung 

Die bisherigen Darlegungen über die Bedeu- 
tung und Wirkungen der Mietanhebung 
wurden nur auf die im Erwerb stehende 
Arbeiter- und Angestelltenbevölkerung abge- 
stellt, nicht dagegen auf die nicht mehr er- 
werbstätige Bevölkerung, vor allem die Ver- 
sorgungs-, Renten- und Fürsorgeempfänger. 
Die Lebensbedingungen dieses infolge der 
beiden verlorenen Kriege stark angewachse- 
nen Bevölkerungsteils liegen z, T. erheblich 
unter denen der erwerbstätigen Bevölkerung 
und machen besondere Überlegungen und 
Maßnahmen erforderlich. 

Von den im Gesetzentwurf vorgesehenen 
mietpolitischen Entscheidungen wird in erster 
Lime nur der Teil der Versorgungs-, Remen- 
und Unterstützungsempfänger unmittelbar 
betroffen, der einen eigenen Haushalt führt 
und eine eigene Wohnung innehat, nicht da- 
gegen diejenigen, die in Altersheimen u. ä. 
oder bei ihren Kindern bzw. Verwandten 
leben, also mit anderen zusammen eine 
Wohn- und Lebensgemelnsdiaft bilden. Aus 
den amtlichen Wirtschaftsrechnungen der so- 
genannten unteren Verbrauchergruppe, die 
praktisch ausschließlich Haushaltungen mit 
abgeleitetem Einkommen (Renten, Versor- 
gungsbezüge, Fürsorgeleistungen) umfaßt, 
lassen sida gewisse Anhaltspunkte über die 
Einkommensverhältnisse und die Mietbela- 
stung dieser Bevölkerungskreise gewinnen. 
Von den Rentnerhaushaltungen mit nur 
2 Personen wurden Ende 1953 monatlich rd. 
152 DM verausgabt, von den 3-Personen- 
Haushaltungen der unteren Verbraudaer- 
gruppe rd. 204 DM. Wenn man berücksich- 
tigt, daß auch bei diesen Haushaltungen wie 
bei denen der mittleren Verbraiichergruppe 
die gesamten Nettoeinnahmen möglicherweise 
noch etwas höher waren, weil immer ein Teil 
nicht unmittelbar für den Verbrauch ausge- 
geben wird, so kommt man zu dem Ergebnis, 
daß auch den in den amtlichen Wirtschafts- 
rechnungen erfaßten Haushaltungen von 
Rentnern und Unterstützungsenapfängeria z. 
Z. im Monatsdurchschnitt rd. 70 bis 75 DM 
je Kopf netto für die Bestreitung der Lebens- 
haltung zur Verfügung stehen. Die 2-Perso- 
nen-Rentiaerhaushaltungen, die in vor dem 
1, Weltkrieg errichteten Altbauwohnungen 
wohnen, zahlten Ende 1953 nach den amt- 
lichen Wirtschaftsrechnungen eine Monats- 
miete von durchschnittlich rd, 22,40 DM, die- 


jenigen, die in zwischen den Weltkriegen er- 
richteten Neubauwohnungen leben, von rd. 
24,60 DM; das waren 14,4 und 17,7 ^/o der 
gesamten Verbrauchsausgaben dieser Haus- 
haltungen. Hiernach war nicht nur die Miet- 
belastung der Inhaber von Neubauwohnun- 
gen größer; es bestätigt sich auch im Vergleich 
zu den Arbeitnehmerhaushaltungen der mitt- 
leren Verbrauchergruppe, daß die absolute 
Miethöhe bei geringerem Einkommen zwar 
niedriger ist, der Anteil der Miete am Ein- 
kommen bzw. an den Verbrauchsausgaben 
dagegen höher. Nach der vorgesehenen Er- 
höhung der Mieten um 10% müssen von den 
2-Personen-Rentnerhaushaltungen etwa 2,25 
bzw. 2,50 DM je Monat mehr aufgewendet 
werden. Die 3-Personen-Haushaltungen der 
unteren Verbrauchergruppe zahlten in den 
Altbauwohnungen rd. 30,45 DM, d. h. 12,5 
und 13,6 % der gesamten Verbrauchsau s- 
gaben; die vorgesehene 10^/oige Mieterhöhung 
würde In diesen Fällen etwa 2,50 bzw. 3, — DM 
je Monat ausmachen. Die Beträge sind also, 
überwiegend wegen des geringeren genutzten 
Wohnraums, niedriger als im Durchschnitt 
bei der erwerbstätigen Bevölkerung. 

Das Ziel der Bundesregierung ist grundsätz- 
lich, der nicht mehr erwerbstätigen Bevölke- 
rung durch Erhöhung der Renten- und So- 
zialbezüge zu helfen. Zur Milderung von 
Härten, die sich bis zur Verwirklichung der 
Renten- und Sozialreform infolge der vorge- 
sehenen Mieterhöhungen ergeben können, 
sind, wie schon hervorgehoben, als Über- 
gangsmaßnahm.e für sozial schwache Familien, 
insbesondere für größere Familien, indivi- 
duelle Mietbeihilfen vorgesehen, soweit die 
Mehrbelastung nicht ohnehin schon im Rah- 
men der fürsorgerechtllchen Bestimmungen 
von der Fürsorge getragen werden muß. 

IV. Die Möglichkeiten zur Durchführung der 
notwendigen Mieterhöhung 

Zur Neugestaltung des Mietpreisrechts sind 
die verschiedensten Vorschläge gemacht wor- 
den. Hierfür stehen im wesentlichen folgende 
Möglidikelten zur Erörterung: 

Wiederherstellung der Wirtschaftlichkeit 

des Hausbesitzes durch allgemeine Zulas- 
sung einer Kostenmiete, 

Mieterhöhung in Anlehnung an den 

Wohnwert der Wohnung, 

Mieterhöhung durch Zulassung von pau- 
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schalen Zuschlägen zu der gegenwärtigen 
Miete. 

Alle Lösungsversuche haben ihre Vor- und 
Nachteile. Die Bundesregierung hat deshalb 
abgewogen, bei weldien der 3 genannten Me- 
thoden oder ihren Kombinationsmöglich- 
keiten die Nachteile und Sdiwierigk eiten in 
der Durchführung am geringsten sind. 

1. Kostenmiete 

Für die Zulassung einer Kostenmiete würde 
die Erwägung sprechen, daß nach Einführung 
des Preisstopps für die nach dem 17. Oktober 
1936 bezugsfertig gewordenen Wohnungen 
Kostenmieten zugelassen worden sind, und 
daß auch für steuerbegünstigte Wohnungen 
im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
Kostenmieten zulässig sind; audi die Richt- 
satzmiete des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues stellt im Grunde eine, wenn 
auch manipulierte, Kostenmiete dar. 

Aus diesen Gründen könnte es folgerichtig 
erscheinen, eine volle Kostendeckung in der 
Wohnungswirtschaft allgemein durch die Zu- 
lassung einer Kostenmiete zu erreichen. Ab- 
gesehen davon, daß ein solcher Schritt z. Z. 
außerordentlichen sozialpolitischen Schwierig- 
keiten begegnet, stehen einer Mieterhöhung 
bis zur Kostenmiete ganz schwerwiegende 
sachliche Probleme entgegen, wie sich aus 
folgendem ergibt: 

a) Edite Kostenmiete beim Althausbesitz 

Der Ermittlung der vollen Kostenmiete beim 
Althausbesitz steht zunächst die Schwierigkeit 
entgegen, eine zutreffende Kapitalbasis als 
Grundlage für die Berechnung der Kapital- 
verzinsung zu ermitteln. Weitere Schwierig- 
keiten ergeben sich aus der Berechnung der 
Abschreibung. Schließlich könnten alle Kosten- 
arten, die nicht gleichmäßig während eines 
Kalenderjahres anfallen und deren Höhe da- 
her nicht aus den zufälligen Ergebnissen eines 
Kalenderjahres in der Gegenwart eindeutig 
entnommen werden kann, nur durch Pau- 
schalsätze (z. B. für Reparaturen, Verwal- 
tungskosten und Mietaufallwagnis) berück- 
sichtigt werden. 

aa) Kapitalbasis 

Als Grundlage für die Berechnung der 
Kapitalkosten, deren Höhe von dem zufälligen 
Ausmaß der Fremdbelastung unabhängig sein 
muß, bieten sich theoretisch die Anschaffungs- 
kosten Im Zeitpunkt der Errichtung des Ge- 
bäudes, die Wiederbeschaffungswerte Im Zeit- 


punkt der Beendigung der vermutlichen 
Lebensdauer des Gebäudes und die heutigen 
Tageswerte, also die heutigen Wiederbeschaf- 
fungskosten abzüglich der Absetzungen für 
Abnutzung, an. 

Wenn auch die Anschaffungskosten für einen 
Teil der Gebäude des Althausbesitzes und für 
einen größeren Teil der Zwischenkriegsbauten 
nachgewiesen werden können, so würde für 
den größeren Teil der Altbauten, die vor 
Jahrzehnten, ja vor mehr als hundert Jahren 
errichtet worden sind, eine nachträgliche 
Schätzung der Anschaffungskosten nicht zu 
vermelden sein. Dieses individuelle Verfahren 
einer nachträglichen Ermittlung der Anschaf- 
fungskosten Ist aber mit so weitgehenden 
verwaltungstechnischen Schwierigkeiten und 
audi LFnsIcherheiten verbunden, daß es schon 
aus diesem Grunde nicht verwirklicht werden 
kann. 

Noch größere Schwierigkeiten ergeben sich 
bei der Frage, ob der Althausbesitz nach den- 
selben Grundsätzen, die für die gewerbliche 
Wirtschaft gelten, zu behandeln ist, also die 
Kapitalkosten von abgeschriebenen Wieder- 
bcsdiaffungswerten oder Tageswerten berech- 
net werden sollen. Der eingangs unterstütz- 
ten Auffassung, daß die Substanzerhaltung in 
der Wohnungswirtschaft aus volkswirtschaft- 
lichen Gründen dringend geboten ist und die- 
ser Forderung nur durch die Berücksichtigung 
von Wiederbeschaffungswerten genügt wird, 
steht die andere in gewisser Weise durch die 
Lastenausgleichsgesetzgebung zum Tragen ge- 
kommene Auffassung gegenüber, daß der 
Althausbcsitz als eine Kapitalanlage anzusehen 
ist, die von der doppelten LFmstellung der 
Währung in derselben Weise wie andere Ka- 
pitalanlagen betroffen wurde, so daß bei der 
Berechnung der Kapitalbasis auch die Wäh- 
rungsumstellungen zu berücksichtigen wären. 

bb) Höhe des Kapitalzinses 

Da weder die effektive Zinshöhe für aufge- 
nommene Fremdgelder noch der gewogene 
Durchschnitt zwischen Zinssatz für Fremd- 
gelder und dem für Eigenmittel bei dem je- 
weiligen Gebäude in Ansatz gebracht werden 
kann, weil sich dann je nach dem zufälligen 
Anteil des Fremd- und Eigenkapitals beim 
Wohnungsbestand völlig unterschiedliche 
Mieten ergeben würden, würde In Überein- 
stimmung mit der bisherigen Praxis als 
Kapitalverzinsung der landesübliche Zinssatz 
zugrunde zu legen sein. In Zeiten einer rela- 
tiven Kapitalknappheit müßte sich hieraus 
eine hohe Kapitalverzinsung und eine dem- 
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entsprechende hohe Miete ergeben. Damit 
wären jedoch zwangsläufig ganz erhebliche 
Mieterhöhungen verbunden, die als nicht 
tragbar und auch nicht als gerechtfertigt an- 
zusehen wären. 

cc) Absetzungen für Abnutzung 

Die Anerkennung der vollen Kostenmiete 
setzt ferner auch eine Entscheidung über die 
Höhe der Absetzungen für Abnutzung vor- 
aus. Dabei wäre zu berücksichtigen, daß sich 
gegen die bei der Besteuerung übliche lineare 
Abschreibung in zunehmendem Maße Beden- 
ken erhoben haben. So wird in der Bewer- 
tungspraxis auch der progressiven oder de- 
gressiven Abschreibung sdion teilweise der 
Vorzug gegeben. Eine generelle gesetzliche 
Festlegung der Höhe der Absetzung erscheint 
gegenwärtig nicht zweckmäßig. 

dd) Keparaturkosten und andere pauschale 
Kostensätze 

Demgegenüber treten die Schwierigkeiten bei 
der Ermittlung einer den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen entsprechenden Reparaturquote, 
einem Satz für Verwaltungskosten und für 
Mietausfallwagnis zurück. Insbesondere wird 
die heutige Reparaturkostenquote durch Ver- 
gleich des in der Vorkriegszeit üblidien Re- 
paraturaufwandes mit der inzwischen einge- 
tretenen Baukostenentwicklung einigermaßen 
zutreffend zu ermitteln sein. 

b) Manipulierte Kostenmiete beim Althaus- 
besitz 

Zur Vermeidung der Schwierigkeiten, die sich 
der Feststellung einer echten Kostenmiete 
entgegenstellen, ist geprüft worden, ob eine 
Manipulierung der Kapitalbasis dadurch mög- 
lich Ist, daß einheitliche Sätze je qm Wohn- 
fläche oder je cbm umbautem Raum als An- 
schaffungskosten zugrunde gelegt werden. 
Weitere Vorschläge zielen darauf ab, die 
Einheitswerte vom 1. Januar 1935 in ähn- 
licher Welse als Kapitalbasis zu verwenden 
wie bei Anträgen auf Erlaß der Hypotheken- 
gewinnabgabe wegen Unwirtschaftlichkeit des 
Gebäudes. Beide Versuche haben sich als un- 
durchführbar erwiesen. Würde man beim 
Althausbesitz einheitliche Baukosten je qm 
Wohnfläche zugrunde legen, so- würde damit 
die unterschiedliche Bauweise und der unter- 
schiedliche Ausstattungsgrad von Altbau- 
wohnungen völlig vernachlässigt werden, was 
nicht angängig wäre. Nach amtlichen Unter- 
suchungen des Bundesministers für Wirtschalt 
zeigen sich für die Baukosten von 1914 je 
qm Wohnfläche In Groß-, Mittel- und Klein- 


städten des Bundesgebietes folgende sehr er- 
heblidie Streuungen: 


Land 


Land 

(Iroßstädte 
über 100 000 
Einw. 


Mittclslädte Kleinstädte 
20 000 bis 5000 bis 
100 000 Einw. 20 000 Einw. 


Gemeinden 
unter 5000 
Einw. 


M M M M 


Nordrhein- 

Westfalen 64-229 43-168 48-129 33-140 

Flessen 82-294 57-156 47-129 22-109 

Schleswig- 

Holstein 65-167 39-155 

Hamburg 61-260 

Bremen 50-183 

Berlin 72-121 


Auch die Heranziehung der Einheitswerte 
vom 1. Januar 1935 kann nicht zu einer 
brauchbaren Grundlage zur Ermittlung der 
Kapitalkostcn führen, da die Einheitswerte 
weitgehend auf den Kaufpreisen der Jahre 
vor 1935 beruhen und das Kaufpreisniveau 
bezirklich und örtlich in unterschiedlichem 
Umfange durch die Jahre wirtsdiaftlicher De- 
pression beeinflußt war. Die Uneinheitlich- 
keit des Niveaus der Einheitswerte ergibt sich 
deutlich, wenn die Einheitswerte 1935 für 
Altbauten auf den preußischen Katasterwert 
von 1913 in den einzelnen Gemeindegrößen- 
klassen bezogen werden: 

Einheitswertniveau 
in V. H. des 
Katasterwertes 
von 1913 

Berlin 47,6 

Gemeinden über 

500 000 Einwohner 55,6 

Gemeinden über 

200 000 bis 500 000 Einwohner 58,3 

Gemeinden über 

100 000 bis 200 000 Einwohner 59,5 

Gemeinden über 

50 000 bis 100 000 Einwohner 64,5 

Gemeinden unter 

50 000 Einwohner 81,5 

Ein noch besserer Überblick über die unter- 
schiedliche Streuung der Einheitswerte In 
vom Hundert des Katasterwertes ergibt sich, 
wenn man das Einheitswertniveau für ein- 
zelne westdeutsche Großstädte gegenüberstellt: 


Köln 65,0 

Essen 70,0 

Frankfurt/Main 42,7 

Dortmund 66,5 
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Einheits Wertniveau 
in V. H. des 
Katasterwertes 
von 1913 


Düsseldorf 62,8 

Hannover 66,2 

Duisburg 55,6 

Wuppertal 53,3 

Gelsenkirchen 56,0 

Bochum 68,3 

Altona 67,2 

Kiel 50,7 

Kassel 51,9 

Oberhausen 61,2 

Krefeld-Uerdingen 62,0 

Aachen 54,1 

Hagen 61,6 

Solingen 62,0 

Mülheim/Ruhr 74,2 

Münster 68,1 

Mönchen-Gladbach 60,3 

Bielefeld 77,3 

Harburg-Wilhelmsburg 58,6 

Remscheid 65,5 

Bonn 61,2. 


Bei dieser starken Streuung würde die Ver- 
wendung der Einheitswerte als Kapitalbasis 
zu außerordentlich schwankenden Änderun- 
gen der Miethöhe aus Gründen führen, die 
nicht ln der Änderung der Kapital- und Be- 
wirtschaftungskosten, sondern in der zufäl- 
ligen Ertragslage der Gebäude in den Jahren 
1930 bis 1935 liegen. 

c) Echte Kostenmiete bei Zwischenkriegs- 
bauten 

Dieselben Probleme wie für den Althaus- 
besitz ergeben sich hinsiditlldi der Kapital- 
basis auÄ bei Zwischenkriegsbauten, aller- 
dings in geringerem Ausmaß. Zwar ist hier 
die Ermittlung der Anschaffungskosten meist 
ohne größere Schwierigkeiten möglich; doch 
hat die wirtschaftliche Entwicklung bis 1936 


zu einer gewissen Nivellierung der MlethÖhe 
für Neubauten trotz ihrer unterschiedlichen 
Baukosten geführt. Würden daher jetzt für 
die Kapitalverzinsung wieder die Baukosten 
zugrunde gelegt, so ergäben sich relativ starke 
Schwankungen der Miethöhe. Die Berücksich- 
tigung von Tageswerten (heutigen Wiederbe- 
sdiaffungskosten abzüglich Abschreibung) 
würde aber ebenfalls zu einer wesentlichen 
Mieterhöhung führen. 

d) Preispolitische Auswirkungen einer echten 
Kostenmiete 

Amtliche Untersuchungen, die für den Alt- 
hausbesitz in den Ländern Nordrhein-West- 
falen, Hessen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen und Berlin für das Jahr 1953 ange- 
stellt worden sind, zeigen deutlich, daß bei 
einer Kostenmiete, die von 5 ^/o Kapitalverzin- 
sung der abgeschriebenen Anschaffungs- oder 
Wiederbeschaffungskosten (Tageswerte) und 
von den heutigen Bewirtschaftungskosten 
unter Einschluß einer Reparaturquote von 
1,85 bis 2,25 DM je qm Wohnfläche (§ 22 
Abs. 2 der Berechnungsverordnung vom 
20. November 1950 — Bundesgesetzbl. 

S. 753) ausgeht, außerordentlich beträchtliche, 
aber ungleichmäßige Verlagerungen der Miet- 
höhe eintreten würden. Die Berücksichtigung 
der Anschaffungskosten als Kapitalbasis würde 
allerdings ebenso starken Angriffen sachver- 
ständiger Kreise ausgesetzt sein wie der An- 
satz der heutigen Wiederbeschaffungskosten. 
Einer wirklichkeitsnahen Kostenmiete würde 
man wahrscheinlich durch die Berücksichti- 
gung eines Mittelwertes zwischen Anschaf- 
fungs- und Wiederbeschaffungskosten am 
nächsten kommen. Nimmt man als Aus- 
gangspunkt für den Althausbesitz die Miete 
vom 1. Oktober 1952 (nadi Eintritt der 
lO^lgen Mieterhöhung auf Grund der Ver- 
ordnung PR Nr. 72/52), so müßten sidi in 
vom Hundert der genannten Miete folgende 
Verlagerungen der Miethöhe ergeben: 



Großstädte 

Mittelstädte 

Kleinstädte 

Gemeinde 

n unter 

Land 

mit Kapitalbasis 

mit Kapitalbasis 

mit Kapitalbasis 

5000 Einwohner 
mit Kapitalbasis 

Ansdiaff,- 

Wieder- 

Anschaff.- 

Wieder- 

Ansdiaff,- 

Wieder- 

Anschaff,- 

Wieder- 


Kosten 

beschaff.“ 

Kosten 

Kosten 

besdiaff.- 

Kosten 

Kosten 

besdiaff.- 

Kosten 

Kosten 

beschaff.- 

Kosten 

Nordrhein- 

— 31 

+ 1 

— 26 

+ 34 

— 25 

+ 16 

— 36 

+ 4 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

Westfalen 

+ 39 

+ 197 

+ 130 

+ 305 

+ 80 

+ 216 

+ 79 

+ 178 


— 23 

+ 22 

— 49 

— 11 

— 41 

+ 2 

— 15 

+ 38 

Hessen 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 


+ 68 

+ 240 

+ 27 

+ 143 

+ 138 

+ 268 

+ 47 

+ 182 
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Land 

Großstädte 
mit Kapitalbasis 

Anschaff.- Wieder- 
Kosten beschaff.- 

Kosten 

Mittelstädte 
mit Kapitalbasis 

Anschaff.- Wieder- 
Kosten beschaff.- 

Kosten 

Kleinstädte 
mit Kapitalbasis 

Anschaff.- Wieder- 
Kosten beschaff.- 

Kosten 

Gemeinden unter 
5000 Einwohner 
mit Kapitalbasis 
Anschaff.- Wieder- 
ICosten beschaff.- 

Kosten 

Schleswig- 

Holstein 

— 19 
bis 

+ 50 

+ 34 
bis 

+ 213 

— 10 
bis 

+ 71 

+ 40 
bis 

+ 259 

— 

— 

— — 

Hamburg 

— 22 
bis 

+ 13 

+ 25 
bis 

+ 100 

— 

— 

— 

— 

— — 

Bremen 

— 49 
bis 

— 4 

— 24 
bis 

+ 82 

— 

— 

— 

— 

— — 

Berlin 

— 24 
bis 

+ 29 

+ 28 
bis 

+ 138 

— 

— 

— 

— 

— — 


Wegen der Einzelheiten kann auf Anlage 8 
des Anhangs Bezug genommen werden. 

Bei der Bewertung dieser Zahlen ist aller- 
dings zu berücksichtigen, daß der Ansatz für 
Reparaturkosten dem heute erforderlichen Re- 
paraturbedarf meist noch nicht entspricht und 
der Ansatz einer höheren Reparaturquote zu 
nodi stärkeren Mieterhöhungen führen 
würde. Auch stellen die Ergebnisse keine 
Durdischnittswerte, sondern nur eine mehr 
oder weniger zufällige Auswahl dar. Immer- 
hin ist hieraus ersichtlich, daß die Umstellung 
der Mieten des Althausbesitzes auf Kosten- 
mieten zu einer ganz erheblichen Verlagerung 
der Ertragswerte und damit auch der Belei- 
hungswerte (Einheitswerte) führen würde, so 
daß geradezu revolutionäre Verlagerungen 
eintreten würden. Die Kostenmiete mit ihren 
verschiedenen Varianten für die Kapitalbasis 
— Anschaffungskosten, Wiederbeschaffungs- 
kosten (Tageswerte) oder Hilf s werten wie 
z. B. dem Einheitswert — stellt daher keine 
brauchbare Lösung des Mietproblems dar. 
Darüber hinaus würde sich für gemischtge- 
nutzte Objekte, d. h. Gebäude, die Wohnun- 
gen und Geschäftsräume enthalten, die Be- 
rechnung der Kostenmiete sehr schwierig ge- 
stalten, weil für die Geschäftsräume die 
Preisbindung aufgehoben worden ist. 

Die Zulassung der echten Kostenmiete würde 
zudem dazu führen, daß für Wohnungen mit 
gleidiem Wohnwert sich ganz unterschied- 
liche Mieten ergeben können. Die Kosten- 
miete könnte dabei sogar über die nach einer 
Freigabe der Mieten sich herausbildende 


Marktmiete hinausgehen; bei unwirtschaft- 
lichen Objekten würde dadurch die Miete 
künstlich heraufgesetzt, also sich eine „Ver- 
zerrung nach oben“ ergeben. 

Die allgemeine Zulassung einer Kostenmiete 
würde überdies verfahrensmäßig nicht durch- 
führbar sein, da sie nur auf der Grundlage 
einer Wirtschaftlichkeitsberechnung ermittelt 
werden kann. Es müßten für rund 5 Mio. 
von der Mieterhöhung betroffene Wohnun- 
gen Wirtschaftlichkeitsberechnungen aufge- 
stcllt werden. Eine behördliche Überprüfung 
der Wirtschaftliclikeitsbereclinung wäre un- 
vermeidlich, da sonst keine Gewähr dafür be- 
stehen würde, daß wirklich nur gesetzlich zu- 
lässige Kostenansätze der Mieterhöhung zu- 
grunde gelegt werden. Dies würde aber auf 
viele Jahre hinaus zu einer nicht vertretbaren 
Beanspruchung der Behörden einschließlich 
der Gerichte führen. Vor allem aber erscheint 
dieses Verfahren deshalb wenig geeignet, weil 
es sich über einen zu großen Zeitraum er- 
strecken würde, der Gesetzgeber Im Bundes- 
mietengesetz aber nur eine Übergangsrege- 
lung bis zu dem Zeitpunkt zu treffen braucht, 
in dem voraussichtlich die preisrechtlichen 
Bindungen für Mieten aufgehoben werden 
können. Die Bundesregierung glaubt, daß bei 
einer normalen Weiterentwicklung dieser 
Zeitpunkt in einigen Jahren gekommen sein 
wird. 

2. Wohnwerte 

Das Verfahren einer Mieterhöhung in Anleh- 
nung an den Wohnwert der Wohnungen 
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würde ebenfalls auf erhebliche Schwierig- 
keiten, namentlich praktischer Art stoßen. Da 
eine individuelle Bewertung ohne vom Ge- 
setzgeber aufgestellte Richtlinien kaum mög- 
lich ist, müßten im Bundesmietengesetz oder 
in den Durchführungsvorschriften bestimmte 
Gruppen von Wohnungen mit bestimmten 
Wertmerkmalen festgelegt werden und für 
diese unterschiedliche Höchstmieten bestimmt 
werden. Jedoch erscheint die generelle Be- 
stimmung solcher „Bewertungsmerkmale“ im 
Hinblick auf die regionale Verschiedenheit 
der Wohnformen und noch mehr im Hin- 
blick auf die verschiedenen Auffassungen über 
die Bewertung einzelner Wohnformen kaum 
möglich. Dazu kommt, daß die Mieterhöhung 
in jedem Einzelfalle ein besonderes Verwal- 
tungsverfahren auslösen würde. Jede ein- 
zelne Wohnung müßte zunächst in die rich- 
tige Gruppe „eingestuft“ werden, bevor die 
zulässige Höchstmiete errechnet werden kann. 
Da es nicht möglich sein wird, die Einstufung 
selbstverantwortlich dem Vermieter zu über- 
lassen, zumindest nicht, wenn über die Ein- 
stufung Meinungsverschiedenheiten mit dem 
Mieter bestehen, dürfte eine authentische 
Festlegung des Wohnwertes durch Sachver- 
ständige (Örtliche Schätzungskommission o. ä.) 
unvermeidbar sein. Diese Bewertung würde 
für den Wohnungsbestand lange Zeit in An- 
spruch nehmen und hohe Verwaltungskosten 
verursachen und selbst dann noch zu proble- 
matischen Ergebnissen führen, da in der Ein- 
stufung letzten Endes wieder die subjektiven 
Wertvorstellungen der Sachverständigen zum 
Ausdruck kommen werden. Im übrigen gilt 
auch hier das In den Schlußausführungen zu ^ 
1. Gesagte. 

Der Einstufung und Neubewertung aller 
Wohnungen steht ferner die Erwägung ent- 
gegen, daß der Wohnwert bei der im Jahre 
1936 noch verhältnismäßig ausgeglichenen 
Wohnungsmarktlage wenigstens In etwa in 
der Miethöhe zum Ausdruck gekommen Ist. 
Durch den staatlichen Zwangseingriff des 
Preisstopps, der ohne Rücksicht auf den 
Wohnwert im einzelnen und die Steigerung 
der Bewirtschaftungskosten die Mieten er- 
starren Heß, Ist die Ertragslage des Hausbe- 
sitzes ganz allgemein verschlechtert worden. 
Es ist nicht möglich, eine solche allgemeine 
Verschlechterung der Ertragslage des Haus- 
besitzes durch eine Individuelle Berücksich- 
tigung der Wohnwerte bei der Mieterhöhung 
auszugleichen. Aus diesen Gründen Ist die 
Bundesregierung zu der Überzeugung gelangt. 


daß das Einzelbewertungsverfahren als 
Grundlage für eine Mieterhöhung nicht ge- 
eignet Ist. 

3. Pauschale Zuschläge 

Der Weg einer Ermächtigung zur pauschalen 
Mieterhöhung, den auch die Verordnung PR 
Nr. 72/52 gegangen ist, ist verhältnismäßig 
einfach. Ein individuelles Verfahren bei einer 
Behörde ist hierbei entbehrlich, weil der Ver- 
mieter auf Grund der allgemeinen Ausnahme- 
genehmigung ohne weiteres eine ent- 
sprechende Änderung des Mietvertrages her- 
beiführen kann. 

Zwar hat eine schematische Mieterhöhung 
auch Nachteile, da es sich um ein verhältnis- 
mäßig grobes Verfahren handelt, das alle 
Mietverhältnisse über die bis zum 21. Juni 
1948 bezugsfertig gewordenen Wohnungen in 
gleicher Weise trifft. Die pauschale Mieter- 
höhung gleicht zwar einen erheblichen Teil der 
Mieten des Wohnungsbestandes in etwa an 
die Mieten der öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungen an, läßt aber in der Entzerrung 
des Mietgefüges für die einzelnen Gruppen 
des Wohllungsbestandes noch zahlreiche 
Wünsche offen. Weiter wird den auf dem Ge- 
biete des Wohnungsmarktes seit der Einfüh- 
rung des Preisstopps eingetretenen Verände- 
rungen wie z. B. durch Kriegszerstörungen, 
Änderung des Lagewertes und des Zustandes 
der Wohnungen, nicht Rechnung getragen. 

Diese Nachteile sind jedoch gegenüber den 
Schwierigkeiten bei den unter 1. und 2. ge- 
nannten Vorschlägen wesentlich geringer, zu- 
mal sich das Ausmaß der Mieterhöhung in 
tragbaren Grenzen hält und im vorliegenden 
Gesetzentwurf die etwas grobe Lösung der 
pauschalen Mieterhöhung durch verschiedene 
Korrekturfaktoren verfeinert worden ist. 
Außer der Staffelung des Mietzuschlages selbst 
sind z. B. minderwertige Wohnungen von 
jeder Mieterhöhung ausgeschlossen und die 
durch den pauschalen Mietzuschlag erhöhte 
Miete anderseits auf 130 ®/o der jeweils ört- 
lich geltenden Richtsatzmiete begrenzt wor- 
den; hinzu kommt, daß im Einzelfalle eine 
Kostenvergleichsmiete zugelassen werden 
kann. Das Verfahren bei der Errechnung der 
Kostenvergleichsmiete Ist einfach gestaltet 
worden. Im Gegensatz zu der sonst üblichen 
Ermittlung einer echten Kostenmiete bleiben 
hier die besonders strittigen Kapitalkosten 
außer Ansatz. Lediglich die genau bestimm- 
ten Arten von Bewirtschaftungskosten, deren 
Feststellung keine großen Schwierigkeiten be- 


38 



reitet, werden nach dem Stand vom 17. Ok- 
tober 1936 und dem derzeitigen Stand ver- 
glichen. Damit sind die Schwierigkeiten aus- 
geräumt, die sich bei einer vollständigen 
Kostenermittlung hinsichtlich der Ansatz- 
fähigkeit der Baukosten, der Fremdmittel 
und des Eigenkapitals sowie deren Verzinsung 
ergeben würden. Die Zulassung einer Kosten- 
vergleichsmiete kann nur dann vom Vermie- 
ter bei der Preisbehörde beantragt werden, 
wenn die im Gesetzentwurf vorgesehene 
pauschale Mieterhöhung nicht ausreicht, um 
die laufenden Unkosten für das Wohnge- 
bäude zu decken. 

Aus diesem Grunde hat sidi die Bundesregie- 
rung für die Ermächtigung zu einer pauscha- 
len Mieterhöhung entschieden, die durch die 
vorerwähnten Korrekturfaktoren so ver- 
feinert worden ist, daß unbillige Ergebnisse 
möglichst ausgeschaltet sind. 

Dem Vorschlag, die Mieterhöhung nicht an 
die letzte Miete, sondern an den Stichtag des 
Preisstopps vom 17. Oktober 1936 anzu- 
knüpfen und diese Stichtagsmiete gegebenen- 
falls stufenweise im Verhältnis zu der Steige- 
rung des Lebenshaltungskostenindexes seit 
dieser Zeit zu erhöhen, ist die Bundesregie- 
rung nicht gefolgt. Abgesehen davon, daß 
sich bei einem solchen System Mieterhöhun- 
gen in einem Ausmaß ergeben würden, das in 
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht untrag- 
bar wäre, erscheint auch der Ausgangspunkt 
einer solchen Konzeption verfehlt. Der 
Lebenshaltungskostenindex stellt eine Kom- 
bination der verschiedensten Komponenten 
dar, bei denen gerade auch der niedrige Miet- 
index eine entscheidende Rolle spielt. Diese 
Komponenten des Lebenshaltungskosten- 
indexes werden den besonderen Verhältnissen 
auf dem Gebiete der Wohnungswirtschaft, 
d. h. den hier in erster Linie in Frage kom- 
menden Kostenelementen, in keiner Weise 
gerecht. Weiter ist zu bedenken, daß die Aus- 
gangsbasis für Mieterhöhungen, die fast 20 
Jahre zurückliegt, wegen der inzwischen ein- 
getretenen, teilweise sehr erheblichen Ver- 
änderungen der Verhältnisse nicht immer als 
geeignete Grundlage angesehen werden kann. 

Die Forderung nach Beseitigung des bisheri- 
gen Mietpreis-Systems konnte nicht erfüllt 


werden. Hierfür war die Überlegung maß- 
gebend, daß das Gesetz nur Übergangscharak- 
ter haben und die Eingliederung der Woh- 
nungswirtschaft in die soziale Marktwirtschaft 
vorbereiten soll. Unter diesen Umständen 
schien es nicht zweckmäßig, für die Über- 
gangszeit einen grundsätzlidien Systemwech- 
sel vorzunehmen. Es erschien der Bundes- 
regierung vielmehr richtig, die Mieterhöhung 
auf dem bisherigen Prinzip des Mietpreis- 
rechts aufzubauen. Es hätten sich sonst 
wesentlich stärkere Mieterhöhungen und be- 
trächtliche ungleichmäßige Verlagerungen im 
Mietenniveau ergeben. Auch schien es nicht 
ratsam, die Preisbehörden schon Jetzt ganz 
apzuschalten, nachdem sie auf diesem Ge- 
biete ein jahrzehntelanges Erfahrungsmaterial 
gesammelt haben. 
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tung des bisherigen Systems erhebliche Ver- 
besserungen gegenüber dem bisherigen Miet- 
preisrecht bringen. Der öffentlich-rechtliche 
Charakter des Mietpreisrechts ist weitgehend 
abgeschwächt worden. Dem Vermieter wird 
die Durchsetzung einer Mieterhöhung da- 
durch erleichtert, daß In Anlehnung an das 
System des früheren Reichsmietengesetzes 
die preisrechtliche zulässige Miete durch ein- 
seitige Erklärung des Vermieters zum Inhalt 
des privatrechtlichen Mietvertrages gemacht 
werden kann. 

Verstöße gegen die Mietpreisvorschriften sind 
In Zukunft nicht mehr strafbar. Wird gegen 
die Preisvorschriften verstoßen, so wirkt sich 
dieser Verstoß nur noch zivilrechtlich dahin 
aus, daß der Vertrag insoweit nichtig ist, als 
die Miete über der preisrechtlich zulässigen 
Miete liegt. Doch auch hier besteht In be- 
schränktem Umfange die Möglichkeit der 
Heilung eines Verstoßes gegen die Preisvor- 
schriften. 

Schließlich wird durch die Wahl eines neuen 
gegenwartsnahen Preisstoppstichtages die 
Möglichkeit einer Bereinigung der Verhält- 
nisse geschaffen. Eine Ermächtigung, das 
materielle Mietpreisrecht durch Rechtsverord- 
nungen neu zu fassen, soll den berechtigten 
Wünschen nach Vereinfachung der vielgestal- 
tigen und unübersichtlichen Mietpreisbestim- 
mungen Rechnung tragen. 
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B. BESONDERER TEIL 
Einzelbegründungen 

Zu § 1 

Durch diese Vorschrift soll das Mietpreis- 
gefüge für alle bis zum 31. Dezember 1949 
bezugsfertig gewordenen Wohnungen^) auf 
eine neue Grundlage gestellt und damit einer 
immer wieder erhobenen Forderung nach Ver- 
einfachung des bisherigen Mietpreisredats 
Rechnung getragen werden. Während bisher 
die Feststellung der preisrechtlich zulässigen 
Miete im Einzelfall wegen der verschiedenen 
in Betracht kommenden Vorschriften teilweise 
recht schwierig war, ist künftig die Miete ein- 
heitlich in der Höhe preisrechtlich zulässig, die 
sich aus der letzten vor dem 1. Januar 1955 
zustande gekommenen Vereinbarung ergibt. 
Dabei ist es gleichgültig, ob es sich um eine 
ausdrückliche, insbesondere auch schriftliche 
Vereinbarung handelt oder ob Vereinbarun- 
gen in anderer Form, namentlich auch durch 
konkludente Handlungen, vorliegen. Maß- 
gebend ist immer die letzte Vereinbarung vor 
dem 1. Januar 1955. 

Eine besondere Regelung war für die Fälle 
erforderlich, in denen die Miete von der Preis- 
behörde vor dem 1. Januar 1955 herabgesetzt 
worden ist. In Absatz 1 Satz 2 wird deshalb 
ausdrücklich klargestellt, daß die vor dem 
neuen Stichtag von der Preisbehörde herab- 
gesetzte Miete an idie Stelle der vereinbarten 
Miete tritt. 

Der Begriff „Miete" im Sinne dieses Ge- 
setzes umfaßt das Entgelt für die mietweise 
Überlassung von Wohnraum einschließlich der 
Nebenleistungen des Mieters, insbesondere die 
Umlagen und Zuschläge (vergleiche auch § 18 
der Verordnung PR Nr. 71/51). 

„Wohnraum“ im Sinne dieses Gesetzes sind 
grundsätzlich alle Räume, die tatsächlich zu 
Wohnzwecken genutzt werden; die Sonder- 
regelung für Wohnungen nach dem Ge- 
schäftsraummietengesetz bleibt unberührt. 
Unterkunftsräume des Beherbergungsgewer- 
bes sind nicht Wohnraum im Sinne dieses 
Gesetzes, dagegen zum Beispiel Wohnungen 
auf dem Lande. Was unter preisgebundenem 
Wohnraum zu verstehen ist, ergibt sich aus 
§ 19 Abs. 3. 

Für den nach dem 31. Dezember 1949 bezugsfertig 
gewordenen Wohnraum gelten die Mietpreisvor- 
schriften des Ersten Wohnungsbaugesetzes und der 
Mietenverordnung. 


Absatz 2 soll einmal verhindern, daß in den 
Fällen, in denen die neue Stichtagsmiete nied- 
riger ist, als tdie zu diesem Zeitpunkt preis- 
rechtlich zulässige Miete, die vereinbarte 
(niedrigere) Miete zur Stoppmiete wird. Der 
Vermieter hat also die Möglichkeit, eine Er- 
höhung der zu niedrig vereinbarten Miete 
bis zur Höhe der preisrechtlich zulässigen 
Miete nach § 12 durchzusetzen; das kann vor 
allem in den Fällen von Bedeutung sein, in 
denen der zehnprozentige Mietzuschlag nach 
der Verordnung PR Nr. 72/52 noch nicht er- 
hoben worden ist. Sodann stellt Absatz 2 
klar, daß auch höhere Mieten als solche nach 
Absatz 1 in Zukunft preisrechtlich zulässig 
sein können. Das ergibt sich ohne weiteres 
für die Mieterhöhungen, idie auf Grund des 
vorliegenden Gesetzes vorgenommen werden, 
aber auch für solche, die nach anderen Vor- 
schriften, die eine Mieterhöhung zulassen, er- 
folgen. Zu nennen ist namentlich die Anord- 
nung PR Nr. 72/49 über den Ausgleich von 
Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen 
des Hausbesitzes vom 6. September 1949 in 
der Fassung vom 29. November 195L Nach 
dem neuen Stichtag eingetretene Erhöhungen 
von Grundsteuern und Gebühren, die nach 
dieser Anordnung auf die Mieter abgewälzt 
werden können, sind also weiter nach bis- 
herigem Recht umlagefähig. 

Zu § 2 

Der Grundsatz des § 1 Abs. 1, daß die Miete 
in der Höhe der letzten Vereinbarung vor 
dem 1. Januar 1955 als sanktioniert gilt, ist 
zum Schutze des Mieters dahin eingeschränkt 
worden, daß dieser eine Nachprüfung der 
Miete beantragen kann. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit ist diese Möglichkeit jedoch 
befristet; ein Antrag des Mieters muß inner- 
halb der Ausschlußfrist von 6 Monaten ge- 
stellt werden. Falls diese Frist unverschuldet 
versäumt wird, ist eine Verrängerung nach 
§ 4 möglich. Die Begrenzung der Ausschluß- 
frist auf den 30. Juni 1955 geht von der Vor- 
aussetzung aus, daß das Gesetz am 1. Januar 
1955 in Kraft tritt. Wesentlich ist ferner, daß 
die Herabsetzung der nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
maßgeblichen, nach dem bisherigen Preisrecht 
jedoch überhöhten. Miete nur auf Antrag, 
nicht etwa von Amts wegen zulässig ist. Über 
Herabsetzungsanträge entscheiden die Preis- 
behörden; in Anlehnung an Nr. 70 des Rund- 
erlasses Nr. 184/37 betreffend Preisüber- 
wachung und Preisbildung bei Mieten vom 
12. Dezember 1937 ist bestimmt, daß die 
Herabsetzung — sofern die Preisbehörde dem 
Antrag des Mieters entspricht — von dem 
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der Antraigstellung folgenden Mietzahlungs- 
termin an wirksam wird. 

Nach § 2 der Verordnung PR Nr. 71/51 hat 
der Vermieter einen Anspruch darauf, daß 
die Preisbehörde eine Erhöhung der Miete 
zuläßt, wenn sie hinter einer bestimmten 
Miethöhe zurückbleibt (vor allem bei den 
sogenannten Krisenmieten). Solche Erhö- 
hungsanträge können nach der derzeitigen 
Rechtslage, da Absatz 4 des § 2 der Verord- 
nung PR Nr. 71/51 durch die Verordnung 
PR Nr. 33/53 vom 19. Dezember 1953 (Bun- 
desanzeiger Nr. 248 S. 1) aufgehoben worden 
ist, unbefristet gestellt werden. Um auch hier 
klare Rechtsverhältnisse zwischen den Miet- 
parteien zu schaffen, wird in Absatz 2 die 
Antragstellung in diesen Fällen nur bis zum 
30. Juni 1955 zugelassen, also gleichfalls wie 
in Absatz 1 auf die Frist von 6 Monat^^n 
beschränkt. Diese Frist gilt nicht, wenn die 
niedrigere Miete mit Rücksicht auf die Person 
des Mieters (sogen. Gefälligkeitsmiete) verein- 
bart worden ist; fallen die Ermäßigungs- 
gründe weg, so kann der Vermieter den An- 
trag auf Erhöhung der Miete auch danach 
noch innerhalb von 6 Monaten stellen. 

Nach der Preisstopp-Verordnung können die 
Preisbehörden Ausnahmen vom Preiserhö- 
hungsverbot zulassen, soweit dies aus volks- 
wirtschaftlichen Gründen oder zur Vermei- 
dung besonderer Fiärten dringend erforder- 
lich erscheint. Diese Vorsdirift ist von Bedeu- 
tung, soweit eine abschließende Regelung auf 
einzelnen Teilgebieten bisher nicht getroffen 
ist. Satz 3 des Absatzes 2 stellt klar, daß auch 
in Zukunft eine Mieterhöhung nach § 3 der 
Preisstoppverordnung zugelassen werden 
kann. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift soll die Unzuträglichkeiten 
vermeiden, die sich daraus ergeben, daß nach 
der Vereinbarung einer überhöhten Miete 
deren preisrechtliche Unzulässigkeit vom 
Mieter aus persönlichen oder sonstigen Grün- 
den noch nach Jahren geltend gemacht wer- 
den kann. Deshalb bestimmt § 3, daß der 
Mieter sich auf die Unwirksamkeit der Ver- 
einbarung nur innerhalb eines Jahres berufen 
kann. Vereinbaren die Mietparteien eine 
überhöhte, preisrechtlich unzulässige Miete, 
so bleibt diese Vereinbarung mietpreisrecht- 
lich während der einjährigen Frist schwebend 
unwirksam; diese schwebende Unwirksamkeit 
wird aber für das laufende Mietverhältnis 
geheilt, wenn sich der Mieter ein Jahr lang 


verschweigt. Erfolgt die Berufung nicht 
innerhalb dieser Zeit, so gilt die vereinbarte 
Miete sowohl für die Vergangenheit als auch 
für die weitere Dauer des Mietverhältnisses 
als preisrechtlich zulässig. Der Nachfolger des 
Mieters braucht die von seinem Vorgänger 
vereinbarte überhöhte Miete jedoch nidit ge- 
gen sich gelten zu lassen, vielmehr steht ihm 
gleichfalls die einjährige Berufungsfrist zu. 
Mit Rücksicht darauf, daß die Wirksamkeit 
der preisrechtlichen Zulässigkeit im Gegensatz 
zu der neuen Stichtagsmiete nach § 1 nur eine 
relative ist, das heißt nur im Verhältnis zu 
den Mietparteien selbst besteht, und zwar 
auch nur vorbehaltlich ihrer Nichtigkeit, 
spricht daher der Gesetzentwurf in § 3 im 
Gegensatz zu § 1 davon, daß die vereinbarte 
Miete als preisrechtlich zulässig „gilt“. 

Die Unzulässigkeit der Mietvereinbarung 
kann nur durch den Mieter geltend gemacht 
werden; auch hier gibt es also wie bei der 
Herabsetzung im § 2 keinen Eingriff von Amts 
wegen mehr. Die Erklärung ist vom Mieter 
aus Beweissicherungsgründen schriftlich abzu- 
geben; sie hat die Wirkung, daß die Verein- 
barung über die Miethöhe ex tune insoweit 
unwirksam ist, als die Miete die preisrechtliche 
zulässige Höhe übersteigt. Streitigkeiten 
hierüber können im Wege der Zahlungs- 
oder Feststellungsklage vor den ordentlichen 
Gerichten zum Austrag gebracht werden. 
Wegen der Zurückzahlung überzahlter Be- 
träge wird auf die Begründung zu § 22 ver- 
wiesen. 

Zu § 4 

§ 4 gibt sowohl dem Mieter als auch dem 
Vermieter die Möglichkeit, bei unverschul- 
detem Fristversäumnis die entsprechenden 
Anträge und Erklärungen innerhalb einer 
weiteren Frist nachzuholen. 

Zu § 5 

Im Wege einer allgemeinen Ausnahmegeneh- 
migung wird für die Mieten von preisgebun- 
denem Wohnraum, der bis zur Währungs- 
reform bezugsfertig geworden ist, eine Miet- 
erhöhung zugelassen. Der Zuschlag beträgt 
10®/o der für die letzte Mietzeit vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes vereinbarten 
Miete. Er kann für den bis zum 1. April 1924 
bezugsfertig gewordenen Wohnraum neben 
dem nach der Verordnung PR Nr. 72/52 
bereits 1952 zugelassenen lOVoigen Miet- 
zuschlag erhoben werden. 
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Zu § 6 

Bei Wohnungen, welche alle Ausstattungs- 
merkmale des Absatzes 1 Nummern 1 bis 4 
aufweisen (sogenannte Komfortwohnungen) 
kommt zu dem allgemeinen Mietzusdilag 
nach § 5 ein weiterer Zuschlag von 10 Vo. 
Der Zusdilag beträgt also insgesamt 20 ®/o. 
Der weitere Zuschlag rechtfertigt sich aus 
dem Gesichtspunkt, daß Wohnungen der 
gekennzeichneten Art mit Rücksicht auf die 
bessere Ausstattung einen höheren Instand- 
haltungsaufwand erfordern und sich bei 
ihnen im Falle einer Mietpreisfreigabe im all- 
emeinen ohnehin eine höhere Miete heraus- 
ilden würde; diese Wohnungen werden zu- 
dem In aller Regel von Personen bewohnt, 
die den höheren Einkommensschichten ange- 
hören. 

Von dem besonderen Zuschlag nach § 6 
Abs. 1 wird zahlenmäßig nur ein geringer 
Teil des Wohnungsbestandes betroffen. Nach 
der Wohnungszählung vom 13. September 
1950 waren nur etwa 7 Vo der erfaßten Woh- 
nungen mit Sammelheizung ausgestattet. Die- 
ser Satz verringert sich noch erheblich, weil 
die In der Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum 
13. September 1950 (Zählungstag) errichteten 
Wohnungen gegenüber den von der Miet- 
erhöhung nadi diesem Gesetz betroffenen 
Wohnungen in wesentlich größerem Um- 
fange mit Sammelheizung versehen sind. 
Deshalb wird der Zuschlag von 20 Vo nur 
für einen geringeren Prozentsatz als 7®/o 
aller Wohnungen in Frage kommen. 

Der Zuschlag von 20 Vo darf nur erhoben 
werden, wenn die in Absatz 1 Nummern 1 
bis 4 genannten Merkmale alle zusammen 
vorliegen; es genügt also zum Beispiel nicht 
das Vorhandensein einer Badeeinrichtung 
allein. Das Bad muß innerhalb der Wohnung 
liegen, so daß ein Gemeinschaftsbad im 
Hause, auch wenn die sonstigen Merkmale 
nadi den Nummern 2 bis 4 vorhanden sind, 
den weiteren Zuschlag von 10 Vo nicht recht- 
fertigt; desgleichen genügt es nicht, wenn 
statt der Badeeinrichtung mit Badewanne nur 
eine Duscheinrichtung besteht. Die Zuberei- 
tung des Badewassers muß durch einen 
selbständigen oder zentralen Warmwasser- 
bereiter möglich sein; ein Kohlebadeofen 
genügt. 

Als neuzeitliche „sanitäre Anlage“ wird ein 
Spülklosett gefordert werden müssen; es muß 
innerhalb des Wohnungsabschlusses Hegen. 
Der weitere Zuschlag von 10 Vo Ist daher 
nicht zulässig, wenn das Spülklosett auf der 


sogenannten halben Treppe liegt. Insoweit 
macht § 6 den weiteren Mietzuschlag von 
strengeren Voraussetzungen abhängig, als sie 
im DIN-Blatt 283 normiert sind, wonach 
eine Wohnung auch dann noch als abgeschlos- 
sen gilt, wenn einzelne Räume, wie zum Bei- 
spiel der Abort, außerhalb des Wohnungs- 
abschlusses liegen. 

Bei den in Absatz 2 bezeichneten Wohnun- 
gen fehlt es im Gegensatz zu den Komfort- 
wohnungen nach Absatz 1 an der Sammel- 
heizung als besonderem Merkmal der Kom- 
forteigenschaft. Wenn statt dessen jedoch an- 
dere Merkmale einer überdurchschnittlichen 
Ausstattung vorliegen, kann an Stelle des wei- 
teren Zuschlages von 10 Vo ein weiterer Zu- 
schlag von 5 Vo, Insgesamt also von 15 Vo er- 
hoben werden. Audi Wohnungen dieser Art 
machen einen verhältnismäßig kleinen Anteil 
des Wohnungsbestandes aus. Nach der Woh- 
nungszählung vom 13. September 1950 wa- 
ren rund 20 Vo der gezählten Wohnungen 
mit Bad ausgestattet. Da auch hier die nach 
der Währungsreform erriditeten Wohnun- 
gen im Verhältnis zu den von der Mieterhö- 
hung betroffenen Wohnungen in ganz erheb- 
lich größerem Umfange mit Bad ausgestattet 
sind, verringert sich der Anteil der Wohnun- 
gen, für die eine 15Voige Mieterhöhung in 
Frage kommt, entsprechend. Von diesem ver- 
ringerten Anteil sind noch die Wohnungen 
abzuziehen, die bereits wegen der Ausstat- 
tung mit Sammelheizung unter die 20Voige 
Mieterhöhung fallen, weil Wohnungen mit 
Sammelheizung in aller Regel auch ein Bad 
haben. 

In vielen Fällen sind in größere Wohnungen 
mit den genannten Ausstattungsmerkmalen 
mehrere Mietpartelen eingewiesen. Die Vor- 
teile der besseren Ausstattung kommen daher 
den einzelnen Mietern nur bedingt zugute. 
Deshalb darf der weitere Zuschlag von 
10 bzw. 5 Vo in den Fällen, in denen mehr 
als ein selbständiger Haushalt in einer solchen 
Wohnung geführt wird, nicht erhoben wer- 
den. Hat der Mieter die Ausstattung ganz 
oder teilweise selbst geschaffen, zum Beispiel 
ein Bad eingebaut, so ist der weitere Zuschlag 
von 10 oder 5 Vo unzulässig, da der Vermie- 
ter in diesem Fall nicht selbst die Leistung 
erbracht hat, die diesen Zuschlag rechtfertigt 
(Absatz 3). 

Absatz 4 regelt die Fälle, in denen die Miete 
nach dem 17. Oktober 1936 wegen baulicher 
Verbesserungen der in Absatz 1 oder 2 ge- 
nannten Art bereits erhöht worden ist oder 
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künftig erhöht wird. In solchen Fällen wird 
der weitere Mietzuschlag von 10 oder 5% 
nach § 6 durch die Einzelgenehmigung inso- 
weit kompensiert, als die genehmigte Miet- 
erhöhung 10 oder 5 Vo erreicht. Betrug die 
Mieterhöhung durch Einzelgenehmigung bei- 
spielsweise 10 ^/o und mehr, so kann der 
Vermieter den Sonderzuschlag nach dem Ab- 
satz 1 nicht mehr erheben; es verbleibt viel- 
mehr bei dem Mietzuschlag nach § 5. Das 
gleidie gilt im Falle des § 6 Absatz 2, wenn 
die genehmigte Mieterhöhung 5 Vo und mehr 
ausmacht. 

Zu § 7- 

Die Vorschrift legt die Berechnungsgrundlage 
für die allgemeinen Mietzuschläge fest. War 
zum Beispiel am 1. Januar 1955 für eine 
Altbauwohnung eine Miete von 88, — DM 
(einschließlich eines Zuschlages von 8, — DM 
auf Grund der VO PR Nr. 72/52) vereinbart 
und wurden weitere 10, — DM für Umlagen 
und Zuschläge vom Vermieter erhoben, so ist 
der Mietzuschlag nach § 5 oder § 6 von 
80, — DM zu berechnen; Umlagen, Zuschläge 
und der Mietzuschlag nach der VO PR 
Nr. 72/52 sind also vorher abzuziehen 
(Satz 2). 

Ändert sich die Miete ohne Umlagen und 
Zuschläge nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes, d. h. wird sie mit Genehmigung der 
Preisbehörde (z. B. wegen baulicher Verbesse- 
rungen) erhöht oder wird sie durch den Ver- 
mieter freiwillig oder auf Grund eines An- 
trages des Mieters nach § 2 herabgesetzt, so 
wirkt sich diese Änderung auch auf die Zu- 
schläge von 10, 15 oder 20 Vo entsprechend 
aus. 

Zu § 8 

Die obere Grenze der durch die Mietzuschläge 
von 10, 15 oder 20 % erhöhten Miete (ohne 
Umlagen und Zuschläge nach § 7 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 5) ist auf 130 ®/o der jeweils örtlich 
maßgebenden Richtsatzmiete für öffentlich 
geförderte soziale Wohnungen festgesetzt 
worden, da einerseits diese Grenze im sozia- 
len Wohnungsbau vom Bundesgesetzgeber als 
den breiten Schichten der Bevölkerung zu- 
mutbar angesehen worden ist, andererseits 
ihre Überschreitung den Bestrebungen, das 
Mietgefüge zu „ entzerren zuwiderlaufen 
würde. 

Da der Mietrichtsatz nach § 29 WoBauG 
höchstens 1,10 DM je qm Wohnfläche und 


Monat beträgt, und hierzu Zuschläge bis zu 
30 Vo treten können, bildet der Betrag von 
1,43 DM den oberen Plafond für die Miet- 
erhöhung nach den §§ 5 und 6. Erreicht die 
neue Stichtagsmiete nach § 1 Abs. 1 bereits 
den Plafond von 1,43 DM/qm, so ist ein 
Zuschlag ausgeschlossen; liegt sie beispiels- 
weise bei 1,35 DM/qm, so können — vor- 
ausgesetzt, daß der für die Gemeinde am 
1. Oktober 1954 maßgebende höchste Miet- 
richtsatz 1,10 DM beträgt — nur noch 
0,08 DM je qm Wohnfläche und Monat — 
also rd. 6 ^/o — zugeschlagen werden. Um- 
lagen und Zuschläge nach der Verordnung 
PR Nr. 71/51 und der Anordnung PR Nr. 
72/49 dürfen gesondert erhoben werden. 

Nach § 29 Abs. 1 WoBauG sind die Miet- 
rlchtsätze nach Gemeindegrößenklassen oder 
sonstigen Merkmalen zu staffeln. Es ist aber 
auch möglicli, daß der Mielndilsatz für die 
einzelnen Gemeindetelle unterschiedlich ist. 
Der Gesetzentwurf stellt auf den Mietricht- 
satz ab, der am 1. Oktober 1954 in der Ge- 
meinde oder innerhalb desselben Gemeinde- 
teils für öffentlich geförderte Wohnungen 
bestimmt war. 

Um für den Vermieter einen Anreiz zu bau- 
lichen Verbesserungen zu schaffen, dürfen 
durch Sondergenehmigung der Preisbehörde 
zugelassene Mieterhöhungen die Grenze von 
1,43 DM überschreiten, wenn die Verbesse- 
rungen nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes durchgeführt werden. 

Zu §9 

Die allgemeinen Mietzuschläge dürfen nicht 
erhoben werden, wenn die Mietparteien nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Miete 
vereinbaren, die über der preisrechtlldi zu- 
lässigen Miete liegt und diese (erhöhte) Miete 
nach einem Jahr als preis rechtlich zulässig gilt. 
§ 9 soll verhindern, daß neben der erhöhten 
Miete noch ein Zuschlag erhoben wird. 

Da die Kostenvergleichsmiete nur zugelassen 
werden kann, wenn trotz des allgemeinen 
Zuschlages nach den §§ 5 oder 6 die laufen- 
den Aufwendungen nicht gedeckt sind, stellt 
§ 9 Nr. 2 klar, daß der allgemeine Zuschlag 
nicht noch zusätzlich zu der Kostenvergleichs- 
miete erhoben werden darf. 

Zu§ 10 

Weist der Vermieter nach, daß die Wirt- 
schaftlichkeit, d. h. der Ausgleich zwischen 
den Mieterträgen und den Aufwendungen 
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trotz der Inanspnichnajhme der gesetzlichen 
Mieterhöhungsmöglichkeiten, insbesondere 
der Mietzusdiräge von 10, 15 oder 20 Vo 
nicht hergestellt ist, so hat er einen Anspruch 
darauf, daß die Preisbehörde eine weitere 
Mieterhöhung zuläßt. Der Betrag, bis zu dem 
diese Mieterhöhung zuzulassen ist, ist im Ge- 
setzentwurf als Kostenvergleichsmiete be- 
zeichnet. Für die Betriebs-, Instandhaltungs- 
und Verwaltungskosten sowie für das Miet- 
ausfallwagnis sind den heutigen Verhältnissen 
entsprechende Kostenansätze vorgesehen. Für 
die Verzinsung des investierten Kapitals und 
für Abschreibungen werden die gleichen Be- 
träge anerkannt, wie sie in der Miete am 
17. Oktober 1936 oder bei erst später be- 
zugsfertig gewordenem Wohnraum im Zeit- 
punkt der Bezugsfertiigkeit enthalten waren. 

Wie bereits unter Abschnitt IV Nr. 1 aus- 
geführt worden ist, scheitert die Zulassung 
einer Kostenmiete für den Wohnungsbestand 
insbesondere an der außerordentlichen 
Schwierigkeit, die Kapitalkosten zu ermitteln. 
Es wurde daher nach einer Zwischenlösung 
gesucht, die darin gefunden wurde, daß dem 
Vermieter für die Kapitalverzinsung und die 
Abschreibungen die gleichen Beträge zuge- 
standen werden sollen, wie sie in der frühe- 
ren Stichtagsmiete von 1936 enthalten 
waren. 

Bei den effektiven Bewirtschaftungskosten 
sind als Betriebskosten (vorwiegend die 
öffentlichen Lasten, darunter namentlich die 
Grundsteuer) die tatsächlichen Aufwendun- 
gen anzusetzen; die übrigen Kosten sind pau- 
schaliert, um die Erredinung der Kosten- 
vergleichsmiete zu vereinfachen. 

Als Instandhaltungskosten ist für den bis zum 
17. Oktober 1936 bezugsfertig gewordenen 
Wohnraum der Pauschsatz von 12 Vo der an 
dem genannten Tage preisrechtlich zulässigen 
Miete anzusetzen; bei idem nach dem Stichtag 
bezugsfertig gewordenen Wohnraum ist der 
Satz von 0,75 ^/o der reinen Baukosten maß- 
gebend. Infolge der Steigerung der Repara- 
turkosten um rund 150 ^/o gegenüber dem 
Stande von 1936 ist für die derzeitigen In- 
standhaltungskosten von einem Betrag von 
30 Vo der Tahresmiete (also dem 2 V 2 fachen 
der Instandhaltungspauschale von 1936) aus- 
zugehen. Bei den höheren Mieten wird dieser 
Betrag bis auf 23 Vo herabgestuft. Es kann 
angenommen werden, daß die Instandhal- 
tungskosten für Wohnungen mit höheren 
Mieten, deren baulicher Zustand in der Regel 
besser ist, nicht den gleichen Mietanteil für 


Reparaturen erfordern wie für Wohnungen 
mit niedrigeren Mieten. 

Die Ansätze für Verwaltungsik osten und für 
Mietausfallwagnis entsprechen ungefähr der 
Regelung in den §§20 und 23 der Berech- 
nungsverordnung. 

Das Gesetz beschränkt sich darauf, die 
Grundsätze für die Kostenvergleichsmiete 
aufzustellen. Die nähere Regelung, durch die 
eine Reihe von Einzelfragen klargestellt wer- 
den, soll im Wege einer Rechtsverordnung 
erfolgen. Dabei wird auch zu prüfen sein, ob 
zur Verwaltungsvereinfachung bestimmte 
Muster für Anträge auf Zulassung der 
Kostenvergleichsmiete entwickelt werden 
können. 

Zu § 11 

In der weitajus überwiegenden Mehrzahl aller 
Fälle wird eine Mieterhöhung von 10 ^/o in 
Betradit kommen. Diese Mieterhöhung wird 
durchschnittlich 3, — bis 4, — DM je Woh- 
nung und Monat betragen. Bei den wirt- 
schaftlich schwachen Bevölkerungskreisen 
dürfte dieser Betrag aber in der Regel noch 
beträchtlich darunterliegen, da diese Kreise 
überwiegend Wohnungen mit niedrigeren 
Mieten innehaben, so daß für sie nur unter 
besonders ungünstigen Voraussetzungen eine 
untragbare Belastung elntreten wird. Den- 
noch soll zur Milderung von Härten für diese 
Mieter die Mieterhöhung durch Beihilfen 
tragbar gemacht werden. Ein Ausgleich er- 
folgt bei den Personen, die bereits Fürsorge- 
empfänger sind, schon nach geltendem Recht 
automatisch durch die Zahlung der Miet- 
erhöhung im Rahmen der Fürsorgeleistungen. 
Das gleiche trifft für die Personen zu, die 
erst aus Anlaß der Mieterhöhung Fürsorge- 
empfänger werden. Für diese beiden Perso- 
nenkreise regelt sich die Kostenaufbringung 
zwischen Bund und Ländern nach den Be- 
stimmunigen der Kriegsfolgenhilfe, d. h. die 
Kosten werden mit dem Bund verrechnet; 
z. Z. werden rd. 45 Vo der Aufwendungen 
vom Bund getragen. 

Darüber hinaus sollen aber auch die Personen, 
die nicht fürsorgerechtlich betreut werden, 
für die die Mieterhöhung aber eine fühlbare 
Mehrbelastung bedeutet, insbesondere grö- 
ßere Familien, berücksichtigt und durch Bei- 
hilfen entlastet werden (Abs. 1). Hierbei wird 
in erster Linie lan diejenigen Personen ge- 
dacht, deren Einkommen zwischen 100 und 
110 Vo der örtlichen Fürsorgerichtsätze zu- 
züglich Miete liegt und denen im Rechnungs- 
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jahr 1953 Weihnachtsbeihlifen gezahlt wor- 
den sind. Durch die Einbeziehung der Per- 
sonen mit Einkommen bis zu 110 ^/o der 
Fürsorgesätze wird der Krei's der Beihilfen- 
empfänger ganz erheblich erweitert, und zwar 
nicht nur um 10 ®/o, sondern um etwa 120 ®/o 
der derzeitigen Fürsorgeempfänger. Die Ab- 
grenzung dieser Personenkreise ist jedoch 
Sache der Länder (Abs. 1 Satz 2). Die Zahl 
der Parteien, deren Einkommen zwischen 100 
und 110 Vo der örtlichen Fürsorgerichtsätze 
liegt, beträgt, wie aus Anlaß der Weihnachts- 
beihilfen im Rechnungsjahr 1953 ermittelt 
werden konnte, 650 000, wovon wiederum 
325 000 Parteien zu dem Personenkreis der 
Kriegsfolgenhilfeempfänger (das sind nach § 7 
Abs. 2 des Ersten Überleitungsgesetzes u. a. 
Helmatvertriebene, Evakuierte, Kriegsbeschä- 
digte und Sowjetzonenflüchtlinge) gehören. 

Nach der Aufgabenverteilung zwischen Bund 
und Ländern und der entsprechenden Mittel- 
aufbringung leistet der Bund für diese Kriegs- 
folgenhilfeempfänger einen einmaligen Betrag 
an die Länder In Höhe von 15 Mio DM. 
Danach würde die Belastung des Bundes — 
ausgehend von einem Personenkreis von 
rd. 1 600 000 Parteien (die Gesamtzahl der 
Empfänger von Weihnachtsbeihilfen im 
Redinungsjahr 1953) und einem Durch- 
schnittsbetrag von 45, — DM jährlich für die 
Mieterhöhung — sich wie folgt stellen: 

a) für die Gruppe der Personen, die schon 
jetzt laufend nach den fürsorgerechtlichen 
Bestimmungen betreut werden, 

insges. 735 000 Personen, 
davon 330 000 Kriegsfolgen- 
hilfeempfänger 14,8 Mio 

b) für die Gruppe der Personen, 
die aus Anlaß der Mieterhöhung 
unter Anwendung ider fürsorge- 
rechtlichen Bestimmungen neu 
in die Fürsorge kommen, 
insges. 215 000 Personen, 
davon 108 000 Kriegsfolgen- 

hilfeempfänger 5,0 Mio 
laufende Bundes- 
belastung zus.: 19,8 Mio 
oder rd. 20,0 Mio 

c) für die Gruppe der Personen, 
ideren Einkommen nicht über 
110 Vo des örtlichen Fürsorge- 
richtsatzes einschließlich Miete 
hinausgeht, 

insges. 650 000 Personen, 


'davon 325 000 Kriegsfolgen- 
hilfeempfänger, 
für die 'der Bund 
einen einmialrgen 
Pauschbetrag von 15,0 Mio 

leistet. 

Bundesbelastung also insgesamt 
im ersten Jahr rd. 35,0 Mio DM. 

Der Betrag von 15 Mio DM ist reichlich 
bemessen, da unterstellt werden kann, daß 
nicht alle zu dem genannten Kreis zäh- 
lenden Personen Mieter von Wohnungen 
sind, die unter die Mieterhöhung fallen. 
Bei der Bemessung des Betrages von 
15 Mio DM geht die Bundesregierung 
davon aus, daß die Länder (Gemeinden) 
mindestens für -die unter Gruppe c) fal- 
lenden Personen, soweit für sie der vom 
Bund bereitgestellte Pauschbetrag nicht 
in Betracht kommt, gleiche Leistungen 
erbringen. 

Die Aufteilung des Pauschbetrages auf 'die 
Länder (Abs. 3) ist nach Prozentsätzen 
vorgenommen, die der Aufbringung der 
Zahl der Weihnachtsbeihilfeempfänger aus 
dem Jahre 1953 entsprechen. 

Zu § 12 

Der V. Abschnitt des Gesetzentwurfs soll an 
die Stelle des gleichzeitig aufzuhebenden 
§ 3 a MSchG sowie des § 3 der Hessischen 
Verordnung vom 23. November 1946 (vgl. 
§ 30) treten. Er lehnt sich an das System des 
Reichsmietengesetzes an und gibt dem Ver- 
mieter das Recht, nach Maßgabe näherer 
Vorschriften durch einseitige Erklärung eine 
preisrechtlich zulässige Mieterhöhung mit der 
Wirkung durchzusetzen, daß die von dem 
Vermieter geforderte Miete an die Stelle der 
bisher vereinbarten Miete tritt und im Wege 
der Zahlungsklage geltend gemacht werden 
kann. 

§ 3a MSchG hat sich nicht als ein geeigneter 
Weg zur Durchsetzung von Mieterhöhungen 
erwiesen. Aus der Zeit und aus den Umstän- 
den heraus, unter denen diese Vorschrift ent- 
standen ist, mag es zu erklären sein, daß Be- 
denken bestanden, Mieterhöhungen, die von 
den Preisbehörden durch besondere Aus- 
nahmegenehmigung zugelassen waren, mit 
unmittelbar vertragsändernder Wirkung aus- 
zustatten. Man hat deshalb dem Mieter die 
Entscheidung überlassen, ob er den preis- 
behördlich genehmigten Mietzins zu zahlen 
bereit war; für den Fall, daß er nicht dazu 
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bereit war, wurde dem Vermieter das Recht 
gegeben, im Wege der Aufhebungsklage das 
Mietverhältnis zur Auflösung zu bringen. 
Von einer wirklichen Entscheidungsfreiheit 
des Mieters konnte aber in Anbetracht des 
immer stärker auftretenden und heute noch 
bestehenden Wohnraummangels nicht mehr 
die Rede sein; dem Mieter blieb in der Regel, 
wenn er der drohenden Mietaufhebung be- 
gegnen wollte, nichts anderes übrig, als der 
verlangten Mieterhöhung zuzustimmen. Ein 
solcher umständlicher und indirekter Weg 
zur Durchsetzung einer zugelassenen Miet- 
erhöhung erscheint nicht mehr vertretbar, 
wenn, wie dies im neueren Mietpreisrecht 
vorwiegend der Fall Ist, Mietpreiserhöhungen 
nicht mehr durch Einzelausnahmegenehmi- 
gungen, sondern durch allgemeine Rechtsvor- 
schriften bestimmt werden. Die Anwendung 
des § 3a MSchG leidet auch darunter, daß 
Prozeßkosten in einer Höhe entstehen, die 
der Bedeutung des Streits zwischen den Par- 
teien vielfach nicht gerecht werden. Streitig 
ist zwischen den Parteien in der Sache nur 
der häufig verhältnismäßig geringe Betrag, 
den die zugelassene Mieterhöhung ausmacht, 
während sich der Streitwert Im Falle eines 
Aufhebungsrechtsstreits aus § 3a MSchG nach 
der für die Dauer eines Jahres zu zahlenden 
Miete bemißt. Im übrigen erscheint eine Ab- 
lösung des § 3a MSchG auch In Anbetracht 
der Vielzahl der Auslegungsschwierigkelten, 
die sich an diese Vorschrift geknüpft haben, 
notwendig. Es erscheint nicht sinnvoll, diese 
Schwierigkeiten unter Beibehaltung des 
Systems des § 3a MSchG durch entsprechende 
Änderungen der Vorschrift zu bereinigen, 
zumal § 3a bei der in Aussicht genommenen 
Neuordnung des Mieterschutzrechts sicherlich 
nicht aufrecht erhalten werden würde. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung 
gilt nicht nur für Fälle, in denen nach Ver- 
tragsabschluß eine Mieterhöhung allgemein 
oder im Einzelfall zugelassen wird, sondern 
auch — vorbehaltlich des § 13 — für Fälle, 
bei denen bereits zur Zeit des Vertrags- 
schlusses eine höhere als die vereinbarte Miete 
preisrechtlich zulässig war. 

Absatz 1 gibt dem Vermieter das Recht, 
durch einseitige schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Mieter die Miete im Rahmen der 
preisrechtlich zulässigen Höchstgrenze zu er- 
höhen mit der Wirkung, daß der Mieter zur 
Zahlung der erhöhten Miete verpflichtet Ist. 
Diese Regelung lehnt sich an § 1 des Reichs- 
mietengesetzes an, ohne die in § 1 a RMG 
bestimmte Ausschlußfrist zu übernehmen. 


Der Vermieter ist dadurch nicht gezwungen, 
schon innerhalb einer bestimmten Frist eine 
Mieterhöhung (und zugleich bis zur zulässi- 
gen Höhe) zu verlangen, was sich zum Vor- 
teil des Mieters auswirken kann. Die Erklä- 
rung des Vermieters bedarf aus Gründen der 
Beweissicherung der Schriftform. Der Ver- 
mieter muß In der Erklärung den Grund für 
die preisrechtliche Zulässigkeit der verlangten 
Mieterhöhung bezeichnen. Es ist davon abge- 
sehen worden, darüber hinaus zu bestimmen, 
daß der Vermieter dem Mieter Einsicht In 
für die Mieterhöhung etwa maßgeblichen Be- 
rechnungsunterlagen zu geben hat. Eine 
solche Pflicht ergibt sich für den Vermieter 
in den Fällen der Umlegung von Grund- 
steuer- und Gebührenmehrbelastungen bereits 
aus § 6 Abs. 3 der Anordnung PR Nr. 72/49; 
sie wird sich im übrigen auch aus allgemeinen 
Grundsätzen des bürgerlichen Rechts herlei- 
ten lassen. 

Absatz 2 stellt den Zeitpunkt klar, von dem 
an der Vermieter die Erklärung gemäß Ab- 
satz 1 abgeben kann. Durch diese Regelung 
wird ausgeschlossen, daß der Vermieter 
vorsorglich vor Inkrafttreten einer allge- 
meinen Genehmigung oder vor Zustellung 
eines Genehmigungsbescheides an ihn bereits 
eine Erklärung gemäß Absatz 1 abgeben 
kann. 

Absatz 3 regelt die Wirkung der Erklärung 
des Vermieters, insbesondere die Frage, von 
welchem Zeitpunkt an die Mieterhöhung 
wirksam wird. Durch die Formulierung 
„wenn eine Kündigung .... zulässig wäre,“ 
ist zum Ausdruck gebracht, daß der Zeit- 
punkt gemeint ist, zu dem das Mietverhältnis 
beendigt werden könnte, wenn eine Kündi- 
gung mit gesetzlicher Frist zulässig wäre; es 
handelt sich hierbei also lediglich um die Be- 
rechnung des maßgeblichen Zeitpunktes, 
nicht etwa um die Zulässigkeit der Kündi- 
gung als solcher. Die Erklärung des Vermie- 
ters* hat die vertragsgestaltende Wirkung 
auch dann, wenn ein Mietverhältnis auf be- 
stimmte Zeit eingegangen Ist, und zwar — 
soweit sich aus § 14 nicht etwas anderes er- 
gibt — auch schon für die Zeit vor dem 
Ablauf der vertraglich bestimmten Mietzeit. 
Dieser Eingriff In laufende Verträge erscheint 
mit Rücksicht darauf gerechtfertigt, daß der 
Vermieter durch den Mietpreisstopp gehindert 
war, eine marktgerechte Miete zu fordern. 
Absatz 3 Satz 2 behandelt den Fall, daß eine 
preisbehördliche Einzelgenehmigung von dem 
Mieter angefochten wird. Die Mieterhöhung 
tritt hiernach auch in diesem Falle — ihre 
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Zulässigkeit vorausgesetzt — zu dem in 
Satz 1 bezeidineten Zeitpunkt ein; lediglich 
die Geltendmachung der Ansprüche aus der 
Mieterhöhung wird zunächst aufgeschoben. 
Um den Mieter jedoch davon abzuhalten, 
leichtfertig den Genehmigungsbescheid anzu- 
fechten und durch ein längere Zeit in An- 
spruch nehmendes Verwaltungsstreitverfahren 
zu versuchen, die Mieterhöhung hinauszuzö- 
gern, und um den Vermieter vor Ausfällen 
zu schützen, ist bestimmt, daß der Mieter 
hinsichtlich des Mietunterschiedes die Erfül- 
lung durch Sicherheitsleistungen oder in 
anderer geeigneter Weise sicherzustellen hat. 
Die Regelung berücksichtigt in angemessener 
Weise auch die Belange des Mieters, da dieser 
im Falle der Anfechtung des Genehmigungs- 
bescheides den vom Vermieter gemäß 
Absatz 1 verlangten Mehrbetrag zunächst 
noch nicht an den Vermieter zu zahlen 
braucht; auf diese Weise ist der Mieter im 
Falle der Änderung des Genehmigungs- 
bescheides zu seinen Gunsten nicht darauf 
angewiesen, gegen den Vermieter Ansprüche 
auf Rückzahlung geltend zu machen. 


Zu § 13 

Absatz 1 berührt die Frage, ob vertragliche 
Vereinbarungen der Mietparteien (insbeson- 
dere bei den sog. Gefälligkeitsmieten) den 
Vorrang vor den Bestimmungen des § 12 
haben. Er bringt die Abdingbarkeit des % 12 
zugunsten des Mieters zum Ausdruck. Diese 
Regelung steht aber, da ihr keine zwingende 
Wirkung beigelegt ist, andererseits auch nicht 
den neuerdings vielfach üblichen Vereinba- 
rungen entgegen, nach denen im Falle einer 
preisrechtlich zugelassenen Mieterhöhung die 
zugelassene erhöhte Miete ohne weiteres oder 
auf Grund einer besonderen Mitteilung des 
Vermieters an die Stelle der vereinbarten 
Miete tritt (siehe z. B. die Mustermietver- 
träee des Gesamtverbandes gemeinnütziger 
Wohnungsunternehmen). Ist nach dem Inhalt 
der Vereinbarungen eine Mieterhöhung aus- 
drücklich ausgeschlossen, so kann der Ver- 
mieter von ^ 12 keinen Gebrauch machen; 
das gleiche gilt, wenn nach den Umständen 
eine Mieterhöhung ausgeschlossen sein sollte. 

Es ist erwogen worden, den Grundsatz des 
Absatzes 1 durch Auslegungsvorschrlften zu 
ergänzen und Insbesondere auszusprechen, 
daß bei Mietverhältnissen, die auf bestimmte 
Zeit eingegangen sind und bei Mietverhält- 
nissen, bei deren Begründung eine niedrigere 


als die Im Zeitpunkt »des Vertragsabschlusses 
preisrechtlich zulässige Miete vereinbart ist, 
im Zweifel eine Mieterhöhung ausgeschlossen 
sein sollte. Von einer entsprechenden Vor- 
schrift ist aber abgesehen worden, well es sich 
um Auslegungsfragen handelt, deren Entschei- 
dung Im Einzelfall der Rechtsprechung über- 
lassen werden kann. 

Absatz 2 behandelt den Fall, daß der Mieter 
notwendige Verwendungen auf den Miet- 
gegenstand gemacht oder einen erheblichen 
Finanzierungsbeitrag geleistet hat und schließt 
eine Mieterhöhung im Wege der einseitigen 
Erklärung des Vermieters nach § 12 Insoweit 
und so lange aus, als die Mieterhöhung Im 
Filnblick auf die Leistungen des Mieters nicht 
gerechtfertigt Ist. Die Aufwendungen des 
Mieters auf die Mietsache müssen jedoch not- 
wendige Vervv-endungen im Sinne des § 547 
BGB sein, d. h. also solche, die für die Erhal- 
tung der Mietsache in ihrem Bestand not- 
wendig waren. Weitere Voraussetzung ist, 
daß der Vermieter zum Ersatz nicht ver- 
pflichtet ist, z. B. wenn Ersatzansprüche des 
Mieters vertraglich ausgeschlossen worden 
sind oder der Mieter auf Ersatz verzichtet 
hat. Hat der Mieter Ersatzansprüche gegen 
den Vermieter, so kann er diese Im Wege 
der Aufrechnung — auch gegen die erhöhte 
Miete — geltend machen. Absatz 2 Sätze 2 
und 3 geben in Anlehnung an die in § 57 c 
ZVG enthaltene Regelung nähere Maßstäbe 
für die Bewertung der Leistungen des Mieters. 
Die Bestimmung über die Bewertung der 
Mieterleistung ist dahin zu verstehen, daß 
bei einer Leistung von beispielsweise einer 
halben Jahresmiete diese Leistung durch eine 
Mietzelt von 2 Jahren als getilgt anzusehen 
ist. 

Absatz 3 stellt klar, daß Absatz 2 insoweit 
keine Anwendung findet, als auf Grund der 
angeführten Vorschriften die Leistungen des 
Mieters bereits ihren Ausdruck In der Miet- 
höhe finden; das kann z. B. bei steuerbegün- 
stigten Wohnungen zutreffen, weil hier nach 
§ 4 Abs. 2 ZIff. 3 der Mietenverordnung vom 
20. November 1950 für von Mietern oder 
zu ihren Gunsten erbrachte Baukosten- 
zuschüsse In der Wirtschaftlichkeitsberech- 
nung Zinsen mit höchstens dem markt- 
üblichen Zinssatz für erststellige Hypotheken 
angesetzt werden dürfen, soweit die Miete 
des Mieters, der den Beitrag geleistet hat, 
während der Dauer des Mietverhältnisses um 
den angesetzten Betrag ermäßigt wird. 
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Zu § 14 

Absatz 1 gibt dem Mieter ein außerordent- 
liches Kündigungsrecht für den Fall, daß der 
Vermieter von seinen Rechten nach § 12 
Gebrauch macht. Dieses Kündigungsrecht 
wird dann von Bedeutung sein, wenn dem 
Mieter bei einem auf bestimmte Zeit einge- 
gangenen Mietverhältnis ein vertragliches 
oder gesetzliches Kündigungsrecht nicht zu- 
stehen würde. Nach Absatz 2 kann sich der 
Mieter den Folgen des § 12 durch eine Kün- 
digung entziehen, wenn er von dem beson- 
deren Kündigungsrecht nach Absatz 1 oder 
von einem sonstigen, zum gleichen Termin 
wirkenden Kündigungsrecht Gebrauch macht. 
Räumt der Mieter, nachdem er gekündigt 
hat, die Wohnung nicht zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Mietverhältnisses, so wird 
der Vermieter allerdings berechtigt s.ein, 
gemäß § 557 Satz 2 BGB nunmehr ein 
Nutzungsentgelt in Höhe der erhöhten Miete 
zu verlangen, falls er die erhöhte Miete bei 
anderweitiger Vermietung hätte erzielen 
können. 

Absatz 3 gibt ein entsprechendes Kündigungs- 
recht für den Fall, daß die Zurässlgkelt der 
Mieterhöhung bestritten wird; die Vergünsti- 
gung des Absatzes 2 ist für diesen Fall aller- 
dings versagt. 

Zu § 15 

Bei steuerbegünstigten Wohnungen, die nach 
dem 31. Dezember 1949 bezugsfertig gewor- 
den sind, war die Miete in bestimmten Fällen 
gemäß § 27 Abs. 1 WoBauG a. F. auf 
1,50 DM je qm Wohnfläche und Monat be- 
grenzt, obwohl diese Vorschrift die Kosten- 
miete als den „zur Deckung der Kosten er- 
forderlichen“ Betrag definierte. Diese Begren- 
zung der Kostenmiete hat sich Im Laufe der 
Zeit als zur Deckung der laufenden Aufwen- 
dungen nicht ausreichend erwiesen und ist 
deshalb durch das Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
vom 25. August 1953 (BGBl. I S. 1037) besei- 
tigt worden. Diese Neuregelung gilt aber nur 
für Mietzinsvereinbarungen, die nach dem 
1. August 1953 getroffen sind oder getroffen 
werden. § 15 des Gesetzentwurfs ergänzt 
diese Regelung dahin, daß auch bei laufen- 
den Mietverhältnissen, Insbesondere den vor 
dem 1. August 1953 abgeschlossenen, dem 
Vermieter nunmehr die Möglichkeit gegeben 
wird, die bisherige Miete bis zur Kostenmiete 
zu erhöhen. 

Absatz 2 läßt die Vorschriften über die 


Durchführung von Mieterhöhungen auch für 
öffentlich geförderte Wohnungen im Sinne 
des WoBauG Anwendung finden. Für diese 
Wohnungen setzt die Stelle, welche die 
öffentlichen Biaudarlehen bewilligt (Bewilli- 
gung s stelle), entsprechend den Mietrichtsätzen 
einen nach Quadratmetern der Wohnfläche 
bemessenen durchschnittlichen Mietbetrag 
fest. Der Richtsatzmietenbescheid ergeht aber 
mitunter erst nach Abschluß der Mietzins- 
vereinbarungen mit den Mietern. Es ergaben 
sich bisher in diesen Fällen Schwierigkeiten, 
wenn die Summe der vereinbarten Mieten 
niedriger war als die Summe der nach dem 
Richtsatzmietenbescheid zulässigen Mieten. 
Da die Natur des Richtsatzmietenbescheides 
von der Rechtsprechung verschieden beurteilt 
worden ist (zivilrechtliche Deutung, Gleich- 
stellung mit einer preisbehördlichen Fest- 
setzung oder Deutung des Bescheides als eines 
nur dem Bauherrn gegenüber ergehenden 
Verwaltungsaktes) und damit für Vermieter 
öffentlich geförderten Wohnraums dleDurch- 
setzbarkeit von Mieterhöhungen auf Grund 
des § 12 dieses Gesetzes zweifelhaft ist, war 
die in Absatz 2 getroffene Regelung erfor- 
derlich. 

Zu § 16 

Zu Schwierigkeiten ist es mehrfach in den 
Fällen gekommen, in denen Mietverhältnisse 
nach ihrer Begründung von den Preisvor- 
schriften ausgenommen wurden, aber unter 
Mieterschutz geblieben sind, was Insbeson- 
dere bei Mietverhältnissen über freifinan- 
zierte Wohnungen, idle vor dem 27. April 
1950 begründet worden sind und in dem ent- 
sprechenden Fall des § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 
Verordnung über Ausnahmen vom Mieter- 
schutz vom 27. November 1951 (BGBl. I 
S. 926) zutrifft. Es ist In Fällen dieser Art 
von den Vermietern als unbillig und wenig 
folgerichtig empfunden worden, daß nach 
fast einhelliger Rechtsprechung bisher eine 
angemessene Mieterhöhung nicht — auch 
mdit auf dem Weg über § 3 a MSchG — 
durchgesetzt werden konnte und der Vermie- 
ter, der hiernach die ursprünglich vereinbarte, 
preisrechtlich damals zulässige Miete gegen 
sich gelten lassen muß, silch in einer schlech- 
teren Lage befindet, als bei einer Aufrecht- 
erhaltung der Preisbindung. Diesen Schwie- 
rigkeiten soll § 16 begegnen. Weitere An- 
wendungsfälle können sich ergeben bei Miet- 
verhältnissen, die zwar nicht unter Mieter- 
schutz stehen, die aber auf bestimmte Zeit 
eingegangen sind und deshalb vom Vermieter 
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nicht gekündigt werden können. Im übrigen 
kann der Vermieter von der durch § 16 ge- 
botenen Möglichkeit auch dann Gebrauch 
machen, wenn er zwar kündigen könnte, 
statt dessen aber lediglich eine Mieterhöhung 
durchsetzen will, ohne üen Bestand des Miet- 
verhältnisses in Frage zu stellen. 

Absatz 2 Nr. 2 regelt die Frage, inwieweit 
bei Wohn räumen, die gemäß § 3 des Ge- 
schäftsraummietengesetzes (GRMG) — so- 
wohl in der alten wie in der nunmehr vor- 
gesehenen neuen Fassung — von den Preis- 
vorschriften ausgenommen sind, eine Miet- 
erhöhung angemessen ist. 

Die Ermächtigung im Absatz 3 soll ermög- 
lichen, daß Im Falle weiterer Preisfreigaben 
(vgl. § 28) bei laufenden Mi et Verhältnissen 
die Erhöhung der Miete, die nach § 12 in 
Verbindung mit ^ 16 Abs. 1 durchgeführt 
werden kann. Im Interesse der Mieter In ver- 
nünftigen Grenzen bleibt. 

Zu § 17 

§ 17 behandelt die entsprechende Anwendung 
der zunächst auf Mietverhältnisse überWohn- 
raum abgestellten Vorschriften auf Mietver- 
hältnlsse über Geschäftsräume und auf Miet- 
verhältnisse über Wohn- und Geschäftsräume, 
soweit sie die Geschäftsräume betreffen. 

Absatz 1 behandelt den Fall der Mietver- 
hältnisse nach § 3 GRMG und stellt klar, 
daß in Fällen, in denen Geschäftsräume (oder 
gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke) 
wegen ihres räumlichen oder wirtschaftlichen 
Zusammenhangs mit Wohnräumen unter 
Preisbindung bleiben, die nach § 3 Abs. 3 
GRMG zulässige Mieterhöhung in gleicher 
Weise wie die Mieterhöhung bei preisgebun- 
denen Wohnräumen durdigesetzt werden 
kann. 

Absatz 2 betrifft sowohl reine Geschäfts- 
raummietenverhältnisse als auch, wie sich aus 
Satz 2 ergibt, Mischmietverhältnisse, die nach 
ihrem Abschluß von den Preisvorschriften 
ausgenommen worden sind oder ausgenom- 
men werden; die Regelung entspricht der in 
§ 16 für Wohnräume getroffenen Regelung 
mit der Maßgabe, daß als angemessen erhöht 
eine Miete anzu sehen ist, die die ortsübliche 
Miete im Sinne des § 9 Abs. 2 GRMG nicht 
übersteigt. Die Vorschrift wird von prakti- 
scher Bedeutung sein einmal in Fällen, In 
denen das Mietverhältnis, weil es z. B. auf 
bestimmte Zeit eingegangen ist, nicht gekün- 
digt werden kann. Sie kann daneben auch in 


den Fällen von Bedeutung sein, in denen der 
Vermieter nicht von einer ihm an sich zur 
Verfügung stehenden Kündigungsmöglichkeit 
Gebrauch machen und sich mit der Durch- 
setzung einer Mieterhöhung im Rahmen die- 
ses Gesetzes begnügen will. 

Eine besondere Klarstellung im Zusammen- 
hang der Absätze 1 und 2 dahin, idaß bei 
Mischmietverhältnissen, soweit sie sich auf 
die Wohnräume beziehen, die für Wohn- 
raum geltenden Vorschriften unmittelbar 
anzuwenden sind, erscheint mit Rücksicht 
auf § 16 Abs. 2 Nr. 2 nicht erforderlich. Bei 
der entsprechenden Anwendung des § 12 

Abs. 3 und des § 14 Abs. 1 ist hinsichtlich der 
Frage der Kündigungsfrist zu berücksichtigen, 
daß das Kündigungsauflockerungsgesetz für 
neue Geschäftsraummietverhältnisse nicht und 
für Mischmietverhältnisse nach seinem § 3 
nur in bestimmten Fallen gilt. 

Die Grundsätze des § 17 gelten auch für 
Pacht- und Mischpachtverhältnisse. 

Zu § 18 

§ 18 erklärt die Vorschriften über die Durch- 
führung von Mieterhöhungen auch auf 
Untermiet- und Unterpachtverhältnisse sowie 
sonstige entgeltliche Nutzungs Verhältnisse für 
entsprechend anwendbar. Für Untermietver- 
hältnissc gilt dies insbesondere insoweit, als 
die Untermiete den Preisvorschriften unter- 
liegt, d. h. also für den Fall, daß sich Haupt- 
mieter oder Untermieter auf die Berechnung 
der Untermiete nach den Vorschriften der 
Anordnung PR Nr. 111/47 über Höchstpreise 
bei Unter Vermietung von Wohnraum vom 
18. November 1947 (Mitteilungsblatt der 
Verwaltung für Wirtschaft S. 320) berufen. 
Auf die frei vereinbarte Untermiete, die nach 
§ 7 Abs. 1 der VO PR Nr. 71/51 zulässig ist, 
finden die Vorschriften der §§ 12 bis 17 da- 
gegen keine Anwendung. 

Zu § 19 

Diese Vorschrift dient der Erläuterung; Ab- 
satz 1 entspricht weitgehend der Fassung des 
§ 1 Abs. 2 der VO PR Nr. 72/52. 

Der Wortlaut ides Absatzes 2 schließt sich der 
Terminologie des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes an; § 2 der Berechniungsverordnung, 
der die einzelnen Begriffsbestimmungen defi- 
niert, ist sinngemäß anzuwonden. 

Die Einführung des Begriffs „preisgebundener 
Wohnraum“, der wiederholt im Gesetz ver- 
wendet worden ist, dient der sprachlichen 
Vereinfachung. 
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Zu § 20 

Für die sog. Arbeiterwohnstätten können 
beim Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
Beihilfen in Höhe der Grundsteuer zur Erzie- 
lung tragbarer Mieten gewährt werden. Bei 
den sogenannten „gekorenen Arbeiterwohn- 
stätten'' Ist eine dieser Voraussetzungen nach 
§ 2 der Verordnungen vom 1. April 

1937 / 18. Januar 1943, daß die Miete höcii- 
stens 40, — DM monatlich oder je nach Orts- 
klasse 0,60 bis 0,80 DM je qm/Monat betra- 
gen darf. Um die Gewährung dieser Grund- 
steuerhilfe nicht an der Im übrigen auch für 
die Arbeiterwohnstätten zulässigen Mieterhö- 
hungen scheitern zu lassen, war die Regelung 
des § 20 erforderlich. Aus dem gleichen 
Grunde bleiben Umlagen des Wassergeldes 
und der seit dem 1. April 1945 eingetretenen 
Gebührenmehrbelastungen bei der Beredi- 
nung der für die Grundsteuerbeihilfe maß- 
gebenden Miete außer Betracht. 

Zu § 21 

Im Zuge der Vereinfachung und Bereinigung 
des bisherigen Mietpreisrechts ist es unerläß- 
lich, auch die bestehenden Unklarheiten in 
der Frage, wieweit bei preisgebundenem 
Wohnraum die Gewährung von Abstandsgel- 
dern an weichende Mieter zulässig ist, zu 
beheben. 

Bereits seit Einführung des Preisstopps war 
es zweifelhaft, ob Abstandszahlungen an 
Mieter ohne Unterschied als mittelbare Miet- 
erhöhungen anzusehen und damit durch § 2 
der PreisstoppVO verboten waren. Nach dem 
Inkrafttreten der Anordnung über Preisbil- 
dung und Preisüberwachung nach der Wäh- 
rungsreform vom 25. Juni 1948 (Wirtschafts- 
gesetzblatt S. 61) — der sogen. Preisfrei- 
gabeAO — trat die Unklarheit der Frage 
verstärkt in Erscheinung. Die genannte An- 
ordnung bestimmte unter Freigabe 'der nicht 
aufgezählten Waren und Leistungen, daß die 
Preisvorschriften weiterhin auf „die Vermie- 
tung und Verpachtung von Grundstücken 
und Räumen“ anzuwenden sind. Dieser 
Wortlaut der Bestimmung ist durch behörd- 
liche Erlasse, Gerichtsurteile und Im Schrift- 
tum verbreitet dahin ausgelegt worden, daß 
der Preisstopp nur noch Im Verhältnis zwi- 
schen Vermieter und Mieter Bedeutung habe 
und daher Vereinbarungen über Abstands- 
zahlungen zwischen einem Mieter und dritten 
Personen unberührt lasse. In der Folgezeit 
sind Abstandszahlungen, wie die Beobachtung 
gezeigt hat, in gutem Glauben an die Richtig- 


keit dieser Rechtsauffassung in einem erheb- 
lichen Umfange vereinbart worden. Neuer- 
dings hat demgegenüber durch die Urteile 
des Bundesgerlditshofes vom 19. Dezember 

1953 und vom 27. Januar 1954 (Bundesbau- 
blatt 1954, S. 116 und 222; Neue Juristische 
Wochenschrift 1954, S. 425 und 675) eine 
gegenteilige Ansicht an Raum gewonnen, die 
ln der Gewährung von Abstandsgeldern einen 
Preisverstoß sieht. Die Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes sind jedodi nicht un- 
widersprochen geblieben (Roquette und Kie- 
fersauer in Neue Juristische Wochenschrift 

1954 S. 657 und 941). Es wird deshalb nicht 
damit gerechnet werden können, daß der 
Meinungsstreit durch die Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes endgültig abgetan ist. 

Die danach zur Behebung der gegenwärtigen 
Rechtsunsicherheit dringend erforderlldie 
Regelung geht in der vorliegenden Vorschrift 
von dem Grundsatz aus, daß bei preisgebun- 
denem Wohnraum die Gewährung von Ab- 
standsgeldern an den weichenden Mieter den 
Preisvorschriften unterliegt. Es soll vermie- 
den werden, daß etwa -die Forderung eines 
Abstandes zur Regel wird, auch wenn dieser 
lediglich ein reines Entgelt für die Aufgabe 
des Mietrechts darstellen würde. In Absatz 1 
Nr. 1 bis 3 der Vorschrift wird jedoch die 
Leistung eines solchen Entgelts für preisrecht- 
llch zulässig erklärt, soweit die Leistung nach 
dem Vertragswillen der Parteien 'dem Aus- 
gleich bestimmter Aufwendungen des bis- 
herigen Mieters dienen soll und damit aner- 
kennenswerte Gründe vorliegen, die eine 
Abstandszahlung wirtschaftlich rechtfertigen. 
Die Gewährung eines Abstandes soll zulässig 
sein, wenn sie Aufwendungen ersetzen soll, 
die vom Mieter für die auf gegebene Woh- 
nung gemacht sind. Das gleiche gilt, wenn der 
Abstand gewährt wird, um den weichenden 
Mieter für einen Baukostenzuschuß zu ent- 
schädigen, den er für die Wohnung geleistet 
hat, oder um den weichenden Mieter In die 
Laee zu versetzen, zur Erlangung einer neuen 
Wohnung einen Finanzierungsbeltrag zu 
leisten oder selbst zu bauen, sowie für den 
Ausgleich der Umzugskosten. Absatz 1 Nr. 4 
stellt klar, daß die Vorschrift nicht die bis- 
herigen — unzweifelhaft bestehenden — 
Möglichkeiten des Vermieters, seinem Mieter 
die Aufeabe des Mietrechts zu erleichtern, 
beschneiden will. Die Vorschrift dient Insbe- 
sondere der Abstimmung mit § 4 Abs. 3 des 
Mieterschutzgesetzes, wonach Im Falle der 
Eigenbedarfsklage oder der vertraglichen 
Aufhebung des Mietverhältnisses dem Ver- 
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mieter die Leistung einer Entschädigung von 
Gerichts wegen auferlegt werden kann. 

Wie dargelegt, ergibt sich aus der Regelung 
des Absatzes 1, daß in den nicht zugelassenen 
Fällen ein preisrechtliches Verbot von Ab- 
standszahlungen besteht. Absatz 2 soll die 
nach geltendem Recht bestehende Möglichkeit 
offenhalten, beim Vorliegen besonderer Um- 
stände eine preisrechtliche Ausnahmegeneh- 
migung zu erteilen. Dies gilt auch für Ab- 
standszahlungen an den Vermieter. 

Die Unklarheit in der Frage des Preisversto- 
ßes muß im gleichen Sinne, wie es in Absatz 1 
für die Zukunft geregelt ist, auch für die 
Vereinbarungen beseitigt werden, die vor 
Inkrafttreten des Bundesmietengesetzes be- 
gründet worden sind. Dem trägt der Absatz 3 
der Vorschrift Rechnung. Es wird eine all- 
gemeine preisrechtliche Genehmigung für die 
In der Vergangenheit bewirkten Leistungen 
erteilt, die den Grundsätzen des Absatzes 1 
entsprechen. Ausgenommen sind jedoch die 
Fälle, in denen eine beantragte preisrechtliche 
Genehmigung versagt worden und die ver- 
sagende Entscheidung nicht mehr anfechtbar 
Ist; in diesem Falle ist das Rechtsgeschäft 
nichtig geworden und nicht mehr genehmi- 
gungsfähig. Ebenso soll es dabei verbleiben, 
wenn Leistungen wegen ihrer preisrechtlichen 
Unzulässigkeit zurüdkgewährt worden sind. 

Das Hamburgische Gesetz über das Verbot 
von Abstandszahlungen und Sonderleistun- 
gen für Wohnraum vom 2. Oktober 1953, 
an dessen Vereinbarkeit mit dem Bundesrecht 
bereits bisher begründete Zweifel bestanden, 
Ist nunmehr überholt. In Absatz 4 wird 
daher die Aufhebung dieses Gesetzes vor- 
gesehen. 

Es ist erwogen worden, im Zusammenhang 
mit der vorliegenden Vorschrift auch die 
Frage der preisrechtlichen Zulässigkeit von 
Finanzierungsbeiträgen der Mieter zum Woh- 
nungsbau zu regeln. Dies erscheint jedoch 
entbehrlich. Mit Rücksicht auf die Förderung, 
die der Gesetzgeber den Finanzierungsbeiträ- 
gen der Mieter hat angedeihen lassen (§ 22 
Abs. 3 und 5, § 24 WoBauG 1950; §§ 28, 39, 
40 WoBauG 1953; § 6 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
der VO PR Nr. 71/51; § 1 der VO über 
Ausnahmen vom Mieterschutz; § 57 c ZVG; 
§ 7 c EStG), wird angenommen werden 
können, daß die preisreditliche Zulässigkeit 
derartiger Beiträge hinreichend klargestellt 
ist. Ins Gewicht fallende Schwierigkeiten sind 
auch in der Vergangenheit nicht auf getreten. 


Zu §22 

In der Frage, ob dem auf § 817 Satz 1 BGB 
gestützten Anspruch auf Rückgewähr einer 
Leistung, die das nach den preisrechtlichen 
Vorschriften zulässige Entgelt übersteigt, 
§817 Satz 2 BGB entgegensteht, gehen die 
Meinungen auseinander. Während verschie- 
dentlich die Anwendbarkeit des § 817 Satz 2 
BGB auf unter bewußtem Verstoß gegen 
Mietpreisvorschriften gezahlte Überpreise 
geleugnet wird, hält Insbesondere der Bun- 
desgerichtshof an der Anwendbarkeit dieser 
Vorschrift auch auf diese Fälle fest (Urteil 
vom 28> Januar 1953 — II ZR 265/51 — 
BGHZ 8, 348, 368, mit ausführlichen Nach- 
weisen für die Gegenmeinung). 

Es erscheint geboten, die Frage nunmehr ge- 
setzlich zu regeln. Hierbei kann an § 5 der 
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die Rechtsfolgen von Preisverstößen im 
Grundstücksverkehr vom 7. Juli 1942 (Relchs- 
esetzbl. I S. 451) angeknüpft werden, der 
estimmt, daß die Vorschrift des § 817 
Satz 2 BGB gegenüber den im Rahmen jener 
Verordnung in Betracht kommenden Berei- 
cherungsansprüchen wegen Preisverstößen 
nicht anwendbar ist. 

Eine solche Vorschrift ist auch für das Gebiet 
des Mietpreisrechts dringend erforderlich. Für 
Fälle von Preisverstößen erscheint es billig, 
dem Mieter, der — oft nur notgedrungen — 
den überhöhten Mietzins zugestanden hat, 
den Rückforderungsanspruch aus ungerecht- 
fertigter Bereicherung nicht zu versagen. Dem 
trägt die neue Vorschrift Rechnung. Außer- 
dem beruht sie auf der Erwägung, daß § 817 
Satz 2 BGB geeignet ist, den Zweck der Miet- 
preisvorsdiriften geradezu zu vereiteln. Ins- 
besondere im Hinblick darauf, daß die bishe- 
rige Strafbarkeit von Mietpreisverstößen ent- 
fällt (vgl. § 32). Wenn in Satz 2 der neuen 
Vorsdhrift bestimmt wird, daß Rückforde- 
rungsansprüche des Mieters in der verhältnis- 
mäßig kurzen Frist von einem Jahr verjähren, 
so sind damit auch die Interessen des Vermie- 
ters gebührend berücksichtigt. 

Zu§ 23 

Dieses Vorschrift schließt solche Wohnungen 
von jeder Mieterhöhung nach diesem Gesetz 
aus, deren Zustand so schlecht ist, daß die 
Benutzbarkeit offensichtlich erheblich beein- 
trächtigt wird. Gewährleistungsansprüche 
des Mieters bleiben unberührt. Für solchen 
Wohnraum gilt dagegen die vor dem 
1. Januar 1955 zuletzt vereinbarte Miete als 
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preisrechtlich zulässig, falls der Mieter nicht 
innerhalb von 6 Monaten einen Herab- 
setzungsantrag nach § 2 stellt. Da die Um- 
stellung auf einen neuen Stichtag der Ver- 
fahrensvereinfachung dient, scheint die An- 
wendung der Vorschriften des Ersten Ab- 
schnittes mit Ausnahme des § 3 vertretbar. 

Die Mieterhöhung ist jedoch nicht in jedem 
Fall schon deshalb ausgeschlossen, weil z. B. 
ider Abort auf dem Hofe liegt oder das Wasser 
von einem Brunnen geholt werden muß; das 
soll durch die Fassung „unter Berücksichti- 
gung der örtlichen Wohnverhältnisse oder 
Wobngewohnheiten“ klargestellt werden. Bei 
Wohnungen dieser Art kann es sich durch- 
aus um für Wohnzwecke geeignete Räume 
handeln, so daß ein Mietzuschlag im Hinblick 
auf die Ertragslage dieses Hausbesitzes ge- 
rechtfertigt ist. 

Auch Wohnuingen in besonders alten Gebäu- 
den können nicht generell als so minderwer- 
tig angesehen werden, daß ein Mietzuschlag 
ausgeschlossen werden müßte; es wird daher 
in jedem Einzelfall geprüft werden müssen, 
ob die Benutzbarkeit des Wohnraums infolge 
baulicher oder sonstiger Mängel offensichtlich 
erheblich beeinträchtigt ist. Im Streitfälle 
werden auf entsprechende Einwendungen des 
Mieters gegenüber der Zahlungsklage des 
Vermieters die ordentlichen Gerichte diese 
Frage zu entscheiden haben. 

Zu § 24 

Diese Vorschrift entspricht /dem § 6 des im 
übrigen aufzuhebenden Reichsmietengesetzes, 
wobei der Wortlaut des § 6 unter Berück- 
sichtigung der zwischenzeitlichen staatsrecht- 
lichen Veränderungen weitgehend übernom- 
men worden ist. 

Verfügt die zuständige Stelle die Ausführung 
der vom Vermtieter unterlassenen Instand- 
setzungs- usw. -arbeiten, so hat sie die In- 
standsetzungen im Rahmen der zur Verfü- 
gung stehenden Mittel (das sind höchstens 
30 ®/o der jeweils fälligen Miete abzüglich der 
Umlagen und Zuschläge) und nach einem der 
Dringlichkeit der notwendigen Arbeiten ent- 
sprechenden Reparaturplan durchführen zu 
lassen; sie darf z. B. nidit verfügen, daß eine 
relativ teuere, aber nicht so dringliche Re- 
paratur vor anderen notwendigen Instand- 
setzungen durchgeführt wird. Die Rechte des 
Mieters nach den Vorschriften des BGB blei- 
ben von der Regelung des § 24 unberührt. 


Zu § 25 

Um klarzustellen, daß jeder gegen Entgelt 
überlassene Wohnraum, so z. B. auch Dienst-, 
Werkdienst-, Genossenschaftswohnungen und 
Wohnraum auf dem Lande in die Mietpreis- 
regelung nach diesem Gesetz einbezogen ist, 
erscheint Absatz 1 zweckmäßig. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Höhe der Unter- 
miete nach den bisherigen Preisvorschriften 
zu berechnen ist. Die Untermiete unterliegt 
nach § 7 der VO PR Nr. 71/51 der freien 
Vereinbarung, falls die Parteien sich nicht auf 
die nach der Anordnung PR Nr. 111/47 zu 
berechnende gesetzliche Untermiete berufen. 
Hierdurch soll aber nicht zum Ausdruck 
kommen, daß diese Vorschriften nunmehr 
Bestandteil dieses Gesetzes geworden sind. 

Zu § 26 

Die Vorschrift sieht Änderungen des Ge- 
schäftsraummietengesetzes für den Fall der 
Mischmietverhältnisise vor. Sie nimmt, um 
einen weiteren Schritt in Richtung auf die 
Herstellung der Vertragsfreiheit und die 
Mietpreisfreigabe zu tun, Mischmietverhält- 
nisse über die bisherige Regelung hinaus von 
den Preisbindungen und vom Mieterschutz 
aus und hält Mieterschutz und Pr eisbiin dün- 
gen nur noch dann aufredit, wenn der Miet- 
wert der Geschäftsräume im Verhältnis zum 
Mietwert der Wohnräume von untergeord- 
neter Bedeutung ist. Das kann z. B. der Fall 
sein, wenn zu einer Wohnung eine Garage, 
ein kleiner Abstellschuppen oder eine gering- 
fügige Lagerfläche gehört. 

Der weitere Schritt zur Auflockerung der 
Preisbindungen bei den Mlschmletverhält- 
nissen erscheint gerechtfertigt, da die derzei- 
tige Regelung des Geschäftsraummieten- 
gesetzes (Preisfreigabe für Geschäftsräume 
nur, wenn der Mietwert des gleichzeitig ver- 
mieteten Wohnraums weniger als ein Drittel 
des gesamten Mietwerts beträgt) dem Grund- 
satz der Mietpreisfreigabe widerspricht. Die- 
ser Schritt kann um so unbedenklicher getan 
werden, als die Aufhebung der Mietpreisbin- 
dungen für Geschäftsräume und gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke keine nen- 
nenswerten Schwierigkeiten ausgelöst hat. 

Die Aufhebung der Preisbindung gilt auch 
für Mietverhältnisse, die vor dem Inkraft- 
treten der neuen Vorschriften begründet 
worden sind. Dagegen soll der Mieterschutz 
für die vorher begründeten Mietverhältnisse, 
soweit er nach den bisherigen Vorschriften 
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bestanden hat, aufrechterhalten bleiben. So- 
weit in Fällen dieser Art Mieterhöhungen in 
Betracht kommen, würde sich die Durch- 
setzung nach § 16 Abs. 2 Nr. 2 und § 17 
Abs. 2 dieses Gesetzes richten. 

Zu § 27 

Die Mietpreisfreigabe für Wohnraum, der 
zusammen mit Geschäftsraum vermietet ist, 
läßt folgerichtig auch die Aufhebung der 
W ohnraumbewirtschaftungsvorschriften für 
solchen Wohn raum geboten erscheinen. 

Zu § 28 

Durch diese Ermächtigung soll eine weitere 
Preisfreigabe bei Wohnraum ermöglicht wer- 
den, sofern bei fortschreitender Bess'erung der 
Wohnungsmarktlage eine Freigabe der Miet- 
preise für bestimmte Arten von Wohnungen 
vertretbar erscheint. Gedacht ist dabei an 
eine Freigabe der Mieten u. a. für solche 
Wohnungen, die wegen ihres Komforts oder 
aus anderen Gründen schon jetzt so hoch in 
ihren Mieten sind, daß sich ein echter Wett- 
bewerb mit frei finanzierten oder steuer- 
begünstigten Wohnungen bilden kann. Die 
Möglichkeit zur weiteren Mietpreisfreigabe 
besteht zwar schon jetzt auf Grund des 
Preisgesetzes, doch soll die Ermächtigung 
nunmehr auf eine rechtlich völlig eindeutige 
Grundlage gestellt werden. 

Zu § 29 

Durch diese Ermächtigung soll die Möglich- 
keit geschaffen werden, das gesamte bisherige 
Mietpreisrecht zu kodifizieren. Das bisherige 
Mietpreisrecht ist in derart vielen Vorschrif- 
ten und Erlassen niedergelegt und dadurch 
so unübersichtlich geworden, daß eine Ver- 
einfachung und Zusammenfassung ein drin- 
gendes Anliegen der Praxis ist. Es ist beab- 
sichtigt, möglichst im Anschluß an das In- 
krafttreten dieses Gesetzes die das Mietpreis- 
recht kodifizierenden Rechtsverordnungen zu 
erlassen. 

Zu § 30 

Das Verfahren nach den §§12 ff. macht den 
§ 3 a MSchG überflüssig, so daß seine Auf- 
•hebung einschließlich der im Lande Hessen 
geltenden entsprechenden Vorschriften not- 
wendig ist. 

Absatz 2 gibt für bereits bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes anhängige Verfahren nach 
§ 3 a MSchG in Anlehnung an die Regelung 


In § 52 c MSchG und in § 27 des Geschäfts- 
raummietengesetzes die erforderlichen pro- 
zessualen Übergangsvorschriften. Die gesetz- 
liche Fiktion in Absatz 2 Satz 2 enthebt den 
Vermieter der Notwendigkeit, die nach § 12 
Abs. 1 vorgesehene Erklärung abgeben zu 
müssen. 

Zu § 31 

Durch die Aufhebung des Reichsmieten- 
gesetzes, von dem lediglich § 6 inhaltlich als 
§ 24 dieses Gesetzes aufrechterhalten wird, 
sollen Unklarheiten behoben werden, die sich 
bezüglich seines Verhältnisses zum öffent- 
lichen Mietpreisrecht ergeben hatten. Zugleich 
bringt die Aufhebung eine Vereinfachung der 
Rechtslage mit sich. 

Die auf Grund des § 6 erlassenen Ausfüh- 
rungsverordnungen des ehemaligen Reichs 
und der Länder bleiben — falls sie den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nicht widersprechen 
— vorerst in Kraft. 

Zu § 32 

Zuwiderhandlungen gegen die Mietpreisvor- 
schriften waren nach den bisherigen Vor- 
schriften In Verbindung mit dem Wirtschafts- 
strafgesetz strafbar. Die Strafbarkeit bestand 
sowohl für den Vermieter als auch für den 
Mieter, weil davon ausgegangen wurde, daß 
die strikte Innehaltung der maßgebenden 
Vorschriften im Öffentlichen Interesse über- 
wacht und erzwungen werden müsse. Diese / 
Auffassung bedarf im Zuge der Auflockerung 
der Mietpreisvorschriften einer Änderung. 

Die Mietpreisvorschriften sind In der jetzigen 
Zeit überwiegend als Schutzvorschriften für 
die Mieter anzuschen. Es muß diesen daher 
in erster Linie überlassen bleiben, sich auf sie 
zu berufen und ihre Rechte geltend zu 
machen. Es genügt dazu, daß die Mietpreis- 
vorschriften unmittelbar Einfluß auf den 
zivilrechtlichen Inhalt von Mietverträgen 
haben und entsprechend der bisherigen 
Rechtslage die Mietpreisvereinbarungen 
grundsätzlich Insoweit nichtig sind, als sie 
über die zulässige Höchstmiete hinausgehen. 
Wenn sogar in beschränktem Umfang nach 
§ 3 die Möglichkeit der Heilung eines Preis- 
verstoßes besteht, war kein Grund ersichtlich, 
in Zukunft an der Strafbarkeit von Ver- 
stößen gegen die Mietpreisvorschriften fest- 
zuhalten. Der Gesetzentwurf sieht daher eine 
Strafbarkeit bei Zuwiderhandlungen nicht 
mehr vor und bestimmt, daß eine solche auch 


53 



nach den früheren Preisvorschriften entfällt. 
Die Geltung der allgemeinen Wuchervor- 
schriften bleibt dadurch jedoch unberührt. 

Zu § 33 

Die Anwendung des Gesetzes im Lande Ber- 
lin macht eine Sonderregelung mit Rücksicht 
auf das dortige abweichende Mietpreisrecht 
erforderlich. 

So gelten im Lande Berlin z. B. nidit die Ver- 
ordnungen PR Nr. 71/51, PR Nr. 72/49 und 
PR Nr. 72/52 sowie das Geschäftsraummieten- 


gesetz. Darüber hinaus lassen es die wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse in 
Berlin geboten erscheinen, zunächst die Miet- 
erhöhung auf 10 Vo (§ 5) zu beschränken. 

Zu § 34 

Das Gesetz soll möglichst zugleich mit der 
„Großen Steuerreform“ in Kraft treten. 
Diese Steuerreform wird breiten Schichten 
der Mieter, soweit sie nicht ohnehin nach 
§11 Beihilfen erhalten können, eine Ent- 
lastung bringen und damit die Tragbarkeit 
der Mieterhöhung wesentlich erleichtern. 
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Anlage 1 
Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Land: 

Gemeinde: 


j Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 

i Pauschale Umlegung, Bemessung durch die Gemeinden 

nach § 6 AO 72/49^^ i ^ t ..i . j 

Urunasteuer Cjcbuhren insgesamt H 

Steuer' ; buten gesamt 'AltbauN’bau Altbau N’bau Altbau N’bau 

i «/n «/n «/n «/n «/<i «/n 


Bemerkungen 


Baden-Württemberg 

Großstädte: 


Freiburg 

— 

— 

3,3 

2,7 

3,3 

2.7 


Karlsruhe 

2,8 

2,2 

4,2 

3 

7 

5,2 


Mannheim 



2 

2 

2 

2 


Stuttgart 

4,9 

3,9 

1 7 

1,3 

6,6 

5 2 


Heidelberg 

— 


3,4 

3,4 

3,4 

3,4 


Mittelstädte: 








Baden-Baden 





2,5 

1,6 

!. M. 

Eßlingen 

1,9 

1,4 

3,7 

2,8 

5,6 

4,2 


Göppingen 

2,5 

2 

3,2 

2,7 

5,7 

4,7 

i. M, 

Heilbronn 

4,5 

3,4 

3,1 

2,6 

7,6 

6 

i. M, 

Konstanz 



2,6 

2,1 

2,6 

2,1 

i. M. 

Kornwestheim 

4,3 

4,3 

0,8 

0,7 

5,1 

5 

i. M. 

Ludwigsburg 

4,7 

3,5 

— 


4,7 

3,5 


Offenburg 

— 

— 

4 

3 

4 

3 


Pforzheim 

0,5 

0,5 

0,6 

0,6 

1,1 

1,1 


Ravensburg 

6,5 

6,8 

1,8 

1,7 

8,3 

8,5 

i. M. 

Reutlingen 

5,8 

5,8 

2,8 

2,8 

8,6 

8,6 

i. M. 

Tübingen 

5.9 

5.9 

1,9 

1,9 

7,8 

7,8 

i. M. 

Ulm 

4,5 

3,3 

1,5 

1,5 

6 

4,8 


Kleinstädte: 








Bruchsal 




4 

2,7 

4 

2,7 


Fellbach 

2,9 

1,5 

2,3 

1,2 

5,2 

2,7 

I. M, 

Leonberg 

3,6 

3,1 

0,5 

0,5 

4,1 

3,6 

i. M. 

Mühlacker 

1,6 

1,4 

— 

— 

1,6 

1,4 


Nürtingen 

5 

4 

— 

— 

5 

4 


Oberndorf 

5,8 

5,8 

1,3 

1,3 

7,1 

7,1 

I. M 

Rastatt 

— 

— 

2,6 

2,6 

2,6 

2,6 


Rottweil 

5 

3,5 

0,5 

0,5 

5,5 

4 

i. M, 

Schorndorf 

1,8 

1,6 

3 

4 

4,8 

5,6 


T auberbischof sheim 

5,2 

5,2 

2,4 

2,4 

7,6 

7,6 


Urach 

3,8 

3,8 

3,4 

3,4 

7,2 

7,2 

i. M, 

Vaihingen 

1 

0,7 

0,8 

0,7 

1,8 

1,4 


Waldkirch 

— 

— 

2,3 

— 

2,3 

— 


Wertheim 

6,3 

6,3 

3,1 

3,1 

9,4 

9,4 


Weingarten 

7,5 

7,5 

1 

1 

8,5 

8,5 


Winnenden 

1 

0,8 

2,1 

1,6 

3,1 

2,4 

i. M. 


In Nord- und Süd- 
baden werden die 
Grundsteuer-Mehr- 
belastungen im all- 



gelegt. 

In den übrigen Lan- 
desteileh liegen die 
Prozentsätze etwa 
zwischen 0,7 und 

4.0 bei Neubauten 
und etwa zwischen 

1.0 und 5 bei Alt- 
bauten. 

Bei den Gebühren- 
mehrbelastungen 
sind etwa folgende 
Prozentsätze festge- 
legt: 

0,5 bis 4 bei Alt- 
bauten und 0,5 bis 
3 bei Neubauten. 

In kleineren Ge- 
meinden mit land- 
wirtschaftlichen An- 
wesen wird die ge- 
ringfügige Mehrbe- 
lastung nur verein- 
zelt weitergegeben. 
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Stand: Ende 1953 


Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde: 

Land: 

Pauschale Umlegung nach 
§ 6 AO 72/49 

Grund- Ge- | ins- 

Steuer ibühren gesamt 
®/o 1 ®/o 1 ®/o 

Mehrbelastung bei fehlend 
Bemessung durdi die G 

Grund- Ge- 

steuer bühren ' 

o/o 1 o/o 

er pauschaler 
Gemeinden 

ins- 

gesamt 

1 o/o 

Bemerkungen 

Bayern 

Großstädte: 

München 

für bis zum 20. 6. 48 
bezugsfertig geworde- 
nen Wohnraum 


1,8 

1,8 


- 



für Wohnraum, der 
nicht im Zwangs- 
anschlußgebiet d. Stadt. 
Straßenreinigung gele- 
gen Ist, Ist ein Zuschlag 
zulässig von — 

1,4 

1,4 

\ 




Nürnberg 

4 

1,1 

5,1 

— 

— 

— 

Altbauten 

3 

0.2 

3,2 

— 

— 

• — 

Neubauten 


2 

— 

2 

— 

— 

— 

steuerbegünst. 

Augsburg 





4,2 

2 

6,2 

Neubauten 

Altbauten 

— 

— 

— 

2,2 

1,25 

3,45 

Neubauten 

Fürth 

— 

— 

— 

3,5 

3,2 

6,7 

Altbauten 


— 

— 

— 

3,2 

— 

3,2 

Neubauten 

Regensburg 

— 

- 

— 

4 

3 

7 


Würzburg 

— 

— 

— 

4,75 

7,8 

12,55 

Altbauten 

— 

— 

— 

1,7 

6 

7,7 

Neubauten 

Mittelstädte: 

Rosenheim/Obb. 







4,7 

5,37 

10,07 

- 

Landshut/Ndb. 

— 

— 

— 

6 

3 

9 

Altbauten 


— 

— 

— 

4,5 

2,5 

7 

Neubauten 

Passau 

1 

1 

10 

— 

— 

— 

Altbauten 


1 

1 

5 

— 

— 

— 

Neubauten 

Welden/Opf. 

— 

— 

— 

12 

5,5 

17,5 


Erlangen/Mfr. 

— 

— 

— 

— 

5 

5 


Ansbach/Mfr. 

— 

— 

— 

2,25 

1 

3,25 


Bayreuth/Ofr. 

— 

— 

— 

7,2 

1,37 

8,57 

Altbauten 

Bayreuth/Ofr. 

— 

— 

— 

5,4 

1 

6,4 

Neubauten 

Coburg/Ofr. 

— 

— 

— 

4 

3,16 

7,16 


Hof/Ofr. 

— 

— 

— 

4,5 

1,71 

6,21 


Aschaffenburg/Ufr. 

— 

— 

— 

2,4 

2 

4,4 


Schweinfurt/Ufr. 

— 

— 

— 

3,9 

1,7 

5,6 


Kempten/Schw. 

— 

— 

— 

4,15 

3 

7,15 


Kleinstädte: 

Mühldorf/Obb. 

— 

— 

— 

1,85 

— 

1,85 
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noch Anlage 1 

Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde: 

Pauschale 
§ 6 

Umlegung nach 
AO 72/49 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 
Bemessung durch die Gemeinden 


Land: 

Grund- 

1 Ge- 

ins- 

Grund- 

1 Ge- 

ins- 

Bemerkungen 

steuer 

[bühren 

1 gesamt 

Steuer 

j bühren 

gesamt 



«/o 

o/o 

o/o 

o/o 

o/o 

o/o 



noch Bayern 


Straubing/Ndb. 

— 

— 

— 

5,73 0,77 

6,5 


Dinkelsbühl/Mfr. 

— 

' — 

— 

2,5 Angaben fehlen 

2,5 


Kulmbadi/Ofr. 

— 

— 

— 

4,13 3,16 

7,29 

Altbauten 

Kulmbadi/Ofr. 

— 

— 

— 

5,22 4,55 

9,77 

Neubauten 

Pegnitz/Ofr. 

— 

— 

— 

6,3 2,4 

8,7 


Bad Kissingen/Ufr. 

— 

— 

— 


1,5 


rr.. 

vyciläcill UI L/ L-» 1 r. 

— 

— 

— 

6,25 Angaben fehlen 

6,25 


Kaufbeuren/Schw. 

— 

— 

. — 

— 1 

1 


Bremen 

Bremen 

— 

— 

— 

4 0,25’0 

4,25 

Deidi- 

gebühren 

Hamburg 

Hamburg 

Hessen 

Reg.-Bez. Wiesbaden: 




— 3 

3 


Großstädte: 

Frankfurt/Main 



- — 



— 4 

4 


„ (gute Wohnlage) 
Wiesbaden Altstadt 

— 

— 

— 

— bis 14 

bis 14 


u. „ Biebridi 

— 

— 

— 

— 4,2 

4,2 


„ Schierstein 

— 

— 

— 

- 3,1 

3,1 


Mittelstädte: 

Hanau 







— 4 

4 


Bad Homburg v. d. H. 

— 

— 

— 

— 3 bis 4 

3 bis 4 


Limburg/Lahn 

Kleinstädte: 




— 1,15 1,15 

bis 2,84 bis 2,84 


Biedenkopf 

— 

— 

— 






Rüdesbeim/Rhein 

— 

— 

— 

7,75 1,5 

9,25 


Eltville 

— 

— 

— 

2,5 - 

2,5 
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Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde: 

Land: 


noch Hessen 

Geisenheim 

Lorch 

Schlüchtern 

Steinau b. Schlüchtern 

Salmünster 

Bad Soden 

Usingen 

Reg.-Bez. Kassel: 

Großstädte: 

Kassel-Stadtgebiet 
„ Randgebiete 
„ -Sandershausen 
(Altb.) 

„ -Ihringshausen 
(Neub.) 


Mittelstädte: 

Marburg (Altb.) 
Marburg (Neub.) 
Frankenberg/Eder 
Fritzlar 

Kleinstädte: 

Petersberg b. Fulda 
Altbau 
„ Neubau 

Korbach 

Rotenburg a. d. Fulda 
Witzenhausen Altbau 
„ Neubau 

Reg.-Bez. Darmstadt: 

Großstädte: 

Darmstadt 


Pauschale 

Umlegung nach 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 


§ 6 

AO 72/49 

Bemessung durch die Gemeinden 


Grund- 

Ge- 1 ins- 

Grund- 

Ge- 1 

ins- 

Bemerkungen 

Steuer 

hühren gesamt 

Steuer ' 

bühren 

gesamt 


«/o i 

®/o 1 0 

o/o 

1 o/o 

1 o/o 




4,5 

0,8 

5,3 

-fr 

— — 

2 

0,5 

2,5 

— 

— — 

2,75 

3,4 

6,15 

— 

— — 

1,75 

1,4 

3,15 

— 

— — 

1,4 

1,4 

2,8 

— 

— — 

0,7 

2,2 

2,9 


“““ 

— 

— 6 bis 14 

3,5 

3,5 

3,5 

9,5 bis 17,5 

— 

— 

— 3,1 

2,7 

5,8 

— 

— 

- 3,4 

— 

3,4 


— 

— 



3,16 

3,16 

Soweit sich aus 




3,16 

3,16 

dem vorliegen- 

— 

— 

■ — 3 bis 6 

3 bis 6 

6 bis 12 

den Zahlen- 

— 

— 

- 7,5 

1,6 

9,1 

material ersehen 



läßt, ist die 
Streuung der 









angesetzten 

Prozentsätze 

— 

— 

- 4,1 

6,7 

10,8 

sehr erheblich. 

— 

— 

- 2,3 

2,3 

4,6 


— 

— 

- 1,5 

2 

3,5 


— 

— 

? 

14 

14 


— 

— 

— 1,5 bis 3,5 

1 bis 2 

2,5 bis 5,5 


— 

— 

— — 

1 bis 2 

1 bis 2 



— 


— 10 bis 12 

3 

13 bis 15 



— 3 bis 6 

6 

9 bis 12 

— 

— 

— 2 

3 

5 


Mittelstädte: 

Gießen 

Offenbach 
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noch Anlage 1 

Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



1 Pauschale Umlc^ 

;ung nadi 

Mehrbelastung bei fehlend 

er pauschaler 


Gemeinde: 

§ 6 AO 72/49 

Bemessung durdi die Gemeinden 


Land: 

Grund- Ge- 

ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Bemerkungen 

Steuer bühren 

gesamt 

Steuer ' 

bühren ' 

gesamt 



Vo »/o 

o/o 

o/o 

o/o 

1 o/o 



noch Hessen 

Kleinstädte: 


Friedberg 
Bad Nauheim 


Nordrhein-Westfalen 

Reg.-Bez. Düsseldorf: 

Duisburg 

Düsseldorf 

Essen (bis zum 31. 3. 
24 bezgsf. geword.) 
(nach d. 31. 3. 24 
bezugsf. geworden) 
M.-Gladbadi 
Mülheim-Ruhr 
Oberhausen 


Neuß 


Wuppertal — 

Remscheid 

Solingen — 

Krefeld — 

Viersen — 

Rheydt — 

Dinslaken — 

Geldern — 

Grevenbroich 5,7 

Kempten — 

Mettmann — 


— 

5 bis 7 

0,5 


5,5 bis 6,9 

1 


1,5 

3 

7 

— 

— 

— 

— 

1,4 

3,3 

— 

— 

— 

3,61 

5 ) 

2,1 

2,8 

5,2 > 

5 






— 

— 

3,5 


4,4 

2,7 


2,7 

2,2 

— 

4,18 

4 

— 

4,1 

2,6 

— 

2 

2,5 

— 

5,8 

— 

5,7 

— 

— 

— 

5 

2,2 


6 

2,5 


5.5 bis 7,5 

6.5 bis 7,9 


4,5 


5 

4 

4.7 

— nur für ein- 
zelne Woh- 

4,9 nungsgesellsch. 

festgesetzt 

— Mehrbelastung 
bei Grundsteuer 

3,8 Vo, bei 
Schornstein- 
fegergebühr 
0,54 o/o 

3.5 

7.1 Altbauten 

4,9 Neubauten 

8,18 

6.7 

4.5 

5.8 

7.2 

5 Altbauten 

4.4 Neubauten * 

8.5 
4,7 

2 


Opladen 

Rees/Wesel 

Leverkusen 
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Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durdi Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde: 

Pausdiale Umlegung nach 
§ 6 AO 72/49 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 
Bemessung durch die Gemeinden 


Land: 

Grund- | Ge- 

ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Bemerkungen 

Steuer jbühren 

gesamt 

Steuer 

bühren 

gesamt 



1 «/o Vo 

»/o 

Vo 

Vo 

Vo 



noch 

Nordrhein-Westfalen 


Velbert 

— 

— 

— 

7,7 

6,3 

14 

Altbauten 


— 

— 

— 

5,5 

8,2 

13,7 

Neubauten 

Ratingen 

— 

— 

— 

3,1 

1,3 

4,4 


Hilden 

— 

— 

— 



4 

Altbauten 


— 

— 

— 



3 

Neubauten 

Kleve-Amt Rindern 

— 

— 

— 

4,8 

— 

4,8 


Dinslaken (Stadt) 

— 

— 

— 

5 

2 

7 


Walsum 

— 

— 

— 

5 

3 

8 


Voerde 

— 

— 

— 

5 

— 

5 


Amt Galen zu Hünxe 

— 

— 

— 

3 

— 

3 


Alpen 

— 

— 

— 



5,8 


Borth 

— 

— 

— 



8 


Budberg 

— 

— 

— 



9 


Büderich 

— 

— 

— 



5,4 


Homberg 

— 

— 

— 



5,6 


K. -Lindfort 

— 

— 

— 



4,2 


Kapellen 

— 

— 

— 



6,3 


Marienbaum 

— 

— 

— 



4,4 


Moers 

— 

— 

— 



4,9 


Neukirchen 

— 

— 

— 



5,1 


Orsoy 

— 

— 

— 



5,9 


Rheinberg 

— 

— 

— 



5 


Rheinhausen 

— 

— 

— 



4,6 


Rheinkamp 

— 

— 

— 



1,7 


Rheurdt 

— . 

— 

— 



6,3 


Rumeln 

— 

— 

— 



5,4 


Sonsbeck 

— 

— 

— 



4 


Wardt 

— 

— 

— 



9 


Xanten 

— 

— 

— 



5,4 



Reg.-Bez. Köln: 

Bonn (Stadt) 
Bad Godesberg 
Berg.-Gladbadi 
Bensberg 
Porz 

Wipperfürth 

Siegburg 

Königswinter 

Honnef/Rhein 

Hennef/Sieg 

Eitorf 

Gummersbach 


3,7 

1.9 

5,6 

6,84 

3,3 

10,14 

4,3 

1.7 

6 

3,2 

0,8 

4 

1,5 

1,5 

3 

0,4 

0,6 

1 

6 

2 

8 

1.5 

— 

1,5 

3,5 

— 

3,5 

2 

— 

2 

7 

— 

7 

8 

2 

10 
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noch Anlage 1 
Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde: 

Land: 


noch 

Nordrhein-Westfalen 

Ründeroth 

Waldbröl 

Bielstein 

Wiehl 

Köln 

Reg.-Bez. Aachen; 
Jülich 

Krauthausen-Selgers- 

dorf 

Aldenhoven 
Bettendorf 
Dürboslar 
Freialdenhoven 
Langweiler 
Niedermerz 
Schleiden 
Siersdorf 
Dürwiss 
Laurenzberg 
Lohn 
Erbe rieh 
Fronhoven 
Langendorf 
Inden 
Kirchberg 
Altdorf 
Pattern II 
Koslar 
Barmen 
Broich 
Bourheim 
Engelsdorf 
Floßdorf 
Merzenhausen 
Linnich 
Boslar 
Ederen 

Gereonsweiler 


Pauschale 
§ 6 

Grund- | 
Steuer | 
«/o 

Umlegung nach 
AO 72/49 

Ge- ins- 

bühren! gesamt 

»/o 1 Vo 

Mehrbelastun 

Bemessung 

Grund- 

steuer 

o/o 

g bei fehlend 
; durch die G 

Ge- 

bühren 

o/o 

er pauschaler 
Gemeinden 

ins- 

gesamt 

o/o 

Bemerkungen 




4.2 

2,6 

6,8 


— 

— 

— 

5,3 

2 

7,3 


— 

— 

— 

6 

2 

8 


— 

— 

3,5 

6 

2 

8 

Zu Köln: 

'nr' . V 11 T ,1. .. 

iüLbauii, ivicm- 

belastungen: 

— 

— 

— 

6 bis 7 

— 

6 bis 7 

Grund- 
steuern 0,67 Vo 



_ 

7 bis 10 


7 bis 10 

öff. rechth 






5 bis 9 

3,4bis4,5 

8,4bisl3,5 

Geb. 2,66 Vo 




9 

2,5 

11,5 

Schornstein- 





— 

9,7 


9,7 

feg.-Geb. 0,22 Vo 

— ; 

— 

— 

7,4 

2,5 

9,9 

ZS. 3,55 Vo 

— 

— 

— 

10,5 

3 

13,5 


— 

— 

— 

5 

2 

7 


— 

— 

— 

7,5 

— 

' 7,5 




— 

— 

9,8 

3,7bis5 13,5 bis 14,8 


— 

— 

— 

7 bis 10,7 

— 

7 bis 10,7 




— 

— 

7 bis 10 

— 

7 bis 10 





— 

7 bis 10,7 

_ 

7 bis 10,7 


— 

— 

— 

7 bis 10,7 

— 

7 bis 10,7 


— 

— 

— 

9,2 

— 

9,2 




— 

— 

10 

— 

10 





— 

5,7 bis 7,3 

— 

5,7 bis 7,3 




— 

— 

5 bis 7 

— 

5 bis 7 


— 

— 

— 

12 

— 

12 








12 


12 




— 

— 

5 bis 7 

— 

5 bis 7 


— 

— 

— 

12 

— 

12 








9 

— 

9 - 


— 

— 

— 

8 bis 10 

— 

8 bis 10 







9 

— 

9 






_ 

7 bis 9 

— 

7 bis 9 








5 bis 7 

— 

5 bis 7 






— 

4,7 bis 5,8 

2,5 bis 3,3 

7,2 bis 9,1 




— 

— 

7,8 bis 9,2 

1,8 bis 2,5 

9,6 bis 11,7 


— 

— 

— 

8,9 bis 10 

1,8 bis 2,5 

10,7 
bis 12,5 


— 

— 

— 

8,9 

1,8 bis 2,5 

10,7 
bis 11,4 








7 bis 9,4 

— 

7 bis 9,4 


— 

— 

— 

6 bis 8 

— 

6 bis 8 



Gevenich 

Glimbach 
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Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



Pausdiale 

Umlegung nach 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 


Gemeinde: 

§ 6 

AO 72/49 

Bemessung 

, durch die Gemeinden 

Bemerkungen 

Land: 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

steuer 1 

hühren' 

gesamt 

Steuer ' 

bühren ' 

gesamt 




o/o 

o/o 

o/o 

o/o 

1 o/o 



noch 

Nordrhein-Westfalen 

Hottorf 




9 


9 

Körrenzig 

— 

— 

— 

6,6 bis 9 

— 

6,6 bis 9 

Rurdorf 

— 

— 

— 

14 

— 

14 

Tetz 

— 

— 

— 

9 bis 11 

— 

9 bis 11 

Welz 

— 

— 

— 

8 bis 11 

— 

8 bis 11 

Stetternich 

— 

— 

— 

5,5 bis 7,4 

— 

5,5 bis 7,4 

Güsten 

— 

— 

— 

10,5 

— 

10,5 

Hambadi 

— 

— ^ 

— 

6,3 bis 11 

— 

6,3 bis 11 

Mersch 

— 

— 

— 

9,4 

— 

9,4 

Pattern I 

— 

— 

— 

10,2 

— 

10,2 

Steinstraß 

— 

— 

— 

8,8 bis 10,8 

— 

8,8 bis 10,8 

Welldorf 

— 

— 

— 

8,2 bis 9,3 

— 

8,2 bis 9,3 

Titz 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

Gevelsdorf 

— 

— 

— 

14 



14 

Hasselsweiler 

— 

— 

— 

5 

— 

5 

Müntz mit Hompesch 

— 

— 

— 

5 



5 

Rödingen 

— 

— 

— 

2,8 bis 3 

— 

2,8 bis 3 

Hellenthal 

— 

— 

— 

4 

4 

Amt Schmidtheim 

— 

— 

— 






Schleiden (Stadt) 

— 

— 

— 

6,32 

— 

6,32 

Berg 

— 

— 

— 

25 

— 

25 

Bleibuir 

— 

— 

— 

— 

— 



Eicks 

— 

— 

— 

— 




Fleisdorf 

— 

— 

— 

15 



15 

Glehn 

— 

— 

— 

— 





Hergarten 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hostel 

— 

— 

— 

15 

— 

15 

Vlatten 

— 

— 

— 

— 





Kall 

— 

— 

— 

7,5 



7,5 

Golbach 

— 

— 

— 





Keldenich 

— 

— 

— 




- - - 

Sötenich 

— 

— 

— 



- - - 

__ 

Wahlen 

— 

— 

— 

7,5 



7,5 

Wallenthal 

— 

— 

— 





Urft 

— 

— 

— 

11 



11 

Merchernich 

— 

— 

— 

8,42 



8,42 

Heimbach/Eifel 

— 

— 

— 

0,9 



0,9 

Hausen/Eifel 

— 

— 

— 


— 


Reg.-Bez. Münster: 

Münster I. W. 

(bis zum 20. 6. 1948 
bezugsfertig geworden) 

2,4 

3 

5,4 

3 bis 4 


3 bis 4 
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noch Anlage 1 
Stand: Ende 1953 


Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



Pauschale Umle£;un 2 ; nadi 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 


Gemeinde: 

§ 6 AO 72/49 

Bemessung durch die Gemeinden 

Bemerkungen 

Land; 

Grund- | Ge- | ins- 

Grund- Ge- ins- 

stcuer bühren gesamt 

stcuer bühren gesamt 



o/o o/„ o/o _ 

o/o «"/o o/o 



noch 

Nordrhein-Westfaien 

(nach dem 20. 6. 1948 
bezugsfertig geworden 

a) falls* keine Grund- 4,2 

steuervergünstig, in 

Anspruch genomm. 
worden ist, 

b) falls Grundsteuer- 2 

vergünstg. in Anspr. 


genomm. word. ist) 







Beckum (Stadt) 






J keine ®/o-Zah- 

Ennigerloh 

Bocholt 






1 len angegeben 

Bottrop i. W. 

3 

2 

5 



— 

durchschnittl. tat- 

Gclsenkirchen 

— 

2,5 

2,5 



sächliche Mehr- 

Rheine 

— 



6 bis 7 1 bis 2 

7 bis 9 

belastung 2,8 % 

Laer 

— 

— 

— 

8 bis 10 — 

8 bis 10 

für Grundst. und 

Datteln 

— 

— 

— 

— 2,46 

2,46 

2,31 % für Ge- 

Oer-Erkenschwick 

— 

— 

— 

- 6,4 

6,4 

bühren 

Waltrop 

— 

— 

— 

— 2 

2 


Herten 

— 

— 

— 

1,73 1,3 

3,03 


Westerholt 

— 

— 

— 

— 0,43 

0,43 


Marl 

— 

— 

— 

- 1,11 

1,11 


Kirchhellen 

— 

— 

— 

6,41 — 

6,41 


Haltern (Stadt) 

— 

— 

— 

3,65 4,21 

7,86 


Haltern (Amt) 

— 

— 

— 

5,7 - 

5,7 


Gronau 

— 

— 

— 


6,75 


Reg.-Bez. Arnsberg: 







(Stadtverwaltungen) 







Bochum 



— 


— 


Castrop-Rauxel 

— 

— 

— 


5,5 


Dortmund 

— 

— 

— 


2 


Hagen 

— 

— 

— 


3,2 


Hamm 



7,8 

— — 

— 


Herne i. W. 


2,2 

2.2 

— — 

— 


Iserlohn 

— 




7,5 


Lüdenscheid 

— 

— 

— 


5 


Lünen 

— 

— 

— 


5 


Siegen 

— 

— 

— 


7 


Wanne-Eickel 

— 

— 

— 


2 


Wattenscheid 

— 

— 

— 


3 


Witten 

— 

— 

— 


4 
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Stand: Ende 1953 


Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1, 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



Pauschale Umlegung nach 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 


Gemeinde : 

§ 6 AO 72/49 

Bemessung 

; durch die Gemeinden 



Grund- | Ge- | ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Bemerkungen 

Land : 

steuer hühreni gesamt 

Steuer 

bühren ^ 

gesamt 



»/o o/o 0 /, 

o/o 

o/o 

o/o 



noch 

Nordrhein-Westfalen 

(Kreisverwaltungen) 


Altena 

— 

— 

— 



6,5 

Arnsberg 

— 

— 

— 



— 

Brilon 

— 

— 

— 



6 

Iserlohn 

— 

— 

— 



8,5 

LIppstadt 

— 

— 

— 



9 

Meschede 

— 

— 

— 



7 

Olpe 

— 

— 

— 



6,5 

Schwelm 

— 

— 

— 



5 

Soest 

— 

— 

— 



7 

Unna 

— 

— 

— 



6,5 

W7l t-fcrpr» r» 






6 

Siegen 

— 

— 

— 



4,4 

Reg.-Bez. Detmold: 







Bielefeld 





__ 

8 

8 

16 

Wiedenbrück 

— 

— 

— 

5,6 

1,4 

7 

Minden 

— 

— 

— 

7 

3 

10 

Herford 

— 

— 

— 

4 

7 

11 

Gütersloh 

— 

— 



6 

0,5 

6,5 

Bünde 

— 

— 



7 

5 

12 

Paderborn 

— 

— 



4,6 

1,9 

6,5 

Rheda 

— 

— 



9,8 

4,2 

14 

Bad Salzuflen 

— 

— 

— 

8 

1 

9 

Lage 

— 

— 

— 

9,5 

1,5 

11 

Blomberg 

— 

— 

— 

9 


9 

Horn 

— 

— 

— 

10,6 

— 

10,6 


Rheinland-Pfalz 

Reg.-Bez. Mainz: 

Mainz: 

Mainz-Stadt — 

Mainz-Bretzenheim — 

Malnz-Zahlbach — 

Mainz-Gonsenheim — 

Mainz-Weisenau — 

Worms 10 


— 

7 

— 

7 

— 

■ 17 

— 

17 

— 

17 

— 

17 

— 

19 

— 

19 

— 

12 

— 

12 


10 
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noch Anlage 1 
Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gehührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 

Pauschale Umlegung nach Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 
§ 6 AO 72/49 Bemessung durch die Gemeinden 

Grund- j Ge- | ins- Grund- Ge- ins- 
steuer bührenl gesamt Steuer bühren gesamt 

»'o I o/o I »/o Vo Vo °/o 

noch Rheinland-Pfalz 


Gemeinde: 

Land: 


Bemerkungen 


Bingen: 

Bingen-Stadt 8,3 — 8,3 — — — 

Bingen-Büdesheim 10,2 — 10,2 — — — 

Bingen-Gaulsheim 10,7 — 10,7 — — — 

Bingen-Kempten 10,7 — 10,7 — — — 

Alzey 7 — 7 — — — 

Oppenheim — — — 6 bis 7 — 6 bis 7 


Ingelheim: 


Ingelheim-Süd 

5,5 

— 5,5 

— 

— 

— 

und Mitte 






Ingelheim-Nord 

6,1 

— 6,1 

— 

— 

— 

Gau Algesheim 

7,7 

- 7,7 

— 

— 

— 

Reg.-Bez. Montabaur: 






Kreis Unterwesterwald 

— 

— — 

— 

— 

— 

Kreis Oberwesterwald 






Wallmerod 

— 

— — 

7 

— 

7 

Marienberg 

— 

— — 

3 

— 

3 

Kreis Unterlahn: 






Diez 

— 

— — 

5 

— 

5 

Nassau 

— 

— — 

4 

— 

4 

Kreis St. Goarshausen: 

— 

— ■ — 

— 

— 

— 

Reg.-Bez. Trier: 






Trier 





10 

5 

15 

Wittlich (Stadt) 

— 

— — 

11 

8,5 

19,5 

Landgemeinden 

— 

— — 

3 bis 10 

— 

3 bis 10 

Bitburg 

— 

— — 

— 

— 

— 1 Grundsteuer- 

Bernkastcl 







— 

— / hebesätze 

Daun 





niedriger als 

Saarburg 


5,5 

— 

— 

— 1945 

Konz 


8 

— 

— 

— 

Könen 


7,5 

— 

— 

— 

Oberemmel 


11 

— 

— 

— 

Wasserliesch 


7,5 

— 

— 

— 

Ayl 


3 

— 

— 

— 

Freudenburg 


6 

— 

— 

— 

Kirf 


5 

— 

— 

— 

Taben 


2,5 

— 

— 

— 

Beuren 


12 

— 

— 

— 

Kreuzweiler 


7 

— 

— 

— 

Palzem 


9,5 

— 

— 

— 
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Stand: Ende 1953 


Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde: 

Land: 


Pausdiale Umlegung nach 

Mehrbelastung bei fehlender pausdialer | 

§ 6 AO 72/49 

Bemessung 

durch die Gemeinden 

Grund- | Ge- | ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

steuer jbühren' gesamt 

Steuer 

bühren 

gesamt 

o/o o/o 1 o/o 

o/o 

o/o 

o/o 


Bemerkungen 


noch Rheinland-Pfalz 


Wehr 

12,5 

— 

— 

— 

Wincheringen 

6 

— 

— 


Irsch 

6 

— 

— 


Ockfen 

9 

— 

— 

— 

Serrig 

6 

— 




Wiltingen 

11,5 

— 

— 


Hentern 

6 

— 

— 


Greimerath 

6,5 

— 

— 

— 

Paschel 

9,5 

— 

— 

— 

Nittel 

8,5 

— 

— 

— 

Tawern 

5 

— 

— 

— 

Temmels 

3 

— 

— 

— 


Reg.-Bez. Neustadt 


a. d. W.: 

Albsheim 

4 


4 




Altleiningen 

10 

— 

10 

— 

— 

— 

Asselheim 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Battenberg 

10 

— 

10 

— 

— 

— 

Beindersheim 

3 

— 

3 

— 

— 

— 

Bissersheim 

8 

— 

8 

— 

— 

— 

Bobenheim/Rhein 

3,5 

— 

3,5 

— 

— 

— 

Carlsberg 

2 

— 

2 

— 

— 

— 

Colgenstein-Heides- 

5,5 

— 

5,5 

— 

— 

— 

Dirmstein [heim 

8 

— 

8 

— 

— 

— 

Eppstein 

4 

— 

4 

— 

— 

— 

Gerolsheim 

2,5 

— 

2,5 

— 

— 

— 

Ebertsheim 


— 


— 

— 

— 

Großbochenheim 

4 

— 

4 

— 

— 

— 

Großkarlbach 

10 

— 

10 

— 

— 

— 

Großniedesheim 

5 

— 

5 

— 

— 

— 

Grünstadt 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hertlingshausen 

2 

— 

2 

— 

— 

— 

Heßheim 

6,5 

— 

6,5 

— 

— 

— 

Hettenleidenhelm 

4 

— 

4 

— 

— 

— 

Heuchelheim 

4 

— 

4 

— 

— 

— 

Kindenheim 

4,5 

— 

4,5 

— 

— 

— 

Kirchheim/Welnstr. 

8,5 

— 

8,5 

— 

— 

— 

Kl einbock enheim 

5 

— 

5 

— 

— 

— 

Kleinkarlbach 

9 

— 

9 

— 

— 

— 

Kleinniedesheim 

4,5 

— 

4,5 

— 

— 

— 

Lambsheim 

12 

— 

12 

— 

— 

— 

Laumersheim 

4 

— 

4 

— 

— 

— 
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noch Anlage 1 

Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr, 72/49 


Gemeinde; 

Pauschale Umlegung nach 
§ 6 AO 72/49 

Mehrbelastung bei fehlender pausdialcr 
Bemessung durch die Gemeinden 


Land: 

Grund- | Ge- 

ins- 

Grund- 

Ge- 1 

ins- 

Bemerkungen 

Steuer jbühren 

gesamt 

Steuer 

bühren 

gesamt 



®/o 1 ®/o 

Vo 

o/o 

o/o 

o/o ' 



noch Rheinland-Pfalz 


Marxdorf 

12 

— 

12 

— 

— 

— 


Mertesheim 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Mühlheim 

4 

— 

4 

— 

— 

— 


Neuleiningen 

4,5 

— 

4,5 

— 

— 

— 


Obersülzen 

4 

— 

4 

— 

— 

— 


Obrigheim 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Onirnheim 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Roxheim 

4,5 

— 

4,5 

— 

— 

— 


Sausenheim 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Tiefenthal 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


Wattenheim 

5 

— 

5 

— 

— 

— 


Landkreis Germers- 










nur Steuerhebe- 

heim 







Sätze 

Kaiserslautern 

— 

— 

— 

5 

(nicht in 
der Miete 

5 

angegeben 

Altbau- 






enthalten) 


Wohnungen 

Neubauwoh- 





3,5 

— 

3,5 

nungen (bis 1945) 
'‘') Wasser, Kanal, 
Müllabfuhr 25Vo; 
Fäkalienabfuhr 

50 Vo, Kamin- 
kehr-Geb. ab 

Landkreis Kaisers- 







1. 1. 51 = 50Vo 

lautern; 








Bruchmühlbach 

8 

— 

8 

— 

— 

— 

In den meisten 

Hochspeyer 

14 

— 

14 

— 

— 

— 

Gemeinden je- 

Landstuhl 

7 

— 

7 

— 

— 

— 

dodi keine Umle- 

Otterbach 

8 

— 

8 

— 

— 

— 

gung der Grund- 

Otterberg 

8 

— 

8 

— 

— 

— 

steuer- u. Gebüh- 

Kirchheimbolanden 

— 

— 

— 

3 

— 

3 

renerhöhungen. 

alle übrig. Gemeinden 

— 

— . 

“ — 

unter 2 

— 

unter 2 

Umlegung wird 
nicht 

durchgeführt 

Landkreis Kusel: 







Kusel 

— 

— 

— 

10 

— 

10 



In keiner anderen Gemeinde haben die Mehrbelastungen die Mieten auch nur annähernd 
wesentlich verändert. 

Landau i. d. Pf. — — — 1,8 bis 4,4 0,9 2,7 bis 5,3 

Ortsteil Queichheim — — — 4,4 0,9 5,3 
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Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



Pauschale Umlegung nach 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler | 


Gemeinde: 

§ 6 AO 72/49 

Bemessung 

; durch die Gemeinden 


Länd : 

Grund- Gc- 

ins- 

Grund- 

i Ge- 

ins- 

Bemerkungen 


Steuer bührenj 

[ gesamt 

Steuer | 

1 bühren 

gesamt 



®/o 1 «/o i 

«/o 

ö/o 

1 ö/o 

ö/o 



noch Rheinland-Pfalz 


Landkreis Landau 

— 

— 

— nicht ange- : 

1 bis 2 


Wassergeld- 

Ludwigshafen/Rh. 

5 


geben, ob- 
wohl er- 
höht 

5 — 

1,5 

1,5 

umlage 

= 6,5 ö/o 

Landkreis Ludwigs- 
hafen 

— 

— 

— nur Grund- 
steuersätze 
angegeben 

— 



Landkreis Pirmasens: 

Hauenstein 

6 

— 

6 — 

•:> 



Altbauten 


4 

— 

4 — 

— 

— 

ä. Neubauten 

Münchweiler/Rod. 

3,4 

— 

3,4 — 

— 



Altbauten 


6 

— 

6 — 

— 

— 

ä. Neubauten 

Lemberg 

7 

— 

7 — 

— 

— 

Altbauten 

10 

— 

10 — 

— 

— 

ä. Neubauten 

Thaleischweiler 

5 

— 

5 — 

— 

— 

Altbauten 


7,7 

— 

7,7 — 

— 

— 

ä. Neubauten 

Waldfischbach 

4,2 

— 

4,2 — 

— 

— 

Altbauten 


6,4 

— 

6,4 — 




ä. Neubauten 

Rodalben 

3 

— 

3 — 

- 




Gemeinden, die den 
Grundsteuerhebe- 
satz erhöhten um 

25 o/o 
50®/o 

75 »/o 

100 ö/o 
125—150 ö/o 

Landkreis Rodeen- 
hausen 

Alsenz 



2 bis 3 

5 

6 

8 

10 

— 5 bis 6,5 

1 

1 

1 

1 

1 

3 bis 4 

6 

7 

9 

11 

5 bis 6,5 


Altenbamberg 

— 

— 

— 5 bis 6 

— 

5 bis 6 


B ay erf eld-Steck wir. 

— 

— 

— 3 bis 6 

— 

3 bis 6 


Bisterschied 

— 



— 7 bis 8 

— 

7 bis 8 


Callbach 

— 

— 

— 1 bis 3,5 

— 

1 bis 3,5 


Cölln 

— 

— 

— 3 bis 5 

— 

3 bis 5 


Dielkirchen 

— 

— 

— 2,5 

— 

2,5 


Dörrmoschel 

— 

— 

— 4 

— 

4 


Duchroth-Ober- 

hausen 



— 4 bis 10 


4 bis 10 
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noch Anlage 1 
Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmchrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 


Gemeinde : 

Pauschale 
§ 6 

Umlegung nach 
AO 72/49 

Mehrbelastung bei fehlender pauschaler 
Bemessung durcli die Gemeinden 


Land: 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Bemerkungen 

steuer j 

bühren 

• gesamt 

Steuer ! 

bühren 

gesamt 



o/o 

o/o 

o/o 

o/o 

o/o 

1 o/o 



noch Rheinland-Pfalz 


Ebernburg 

— 

— 

— 

3 bis 6 

— 

3 bis 6 

Feilbingert 

— 

— 

— 

2 bis 4 

— 

2 bis 4 

Hallgarten 

— 

— 

— 

4 bis 5 

— 

4 bis 5 

Hochstätten 

— 

— 

— 

3 bis 5 

— 

3 bis 5 

Lettweiler 

— 

— 

— 

3 

— 

3 

Mannweiler 

— 

— 

— 

4,5 bis 6 

— 

4,5 bis 6 

Mariental 

— 

— 

— 

2 

— 

o 

Am 

Münsterappel 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

Niedermoschel 

— 

— 

— 

3 bis 4,5 

— 

3 bis 4,5 

Oberhausen/A. 

— 

— 

— 

1,5 bis 2,5 

— 

1,5 bis 2,5 

Obermoschel 

— 

— 

— 

6 bis 7,5 

— 

6 bis 7,5 

Oberndorf 

— 

— 

— 

2 bis 6,5 

— 

2 bis 6,5 

Odernheim a. Gl. 

— 

— 

— 

6 bis 12 



6 bis 12 

Rehborn 

— 



— 

7 



7 

Schiersfeld 

— 

— 

— 

7 

— 

7 

Schönborn 

— 

— 

— 

10 

— 

10 

Teschenmoschel 

— 

— 

— 

1 bis 3 

— 

1 bis 3 

Unkenbach 

— 

— 

— 

4 

— 

4 

Winterborn 

— 

— 

— 

2 bis 4,5 

— 

2 bis 4,5 

Gerbach 

— 

— 

— 

1 

1 


Kalkhofen 

— 

— 

— 



Niederhausen a.d.A. 

— 

— 

— 

1 

[ unter 1 


unter 1 

St. Alban 

— 

— 

— 


Sitters 

— 

— 

— 

1 

J 


■ 

Würzweiler 

Alsenbrück- 

— 

— 

— 




Langweil 

— 

— 

— 

3 

— 

3 

Börrstadt 

— 

— 

— 

4 bis 8 

— 

4 bis 8 

Breunigweiler 

— 

— 

— 

3 

— 

3 

Dörnbach 

— 

— 

— 

4 

— 

4 

Falkenstein 

Finkenbach- 

— 

— 

— 

6 

— 

6 

Gerswlr. 

— 

— 

— 

6 

— 

6 

Gaugrehweiler 

— 

— 

— 

3 

— 

3 

Gehrweiler 

— 

— 

— 

4 bis 8 

— 

4 bis 8 

Gonbach 

— 

_ 

— 

17 



17 

Gundersweiler 

— 



— 

4 



4 

Hochstein 

— 


— 

3,5 

— 

3.5 

Höringen 

— 

— 

— 

5 

— 

5 

Imsbach 

— 

— 

— 

7 

— 

7 

Imsweiler 

— 

— 

— 

7 

— 

7 

Katzenbach 

— 

— 

— 

2 

— 

2 

Lohnsfeld 

— 

— 

— 

1,5 

— 

1,5 
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Stand: Ende 1953 

Mieterhöhung durch Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



Pauschale Umlegung nach 

Mehrbelastung bei fehlend 

er pauschaler | 


Gemeinde: 

§ 6 AO 72/49 

Bemessung 

; durch die Gemeinden 


Land: 

Grund- I Ge- | ins- 

Grund- 

Ge- 

ins- 

Bemerkungen 

steuer jbühren gesamt 

Steuer ^ 

bühren ' 

gesamt 



1 ®/o 1 ®/o 

o/o 

o/o 

1 0/, 



noch Rheinland-Pfaix 


Münchweiler/ Als. 
Neuhemsbach 
Potzbach 
Ransweiler 
Rockenhausen 
Schweisweiler 
Sembach 
Stahlberg 
Steinbach a. D. 
^Waldgrehweiler 
Wartenberg- 
Rohrbadi 
Winnweiler 


— 3 bis 8 

— 4 bis 8 

— unter 1 

— 4 

— 2 

— 6 

— 3 

— 5 

— 2,5 

— 4 

— 2,5 

— 4 


Landkreis 

Zweibrücken 

Frankenthal (Stadt) 

mit Vororten Flo- 
mersheim, Mörsch u.^ 
Stadernheim 


- - 

— 8 — 

für das 
Verkehrs- ^ 
personal 
Mainz 

— — 4 bis 14 


Neustadt 

a. d. Weinstr. 


Speyer (0^5) — (0 5) 

3 bis 6,3 — 3 bis 6,3 
Zweibrücken (Stadt) 7 1 8 


Reg.-Bezirk Koblenz 


— 3 bis 8 

— 4 bis 8 

— unter 1 

— 4 

— 2 

— 6 

— 3 

— 5 

— 2,5 

— 4 

— 2,5 

— 4 


- ") 

? ? 
Kamin- 
kehrerge- 
bühr. um 
25 bis 30 Vo 
erhöht. 

— 4 bis 14 


nur Grund- 
steuerhebe- 
sätze ange- 
geben. Vom 
Umlegungs- 
recht wurde 
wenig Ge- 
braudi ge- 
macht. 


Keine Vo-Sätze 
angegeben, nur 
die Grundsteuer- 
hebesätze. 
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noch Anlage 1 
Stand: Ende 1953 


Mieterhöhung durd] Grundsteuer- und Gebührenmehrbelastungen seit dem 1. 4. 1945 

nach der Anordnung PR Nr. 72/49 



Pausdiale Umlegung nach 
§ 6 AO 72/49 

1 Mehrbelastung bei fehlender pausdialer 
Bemessung durch die Gemeinden 

Bemerkungen 

Land: 

Grund- j Gc- | ins- 
i Steuer ibühreni gesamt 

o/o ' o/o 1 o/o 

Grund- 
steuer ^ 

o/o 

Ge- 

bühren 

1 o/o 

ins- 

gesamt 

o/o 


Schleswig-Holstein 


Großstädte; 

Lübeck 

9,6 - 

9,6 

— 

5 bis 10 

5 bis 10 

= 14,6 
bis 19,6 ®/o 

Kiel 

— 

— 

3,5 

5 

8,5 

Altbauten 




4 

4 

8 

Neubauten vor 
1945 

Mittelstädte 

Itzehoe 

- 

— 

6,5 

6 

12,5 

Altbauten 




— 

7 

6 

13 

Neubauten vor 
1945 

Husum 

10 — 

10 

— 

4 bis 8 

4 bis 8 

= 14 bis 18®/o 

Kleinstädte; 

Bad Schwartau 

5 — 

5 



4 bis 8 

4 bis 8 

= 9 bis 13 “/o 

Bad Segeberg 

7,5 - 

7,5 

— 

4 bis 8 

4 bis 8 

= 11,5 
bis 15,5 «/o 

Preetz 



4,5 

5 

5 

5 

9,5 

10 

Altbauten 
Neubauten vor 
1945 

Reinbek 

6,5 - 

6,5 

— 

4 bis 8 

4 bis 8 

= 10,5 
bis 14,5 »/o 

Garding 

8 — 

8 

— ' 

2 

2 

= 10®/o 
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Mietpreisniveau und Richtsatzmieten (§ 29 Abs. 1 

Vorbemerkung 

Im Bestand der Altbauwohnungen, der Zwischenkriegs- und der Nadikriegswohnungen, jeweils in sidi gesehen, 
ist eine außerordentlich vielfältige Streuung der Miete vorhanden. Bemerkenswert ist dabei insbesondere, daß 
die Mieten des Althausbesitzcs keineswegs ganz allgemein unter den Mieten des Neuhausbesitzes oder den Richt- 
satzmieten nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz liegen, wenn die Miethöhe auf qm-Nutzflädie und Monat be- 
zogen wird. In den guten Wohnlagen der Großstädte erreichen oder überschreiten die Mieten des Althaus- 
besitzes häufig die heutigen Richtsatzmieten des sozialen Wohnungsbaues. Die Begrenzung der MiethÖhe für 
Altbauwohnungen durdi die Richtsatzmiete ohne Zusdilage würde daher nicht dem Umstand Rechnung tragen, 
daß Altbauwohnungen in guter Wohnlage häufig eine überdurdischnittliche Ausstattung aufweisen, die über die 
Ausstattung des sozialen Wohnungsbaues mehr oder weniger beträchtlich hinausgehen kann. Überschneidungen 
der Miethöhe ergeben sich auch zwischen den Altbaumieten und den Mieten der Zwischenkriegsbauten, insbe- 
sondere soweit Zwisdienkriegsbauten mit Hauszinssteuermitteln oder anderen öffentlichen Mitteln gefördert 






2 



1 

Neubauten 

1. 4. 1924 bis 17. 

10. 1936 

Stadt 

Altbauten 

frei finanziert 

mit Hauszins- 
steuermitteln 

steuerbegünstigt 


1 

2a 

2b ^ 

2c 


Nordrhein-Westfaien 


Bonn 


a) Vororte m. ländl. 
Charakter 

0,65 bis 0,70 

b) einfache Wohnlage in 
Stadt 

0,70 bis 0,78 

c) mittlere Wohnlage 

bis zu 0,90 in 
Einzelfällen 
0,75 bis 0,85 
bis zu 1,10 in 
Einzelfällen 

d) gute Wohnlage 

0,85 bis 1,00 

e) beste Wohnlage 

0,95 bis 1,10 

Essen 


einfache und mittlere 
Wohnlage 

0,50 bis 0,65 

gute Wohnlage 

0,60 bis 0,85 

beste Wohnlage 

bis 1,20 


0,75 

1,25 fehlt 

0,95 bis 1,15 
O 

fehlt 


0,65 bis 0,80 0,50 bis 0,60 

in Ausn.-Fäll. 

0,85 bis 1,00 

0,70 bis 0,85 
in Ausn.-Fäll. 

0,85 bis 1,05 

0,75 bis 0,90 
in Ausn.-Fäll. 

0,90 bis 1,10 

') nach amtlichen Untersuchungen des Bundesministers für Wirtsdiaft 
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Anlage 2 


WoBauG) im Bundesgebiet und Berlin.^) 


worden sind. Der Grundsatz, daß die Altbaumieten unter den Mieten der Zwischenkriegswohnungen liegen, ist 
daher zwar im allgemeinen zutreffend, besagt aber nichts für den einzelnen Fall. Ebensowenig braucht im einzel- 
nen Fall richtig zu sein, daß die Miete des Althausbesitzes in der Großstadt über der in einer Mittelstadt oder 
Kleinstadt liegt. Gerade Großstädte weisen häufig' in früheren Arbeiterwohnvierteln ausgesprochen billige Mieten 
auf, die auf die relativ einfache Bauweise dieser Wohnungen zurückzuführen ist. Insgesamt ist die Unterschied- 
lichkeit des Mietbildes auch durch das verschiedenartige Ausmaß der Förderungsmaßnahmen für neugeschaffenen 
Wohnraum seit dem Ende des ersten Weltkrieges bedingt. Neben der auf einer Stichtagsmiete bei relativ aus- 
geglichener Wohnungsmarktlage (1. Juli 1914) aufbauenden Miete des Althausbesitzes steht die durch öffent- 
lidie Mittel und sonstige Förderungsmaßnahmen stark beeinflußte Kostenmiete der Zwischenkriegsneubauten 
und der Nachkriegszeit sowie die Miethöhe des frei finanzierten Wohnungsneubaues, in der die Steigerung der 
Baukosten seit dem Ende des ersten Weltkrieges unmittelbar zum Ausdruck kommt. 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

I 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

Richtsatzmieten nach dem 
WoBauG 

mit öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

mit öffentlidien 
Mitteln 

sonstige 

3 a 

3b 

4a 

4b 

5 


1,05 





bei Wieder- 
herstellung 

1,00 bis 1,10 

fehlt 

+ 10 bis 1 5 ®/o 
auf 2a 

fehlt 

+ 10 bis 25 Vo 
auf Miete 
vor Beschädi- 

1,10 




gung 

1,10 





1,10 

fehlt 

0,80 bis 1,00 

fehlt 

0,80 bis 1,10 



0,95 bis 1,20 


0,95 bis 1,20 

0,80 bis 1,10 


bis 1,50 bis 1,80 
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1 

2 

Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 

10. 1936 

Stadt 

Altbauten 

frei finanziert 

mit Hauszins- 
stcuermitteln 

steuerbegünstigt 


1 

2 a 

' 2b 

2c 

noch Nordrhefn-Westfalen 





Köln 

Kleinwohng. 
1,00 bis 1,20 

Normalw. in 
Altst. 

0,70 bis 1,00 

weitere Vor- 
orte 

0,90 bis 1,10 
nähere Vor- 
orte 

1,00 bis 1,30 

0,85 bis 0,95 

älterer 

0,85 bis 0,90 

mittlerer 

0,90 


Normalw. in 
Neust. 

0,80 bis 1,10 



neuester 

0,95 

Düsseldorf 

Normalw. in 
Marlenburg 

1,30 

0 Miete 


einfache Wohnlage 

0,86 

0,87 


mittlere Wohnlage 

0,98 

1,00 


gute Wohnlage 

1,18 

1,21 


Bayern 





München 





a) Einfache Wohnungen 

0,45 bis 0,75 

0,60 bis 1,05 

0,65 bis 0,90 

0,65 bis 1,00 

b) Mittlere Wohnungen 

0,55 bis 1,00 

0,80 bis 1,25 

0,70 bis 1,05 

0,75 bis 1,25 

c) Bessere Wohnungen 

0,70 bis 1,20 

1,00 bis 1,50 

0,85 bis 1,15 

0,90 bis 1,25 

d) Besondere Ausnahmefälle über 1,20 

über 1,50 



Augsburg 





a) Wohnungen Im Stadt- 
zentrum mit Bad und 
Spülklosett 

0,80 bis 1,00 

1,00 bis 1,20 

0,75 bis 0,85 

0,90 bis 1,00 

b) Im Stadtzentrum mit 
Bad, Spülklosett und 
Zentralheizung 

1,00 bis 1,15 




c) In abgelegeneren Wohn- 
lagen mit Bad und Spül- 
klosett 0,65 bis 0,70 

0,90 bis 1,00 

0,70 bis 0,75 

0,80 bis 0,90 


d) In abgelegeneren Wohn- 
lagen ohne Bad, jedoch 

mit Spülklosett 0,60 bis 0,65 

e) In abgelegeneren Wohn- 
lagen mit Bad, Spülklo- 
sett und Zentralheizung 


kein Unter- 
schied zw. 
altem u. mitt- 
lerem Neu- 
hausbesitz 
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noch Anlage 2 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

4 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

Richtsatzmieten nach dem 
WoBauG 

mit öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

mit öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

3 a 

1 3b 

4a 

4 b 

1 5 


Stopmiete n. , 0,80 bis 1,10 

0,95 bis 1,10 1, — bis 1,40 1936 aber (meistens 1,10) 

Wiederaufbau 
oder Wieder- 
herst. meist 
d. Mieter 


0,96 

1,10 

1,33 


Neubaumieten 
von 1936 
+ bis 30 Vo 

0,90 bis 1,10 

0,65 bis 0,95 

0,70 bis 1,15 

0,75 bis 1,00 

0,80 bis 1,15 

1,10 

0,75 bis 1,05 

0,90 bis 1,30 

0,80 bis 1,10 

0,95 bis 1,35 


0,85 bis 1,15 

1,10 bis 1,55 

über 1,55 

0,90 bis 1,25 

1,15 bis 1,60 


0,75 bis 0,85 



1,1 Obis 1,30 

1,10 

0,70 bis 0,75 

1,10 bis 1,30 


1,00 bis 1,10 

1,05 


1,30 bis 1,40 
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1 

2 

Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 

10. 1936 

Stadt 

Altbauten 

^ frei finanziert 

mit Hauszins- 
steuermitteln 

steuerbegünstigt 


1 

2a 

2b ! 

2c 

noch Bayern 





Nürnberg (Großstadt) 0,58 bis 1,00 

(80 Vo etwa 0,67 bis 0,75) 

0,75 bis 1,50 

0,67 bis 1,08 

0,75 bis 1,25 

Erlangen (Mittelstadt) 

0,40 bis 0,75 

0,65 bis 0,95 

0,50 bis 0,80 


1924 bis 1931 




0,40 bis 0,85 

1931 bis 1934 




0,60 bis 0,90 

1934 bis 1936 




0,65 bis 0,85 

Rosenheim (Mittelstadt) 





a) Wohnungen im Stadt- 
zentrum 

0,55 

0,70 




b) Wohnungen in Bahnhofs- 
nähe 

0,56 




c) Wohnungen an der 
Stadtperipherie 

0,50 




1924 bis 1931 




0,60 

1931 bis 1934 




0,70 

1934 bis 1936 




0,85 bis 0,90 

Kempten (Mittelstadt) 





a) Wohnungen in guter 
Lage mit WC und Bad 

0,75 

1,00 bis 1,20 

0,90 bis 1,00 

0,80 bis 1,00 

b) Wohnungen in guter 
Lage mit TrC 

0,60 




c) Wohnungen 1. d. Alt- 
stadt u. Stadtrand mit 
TrC 

0,40 bis 0,50 




Mühldorf/Obb. (Kleinstadt) 0,40 bis 0,75 

0,60 bis 0,65 

0,40 bis 0,45 

0,40 bis 0,50 

Dinkelsbühl (Kleinstadt) 

0,30 bis 0,55 

0,50 bis 0,75 

0,50 bis 0,60 

0,55 bis 0,65 

Kaufbeuren/Schwb. (Klein- 

0,60 

0,85 

0,70 

0,75 


Stadt) 
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noch Anlage 2 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

4 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

mit öffentlidicn 
Mitteln 

sonstige 

mit öffcntlidicn 
Mitteln | 

sonstige 

WoBauG 

3 a 

i 3b 

4 a 

4 b 

1 5 


0,67 bis 1,50 


0,75 bis 1,50 

1,00 bis 1,20 

0,60 bis 0,85 

0,65 bis 1,00 

0,75 bis 0,95 

0,80 bis 1,00 

1,05 bis 1,15 

0,83 

0,85 bis 0,90 

— 

0,75 

0,90 bis 0,95 (einfache 
Ausstattung) 

1,00 bis 1,15 (bessere 

Ausstattung) 


1,00 

1,10 bis 1,20 

0,85 

1,20 bis 1,30 

0,90 (einfache Aus- 

stattung) 


- 



0,95 (normale Aus- 

stattung) 





1,05 (bessere Ausstat- 
tung) 

0,40 bis 0,60 

0,60 bis 0,70 

0,65 bis 0,70 

0,65 bis 0,75 

0,65 bis 1,09 

0,65 

0,80 bis 0,90 

— 

0,90 bis 1,00 

0,80 bis 0,95 

0,70 bis 0,85 

0,80 bis 0,95 

0,80 

0,90 

0,90 bis 1,05 

1,15 (Spitzenmiete) 
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2 



1 

Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 

10. 1936 

Stadt 

Altbauten 

frei finanziert 

mit Hauszins- 
steuermitteln 

steuerbegünstigt 


1 

2a 

2b 

2c 

Hessen 





Frankfurt/Main 


1,20 

1,20 

1,20 

a) Vorortlag€ m. ländl. 
Charakter 

0,60 




b) Vorstadtlage 

0,80 




c) Innenstadtlage 

1,20 




d) geschl. Villenlage 

1,45 




Wiesbaden 





a) Vororte m. ländl. 
Charakter 

0,50 bis 0,65 


0,60 bis 0,70 


b) Vororte m. städt. 
Charakter 

0,50 bis 0,70 


0,60 bis 0,85 


c) Innenstadt 

0,80 bis 1,00 


1,00 bis 1,15 


d) Innenstadt, gute Wohn- 
läge 

0,90 bis 1,10 


1,00 bis 1,30 


e) Innenstadt, Kurviertel 

1,15 bis 1,50 


1,30 bis 1,80 


Bad Homburg 

a) Kur- und Villenviertel 

0,85 bis 1,20 


0,72 bis 0,95 

0,72 bis 0,98 

b) Stadtkern, bessere Aus- 
stattung 

0,80 bis 1,00 




c) Stadtkern, einf. Aus- 
stattung 

0,64 bis 0,75 




d) Stadtkern, ältere Aus- 
stattung 

0,50 bis 0,64 




c) Randgebiete 

0,50 bis 0,80 




Oberursel 

0,60 bis 0,93 


0,95 


Limburg a. d. Lahn 

a) privater Hausbesitz 

0,55 bis 1,00 

0,71 bis 1,18 

- 0,89 bis 1,00 

0,71 bis 1,18 

b) gemeinnützige Woh- 
nungsunternehmen 

0,44 bis 0,47 

0,48 bis 0,59 

0,48 bis 0,57 


c) Gagfah-Häuser 



1,00 
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noch Anlage 2 


5 

Richtsatzmieten nach dem 
mit öffentlichen . mit öffentlichen . WoBauG 

Mitteln Mitteln 

3ä 3b 4 a 4 b 5 



1,60 

1,25 

1,25 

1,10 

bis Dez. 51/nadi d. 1. 1. 52 

0,60 bis 0,70 

0,65 bis 0,75 

0,70 bis 0,80 

0,75 bis 0,80 

0,70 

1,10 

0,60 bis 0,85 

0,70 bis 0,90 

0,70 bis 0,90 

0,75 bis 1,00 

0,80 

1,10 

1,10 bis 1,15 

1,10 bis 1,80 

1,00 bis 1,10 

1,20 bis 1,90 

1,00 bis 1,10 

1,10 

1,00 bis 1,30 

1,50 bis 2,00 

1,00 bis 1,10 

1,60 bis 2,00 

1,10 

1,10 

1,30 bis 1,80 

1,60 bis 2,20 

1,00 bis 1,20 

1,60 bis 2,40 

1,10 

1,10 

0,95 


— 

— 

0,85 bis 1,10 


1,00 bis 1,10 

— 

— 

1,10 


— 

0,97 bis 1,13 

0,60 bis 0,64 

— 

1,10 

0,85 bis 0,95 



3 4 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 ab 8. 5. 1945 bis 21, 6. 1948 
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1 


2 

Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 10. 1936 


Stadt 

Ajtbauten 

frei finanziert 

mit Hauszins- 
steuermitteln 

steuerbegünstigt 


1 

2 a 1 

2b 

2c 

noch Hessen 





Wetzlar 

0,70 bis 0,90 

0,90 bis 1,15 

0,70 bis 0,90 


1924 bis 1931 




0,90 bis 1,15 

1931 bis 1934 




0,90 bis 1,10 

1934 bis 1936 




1,00 bis 1,15 

Hamburg 

a) billige Wohnlage 

0,75 

1,00 bis 1,33 

0,83 bis 1,08 

1,00 bis 1,33 

b) mittlere Wohnlage 

0,92 




c) teure Wohnlage 

1,08 bis 1,58 




V olkswohnungen 

1936 bis 31. 3. 1941 





Volkswohnungen ab 

1. 4. 41 





Arbeiterwohnungen 
• 1. 4. 37 bis 31. 7. 39 





Arbeiterwohnungen ab 

1. 8. 1939 





Schleswig-Holstein 

Flensburg 

a) Vorstadt 

0,60 bis 0,80 

0,70 bis 0,90 ' 

0,65 bis 0,80 

0,67 bis 1,00 

b) mittlere Lage 

0,70 bis 0,90 

0,74 bis 1,00 

0,^ bis 0,90 

— 

c) bessere Lage 

0,75 bis 1,00 

0,77 bis 1,10 

0,70 bis 1,00 

— 

Kiel 





1924 bis 1931 

0,54 bis 1,18 


0,74 bis 1,29 


1931 bis 1934 



0,90 bis 1,09 


1934 bis 1936 


1,11 bis 1,45 

0,84 bis 1,18 


Lübeck 





a) Vorstadt 

0,69 bis 1,30 

0,95 bis 1,05 

0,70 bis 0,85 

— 

b) Innenstadt 

0,72 bis 1,00 
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noch Anlage 2 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

4 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

Riditsatzmieten nach dem 
j WoBauG 

mit öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

mit öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

3 a 

3b 

4a 

4 b 

t 5 

0,75 bis 1,00 

1,00 bis 1,20 

0,75 bis 1,05 

1,00 bis 1,20 

1,00 bis 1,10 (Stadtkern 
u. gute Wohnlage) 

0,90 bis 1,00 (Außen- 


- 



bezirke) 


1,17 bis 1,42 


1,25 

1,10 


0,93 

0,63 bis 0,80 
1,02 bis 1,28 
1,05 bis 1,26 


0,74 bis 0,85 

0,78 bis 0,90 

0,85 

0,77 bis 0,90 

0,80 bis 0,95 

— 

0,80 bis 0,95 

0,84 bis 1,00 

0,95 


0,92 bis 1,05 (weniger 
gute Lage) 
0,94 bis 1,10 (gute Lage) 


0,63 bis 1,23 0,90 bis 1,42 — — 0,92 bis 1,05 (weniger 

guteLage) 
0,94 bis 1,10 (guteLage) 


0,80 bis 0,95 0,90 bis 1,12 1,00 


0,92 bis 1,05 (weniger 
guteLage) 
0,94 bis 1,10 (guteLage) 
1,20 (Ausnahmefälle) 
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Stadt 

1 

2 

Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 10. 1936 

Altbauten 

frei finanziert Tteu^^ittdn steuerbegünstigt 


1 

2a 2b 2c 

noch Schleswig-Holstein 



Schleswig 



a) Altstadt 

0,55 bis 0,63 

0,80 bis 1,09 0,87 bis 0,90 

b) Geschäftsgegend 

0,72 bis 0,80 


c) gute Wohngegend 

0,80 bis 0,85 


Baujahr 1925 


0,63 bis 0,71 

Baujahr 1926 


0,73 bis 0,88 

Baujahr 1927 


0,73 bis 0,78 

Baujahr 1936 


0,70 bis 0,76 

Baujahr 1937 



Baujahr 1938 



Rendsburg 

0,66 bis 0,78 

0,68 bis 0,80 0,60 bis 0,72 — 


Itzehoe 





a) Stadtrand 

0,50 bis 0,60 

0,65 bis 0,85 

0,60 bis 0,75 

— 

b) Innenstadt 

0,60 bis 0,77 




z) Bessere Wohngegend 

0,77 bis 0,99 




Bad Schwartau 





a) Außengebiet 

0,35 bis 0,50 

0,45 bis 0,60 

0,53 bis 0,75 

— 

b) Innenstadt 

0,60 bis 0,65 

0,70 bis 0,80 



c) Villenstraßen 

0,70 bis 0,80 

0,75 bis 0,95 



Bad Segebcrg 





a) Altstadt 

0,60 bis 0,65 

0,96 bis 1,00 

1,07 bis 1,10 

— 

b) Innenstadt 

0,70 bis 1,00 

1,00 bis 1,21 



Reinbek 

0,45 bis 1,20 

1,00 bis 1,20 

0,70 bis 0,90 

— 
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noch Anlage 2 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

4 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

Richtsatzmieten nach dem 
WoBauG 

mit Öffcntlidien 
Mitteln 

sonstige 

mit Öffentlidien 
Mitteln 

sonstige 

3a 

3b 

4a 

4 b 

5 


0,87 bis 0,93 


1,00 

1,50 

0,88 bis 0,98 (weniger 
gute Lage) 
0,90 bis 1,04 (gute Lage) 

0,74 bis 0,91 

0,70 bis 0,72 

0,70 bis 0,90 

0,92 

1,20 

0,88 bis 0,98 (weniger 
gute Lage) 
0,90 bis 1 ,05 (gute Lage) 
1,10 bis 1 ,20 (Ausnahme 
fälle) 

0,60 bis 0,80 

0,70 bis 1,00 

““ 

■ 

0,88 bis 0,98 (weniger 
gute Lage) 
0,90 bis 1,05 (gute Lage) 

1,10 (Ausnahmefälle) 

1,05 

1,00 bis 1,25 

— 

0,90 bis 1,30 

0,92 bis 1,05 (weniger 
gute Lage) 
0,94 bis 1,10 (gute Lage) 

1 ,20 (Ausnahmefälle) 

0,55 bis 1,10 

— 

1,00 

— 

0,88 bis 0,98 (weniger 
gute Lage) 
0,90 bis 1,05 (gute Lage) 

0,70 bis 0,90 

1,00 bis 1,20 

— 

_ 

0,92 bis 1,05 (weniger 
gute Lage) 
0,94 bis 1,10 (gute Lage) 
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2 



1 

Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 

10. 1936 

Stadt 

Altbauten 

frei finanziert 

mit Hauszins- 
steuermitteln 

steuerbegünstigt 


1 

1 2a 1 

2b 

2c 

Berlin 





Schöneberg 



1,00 

— 

a) Gegend um den Denne- 
witzplatz 

0,70 




b) Gegend um den Bayer. 
Platz 

1,10 

1,25 



c) Friedenau 

Steglitz 

0,90 

1,10 

1,10 


a) alter Ortsteil 

0,60 bis 0,80 

1,00 


• 

b) Lichterfelde 

0,50 bis 0,75 

0,90 



c) Lankwitz 

0,50 bis 0,80 

1,00 



d) Fichteberg 

1,00 bis 1,10 

1,40 



Reinickendorf 



0,90 

— 

a) Tegel 

0,50 

1,00 



b) Waldmannslust 

0,70 

1,10 



c) Hermsdorf 

0,80 

1,20 



d) Frohnau 

1,00 

1,30 



Spandau 

a) alter Ortstell 

0,47 bis 0,70 

1,00 

0,90 

— 

b) Kladow-Gatow 

0,45 bis 0,90 

1,15 

1,00 


c) Haselhörst-Siemensstadt 

0,66 bis 0,92 

1,20 

1,10 


Neukölln 


1,00 

1,00 

— 

a) Sonnenallee, Ilsestr. 

0,65 bis 0,84 




b) Weserstr., Warthestr. 

0,72 




c) Richardplatz 

0,60 




Tiergarten 

a) Alt-Moabit - Beuselstr. 

0,60 bis 0,80 

— 

— 

— 

b) Hansaviertel 

1,10 




c) Tiergarten-Süd 

1,10 bis 1,60 
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noch Anlage 2 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

4 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

Richtsatzmieten nach dem 
WoBauG 

mit öffentlidien 
Mitteln 

sonstige 

mit öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

3 a 

3b 

4 a 

4 b 

5 

0,80 bis 1,20 — — 1,10 


1,20 bis 1,40 - — 1,10 


0,80bisl,10 1,15 (alter — — 1,10 

Ortsteil) 

1,20 bis 1,40 
1,50 bis 1,60 

0,90 bis 1,10 1,10 bis 1,40 — — 1,10 


1,00 1,20 bis 1,30 — — 1,10 


1,10 
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1 Neubauten 1. 4. 1924 bis 17. 10. 1936 


Stadt 

Altbauten 

frei finanziert 

mit Hauszins- 
steuermitteln 

steuerbegünstigt 

1 

2a 

2b 

2c 

noch Berlin 





Charlottenburg 




— 

a) Reidiskanzlerplatz - Alt 

0,90 bis 1,20 




Westend 





b) Stuttgarter Platz 

0,80 




c) Klausener-Platz 

0,70 




d) Kurfürstendamm 

0,65 bis 1,30 




e) Lietzensee 


1,80 

1,20 


f) Neu Westend 


2,00 

1,30 


Tempelhof 





a) Alt-Tempelhof 

0,60 bis 0,80 


0,90 bis 1,00 

— 

b) Mariendorf 

0,55 bis 0,80 

0,90 

0,90 bis 1,00 


c) Lichtenrade 

0,50 bis 0,80 




d) Neu-Tempelhof 


1,00 ‘ 

0,90 


Zehlendorf 





a) Wannsee 

1,00 bis 1,20 

1,20 bis 1,30 

1,12 bis 1,20 

— 

b) Nikolassee 

0,80 bis 1,20 

1,50 bis 1,60 



c) alter Ortsteil 

0,60 bis 1,30 




Kreutzberg 





a) Gegend am Kreutzberg 

0,95 bis 1,05 

— 

— 

— 

b) Gneisenau und Yorkstr. 0,75 bis 0,95 




c) Görlitzer Bahnhof 

0,60 bis 0,80 




Wilmersdorf 





a) Grunewald 

2,00 

2,00 bis 3,00 

1,10 bis 1,20 

— 

b) Brandenburglsche- 

0,90 




Uhlandstraße 





c) Am Preußenpark 

1,20 




Wedding 

0,65 bis 0,90 

1,20 

0,95 bis 1,25 

— 
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noch Anlage 2 


3 

Neubauten ab 17. 10. 1936 bis 8. 5. 1945 

4 

ab 8. 5. 1945 bis 21. 6. 1948 

5 

Richtsatzmieten nach dem 
WoBauG 

mit öffentlldien 
Mitteln 

sonstige 

mit Öffentlichen 
Mitteln 

sonstige 

3a 

3b 

4 a 

4 b 

1 5 


1,20 bis 1,50 


1,10 


1,10 bis 1,30 


1,10 


1,00 bis 1,40 


1,10 


1,00 1,20 bis 1,50 


1,10 


1,20 1,20 bis 1,40 


1,10 


0,80 bis 1,10 1,00 bis 1,20 


1,10 
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Anlage 3 


Übersicht 

über die Wohnungs- und Mietenstruktur Im Bundesgebiet nach der amtlichen Wohnungs- 
zählung vom 13. 9. 1950 


1. Wohnungsbestand nach Größe und Ausstattung 2) 
1. Miet- und eigengenutzte Wohnungen 


Wohnungsart 


Eigen tümerwohnungen 
Mietwohnungen 
Mietfreie Wohnungen 

Insgesamt 

(einschließl. eines geringen Restes, 
der nicht eingeordnet werden 
konnte). 


Normalwohnungen 

Notwohnungen 

Zusammen 

Anzahl i 

1 

o/o 

Anzahl 

1 

! 

1 

Anzahl [ 

1 

Vo 

3 901 250 

41,3 

123 450 

22,8 

4 024 700 

40,3 

5 285 850 

56,0 

375 600 

69,5 

5 661 400 

56,7 

236 350 

2,5 

37 050 

6,9 

273 400 

2,7 

9 437 600 

100,0 

540 500 

100,0 

9 978 100 

100,0 


Bei den Eigentümerwohnungen handelt es sich 
sowohl um eigengenutzte Wohnungen in 
Mietgrundstücken, als auch in Einfamilien- 
häusern. 

Von den 5 254 300 Normalwohngebäuden 
standen Im Eigentum 

von privaten Hausbesitzern 83 Vo 

von juristischen Personen des priva- 
ten Rechts 9 Vo 

von gemeinnützigen Wohnungs- 
unternehmen, Behörden und Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts 8 ®/o 

100 ö/o 


Bei der Wiedergabe des amtlichen Zahlenmaterials 
aus dem Wohnungszensus 1950 darf nicht übersehen 
werden, daß die in der Zählung gewählten Zeit- 
abschnitte nicht mit denen übereinstimmen, die im 
Gesetz nach mietpolitischen Gesichtspunkten festge- 
legt wurden. Die Abweichungen sind jedoch für die 
Beurteilung des Gesamtbildes nicht von wesentlicher 
Bedeutung (siehe auch die Ausführungen im Ab- 
schnitt III Nr. 1 des allgemeinen Teils der Begründung). 

Zahlen nach „Wirtschaft und Statistik“ 1952, 
Heft 2; 1953, Heft 2. 


2. Verteilung des Wohnungsbestandes nadi 
Gemeindegrößenklassen 

Die 5 661 400 Mietwohnungen (Normal- und 
Notwohnungen) verteilen sich auf die einzel- 
nen Gemeindegrößenklassen wie folgt: 


Gemeindegröße Zahl der Miet- 


Einwohner 


Wohnungen 

Ö/o 

unter 2 000 

643 500 

7,3 

2 000 — unter 

5 000 

533 150 

7,0 

5 000 — unter 

20 000 

903 750 

14,0 

20 000 — unter 

50 000 

651 750 

11,2 

50 000 — unter 100 000 

451 700 

8,1 

100 000 — unter 500 000 

1 491 700 

29,7 

500 000 und mehr 


985 900 

22,7 


Demnach befinden sich 52,4 v. H. aller Miet- 
wohnungen in Großstädten, 19,3 v. H. in 
Mittelstädten (20 000 bis unter 100 000 Ein- 
wohner) und 28,3 v, H. in Gemeinden unter 
20 000 Einwohner. 
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3. Die Verteilung nach der Wohnungsgröße 

Von den Normalwohnungen hatten — ge- 
gliedert nach der Raumzahl — 

1 Raum 0,9 Vo 

2 Räume (einschl. Küche) 12,7 Vo 

3 Räume (einschl. Küche) 27,8 ®/o 

4 Räume (einschl. Küche) 26,3 Vo 

5 Räume (einschl. Küche) 15,1 Vo 

6 Räume (einschl. Küche) 8,5 Vo 

7 Räume und mehr (einschl. Küche) 8,7 Vo 

4. Die Ausstattung der Wohnungen^) 


Hiernach entfallen knapp 70 v. H. aller Nor- 
malwohnungen auf die Wohnungsgröße 3 bis 
5 Räume (einschl. Küche). Nach der früher 
üblichen Einteilung in Kleinwohnungen (1 bis 

3 Räume einschl. Küche), Mittelwohnungen 

4 bis 6 Räume (einschl. Küche) und Groß- 
wohnungen (7 und mehr Räume einschl. 
Küche) besteht der Wohnungsbestand zu rd. 
41 Vo aus Kleinwohnungen, zu rd. 50 ®/o aus 
Mittelwohnungen und zu rd. 9 Vo aus Groß- 
wohnungen. 




Von 100 Normalwohnungen hatten 

Land 

Normalwohnungen 

Anschluß an 


Ofen- 
j heizung 


insgesamt 

Strom- 

netz 

Gas- 1 

netz 

Wasser- 

netz 

- 


Bundesgebiet 



Schleswig-Holstein 

454 200 

97,8 

49,8 

55,1 

90,2 

Hamburg 

336 400 

99,5 

78,8 

90,8 

78,3 

Niedersachsen 

1 124 150 

97,9 

36,0 

55,2 

93,1 

N ordrhein- Westf alen 

2 662 050 

98,6 

48,5 

86,9 

92,0 

Bremen 

120 350 

99,7 

88,9 

88,5 

82,3 

Hessen 

882 000 

99,6 

44,2 

89,8 

93,1 

Württemberg-Baden 

843 950 

99,3 

51,1 

90,1 

95,3 

Bayern 

1 703 150 

96,7 

29,5 

63,8 

96,4 

Rheinland-Pfalz 

702 650 

99,1 

29,8 

86,8 

96,1 

Baden 

312 600 

99,0 

35,5 

77,5 

95,1 

Württemberg-Hohenzollern 
(einschl. Lindau) 

296 100 

99,6 

27,2 

90,4 

96,6 

Insgesamt 

9 437 600 

98,4 

42,6 

77,9 

93,2 


Der Anschluß an das Stromnetz ist in allen Bundes- 
ländern praktisch vollständig durchgeführt. Soweit 
dies nicht der Fall ist, sind davon vor allem abge- 
legene Einzelhäuser oder nicht das ganze Jahr über 
bewohnte Gebäude (z. B. Wochenendhäuser) betrof- 
fen. Rund 42 Vo der Normalwohnungen haben An- 
schluß an das Gasnetz. Bei dem heutigen Stand der 
elektrischen Versorgungseinrichtungen im Haushalt 
hat der fehlende Gasanschluß jedoch nicht notwen- 
digerweise einen geringeren Wohnwert zur Folge. 
Dagegen fällt ins Gewicht, daß der Anschluß an das 
Wassernetz noch bei rd. 22 Vo aller Normalwohnungen 
fehlt, diese also entweder auf die Wasserentnahme an 
anderer Stelle aus dem Leitungsnetz oder auf die Ver- 
sorgung durch Brunnen oder andere Wasserquellen 
angewiesen sind. Hier spielen Jedoch neben den aus 
den wirtschaftlichen Verhältnissen der Länder sich 
ergebenden verschiedenen Siedlungsdichten auch die 
verschiedenen geographischen Gegebenheiten eine 
Rolle (Gebirgsgegenden). 

Die bei weitem überwiegende Beheizungsart ist mit 
über 93 ®/o die Ofenheizung, der Rest des gesamten 
Normalwohnungsbestandes verfügt über Zentral-, 
Etagen- oder Fernheizung. Dagegen sind fast 20®/o 


aller Normalwohnungen im Durchschnitt mit einem 
Badezimmer, bei allerdings im einzelnen recht unter- 
schiedlichen Länderanteilen, ausgestattet. Die höch- 
sten Anteile haben — abgesehen von Berlin mit 
50,8 Vo — Hamburg mit 35 ®/o und Bremen mit 
25,7 ®/o, während die Länder Bayern mit 16,4 Vo» 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein mit je 14,/®/o 
und Württemberg-Hohenzollern mit 12,4 Vo die ge- 
ringsten Anteile aufweisen. Ganz allgemein sind Woh- 
nungen mit Badezimmern in einem Lande um so 
häufiger, je höher der Anteil an neueren Wohngebäuden 
ist. 

Schränkt man den Begriff einer gut ausgestatteten 
Wohnung in der Weise ein, daß ein Badezimmer vor- 
handen ist, so könnten nur 20 Vo aller Wohnungen des 
Wohnungsbestandes 1950 als gut ausgestattete Woh- 
nungen angesehen werden. Wird das Vorhandensein 
einer Zentral-, Etagen- oder der Anschluß an Fern- 
heizung verlangt, wobei angenommen werden darf, 
daß diese Wohnungen auch mit einem Badezimmer 
versehen sind, so sind sogar nur etwa aller Woh- 
nungen gut ausgestattet. Legt man den Gesamtdurch- 
schnitt aller vor Mitte 1948 errichteten Wohnungen 
zugrunde, so liegt dieser Prozentsatz nur bei 3 ®/o. 
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11. Die Mietenstruktur des Wohnungs- 
bestandes 

1. Durchschnittliche Miethöhe je Wohnung 

Die durchschnittliche monatliche Miete je 
Wohnung ist nach dem Stande vom 13. 9. 
1950 im Bundesdurchsdinltt mit 38,37 DM 
für Normalwohnungen ermittelt worden. 
Dabei kann angenommen werden, daß im 
groben Durchschnitt die zwischen dem 
1. 7. 1918 oder — wegen der geringen 
Mietabweichungen — die zwischen dem 
1. 4. 1924 und dem 1. 5. 1945 festgesetz- 
ten Neubaumieten bei gleich großen Woh- 
nungen um 12 bis 14 v. H. hoher sind als 
die Altbaumieten vor dem 1. 4. 1924. Die 
Mieten der nach dem 1. 5. 1945 erbauten 
Wohnungen liegen dagegen um 20 bis 
30 V. H. über den Altbaumieten bzw. 9 bis 
18 V. H. über den Neubaumieten. Diese 
Abstufung besagt jedoch nicht, daß nicht 
im einzelnen Fall je nach dem Ausmaß der 
Förderungsmaßnahmen für Neubauwoh- 
nungen wesentlich geringere Abweichungen 
vorliegen oder sogar die Mieten für die 
Zwischenkriegsneubauten unter den Mieten 
für vergleichbare Altbauwohnungen liegen 
können. Für die Mietenstruktur im Bun- 
desgebiet ist ferner das Mietgefälle typisch, 
das sich aus folgender Gegenüberstellung 
der Durchschnittsmieten für normale reine 
Mietwohnungen in den einzelnen Ländern 
je Wohnung und je Raum ergibt. 


Land 

je Wohnung 

je Raum 

Fiamburg 

49,14 

13,53 

Bremen 

46,06 

12,76 

Baden-Württemberg 

40,11 

10,98 

Hessen 

39,10 

11,26 

Nordrhein- Westfalen 

35,57 

10,97 

Niedersachsen 

35,47 

9,25 

Bayern 

34,36 

10,08 

Schleswig-Holstein 

33,18 

9,49 

Rheinland-Pfalz 

30,49 

9,49 

Bundesdurchschnitt 

36,70 

10,65 


Die Unterschiede der Durchschnittsmieten 
liegen einmal In der Fiöhe des Anteils der 
größeren Gemeinden im Lande — die 
Miete nimmt mit steigender Gemeinde- 
größe zu — , zum anderen in der Alters- 


noch Anlage 3 

Struktur der Wohnungen begründet. Sie Ist 
um so höher, je großer der Anteil der teu- 
eren Neu- und Nachkriegswohnungen ist. 
Schließlich hängt die Fiöhe der Durch- 
schnittsmiete in den einzelnen Ländern auch 
von der Wohnungsgröße ab. 

2. Die Miethöhe bei unterschiedlicher Aus- 
stattung der Wohnung 

In den Gemeinden über 20 000 Einwohner 
ergibt sich nach dem Wohnungszensus be- 
reits jetzt eine unterschiedliche Miethöhe 
je nach der vorhandenen Ausstattung der 
Wohnung. Wenn zwischen Wohnungen 
ohne Bad und ohne Zentralheizung, solchen 
mit Bad aber ohne Zentralheizung und 
schließlldi Wohnungen mit Bad und Zen- 
tralheizung unterschieden wird, ergeben 
sich je nach dem Bauaiter folgende Miet- 
preise: 


Art ,dcr Wohnung 

Altbau 

Neubau 

Nachkriegs- 
bau (seit 1. 5. 

1945 bis 
Herbst 1950) 

in DM 



Ohne Bad und 
ohne Zentralhei- 

28,32 

32,37 

35,41 

zung 




mit Bad, aber 
ohne Zentralhei- 

53,64 

49,56 

57,52 

zung 




mit Bad und mit 
Zentralheizung 

74,70 

76,09 

84,35 

Diese Durchschnittszahlen 

zeigen, 

, daß die 


unterschiedliche Ausstattung in der heuti- 
gen Miete bereits erhebliche Unter- 
schiede herbeigeführt hat. Selbstverständlich 
kommt In ihnen nicht die Wohnungs- 
größe in qm-Nutzfläche zum Ausdruck. 

Zwischen den einzelnen Gemeindegrößen- 
klassen ergeben sich erhebliche Mietunter- 
schiede. Während für eine normale Miet- 
wohnung In den kleinen Gemeinden unter 
2 000 Einwohnern Im Durchschnitt 24,66 
DM gezahlt wurde, betrug die Miete für 
eine Wohnung in Städten mit über 
500 000 Einwohnern durchschnittlich 
49,74 DM. Der Mietunterschied beträgt 
also mehr als das Doppelte. 
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Anlage 4 


Brutto-Sozialprodukt, Volkseinkommen und 






Bruttosozialprodukt 



Volksein 

(Nettosozialprodukt 


! i 

1 insgesamt i 

je Kopf der Bevölkerung 

insgesamt 


j 

Mrd. ' 
RM/ ■ 
DM i 

1 

O 0^ 

o 

1949 
= 100 

Verändg. 

gegenüb. 

dem 

Vorjahr 

Vo 

i 

KW 
DM ^ 

i 

1936 
= 100 

1 

1949 ! 
= 100; 

Verändg. 

gegenüb. 

dem 

Vorjahr 

Vo 

Mrd. 

RM/DM 

1936 

100 

1949 
= 100 

Verändg. 

gegenüb. 

dem 

Vorjahr 

Vo 

in jeweiligen 

1936 

47,9 

100 

60 

— 

1255 

100 

74 

— 

37,9 

100 

60 

— 

1949 

79,4 

166 

100 



1697 

135 

100 

r 

63,1 

167 

100 

— 

1950 

89,8 

187 

113 

+ 13,1 

1889 

151 

111 

+ 11,3 

71,5 

189 

113 

7- 13,3 

1951 

113,6 

237 

143 

+ 26,5 

2363 

188 

139 

+ 25,1 

89,9 

237 

142 

+ 25,6 

1952 

126,0 

263 

159 

+ 10,9 

2599 

207 

153 

+ 10,0 

98,1 

259 

155 

+ 9,1 

1953 

133,7 

279 

168 

+ 6,1 

2728 

217 

161 

+ 5,0 

103,0 

272 

163 

+ 5,1 


in Preisen von 


1936 

47,9 

100 

102 


— 

1255 

100 

125 


— 

37,9 

100 

97 


— 

1949 

47,1 

98 

100 


— 

1007 

80 

100 


— 

39,1 

103 

100 




1950 

54,8 

114 

116 + 

16,4 

1154 

92 

115 

+ 

14,6 

44,6 

118 

114 

+ 

14,1 

1951 

62,7 

131 

133 

+ 

14,4 

1305 

104 

130 

+ 

13,1 

49,7 

131 

127 

+ 

11,5 

1952 

66,7 

139 

142 

+ 

6,3 

1375 

110 

137 

+ 

5,4 

52,6 

139 

135 

+ 

5,9 

1953 

71,2 

149 

151 

+ 

6,9 

1454 

116 

144 

+ 

5,8 

55,9 

148 

143 

+ 

6,1 


Anlage 5 

Zur Einkommensentwicklung der Industrie 


Bruttomonatsverdienst^) der männlichen Industriearbeiter^) 


Fn jeweiligen Preisen 
(nominal) 


In Preisen von 1938 
(real)^) 


janr 



i 

1 

Veränderung 

1 



Veränderung 


RM/DM 

1938 
= 100 

1949 
= 100 

(±) gegen 
das jeweilige 
Vorjahr 

Vo 

; RM/DM 

1938 = 100 

j 1949 = 100 

(±)_ gegen 
das jeweilige 
Vorjahr 

Vo 

1937 — 

1938 rd. 191,00 

100,0 

72,4 

— 

rd. 191,00 

100,0 

120,2 

— 

1949 

263,90 

138,2 

100,0 

— 

158,98 

83,2 

100,0 

— 

1950 

293,15 

153,5 

111,1 

+ 11,1 

187,92 

98,4 

118,3 

+ 18,3 

1951 

333,49 

174,6 

126,3 

+ 13,7 

198,51 

103,9 

124,9 

+ 5,6 

1952 

359,62 

188,3 

136,3 

+ 7,9 

210,30 

110,1 

132,3 

+ 5,9 

1953 

377,82 

197,8 

143,1 

+ 5,0 

224,89 

117,7 

141,5 

+ 7,0 


1) nach den Ergebnissen der amtlichen Lohnerhebung der Arbeiterverdienste in der Industrie (ohne Bergbau) 
Bruttomonatsverdienste aus den Bruttowochenverdiensten (X 13 : 3) errechnet 

2) ledige und verheiratete Arbeiter zusammen 

s) ohne Berücksichtigung von Veränderungen durch Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
4) m ittlere Verbrauchergruppe 
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privater Verbrauch 1936 und 1949/53 


Anlage 4 


kommen 

zu Faktorkosten) 


je Kopf der Bevölkerung 


insgesamt 


Privater Verbrauch 


je Kopf der Bevölkerung 


RM/DM 

1936 
= 100 

1 

1949 
= 100 

Verändg. 

gegenüb. 

dem 

Vorjahr 

0/0 

Mrd. 

RM/DM 

1936 
= 100 

1949 
= 100 

Veränd, 

gegenüb. 

dem 

Vorjahr 

o/o 

RM/DM 

1936 
= 100 

1949 
= 100 

Verändg. 

gegenüb. 

dem 

Vorjahr 

o/o 

Preisen (nominal) 

992 

100 

74 


— 

29,0 

100 

56 


— 

768 

100 

69 

— 

1349 

136 

100 




51,7 

178 

100 



1106 

144 

100 

— 

1505 

152 

112 

4- 

11,6 

57,2 

197 

111 

+ 

10,6 

1204 

157 

109 

+ 8,9 

1869 

188 

139 

+ 

24,2 

65,1 

224 

126 

+ 

13,8 

1353 

176 

122 

+ 12,4 

2023 

204 

150 

+ 

S,2 

70,7 

244 

137 

+ 

8,6 

1459 

190 

132 

+ 7,8 

2103 

212 

156 

+ 

4,0 

75,3 

260 

146 

+ 

6,5 

1537 

200 

139 

+ 5,3 

1936 (real) 

992 

100 

119 


— 

29,0 

100 

100 


— 

768 

100 

124 

— 

■ 836 

84 

100 


___ 

29,1 

100 

100 




621 

81 

100 

— 

939 

95 

112 

+ 

12,3 

33,3 

115 

114 

+ 

14,4 

700 

91 

113 

+ 12,7 

1034 

104 

124- 

+ 

10,1 

35,9 

124 

123 

+ 

7,8 

746 

97 

120 

+ 6,6 

1086 

109 

130 

+ 

5,0 

38,8 

134 

133 

+ 

8,1 

799 

104 

129 

+ 7,1 

1140 

115 

136 

+ 

5,0 

42,4 

146 

146 

+ 

9,3 

864 

113 

139 

+ 8,1 


arbeiter und der Arbeitnehmerfamilien 


Anlage 5 


Monatliche ausgabefähige Einnahmen (netto) typischer 
4-Personen-Arbeitnehmerhaushaltungen^) 


In jeweiligen Preisen (nominal) 


In Preisen von 1938 (real) 


RJ 

insgesamt 

4/DM 1 

darunter i 
Verbrauchs- 
ausgaben 
insgesamt 

insgesamt 

i 

■ j 

1937 = 100 1 1949 = 100 

i 

Veränderung 
(±) gegen 
das jeweilige 
Vorjahr 
o/o 

RM/DM ' 

: 

1937 
= 100 

1949 
- 100 

Veränderung 
(±) gegen 
das jeweilige 
Vorjahr 
o/o 

193,01 

184,44 

100,0 

67,2 

— 

193,01 

100,0 

111,5 

— 

287,33 

287,37 

148,9 

100,0 

_ 

173,09 

89,7 

100,0 

— 

305,08 

296,64 

158,1 

106,2 

+ 6,2 

195,56 

101,3 

112,9 

+ 12,9 

351,30 

340,42 

182,0 

122,2 

+ 15,1 

209,11 

108,3 

120,7 

+ 6,9 

391,22 

382,29 

202,7 

136,1 

+ 1 1,4 

228,78 

118,5 

132,1 

+ 9,4 

421,67 

410,28 

218,5 

146,7 

+ 7,8 

250,99 

130,0 

144,9 

+ 9,7 
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Anlage 6 


Schichtung der monatlichen Nettoeinnahmen der Arbeiter- und Angestelltenfamilien^) 

Ende (November) 1951 und Ende 1953 


Monatliche Nettoeinnahmen 
(DM) 

Auf 

die einzelnen Einnahmegruppen entfallen 

o/o 

sämtl. Arbeiter 

sämtl. Angestellten 

Ende (Nov.) 
1951 

Ende 

1953 

Ende (Nov.) 
1951 

Ende 

1953 



unter 

50 

0,0 

0,0 



50 bis 

unter 

100 

0,1 

0,1 



100 

w 

yy 

150 

0,3 

0,2 

0,3*) 

0,22) 

150 

w 

yy 

200 

1,3 

0,8 

0,8 

0,5 

200 

» 

yy 

250 

6,9 

3,5 

2,4 

1,6 

250 

» 

yy 

300 

17,2 

9,3 

5,9 

3,8 

300 

n 

yy 

350 

24,1 

16,6 

11,2 

7,3 

350 

n 

yy 

400 

20,6 

21,0 

14,1 

11,0 

400 

w 

yy 

450 

13,3 

18,4 

13,8 

12,8 

450 

w 

yy 

500 

7,7 

11,9 

12,7 

12,5 

500 

n 

yy 

550 

4,3 

7,6 

10,4 

11,6 

550 

n 

yy 

600 

2,1 

4,8 

7,3 

9,5 

600 

n 

yy 

700 

1,6 

4,1 

9,8 

11,8 

700 

» 

yy 

800 

0,4 

1,3 

4,7 

7,5 

800 

jj 

yy 

1 000 

0,1^) 

0,42) 

3,8 

5,5 

1 000 

n 

yy 

1 200 



1,5 

2,4 

1 200 

n 

yy 

1 500 



0,8 

1,2 

1 500 

n 

yy 

2 000 



0,5 

0,6 

2 000 und mehr 




— 

0,2 


etwa entsprechend dem Brutto-Arbeitseinkommen des männlichen verheirateten Haushaltungsvorstandes; für 
November 1951 nach der amtlichen Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung für die Arbeitnehmer der gewerb- 
lichen Wirtschaft, auf Ende (November) 1953 näherungs weise fortgeschrieben für die Arbeiter mit der Zu- 
nahme der Brutto-Wochenverdienste der männlichen Industriearbeiter (+ 13,1 ®/o) und für die Angestellten 
mit einem Zuschlag von 10®/o 
2) 800 DM und mehr 
unter 150 DM 
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Anlage 7 


Anteil der Wohnungsmiete am gesamten privaten Verbrauch 


a) Volkswirtschaftlich 



Aufwand für die 
Wohnungsnutzurig 

Gesamter privater 
Verbrauch 

Aufwand für die Wohnungs- 
nutzung in ®/o des gesamten 
privaten Verbrauchs 

Jahr 

in Jeweiligen ^ 
Preisen 1 

(nominal) 

in Preisen 
von 1936 
(real) 

in Jeweiligen 
Preisen 
(nominal) 

in Preisen 
von 1936 
(real) 

in jeweiligen 
Preisen 
(nominal) 

in Preisen 
von 1936 
(real) 



Mrd. 

RM/DM 


«/o 


1936 

4,050 

4,050 

28,986 

28,986 

14,0 

14,0 

1949 

1950 

1951 

1952 
19531) 

4,595 

4,712 

4,930 

5,251 

3,804 

4,224 

4,281 

4,482 

4,730 

5,056 

51,731 

57,239 

65,062 

70,740 

75,307 

29,064 

33,250 

35,870 

38,751 

42,354 

8,9 

8,2 

7.6 

7,4 

7.7 

14.5 

12.9 

12.5 

12,2 

11.9 



b) Einzelwirtschaftlich 




Monatliche Ausgaben 
für die Wohnungsmicte 

Monatlidie Verbrauchsausgaben 
insgesamt 

Ausgaben für die Wohnungs- 
miete in ®/o der Verbrauchs- 
ausgaben insgesamt 

Jahr 

Je Haushaltung 



in Jeweiligen 
Preisen 
(nominal) 

in Preisen 
von 1938 
(real) 

in jeweiligen 
Preisen 
(nominal) 

1 . 

j in Preisen 
von 1938 
(real) 

in Jeweiligen 
Preisen 
(nominal) 

in Preisen 
von 1938 
(real) 




RM/DM 


Vo 


1937 

25,56 

25,56 

184,44 

184,44 

13,9 

13,9 

1949 

27,66 

27,12 

287,37 

173,11 

9,6 

15,7 

1950 

31,02 

30,12 

296,64 

190,15 

10,5 

15,8 

1951 

33,30 

32,02 

340,42 

202,63 

9,8 

15,8 

1952 

34,98 

33,00 

382,29 

223,56 

9,2 

14,8 

19531) 

37,87 

34,74 

410,28 

244,21 

9.2 

14,2 

^) vorläufig 
*) brutto, also 

ohne Berücksichtigung 

etwaiger Einnahmen 

aus Untervermietung 
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Berechnung von 

L Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 

Land; 







j Bewirt- 
sdiaftunßs- 


Miete 

1 




Grund- 


nach Stand 




Gebäude- 

Stücks- 

kosten - 

Wohn- 

fläche 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

kosten 

(Stand 

kosten 

(Stand 

ohne 

Abschrei- i 
bung - 


1. 10.52 
+ 10 Vü*) 




1914) 

17. 10. 
1936) 

(Stand 1 
1953)‘) 

1 

1. 10. 52*) 






DM 


DM 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

1 7 

8 

9 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1. 

Münster 

1914 

48 000 

10 480 

2 358 

526 

0,82 

0,89 

2. 

Köln 

1902 

95 000 

35 850 

6 108 

1 327 

0,78 

0,85 

3. 

Köln 

1850 

22 400 

6 890 

1 290 

326 

0,90 

0,98 

4. 

Bonn vor 

1900 

8 400 

5 400 

449 

130 

0,60 

0,65 

5. 

Bielefeld 

1810 

14 000 

3 200 

275 

84 

0,56 

0,60 

6. 

Essen 

1903 

25 000 

7 960 

1 630 

350 

0,86 

0,93 

7. 

Essen 

1906 

26 500 

15 810 

1 760 

358 

1,09 

1,18 

8. 

Mönchen-Gladbach 

1910 

34 900 

6 400 

1 090 

220 

0,75 

0,82 

9. 

Mönchen-Gladbach 

1912 

51 800 

6 250 

1 247 

226 

0,96 

1,04 

10. 

Duisburg 

1911 

45 000 

5 200 

2 167 

484 

0,68 

0,74 

11. 

Duisburg 

1906 

25 000 

1 880 

1 380 

326 

0,65 

0,70 

12. 

Düsseldorf 

1914 

50 000 

20 320 

3 542 

460 

1,50 

1,64 

13. 

Düsseldorf 

1913 

85 000 

12 600 

4 077 

760 

0,85 

0,92 

14. 

Oberhausen 

1908. 

26 000 

2 440 

1 353 

302 

0,71 

0,77 

15. 

Oberhausen 

1911 

18 900 

1 020 

1 127 

238 

0,70 

0,76 

16. 

Mülheim/Ruhr 

1896 

20 500 

7 690 

1 022 

221 

0,99 

1,07 

17. 

Mülheim/Ruhr 

1906 

21 000 

2 080 

968 

220 

0,69 

0,76 

18. 

Wuppertal 

1907 

59 000 

3 560 

1 920 

437 

0,79 

0,86 

19. 

Remscheid 

1907 

19 900 

1 310 

1 214 

293 

0,56 

0,61 

20. 

Solingen 

1898 

41 500 

1 370 

2 357 

605 

0,53 

0,58 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einw. 







21. 

Siegburg 

1894 

5 000 

16 000 

526 

91 

0,98 

1,07 

22. 

Siegburg 

1890 

2 700 

8 000 

421 

63 

0,62 

0,68 

23. 

Bocholt 

1907 

6 100 

2 060 

276 

82 

0,51 

0,56 

24. 

Bocholt 

1899 

7 300 

1 110 

472 

130 

0,39 

0,43 

25. 

Gronau 

1911 

20 000 

5 680 

854 

172 

0,59 

0,64 

26. 

Gronau 

1916 

30 700 

22 500 

939 

183 

0,66 

0,72 

27. 

Bottrop 

1904 

21 600 

3 930 

932 

268 

0,61 

0,66 

28. 

Bottrop 

1894 

10 000 

4 800 

568 

156 

0,47 

0,51 

29. 

Gladbeck 

1900 

20 000 

1 080 

1 069 

328 

0,45 

0,49 

30. 

Gladbeck 

1902/3 

15 000 

1 410 

809 

244 

0,57 

0,62 

31. 

Iserlohn 

1897 

27 900 

1 220 

962 

180 

1,01 

1,10 

32. 

Iserlohn 

1905 

24 600 

2 020 

1 187 

273 

0,90 

0,98 

33. 

Lippstadt 

1913 

42 100 

6 880 

1 132 

365 

0,76 

0,82 

34. 

Wanne-Eickel 

1894 

34 400 

5 950 

1 409 

345 

0,55 

0,60 

35. 

Wanne-Eickel 

1890 

47 900 

2 820 

1 597 

405 

0,63 

0,68 

36. 

Eschweiler 

1913 

9 200 

2 190 

454 

125 

0,54 

0,59 

37. 

Eschweiler 

1913 

8 500 

2 190 

353 

89 

0,61 

0,67 

38. 

Alsdorf 

1910 

10 000 

4 130 

667 

157 

0,64 

0,70 

39. 

Alsdorf 

1912 

7 000 

1 500 

479 

136 

0,47 

0,51 

40. 

Düren 

1903 

22 000 

1 050 

1 045 

254 

0,80 

0,87 


Nachstehende Anmerkungen gelten für sämtliche Mietenvergleichstabellen der Anlage 8. 

In den Bewlrtsdiaftungskostcn sind die Betriebskosten in effektiver Höhe, die Instandhaltungskosten mit 1,85 bis 
2,25 DM Je qm Wohnflädie im Jahr und die Verwaltungskosten mit 25, — bis 35, — DM je Hauptmietverhältnis 
im Jahr berücksichtigt; ein Mietausfallwagnis wurde nicht eingerechnet. 
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Kostenmieten 

bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 
Nordrhein-Westfalen 


Anlage 8 


je qm Wohnfläche im Monat 


bei Kosrenmiete mit abge- 
schriebenen Gebäudekosten 


bei Küstenmicte 
mit Pausdialansätzcnl 


Mietdifferenzen je qm Wohnfläche und Monat zwischen 
der Miete vom 1. 10. 52 und der Miete nach folgenden 
Spalten in ®/o der Miete vom 1. 10. 52 


von 

für Abschreibung 

2, — DM je qm p. a. 
und für Kapital- 
verzinsung mit 







100 «/o 

200 «/o 

o 

o 

Sp. 9 

Sp. 10 

Sp 11 

Sp 12 

Sp. 13 

Sp. 14 

DM 

DM 

DM 

5 DM/qm 

I P. a. 

1 10 DM/qm 

P. a. 

«/o 

«/o 

o/o 

o/o 

»/o 

»/o 

10 1 

11 

12 1 

13 

* 14 

15 

16 

17 

18 

1 19 

20 


0,76 

1,07 

1,38 

0,95 

1,37 

9 

— 7 

31 

68 

16 

67 

0,74 

0,94 

1,15 

0,96 

1,38, 

9 

— 5 

21 

48 

23 

77 

0,62 

0,76 

0,91 

0,91 

1,33 

9 

— 31 

— 15 

1 

1 

47 

0,65 

0,83 

1,01 

0,87 

1,29 

8 

9 

39 

70 

45 

115 

0,57 

0,92 

1,27 

0,85 

1,27 

7 

2 

65 

127 

52 

127 

0,69 

0,90 

1,11 

0,97 

1,39 

8 

— 19 

5 

29 

13 

61 

0,82 

1,05 

1,27 

0,98 

1,40 

8 

— 24 

— 4 

17 

— 10 

28 

^ /I 

1 ,U*T 

1,55 

n/- 

0,99 

1,41 

9 

w' y 

1 m 

1 \y/ 

1 TC 

1 / w' 

32 

88 

1,33 

2,08 

2,84 

1,04 

1,46 

8 

39 

118 

197 

8 

52 

0,72 

1,02 

1,32 

0,95 

1,37 

9 

6 

50 

95 

40 

102 

0,61 

0,84 

1,08 

0,93 

1,35 

8 

— 6 

31 

67 

43 

108 

1,19 

1,56 

1,92 

1,22 

1,64 

9 

— 21 

4 

29 

— 19 

9 

0,89 

1,26 

1,63 

1,02 

1,44 

8 

5 

49 

93 

20 

69 

0,68 

0,95 

1,21 

0,95 

1,37 

8 

— 5 

33 

71 

34 

93 

0,67 

0,93 

1,19 

0,97 

1,39 

9 

— 4 

33 

70 

37 

98 

0,77 

1,01 

1,26 

0,96 

1,38 

8 

— 22 

3 

27 

— 4 

39 

0,69 

0,98 

1,28 

0,94 

1,36 

10 

± 0 

42 

84 

36 

97 

0,82 

1,23 

1,65 

0,95 

1,37 

9 

3 

56 

109 

20 

74 

0,57 

0,78 

0,99 

0,92 

1,34 

9 

2 

39 

77 

64 

139 

0,61 

0,79 

■ 0,98 

0,90 

1,32 

9 

14 

49 

84 

70 

149 


1,35 

1,49 

1,63 

1,06 

1,48 

9 

38 

52 

66 

8 

51 

1,19 

1,29 

1,38 

1,14 

1,56 

9 

91 

107 

123 

84 

152 

0,62 

0,82 

1,01 

0,86 

1,28 

9 

21 

59 

97 

69 

151 

0,49 

0,65 

0,80 

0,88 

1,30 

10 

25 

64 

103 

126 

234 

0,93 

1,31 

1,69 

0,99 

1,41 

8 

55 

121 

184 

68 

139 

1,52 

2,10 

2,68 

1,01 

1,43 

9 

130 

217 

305 

53 

116 

0,59 

0,82 

1,05 

0,87 

1,29 

8 

— 4 

35 

73 

42 

112 

0,59 

0,76 

0,92 

0,88 

1,30 

9 

26 

61 

95 

87 

176 

0,46 

0,63 

0,80 

0,85 

1,27 

9 

± 0 

38 

75 

89 

182 

0,48 

0,66 

0,84 

0,86 

1,28 

9 

— 16 

15 

47 

51 

124 

0,90 

1,31 

1,72 

1,02 

1,44 

9 

— 11 

30 

71 

1 

43 

0,67 

0,94 

1,21 

0,94 

1,36 

9 

— 26 

4 

34 

4 

51 

0,72 

1,11 

1,49 

0,84 

1,26 

8 

— 5 

46 

97 

10 

66 

0,66 

0,92 

1,17 

0,92 

1,34 

9 

20 

66 

112 

67 

144 

0,64 

0,92 

1,20 

0,91 

1,33 

8 

2 

46 

91 

44 

111 

0,62 

0,82 

1,11 

0,88 

1,30 

9 

14 

59 

104 

63 

140 

0,76 

1,08 

1,39 

0,91 

1,33 

10 

24 

76 

128 

49 

118 

0,67 

0,87 

1,08 

0,93 

1,35 

9 

5 

37 

69 

45 

111 

0,51 

0,68 

0,85 

0,87 

1,29 

9 

8 

44 

80 

85 

174 

0,62 

0,87 

1,12 

0,92 

1,34 

9 

— 22 

9 

40 

15 

67 


einsdiließlich des allgemeinen Mietzuschlages von 10 ®/o gemäß Verordnung PR Nr. 72/52 (außer Berlin). 
®) allgerheiner Mietzusdilag gemäß § 5 des Gesetzentwurfes 
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Berechnung von 
1. Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 

Land: 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 
stücks- 
kosten 
(Stand 
17. 10. 
1936) 

Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 
ohne 

Abschrei- i 
bung - 
(Stand 1 
1953)') 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

nach ! 
vo 

1. 10. 522) 

DM 

Stand 

m 

1. 10. 52 
+ lO'J/o'') 

DM 

1 

2 

3 

4 

1 5 

b ^ 

7 

8 

9 

Kleinstädte über 5 000 bis 20 000 Einwohner 






41. 

Würselen 

1879 

15 500 

10 000 

626 

219 

0,75 

0,82 

42. 

Würselen 

1903 

8 200 

1 100 

342 

123 

0,62 

0,67 

43. 

Kempen 

1903 

9 000 

1 600 

443 

97 

0,72 

0,78 

44. 

Kempen 

1890 

11 000 

1 000 

799 

192 

0,49 

0,53 

45. 

Ibbenbüren 

1890 

9 000 

10 000 

781 

186 

0,67 

0,73 

46. 

Ibbenbüren 

1780 

13 900 

1 800 

340 

108 

0,43 

0,47 

47. 

Stolberg 

1908 

18 100 

4 280 

753 

212 

0,42 

0,46 

48. 

Stolberg 

1913 

20 000 

1 420 

946 

250 

0,50 

0,55 

49. 

Merk st ein 

1914 

8 000 

210 

555 

148 

0,48 

0,52 

50. 

Merkstein 

1913 

10 000 

1 420 

644 

174 

0,52 

0,56 

51. 

Kohlscheid 

1910 

7 400 

810 

436 

112 

0,61 

0,66 

52. 

Kohlscheid 

1914 

9 800 

500 

519 

127 

0,61 

0,66 

53. 

Erkelenz 

1900 

10 000 

1 700 

433 

171 

0,47 

0,50 

54. 

Erkelenz 

1900 

8 000 

1 030 

343 

110 

0,26 

0,29 

55. 

Mettmann 

1904 

26 000 

4 000 

1 006 

247 

0,55 

0,60 

56. 

Mettmann 

1910 

33 400 

6 620 

1 841 

507 

0,47 

0,51 

57. 

Radevormwald 

1908 

26 000 

1 320 

1 641 

483 

0,47 

0,51 

58. 

Radevormwald 

1911 

18 200 

2 760 

644 

217 

0,75 

0,82 

59. 

Hückeswagen 

1883 

63 400 

2 500 

1 937 

733 

0,41 

0,45 

60. 

Hückeswagen 

1879 

24 800 

1 000 

977 

340 

0,44 

0,48 

Landgemeinden bis 5 000 Einwohner 







61. 

Bevergern 

1904 

7 000 

960 

407 

127 

0,28 

0,31 

62. 

Riesenbeck 

1909 

10 500 

1 000 

574 

176 

0,65 

0,71 

63. 

Dümlinghausen 

1898 

14 000 

4 730 

749 

138 

0,70 

0,76 

64. 

Bedburg 

1895 

17 000 

750 

629 

160 

0,68 

0,74 

65. 

Horrem 

1896 

37 000 

3 320 

1 084 

265 

0,66 

0,72 

66. 

Kerpen 

1890 

19 000 

5 600 

591 

156 

0,69 

0,75 

67. 

Türnich 

1908 

16 000 

2 270 

552 

136 

0,67 

0,73 

68. 

Luisen dorf 

1906 

7 500 

430 

407 

105 

0,52 

0,57 

69. 

Qualburg 

1890 

6 000 

500 

681 

180 

0,52 

0,57 

70. 

Aldekerk 

1880 

5 000 

660 

450 

110 

0,57 

0,62 

71. 

Herongen 

1890 

10 000 

760 

388 

135 

0,55 

0,60 

72. 

Issum 

1914 

9 500 

1 600 

635 

125 

0,54 

0,59 

73. 

Nienkerk 

1890 

5 500 

830 

494 

154 

0,50 

0,55 

74. 

Vernum 

1890 

6 200 

500 

260 

84 

0,50 

0,55 

75. 

Winnekendonk 

1875 

5 000 

3 620 

268 

75 

0,38 

0,41 

76. 

Kervenheim 

1875 

5 000 

310 

205 

72 

0,50 

0,55 

77. 

Kervendonk 

1875 

3 000 

240 

165 

46 

0,68 

0,74 

78. 

Harzweiler 

1853 

18 000 

3 670 

583 

154 

0,47 

0,51 

79. 

Witzhelden 

1913 

14 000 

1 880 

425 

132 

0,55 

0,61 

80. 

Burg a. d. W. 

1910 

10 000 

1 140 

456 

151 

0,62 

0,67 


0) ^)i *)) siehe Seite’96/97 
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Kostenmieten noch Anlage 8 

bis 2um 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Nordrhein-Westfalen 


je qm Wohnflädie im Monat 

bei Kostenmiete mit abge- 
sdiriebenen Gebäudekosten 
von 

bei Kostenmiete 
mit Pauschalansätzen 
für Abschreibung 

Mietdifferenzen je 
der Miete vom 1, 
Spalten in 

qm Wohnfläche und Monat 
10. 52 und der Miete nach 
®/o der Miete vom 1. 10. 52 

zwischen 

Folgenden 

Sp.9 

®/o 

Sp. 10 

»/o 

Sp. 11 

o/o 

Sp. 12 

o/o 

Sp. 13 

o/o 

Sp. 14 

o/o 

100 o/o 

DM 

200 o/o 

DM 

300 »/o 

DM 

und für 
verzinst 
5 DM/qm 
p. a. 

... 

Kapital- 
ing mit 

10 DM/qm 

P. a. 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

0,58 

0,72 

0,87 

0,82 

1,24 

9 

— 23 

— 4 

16 

9,3 

65 

0,46 

0,66 

0,85 

0,81 

1,23 

8 

— 25 

7 

39 

31 

98 

0,73 

1,00 

1,27 

0,96 

1,38 

8 

1 

39 

76 

33 

92 

0,51 

0,64 

0,78 

0,93 

1,35 

8 

3 

31 

58 

90 

176 

1,17 

1,29 

1,40 

0,93 

1,35 

9 

75 

92 

109 

39 

102 

0,49 

0,75 

1,02 

0,84 

1,26 

9 

12 

74 

136 

96 

193 

0,65 

0,91 

1,18 

0,88 

1,30 

9 

54 

118 

182 

110 

210 

0,61 

0,87 

■1 -1 A 

i,l-T 

n Qn 

1 ^9 

9 

21 

75 

128 

80 

164 

0,50 

0,68 

0,86 

0,89 

1,31 

8 

5 

43 

81 

85 

173 

0,53 

0,72 

0,92 

0,89 

1,31 

8 

3 

40 

77 

71 

152 

0,56 

0,78 

0,99 

0,90 

1,32 

8 

— 7 

28 

63 

47 

116 

0,61 

0,87 

1,13 

0,92 

1,34 

8 

1 

44 

87 

51 

120 

0,38 

0,52 

0,65 

0,79 

1,21 

7 

— 15 

14 

43 

68 

158 

0,48 

0,65 

0,83 

0,84 

1,26 

11 

80 

148 

216 

223 

385 

0,71 

1,02 

1,34 

0,92 

1,34 

9 

30 

87 

144 

67 

144 

0,67 

0,88 

0,99 

0,88 

1,30 

8 

22 

67 

113 

87 

176 

0,46 

0,63 

0,80 

0,86 

1,28 

8 

— 2 

34 

70 

83 

172 

0,65 

0,93 

1,20 

0,83 

1,25 

9 

— 13 

23 

60 

11 

67 

0,42 

0,60 

0,78 

0,80 

1,22 

10 

2 

46 

90 

95 

197 

0,39 

0,54 

0,69 

0,82 

1,24 

9 

— 12 

23 

58 

87 

182 

0,46 

0,62 

0,79 

0,85 

1,27 

10 

63 

120 

178 

204 

353 

0,48 

0,67 

0,86 

0,85 

1.27 

9 

— 26 

3 

32 

31 

95 

1,25 

1,53 

1,80 

1,03 

1,45 

9 

79 

118 

157 

47 

107 

0,62 

0,90 

1,17 

0,91 

1,33 

9 

— 8 

33 

73 

34 

95 

0,76 

1,12 

1,49 

0,92 

1,34 

9 

15 

71 

126 

39 

103 

0,76 

1,04 

1,33 

0,90 

1,32 

9 

10 

52 

94 

31 

91 

0,78 

1,14 

1,51 

0,92 

1,34 

9 

16 

71 

126 

37 

100 

0,52 

0,73 

0,95 

0,90 

1,32 

10 

— 2 

40 

81 

73 

154 

0,38 

0,46 

0,54 

0,89 

1,31 

10 

— 27 

— 11 

4 

71 

152 

0,46 

0,55 

0,65 

0,92 

1,34 

9 

— 20 

— 3 

13 

62 

135 

0,44 

0,62 

0,79 

0,82 

1,24 

9 

— 20 

13 

45 

49 

126 

0,73 

0,99 

1,24 

1,06 

1,42 

9 

34 

81 

128 

96 

163 

0,37 

0,46 

0,54 

0,84 

1,26 

10 

— 25 

— 8 

9 

68 

152 

0,45 

0,63 

0,80 

0,84 

1,26 

10 

— 9 

26 

61 

68 

152 

0,62 

0,75 

0,89 

0,88 

1,30 

8 

64 

101 

138 

132 

242 

0,38 

0,52 

0,67 

0,82 

1,24 

10 

— 25 

3 

32 

64 

148 

0,43 

0,57 

0,71 

0,88 

1,30 

9 

— 36 

— 16 

4 

30 

91 

0,51 

0,76 

1,00 

0,89 

1,31 

9 

10 

62 

114 

89 

179 

0,73 

1,08 

1,43 

0,85 

1,27 

10 

31 

95 

158 

55 

130 

0,47 

0,68 

0,89 

0,83 

1,25 

8 

— 24 

10 

45 

34 

101 
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Berechnung von Kostenmieten 

II. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Nordrhein-Westfalen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

Wohnfläche 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnfläche 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1 

Münster 

1914 

48 000 

526 

91,30 

2 

Köln 

1902 

95 000 

1 327 

71,60 

3 

Köln 

1850 

22 400 

326 

68,70 

4 

Bonn 

1900 

8 400 

130 

64,60 

5 

Bielefeld 

1810 

14 000 

84 

166,70 

6 

Essen 

1903 

25 000 

350 

71,40 

7 

Essen 

1906 

26 500 

358 

74,00 

8 

M.-Gladbadi 

1910 

34 900 

220 

158,60 

9 

M.-Gladbach 

1912 

51 800 

226 

229,20 

10 

Duisburg 

1911 

45 000 

484 

93,00 

11 

Duisburg 

1906 

25 000 

326 

76,70 

12 

Düsseldorf 

1914 

50 000 

460 

108,70 

13 

Düsseldorf 

1913 

85 000 

760 

111,80 

14 

Oberhausen 

1908 

26 000 

302 

86,10 

15 

Oberhausen 

1911 

18 900 

238 

79,40 

16 

Mülheim 

1896 

20 500 

221 

92,80 

17 

Mülheim 

1906 

21 000 

220 

95,50 

18 

Wuppertal 

1907 

59 000 

437 

135,00 

19 

Remscheid 

1907 

19 900 

293 

67,90 

20 

Solingen 

1898 

41 500 

605 

68,60 

Mittelstädte 

über 20 000 bis 

100 000 Einwohner 




21 

Siegburg 

1894 

5 000 

91 

54,90 

22 

Siegburg 

1890 

2 700 

63 

42,90 

23 

Bodiolt 

1907 

6 100 

82 

74,40 

24 

Bocholt 

1899 

7 300 

130 

56,20 

25 

Gronau 

1911 

20 000 

172 

116,30 

26 

Gronau 

1916 

30 700 

183 

167,80 

27 

Bottrop 

1904 

21 600 

268 

80,60 

28 

Bottrop 

1894 

10 000 

156 

64,10 

29 

Gladbeck 

1900 

20 000 

328 

61,00 

30 

Gladbeck 

1902/3 

15 000 

244 

61,50 

31 

Iserlohn 

1897 

27 900 

180 

155,00 

32 

Iserlohn 

1905 

24 600 

273 

90,10 

33 

LIppstadt 

1913 

42 100 

365 

115,30 

34 

Wanne-EIckel 

1894 

34 400 

345 

99,70 

35 

Wanne-Eickel 

1890 

47 900 

405 

118,30 

36 

Eschweiler 

1913 

9 200 

125 

73,60 

37 

Esdiweiler 

1913 

8 500 

89 

95,50 

38 

Alsdorf 

1910 

10 000 

157 

63,70 

39 

Alsdorf 

1912 

7 000 

136 

51,50 

40 

Düren 

1903 

22 000 

254 

86,60 
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nodi Anlage 8 


Berechnung von Kostenmieten 

II. Übersidit über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Nordrhein-Westfalen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

i 

Baujahr 

1 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

1 

Wohnflädie 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnflädie 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Kleinstädte über 5000 bis 20 000 Einwohner 




41 

Würselen 

1879 

15 500 

219 

70,80 

42 

Würselen 

1903 

8 200 

123 

66,70 

43 

Kempen 

1903 

9 000 

97 

92,80 

44 

Kempen 

1890 

11 000 

192 

57,30 

45 

Ibbenbüren 

1890 

9 000 

186 

48,40 

46 

Ibbenbüren 

1780 

13 900 

108 

128,70 

47 

Stolberg 

1908 

18 100 

212 

85,40 

48 

Stolberg 

1913 

20 000 

250 

80,00 

49 

Merkstein 

1914 

8 000 

148 

54,10 

50 

Merkstein 

1913 

10 000 

174 

57,50 

51 

Kohlsdieid 

1910 

7 400 

112 

66,10 

52 

Kohlscheid 

1914 

.9 800 

127 

77,20 

53 

Erkelenz 

1900 

10 000 

171 

58,50 

54 

Erkelenz 

1900 

8 000 

110 

72,70 

55 

Mettmann 

1904 

26 000 

247 

105,30 

56 

Mettmann 

1910 

33 400 

507 

65,90 

57 

Radevormwald 

1908 

26 000 

483 

53,80 

5« 

Radevormwald 

1911 

18 200 

217 

83,90 

59 

Hückeswagen 

1883 

63 400 

733 

86,50 

60 

Hückeswagen 

1879 

24 800 

340 

72,90 

Landgemeinden bis 5000 Einwohner 





61 

Bevergern 

1904 

7 000 

127 

55,10 

62 

Riesenbeck 

1909 

10 500 

176 

59,70 

63 

Dümlinghausen 

1898 

14 000 

138 

101,40 

64 

Bedburg 

1895 

17 000 

160 

106,30 

65 

Horrem 

1896 

37 000 

265 

139,60 

66 

Kerpen 

1890 

19 000 

156 

121,80 

67 

Türnich 

1908 

16 000 

136 

117,60 

68 

Luisendorf 

1906 

7 500 

105 

71,40 

69 

Qualburg 

1890 

6 000 

180 

33,30 

70 

Aldekerk 

1880 

5 000 

110 

45,50 

71 

Herongen 

1890 

10 000 

135 

74,10 

72 

Issum 

1914 

9 500 

125 

76,00 

73 

Nienkerk 

1890 

5 500 

154 

35,70 

74 

Vernum 

i890 

6 200 

84 

73,80 

75 

Winnekendonk 

1875 

5 000 

75 

66,70 

76 

Kervenheim 

1875 

5 000 

72 

69,40 

77 

Kervendonk 

1875 

3 000 

46 

65,20 

78 

Harzweiler 

1853 

18 000 

154 

116,90 

79 

Witzhelden 

1913 

14 000 

132 

106,10 

80 

Burg a. d. W. 

1910 

10 000 

151 

66,20 


101 


Beredinung von Kostenmieten 

III. Übersicht über Grundstückskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Nordrheln-Westfalen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Grund- 

stücks- 

flädie 

qm 

Grund- 
stücks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstüdts- 
kosten 
(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstücks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1 

Münster 

419 

24,90 

10 480 

526 

0,79 

19,90 

2 

Köln 

478 

75,00 

35 850 

1.327 

0,36 

27,00 

3 

Köln 

153 

45,00 

6 890 

326 

0,47 

21,13 

4 

Bonn 

458 

12,00 

5 400 

130 

3,52 

41,54 

5 

Bielefeld 

1.067 

3,00 

3 200 

84 

12,70 

38,10 

6 

Essen 

362 

22,00 

7 960 

350 

1,03 

22,74 

7 

Essen 

527 

30,00 

15 810 

358 

1,46 

44,16 

8 

M.-Gladbadi 

237 

27,00 

6 400 

220 

1,08 

29,09 

9 

M.-Gladbach 

284 

22,00 

6 250 

226 

1,25 

27,65 

10 

Duisburg 

433 

12,00 

5 200 

484 

0,89 

10,73 

11 

Duisburg 

221 

8,50 

1 880 

326 

0,67 

5,77 

12 

Düsseldorf 

903 

22,50 

20 320 

460 

1,96 

44,17 

13 

Düsseldorf 

420 

30,00 

12 600 

760 

0,55 

16,58 

14 

Oberhausen 

244 

10,00 

2 440 

302 

0,80 

8,08 

15 

Ober hausen 

127 

8,00 

1 020 

238 

0,53 

4,29 

16 

Mülheim/Ruhr 

2.545 

3,00 

7 690 

221 

11,51 

34,80 

17 

Mülheim/Ruhr 

833 

25,00 

2 080 

220 

3,79 

9,45 

18 

Wuppertal 

237 

15,00 

3 560 

437 

0,54 

8,15 

19 

Remscheid 

438 

3,00 

1 310 

293 

1,49 

4,47 

20 

Solingen 

985 

14,00 

1 370 

605 

1,62 

22,79 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 






21 

Siegburg 

468 

34,00 

16 000 

91 

5,14 

175,82 

22 

Sie^urg 

427 

18,70 

8 000 

63 

6,78 

126,98 

23 

Bodiolt 

1.029 

2,00 

2 060 

82 

12,54 

25,10 

24 

Bocholt 

553 

2,00 

1 110 

130 

4,25 

8,54 

25 

Gronau 

710 

8,00 

5 680 

172 

4,13 

33,00 

26 

Gronau 

1.500 

15,00 

22 500 

183 

8,20 

122,95 

27 

Bottrop 

430 

9,10 

3 930 

268 

1,60 

14,66 

28 

Bottrop 

800 

6,00 

4 800 

156 

5,13 

30,77 

29 

Gladbeck 

269 

4,00 

1 080 

328 

0,82 

3,29 

30 

Gladbeck 

505 

2,80 

1 410 

244 

2,07 

5,78 

31 

Iserlohn 

122 

10,00 

1 220 

180 

0,68 

6,78 

32 

Iserlohn 

202 

10,00 

2 020 

273 

0,74 

7,40 

33 

Lippstadt 

1.375 

5,00 

6 880 

365 

3,82 

18,85 

34 

Wanne-Eickel 

915 

6,50 

5 950 

345 

2,65 

17,25 

35 

Wanne-Eickel 

1.112 

2,50 

2 820 

405 

2,75 

6,96 

36 

Eschweiler 

730 

3,00 

2 190 

125 

5,84 

17,52 

37 

Eschweller 

730 

3,00 

2 190 

89 

8,20 

24,61 

38 

Alsdorf 

516 

8,00 

4 130 

157 

3,29 

26,30 

39 

Alsdorf 

500 

3,00 

1 500 

136 

3,68 

11,03 

40 

Düren 

131 

8,00 

1 050 

254 

0,52 

4,13 
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noch Anlage 8 


Berechnung von Kostenmieten 

IIL Übersicht über Grundstückskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Nordrhein-Westfalen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Grund- 

stücks- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstücks- 
kosten 
(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstücks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

' 7 

8 


Kleinstädte über 5000 bis 20 000 Einwohner 


41 

Würselen 

2.500 

4,00 

10 000 

219 

11,40 

45,66 

42 

Würselen 

370 

3,00 

1 100 

123 

3,00 

8,94 

43 

Kempen 

466 

3,50 

1 600 

97 

4,81 

16,56 

44 

Kempen 

186 

5,40 

1 000 

192 

0,96 

5,21 

45 

Ibbenbüren 

1.393 

7,18 

10 000 

186 

7,49 

53,76 

46 

Ibbenbüren 

1.780 

1,00 

1 800 

108 

16,48 

16,67 

47 

Stoi b erg 

856 

5,00 

* o 

^ ZOU 

212 

4,04 

20,19 

48 

Stolberg 

177 

8,00 

1 420 

250 

0,71 

5,68 

49 

Merkstein 

71 

3,00 

210 

148 

0,48 

1,42 

50 

Merkstein 

708 

2,00 

1 420 

174 

4,07 

8,16 

51 

Kohlscheid 

180 

4,50 

810 

112 

1,61 

7,23 

52 

Kohlscheid 

200 

2,50 

500 

127 

1,57 

3,94 

53 

Erkelenz 

518 

3,30 

1 700 

171 

0,30 

9,94 

54 

Erkelenz 

455 

2,30 

1 030 

110 

4,14 

9,36 

55 

Mettmann 

618 

6,50 

4 000 

247 

2,50 

16,19 

56 

Mettmann 

1.103 

6,00 

6 620 

507 

2,18 

13,06 

57 

Radevormwald 

264 

5,00 

1 320 

483 

0,55 

2,73 

58 

Radevormwald 

919 

3,00 

2 760 

217 

4,24 

12,72 

59 

Hückeswagen 

630 

4,00 

2 500 

733 

0,86 

3,41 

60 

Hückeswagen 

501 

2,00 

1 000 

340 

1,47 

2,94 

Landgemeinden bis 5 000 Einwohner 







61 

Bevergern 

1.200 

0,80 

960 

127 

9,45 

7,60 

62 

Riesenbeck 

1.000 

1,00 

1 000 

176 

5,68 

5,70 

63 

Dümlinghausen 

789 

6,00 

4 730 

138 

5,71 

34,28 

64 

Bedburg 

300 

2,50 

750 

160 

1,87 

4,69 

65 

Horrem 

554 

6,00 

3 320 

265 

2,09 

12,53 

66 

Kerpen 

1.400 

4,00 

5 600 

156 

8,97 

35,90 

67 

Türnich 

907 

2,50 

2 270 

136 

6,66 

16,69 

68 

Luisendorf 

857 

0,50 

430 

105 

8,16 

4,10 

69 

Qualburg 

500 

1,00 

500 

180 

2,77 

2,78 

70 

Aldekerk 

220 

3,00 

660 

110 

2,00 

6,00 

71 

Herongen 

756 

1,00 

760 

135 

5,60 

5,63 

72 

Issum 

1.063 

1,50 

1 600 

125 

8,50 

12,80 

73 

Nienkerk 

276 

3,00 

830 

154 

1,79 

5,39 

74 

Vernum 

1.000 

0,50 

500 

84 

11,90 

5,95 

75 

Winnekendonk 

2.412 

1,50 

3 620 

75 

32,16 

48,27 

76 

Kervenheim 

122 

2,50 

310 

72 

1,69 

4,31 

77 

Kervendonk 

119 

2,00 

240 

46 

2,58 

5,22 

78 

Harzweiler 

1.469 

2,50 

3 670 

154 

9,53 

23,83 

79 

Witzhelden 

2.354 

0,80 

1 880 

132 

17,83 

14,24 

80 

Burg a. d. W. 

571 

2,00 

1 140 

151 

3,78 

7,55 
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Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Absdireibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnflädie für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Nordrhein-Westfalen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 1 
tuntjskosten 
ohne 

Abschreibung 
je qm 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in •/• 
der Miele 
▼. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1 

Münster 

1914 

2 358 

526 

0,37 

0,82 

46 

2 

Köln 

1902 

6 108 

1 327 

0,38 

0,78 

49 

3 

Köln 

1850 

1 290 

326 

0,32 

0,90 

37 

4 

Bonn 

1900 

449 

130 

0,29 

0,60 

48 

5 

Bielefeld 

1810 

275 

84 

0,27 

0,56 

49 

6 

Essen 

1903 

1 630 

350 

0,39 

0,86 

45 

7 

Essen 

1906 

1 760 

358 

0,41 

1,09 

38 

8 

M.-Gladbach 

1910 

1 090 

220 

0,41 

0,75 

55 

9 

M.-Gladbach 

1912 

1 247 

226 

0,46 

0,96 

48 

10 

Duisburg 

1911 

2 167 

484 

0,37 

0,68 

55 

11 

Duisburg 

1906 

1 380 

326 

0,34 

0,65 

55 

12 

Düsseldorf 

1914 

3 542 

460 

0,64 

1,50 

43 

13 

Düsseldorf 

1913 

4 077 

760 

0,44 

0,85 

53 

14 

Oberhausen 

1908 

1 353 

302 

0,37 

0,71 

53 

15 

Oberhausen 

1911 

1 127 

238 

0,39 

0,70 

57 

16 

Mülhelm/Ruhr 

1896 

1 022 

221 

0,38 

0,99 

39 

17 

Mülheim/Ruhr 

1906 

968 

220 

0,36 

0,69 

53 

18 

Wuppertal 

1907 

1 920 

437 

0,36 

0,79 

46 

19 

Remscheid 

1907 

1 214 

293 

0,34 

0,56 

62 

20 

Solingen 

1898 

2 357 

605 

0,32 

0,53 

61 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 






21 

Siegburg 

1894 

526 

91 

0,48 

0,98 

49 

22 

Siegburg 

1890 

421 

63 

0,56 

0,62 

89 

23 

Bodiolt 

1907 

276 

82 

0,28 

0,51 

55 

24 

Bocholt 

1899 

472 

130 

0,30 

0,39 

77 

25 

Gronau 

1911 

854 

172 

0,41 

0,59 

70 

26 

Gronau 

1916 

939 

183 

0,43 

0,66 

65 

27 

Bottrop 

1904 

932 

268 

0,29 

0,61 

48 

28 

Bottrop 

1894 

568 

156 

0,30 

0,47 

64 

29 

Gladbeck 

1900 

1 069 

328 

0,27 

0,45 

60 

30 

Gladbeck 

1902/3 

809 

244 

0,28 

0,57 

48 

31 

Iserlohn 

1897 

962 

180 

0,44 

1,01 

44 

32 

Iserlohn 

1905 

1 187 

273 

0,36 

0,90 

40 

33 

Lippstadt 

1913 

1 132 

365 

0,26 

0,76 

34 

34 

Wanne-Eickel 

1894 

1 409 

345 . 

0,34 

0,55 

62 

35 

Wanne-Eickel 

1890 

1 597 

405 

0,33 

0,63 

52 

36 

Eschweller 

1913 

454 

125 

0,30 

0,54 

56 

37 

Eschweiler 

1913 

353 

89 

0,33 

0,61 

54 

38 

Alsdorf 

1910 

667 

157 

0,35 

0,64 

56 

39 

Alsdorf 

1912 

479 

136 

0,29 

0,47 

62 

40 

Düren 

1903 

1 045 

254 

0,34 

0,80 

43 
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noch Anlage 8 


Beredinung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Nordrhein- Westfalen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
sdircibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

tungskosten 

ohne 

Abschreibung 
je gm 
Wohnfläche 
ira Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
flädie im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in «/q ' 
der Miete 

V. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Kleinstädte über 5 000 bis 20 000 Einwohner 






41 

Würselen 

1879 

626 

219 

0,24 

0,75 

32 

42 

Würselen 

1903 

342 

123 

0,23 

0,62 

37 

43 

Kempen 

1903 

443 

97 

0,38 

0,72 

53 

44 

Kempen 

1890 

799 

192 

0,35 

0,49 

71 

45 

Ibbenbüren 

1890 

781 

186 

0,35 

0,67 

52 

46 

Ibbenbüren 

1780 

340 

108 

0,26 

0,43 

61 

47 

Stolberg 

1908 

753 

212 

n T.n 

0,42 

71 
/ X 

48 

Stolberg 

1913 

946 

250 

0,32 

0,50 

63 

49 

Merkstein 

1914 

555 

148 

0,31 

0,48 

66 

50 

Merkstein 

1913 

644 

174 

0,31 

0,52 

60 

51 

Kohlscheid 

1910 

436 

112 

0,32 

0,61 

53 

52 

Kohlscheid 

1914 

519 

127 

0,34 

0,61 

56 

53 

Erkelenz 

1900 

433 

171 

0,21 

0,47 

47 

54 

Erkelenz 

1900 

343 

110 

0,26 

0,26 

99 

55 

Mettmann 

1904 

1 006 

247 

0,34 

0,55 

62 

56 

Mettmann 

1910 

1 841 

507 

0,30 

0,47 

65 

57 

Radevormwald 

1908 

1 641 

483 

0,28 

0,47 

60 

58 

Radevormwald 

1911 

644 

217 

0,25 

0,75 

33 

59 

Hückeswagen 

1883 

1 937 

733 

0,22 

0,41 

54 

60 

Hückeswagen 

1879 

977 

340 

0,24 

0,44 

54 

Landgemeinden bis 5 000 Einwohner 







61 

Bevergen 

1904 

407 

127 

0,27 

0,28 

95 

62 

Riesenbeck 

1909 

574 

176 

0,27 

0,65 

42 

63 

Dümlinghausen 

1898 

749 

138 

0,45 

0,70 

65 

64 

Bedburg 

1895 

629 

160 

0,33 

0,68 

48 

65 

Horrem 

1896 

1 084 

265 

0,34 

0,66 

52 

66 

Kerpen 

1890 

591 

156 

0,32 

0,69 

46 

67 

Türnich 

1908 

552 

136 

0,34 

0,67 

51 

68 

Luisendorf 

1906 

407 

105 

0,32 

0,52 

62 

69 

Qualburg 

1890 

681 

180 

0,31 

0,52 

61 

70 

Aldekerk 

1880 

450 

110 

0,34 

0,57 

60 

71 

Herongen 

1890 

388 

135 

0,24 

0,55 

44 

72 

Issum 

1914 

635 

125 

0,42 

0,54 

78 

73 

Nienkerk 

1890 

494 

154 

0,26 

0,50 

53 

74 

Vernum 

1890 

260 

84 

0,26 

0,50 

51 

75 

Winnekendonk 

1875 

268 

75 

0,30 

0,38 

79 

76 

Kervenheim 

1875 

205 

72 

0,24 

0,50 

47 

77 

Kervendonk 

1875 

165 

46 

0,30 

0,68 

44 

78 

Harzweiler 

1853 

583 

154 

0,31 

0,47 

67 

79 

Witzhelden 

1913 

425 

132 

0,27 

0,55 

48 

80 

Burg a. d. W. - 

1910 

456 

151 

0,25 

0,62 

41 
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Beredinung von 

1. Mietenvergleichs tabeile für Wohngebäude, die 

Land: 







1 

Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 
ohne 
Abschrei- 
bung - 
(Stand 1 
1953)‘) 

DM 


1 Miete 

Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 
stücks- 
kosten 
(Stand 
17. 10. 
1936) 

Wohn- 

fläche 

1 

nach ! 
vo 

1.10. 52 2) 

DM 

Stand 

m 

1. 10.52 

-f 10 o/o 3) 

. DM 

1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

1 7 

8 

9 


1 . 

Bremen 

1845 

7 100 

4 000 

384 

85 

1,47 

1,60 

2. 

Bremen 

1853 

8 900 

2 670 

394 

92 

1,00 

1,10 

3. 

Bremen 

1869 

10 500 

3 600 

357 

85 

1,00 

1,10 

4. 

Bremen 

1869 

23 000 

9 000 

900 

205 

1,17 

1,28 

5. 

Bremen 

1872 

12 300 

4 400 

472 

122 

0,90 

0,98 

6. 

Bremen 

1875 

21 800 

7 400 

820 

160 

1,53 

1,68 

7. 

Bremen 

1890 

57 500 

8 700 

1 102 

314 

0,93 

1,02 

8. 

Bremen 

1891 

26 000 

6 200 

870 

170 

1,21 

1,32 

9. 

Bremen 

1894 

14 300 

4 000 

788 

178 

1,03 

1,13 

10. 

Bremen 

1902 

18 000 

3 600 

905 

225 

0,68 

0,74 

11. 

Bremen 

1905 

30 500 

10 100 

942 

192 

1,25 

1,36 

12. 

Bremen 

1905 

16 500 

5 200 

848 

170 

1,20 

1,31 

13. 

Bremen 

1906 

16 300 

3 200 

702 

208 

0,76 

0,83 

14. 

Bremen 

1907 

31 500 

8 500 

1 120 

285 

0,98 

1,07 

15. 

Bremen 

1910 

8 100 

900 

453 

100 

0,88 

0,96 

16. 

Bremen 

1914 

11 100 

3 900 

552 

104 

1,26 

1,38 

17. 

Bremen 

1915 

30 000 

10 000 

1 032 

233 

1,51 

1,65 

18. 

Vegesack 

1899 

14 400 

4 000 

581 

134 

0,82 

0,90 

19. 

Vegesack 

1904 

12 500 

3 800 

606 

160 

0,88 

0,96 

20. 

Aumund 

1908 

15 600 

1 500 

748 

200 

0,60 

0,66 

21. 

Habenhausen 

1913 

10 200 

1 100 

381 

80 

0,94 

1,02 


1), 2) und 3) siehe Seite 96/97 
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nodi Anlage 8 

Kostenmieten 

bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Bremen 


je qm Wohnfläche im Monat 

^Mictdifferenzen je qm Wohnfläche und Monat zwisdien 
der Miete vom 1. 10. 52 und der Miete nach folgenden 
Spalten in ®/o der Miete vom 1. 10. 52 

bei Kostenmiete mit abge- 
schriebenen Gebäudekosten 
von 

bei Küstenmiete 
mit Pauschalansätzen 
für Abschreibung 
2,— DM je qm p. a. 
und für Kapital- 
vcrzinsung mit 

5 DM/qm 10 DM/qm 
p. a. P. a. 

Sp.9 

o/o 

Sp. 10 

»/o 

Sp 11 

®/o 

Sp 12 

®/o 

Sp. 13 

Vo 

Sp. 14 

•/o 

100 »/o 

DM 

200 Vo 

DM 

1 

300 »/o 

DM 

10 

11 1 

12 

13 14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 


0,75 

0,92 

1,12 

0,96 

1,38 

9 

— 49 - 

- 37 - 

- 24 

— 

35 

— 6 

0,65 

0,84 

1,05 

0,94 

1,36 

10 

— 36 - 

- 16 

4 

— 

6 

36 

0,78 

1,04 

1,30 

0,93 

1,35 

10 

— 22 

4 

30 

— 

7 

35 

0,78 

1,02 

1,25 

0,95 

1,37 

9 

— 33 - 

- 13 

7 

— 

19 

17 

0,69 

0,90 

1,11 

0,90 

1,32 

9 

— 23 

1 

24 

± 

0 

47 

0,90 

1,19 

1,47 

1,01 

1,43 

9 

— 41 - 

- 23 - 

- 4 

— 

34 

— 6 

0,84 

1,27 

1,70 

0,87 

1.29 

9 

— 10 

36 

82 

— 

6 

39 

0,94 

1,31 

1,67 

1,01 

1,43 

9 

— 22 

8 

38 

— 

17 

18 

0,67 

0,86 

1,06 

0,95 

1,37 

9 

— 36 - 

- 16 

3 

— 

8 

33 

0,63 

0,85 

1,08 

0,92 

1,34 

9 

— 7 

25 

59 


25 

97 

1,10 

1,57 

2,04 

0,99 

1,41 

9 

— 12 

26 

63 

— 

21 

13 

0,83 

1,12 

1,40 

1,00 

1,42 

9 

— 31 - 

- 7 

17 

— 

17 

17 

0,58 

0,81 

0,89 

0,86 

1,28 

9 

— 24 

7 

17 


13 

68 

0,79 

1,12 

1,46 

0,89 

1,31 

9 

— 20 

15 

49 

— 

9 

34 

0,67 

0,93 

1,19 

0,96 

1,38 

9 

— 24 

6 

35 


6 

57 

0,96 

1,31 

1,67 

1,02 

1,44 

9 

— 24 

4 

32 

— 

19 

14 

0,98 

1,42 

1,85 

0,95 

1,37 

9 

— 35 - 

- 6 

22 

— 

36 

— 9 

0,78 

1,07 

1,36 

0,94 

1,36 

9 

— 6 

30 

66 


15 

66 

0,64 

0,87 

1,10 

0,90 

1,32 

9 

— 27 - 

- 1 

25 


2 

' 50 

0,58 

0,82 

1,06 

0,89 

1,31 

10 

— 4 

36 

76 


48 

118 

0,87 

1,29 

1,50 

0,98 

1,40 

9 

— 7 

38 

60 


4 

49 
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Beredinung von Kostenmieten 

II. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Bremen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

Wohnfläche 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnflädie 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


1 

Bremen 

1845 

7 100 

85 

55,— 

2 

Bremen 

1853 

8 900 

92 

96,70 

3 

Bremen 

1869 

10 500 

85 

124,— 

4 

Bremen 

1869 

23 000 

205 

112,— 

5 

Bremen 

1872 

12 300 

122 

101,— 

6 

Bremen 

1875 

21 800 

160 

136,— 

7 

Bremen 

1890 

57 500 

314 

183,— 

8 

Bremen 

1891 

26 000 

170 

153,— 

9 

Bremen 

1894 

14 300 

178 

80,- 

10 

Bremen 

1902 

18 000 

225 

80,— 

11 

Bremen 

1905 

30 500 

192 

159,— 

12 

Bremen 

1905 

16 500 

170 

97,- 

13 

Bremen 

1906 

16 300 

208 

78,50 

14 

Bremen 

1907 

31 500 

285 

110,50 

15 

Bremen 

1910 

8 100 

100 

50,50 

16 

Bremen 

1914 

11 100 

104 

107,— 

17 

Bremen 

1915 

30 000 

233 

129,— 

18 

Vegesadi 

1899 

14 400 

134 

107,— 

19 

Vegesack 

1904 

12 500 

160 

78,- 

20 

Aumund 

1908 

15 600 

200 

78, — 

21 

Habenhausen 

1913 

10 200 

80 

127,50 


Beredinung von Kostenmieten 

IV. Übersidit über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Bremen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

1 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

tungskosten 

ohne 

Abschreibung 
je qm 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

' Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 

1 Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in ®/o 
der Miete 

V. 1. 10. 52 

1 1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 

Bremen 

1845 

384 

85 

0,38 

1.47 

25 

2 

Bremen 

1853 

394 

92 

0,36 

1,00 

36 

3 

Bremen 

1869 

357 

85 

0,35 

1,00 

35 

4 

Bremen 

1869 

900 

205 

0,37 

1,17 

31 

5 

Bremen 

1872 

472 

122 

0,32 

0,90 

36 

6 

Bremen 

1875 

820 

160 

0,43 

1,53 

28 

7 

Bremen 

1890 

1 102 

314 

0,29 

0,93 

32 

8 

Bremen 

1891 

870 

170 

0,43 

1,21 

35 

9 

Bremen 

1894 

788 

178 

0,37 

1,03 

36 

10 

Bremen 

1902 

905 

225 

0,34 

0,68 

49 

11 

Bremen 

1905 

942 

192 

0,41 

1,25 

33 
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noch Anlage 8 


Berechnung von Kostenmieten 

IIL Übersicht über Grundstüdeskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Bremen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

2 1 

Grund- 

stücks- 

fläche 

qm 

Grund- 
stiieks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstüdts- 
kosten 
(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstü(ks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 


3 

4 

5 

6 

7 

8 


1 

Bremen 

133 

30,00 

4 000 

85 

1,56 

47,06 

2 

Bremen 

52 

51,30 

2 670 

92 

0,57 

29,02 

3 

Bremen 

110 

32,50 

3 600 

85 

1,29 

42,35 

4 

Bremen 

249 

36,00 

9 000 

205 

1,21 

'43,90 

5 

Bremen 

116 

38,00 

4 400 

122 

0,95 

36,07 

6 

Bremen 

247 

30,00 

7 400 

160 

1,54 

46,25 

7 

Bremen 

256 

32,80 

8 700 

314 

0,62 

27,71 

8 

Bremen 

205 

30,20 

6 200 

170 

1,21 

36,47 

9 

Bremen 

132 

30,30 

4 000 

178 

0,74 

22,47 

10 

Bremen 

300 

12,00 

3 600 

225 

1,33 

16,00 

11 

Bremen 

338 

30,00 

10 100 

192 

1,76 

52,60 

12 

Bremen 

218 

23,80 

5 200 

170 

1,28 

30,59 

13 

Bremen 

160 

20,00 

3 200 

208 

0,77 

15,38 

14 

Bremen 

258 

33,00 

8 500 

285 

0,91 

29,82 

15 

Bremen 

590 

15,30 

900 

100 

5,90 

9,00 

16 

Bremen 

258 

15,00 

3 900 

104 

2,45 

37,50 

17 

Bremen 

274 

36,50 

10 000 

233 

1,17 

42,81 

18 

Vegesack 

513 

7,80 

4 000 

134 

3,83 

29,85 

19 

Vegesack 

641 

6,00 

3 800 

160 

4,00 

23,75 

20 

Aumund 

749 

2,00 

1 500 

200 

3,75 

7,50 

21 

Habenhausen 

366 

3,00 

1 100 

80 

4,58 

13,75 


Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Absdireibung — nach dem Stande von 1953 
Je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Bremen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

lungskosten 

ohne 

Abschreibung 
je qrn 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in ®/o 
der Miete 

V. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

12 

Bremen 

1905 

848 

170 

0,42 

1,20 

38 

13 

Bremen 

1906 

702 

208 

0,28 

0,76 

37 

14 

Bremen 

1907 

1 120 

285 

0,31 

0,98 

33 

15 

Bremen 

1910 

453 

100 

0,38 

0,88 

43 

16 

Bremen 

1914 

552 

104 

0,44 

1,26 

35 

17 

Bremen 

1915 

1 032 

233 

0,37 

1,51 

24 

18 

Vegesack 

1899 

581 

134 

0,36 

0,82 

44 

19 

Vegesack 

1904 

606 

160 

0,32 

0,88 

36 

• 20 

Aumund 

1908 

748 

200 

0,31 

0,60 

52 

21 

Habenhausen 

1913 

381 

80 

0,40 

0,94 

42 
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Berechnung von 

1. Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 

Land: 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 
stücks- 
kosten 
(Stand 
' 17. 10. 
1936) 

Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 
ohne 

Abschrei- i 
bung - 
(Stand 1 
1953)‘) 

DM 

Wohn- 

fläche 

! qm 

Miete 

nach I 
vo 

1. 10. 52*) 

DM 

Stand 

m 

1. 10.52 
+ 10 Vo») 

DM 

1 

2 

3 

1 4 

! 5 

1 6 

1 7 

8 

9 


1 . 

Hamburg-Mitte 

1906 

135 000 

6 130 

3 038 

520 

1,65 

1,80 

2. 

Hamburg-Mitte 

1889 

144 200 

12 150 

3 969 

630 

1,34 

1,46 

3. 

Eimsbüttel 

1901 

443 200 

69 970 22 360 

5 558 

0,52 

0,56 

4. 

Hamburg-Nord 

1912 

326 300 

42 820 

10 341 

2 650 

0,96 

1,05 

5. 

Hamburg-Nord 

1909 

410 500 

41 540 

14 777 

3 311 

0,94 

1,02 

6. 

Hamburg-Nord 

1912 

138 000 

12 830 

5 904 

1 280 

0,89 

0,96 

7. 

Hamburg-Nord 

1914 

315 800 

28 550 

10 299 

2 289 

1,14 

1,24 

8. 

Wandsbek 

1908 

105 000 

12 000 

3 661 

903 

0,82 

0,90 

9. 

Wandsbek 

1885 

25 000 

3 300 

1 903 

408 

0,66 

0,72 

10. 

Harburg 

1912 

32 000 

4 460 

1 535 

314 

0,75 

0,82 

11. 

Harburg 

1914 

59 800 

6 130 

2 401 

660 

0,73 

0,80 

12. 

Harburg 

1911 

62 000 

6 230 

2 632 

784 

0,62 

0,67 

13. 

Harburg 

1902 

35 000 

4 420 

1 564 

413 

0,69 

0,75 

14. 

Harburg 

1912 

75 000 

4 910 

3 346 

735 

0,78 

0,85 

15. 

Harburg 

1906 

80 000 

9 560 

4 145 

921 

0,72 

0,78 

16. 

Altona 

1904 

141 100 

34 900 

7 487 

1 665 

0,85 

0,93 

17. 

Altona 

1882 

58 000 

16 030 

2 533 

583 

0,76 

0,83 


1), 2) und 3) siche Seite 
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Kostenmieten 

bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 
Hamburg 


noch Anlage 8 


je qm WohnHächc im Monat 

Mietdifferenzen je qm Wohntläche und Monat zwischen 
der Miete vom 1. 10. 52 und der Miete nach folgenden 
Spalten in ®/o der Miete vom 1. 10. 52 

bei Kostenmiete mit abge- 
schriebenen Gebäudekosten 
von 

bei Küstenmiete 
mit Pausdialansätzen 
für Absdireibung 

2, — DM je qm p. a. 
und für Kapital- 
Verzinsung mit 

5 DM'qm 10 DM/qrn 
p. a. p. a. 

Sp. 9 

o/o 

Sp. 10 

o/o 

Sp 11 

o/o 

Sp 12 

o/o 

Sp. 13 

o/o 

Sp. 14 

«/o 

100 »/o 

DM 

200 «/o 

DM 

300 o/o 

DM 

1 

10 

1 11 

12 1 

13 14 

15 1 

16 

17 

18 ' 

19 

20 


1,32 

2,10 

2,73 

1,07 

1,49 

9 

— 20 

27 

75 

— 35 

— 10 

1,13 

1,66 

2,20 

1,11 

1,53 

9 

— 16 

24 

64 

— 17 

14 

0,58 

0,81 

1,04 

0,92 

1,34 

8 

13 

57 

100 

77 

154 

0,80 

1,20 

1,61 

0,91 

1,33 

9 

— 17 

25 

67 

— 5 

38 

0,82 

1,21 

1,60 

0,95 

1,37 

8 

— 13 

29 

70 

1 

46 

0,78 

1,14 

1,49 

0,96 

1,38 

8 

— 12 

28 

69 

8 

55 

0,89 

1,36 

1,82 

0,96 

1.38 

9 

— 22 

19 

60 

— 16 

21 

0,76 

1,12 

1,48 

0,92 

1,34 

9 

— 8 

36 

80 

12 

64 

0,56 

0,69 

0,82 

0,97 

1,39 

9 

— 16 

5 

25 

47 

110 

0,80 

1,14 

1,47 

0,99 

1,41 

9 

7 

52 

97 

32 

88 

0,65 

0,95 

1,26 

0,88 

1,30 

9 

— 11 

31 

72 

21 

78 

0,57 

0,83 

1,08 

0,86 

1,28 

8 

— 8 

34 

75 

39 

106 

0,60 

0,85 

1,09 

0,90 

1,32 

9 

— 12 

23 

58 

30 

92 

0,74 

1,08 

1,42 

0,96 

1,38 

9 

— 5 

38 

81 

23 

77 

0,68 

0,95 

1,21 

0,96 

1,38 

8 

— 5 

31 

68 

33 

91 

0,71 

0,96 

1,21 

0,96 

1,38 

9 

— 16 

13 

42 

13 

60 

0,68 

0,89 

1,10 

0,94 

1,36 

9 

— 10 

17 

44 

24 

79 
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Berechnung von Kostenmieten 

11. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hamburg 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

Wohnflädie 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnfläche 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

Hamburg-Mitte 

1906 

135 000 

520 

259,60 

2 

Hamburg-Mitte 

1889 

144 200 

630 

228,90 

3 

Eimsbüttel 

1901 

443 200 

5 558 

79,70 

4 

Hamburg-Nord 

1912 

326 300 

2 650 

123,10 

5 

Hamburg-Nord 

1909 

410 500 

3 311 

124,00 

6 

Hamburg-Nord 

1912 

138 000 

1 280 

107,80 

7 

Hamburg-Nord 

1914 

315 800 

2 289 

138,00 

8 

Wandsbeck 

1908 

105 000 

903 

116,30 

9 

Wandsbeck 

1885 

25 000 

408 

61,30 

10 

Harburg 

1912 

32 000 

314 

101,90 

11 

Harburg 

1914 

59 800 

660 

90,60 

12 

Harburg 

1911 

62 000 

784 

79,10 

13 

Harburg 

1902 

35 000 

413 

84,70 

14 

Harburg 

1912 

75 000 

735 

102,00 

15 

Harburg 

1906 

80 000 

921 

86,90 

16 

Altona 

1904 

141 100 

1 665 

84,70 

17 

Altona 

1882 

58 000 

583 

99,50 


Berechnung von Kostenmieten 

[V. Übersicht über Bewirtsdiaftungskosten — außer Absdirelbung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hamburg 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM 

1 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

tuntiskostcn 

ohne 

Abschreibung 
je qm 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in ‘/o 
der Miete 

T. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 

Hamburg-Mitte 

1906 

3 038 

520 

0,49 

1,65 

29 

2 

Hamburg-Mitte 

1889 

3 969 

630 

0,53 

1,34 

39 

3 

Eimsbüttel 

1901 

22 360 

5 558 

0,34 

0,52 

65 

4 

Hamburg-Nord 

1912 

10 341 

2 650 

0,33 

0,96 

34 

5 

Hamburg-Nord 

1909 

14 777 

3 311 

0,37 

0,94 

40 

6 

Hamburg-Nord 

1912 

5 904 

1 280 

0,38 

0,89 

43 

7 

Hamburg-Nord 

1914 

10 299 

2 289 

0,38 

1,14 

33 

8 

Wandsbeck 

1908 

3 661 

903 

0,34 

0,82 

41 

9 

Wandsbeck 

1885 

1 903 

408 

0,39 

0,66 

59 
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Berechnung von Kostenmieten 

III. Übersicht über Grundstückskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Hamburg 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Grund- 
stücks- : 
fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstücks- 

kosten 

(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstüdes- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 

Hamburg-Mitte 

175 

35,00 

6 130 

520 

.0,34 

11,79 

2 

Hamburg-Mitte 

405 

30,00 

12 150 

630 

0,64 

19,29 

3 

Eimsbüttel 

3 042 

23,00 

69 970 

5 558 

0,55 

12,59 

4 

Hamburg-Nord 

1 072 

40,00 

42 820 

2 650 

0,40 

16,16 

5 

Hamburg-Nord 

1 662 

25,00 

41 540 

3311 

0,50 

12,55 

6 

Hamburg-Nord 

641 

20,00 

12 830 

1 280 

0,50 

10,C0 

7 

Hamburg-Nord 

1 142 

25,00 

28 550 

2 289 

0,50 

12,47 

8 

Wandsbeck 

1 000 

12,00 

12 000 

903 

1,11 

13,29 

9 

Wandsbeck 

1 100 

3,00 

3 300 

408 

2,70 

8,09 

10 

Harburg 

495 

9,00 

4 460 

314 

1,58 

14,20 

11 

Harburg 

584 

10,50 

6 130 

660 

0,88 

9,29 

12 

Harburg 

593 

10,50 

6 230 

784 

0,76 

7,95 

13 

Harburg 

421 

10,50 

4 420 

413 

1,02 

10,70 

14 

Harburg 

409 

12,00 

4 910 

735 

0,56 

6,68 

15 

Harburg 

478 

20,00 

9 560 

921 

0,52 

10,38 

16 

Altona 

1 396 

25,00 

34 900 

1 665 

0,84 

20,96 

17 

Altona 

641 

25,00 

16 030 

583 

1,10 

27,50 


Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtsdiaftungskosten — außer Absdireibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hamburg 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bfiwirtschaf- 

tuncjskosten 

ohne 

Abschreibung 
je qm 
Wohniläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in •/• 

der Miete 
▼. 1. 10. &2 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

10 

Harburg 

1912 

1 535 

314 

0,41 

0,75 

54 

11 

Harburg 

1914 

2 401 

660 

0,30 

i 0,73 

42 

12 

Harburg 

1911 

2 632 

784 

- 0,28 

0,62 

45 

13 

Harburg 

1902 

1 564 

413 

0,32 

0,69 

46 

14 

Harburg 

1912 

3 346 

735 

0,38 

0,78 

48 

15 

Harburg 

1906 

4 145 

921 

0,38 

0,72 

52 

16 

Altona 

1904 

7 487 

1 665 

0,38 

0,84 

44 

17 

Altona 

1882 

2 533 

583 

0,36 

0,76 

47 
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Beredinung von 

I. Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 

Land: 











Miete 

Objekt 

Nr . 

Gemeinde 


Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 

stücks- 

kosten 

(Stand 

17. 10. 
1936) 

schaftungS“ 
kosten - 
ohne 1 
Abschrei- 
bung - 
(Stand 1 
1953)') 

Wohn- 

fläche 

nach Stand 
vom 

1 10 52 

1- ) + 10% 3) 








DM 

qm 

DM 

DM 

1 1 

1 2 

3 1 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Großstädte über 100 000 EInwohnei 

r 








1. 

Frankfurt/Main 



1880 

84 300 

5 220 

2 183 

450 

0,69 

0,75 

2. 

Frankfurt/Main 



1860 

27 900 

4 520 

583 

95 

0,96 

1,05 

3. 

Frankfurt/Main 



1890 

56 800 

3 810 

2 114 

210 

0,73 

0,80 

4. 

Frankfurt/Main 



1890 

22 300 

4 880 

788 

120 

0,79 

0,86 

5. 

Frankfurt-Main 



1880 

121 300 

21 060 

2 678 

470 

0,69 

0,76 

6. 

Frankfurt/Main 



1880 

69 800 

3 960 

1 475 

290 

0,79 

0,86 

7. 

Wiesbaden 

vor 

1850 

42 300 

10 900 

1 737 

371 

0,81 

0,88 

8. 

Wiesbaden 

vor 

1875 

66 800 

10 330 

3 522 

704 

0,88 

0,95 

9. 

Wiesbaden 

vor 

1875 

44 900 

6 040 

1 501 

‘ 300 

0,80 

0,87 

10. 

Darmstadt 



1867 

23 400 

6 860 

1 868 

284 

0,77 

0,83 

11. 

Darmstadt 



1892 

26 900 

4 190 

1 995 

326 

0,76 

0,82 

12. 

Darmstadt 



1876 

25 800 

5 600 

1 964 

284 

0,83 

0,90 

13. 

Darmstadt 



1875 

25 800 

4 800 

1 951 

284 

0,82 

0,89 

14. 

Kassel 



1905 

95 000 

9 180 

4 695 

1 065 

0,57 

0,62 

15. 

Kassel 



1895 

48 000 

6 270 

2 324 

559 

0,53 

0,57 

16. 

Kassel 



1911 

45 000 

3 980 

2 206 

515 

0,58 

0,63 

17. 

Kassel 



1915 

44 000 

4 170 

2 198 

480 

0,60 

0,65 

18. 

Kassel 



1902 

41 000 

1 420 

1 929 

463 

0,49 

0,53 

19. 

Kassel 



1909 

50 000 

2 770 

2 520 

594 

« t 52 

0,57 

20. 

Kassel 



1913 

45 000 

4 230 

2 353 

512 

0,56 

0,61 

Mittelstädte über 20 000 bis 

100 000 Einwohner 






21. 

Hanau 



1899 

21 100 

1 700 

1 239 

234 

0,79 

0,86 

22. 

Hanau 



1907 

32 000 

1 570 

2 091 

420 

0,72 

0,78 

23. 

Hanau 



1893 

30 600 

3 140 

1 571 

237 

0,89 

0,97 

24. 

Hanau 



1909 

21 400 

1 780 

1 038 

197 

0,75 

0,81 

25. 

Wetzlar 



1820 

17 900 

1 800 

936 

298 

0,66 

0,72 

26. 

Wetzlar 



1914 

32 500 

2 670 

1 202 

279 

0,76 

0,84 

27. 

Wetzlar 



1904 

34 200 

2 810 

1 219 

318 

0,69 

0,76 

28. 

Wetzlar 



1878 

48 100 

6 960 

1 365 

368 

0,70 

0,76 

29. 

Marburg/L. 



1914 

62 800 

7 010 

2 281 

402 

0,89 

0,98 

30. 

Marburg/Lahn 



1908 

35 000 

2 870 

2 157 

541 

0,55 

0,60 

31. 

Gießen 



1887 

52 400 

5 410 

2 147 

480 

0,72 

0,78 

32. 

Gießen 



1901 

57 600 

4 600 

2 244 

527 

0,68 

0,74 

33. 

Gießen 



1907 

40 200 

2 440 

1 910 

466 

0,58 

0,61 

34. 

Eschwege 



1900 

39 000 

1 640 

1 702 

306 

0,84 

0,92 

35. 

Esch Wege 



1908 

76 000 

2 500 

3 709 

915 

0,61 

0,67 

36. 

Offenbach/Main 



1846 

73 900 

12 600 

3 575 

485 

0,80 

0,87 

37. 

Offenbach/Main 



1895 

58 000 

10 850 

2 035 

520 

0,55 

0,60 

38. 

Offenbach/Main 



1901 

28 600 

1 930 

1 724 

322 

0,81 

0,89 

39. 

Offenbach/Main 



1900 

11 500 

590 

1 094 

162 

0,83 

0,91 

40. 

Offenbach/Main 



1865 

14 600 

2 600 

1 277 

255 

0,58 

0,64 


1), 2) und 3) siehe Seite ^6197 
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noch Anlage 8 

Kostenmieten 

bis zum 30 . 6 . 1918 bezugsfertig geworden sind . 

Hessen 


je qm Wohntlädie im Monat 


Mietdifferenzen je qm Wohnfläche und Monat zwischen 


bei Kostenmiete mit abge- 
sdiriebenen Gebäudekosten 
von 

bei Kostenmiete 
mit Pauschalansätzen 
für Absdireibung 

2, — DM je qm p. a. 
und für Kapital- 
verzinsung mit 

5 DM/am 10 DM/am 
p. a. p. a. 

der Miete vom 1. 10. 52 und der Miete nach folgenden 
Spalten in ®/o der Miete vom 1. 10. 52 

Sp. 9 

o/o 

Sp. 10 

»/o 

Sp 11 

o/o 

Sp 12 

o/o 

Sp. 13 

o/o 

Sp. 14 

o/o 

100 "/« 

DM 

200 Oh 

DM 

300 o/o 

DM 

10 

11 

i 12 

* 13 14 


16 

17 

' 18 

19 

20 


0,82 

1,21 

1,60 

0,98 

1,40 

9 

19 

75 

132 

42 

103 

1,04 

1,65 

2,26 

1,09 

1,51 

9 

47 

103 

159 

14 

57 

1,20 

1,84 

2,48 

1,42 

1,84 

9 

64 

152 

240 

95 

152 

1,16 

1,60 

2,04 

1,13 

1,55 

9 

47 

103 - 

159 

43 

96 

1,18 

1,79 

2,33 

1,05 

1,47 

10 

68 

161 

227 

52 

113 

0,95 

1,45 

1,96 

1,00 

1,42 

9 

21 

84 

147 

27 

80 

0,75 

0,99 

1,23 

n Q 7 

1,39 

8 

7 

22 

51 

20 

72 

0,68 

0,97 

1,07 

1,00 

1,42 

8 

— 23 

- ' Ö,4 

22 

14 

61 

0,81 

1,12 

1,44 

1,00 

1,42 

9 

2 

41 

81 

25 

78 

0,82 

0,99 

1,16 

1,13 

1,55 

8 

7 

30 

52 

47 

102 

0,77 

0,97 

1,17 

1,08 

1,50 

8 

2 

28 

55 

42 

97 

0,85 

1,09 

1,23 

1,16 

1,58 

9 

3 

25 

48 

40 

90 

0,83 

1,02 

1,21 

1,15 

1,57 

9 

2 

25 

48 

40 

91 

0,63 

0,94 

1,13 

0,95 

1,37 

9 

18 

65 

112 

67 

140 

0,62 

0,83 

1,06 

0,93 

1,35 

8 

17 

59 

101 

75 

154 

0,67 

0,96 

1,24 

0,95 

1,37 

9 

16 

65 

114 

64 

136 

0,73 

1,05 

1,36 

0,96 

1,38 

8 

22 

74 

126 

60 

130 

0,61 

0,87 

1,12 

0,93 

1,35 

8 

26 

78 

130 

90 

176 

0,64 

0,91 

1,17 

0,94 

1,36 

9 

23 

74 

125 

81 

162 

0,71 

1,00 

1,30 

1,00 

1,42 

9 

17 

79 

131 

78 

154 

0,72 

0,97 

1,18 

1,02 

1,44 

9 

— 9 

23 

55 

29 

82 

0,66 

0,90 

1,13 

0,99 

1,41 

8 

— 8 

25 

57 

37 

96 

0,94 

1,26 

1,58 

1,13 

1,55 

9 

5 

41 

78 

27 

74 

0,82 

1,16 

1,51 

1,02 

1,44 

8 

10 

56 

102 

36 

92 

0,34 

0,46 

0,59 

0,84 

1,26 

9 

— 49 

— 30 - 

- 11 

27 

91 

0,79 

1,18 

1,58 

0,94 

1,36 

10 

4 

55 

107 

24 

79 

0,67 

1,02 

1,31 

0,90 

1,32 

10 

— 3 

43 

89 

30 

91 

0,63 

0,91 

1,18 

0,89 

1,31 

8 

— 10 

29 

68 

27 

87 

1,08 

1,60 

2,03 

1,01 

1,43 

10 

20 

79 

128 

13 

61 

0,56 

0,76 

0,96 

0,90 

1,32 

9 

1 

38 

75 

64 

140 

0,67 

0,91 

1,16 

0,95 

1,37 

8 

— 8 

27 

61 

32 

90 

0,70 

1,00 

1,32 

0,94 

1,36 

9 

3 

47 

93 

38 

100 

0,63 

0,90 

1,16 

0,92 

1,34 

7 

8 

54 

99 

59 

131 

0,84 

1,19 

1,53 

1,04 

1,46 

9 

— 1 

41 

83 

24 

74 

0,61 

0,88 

1,14 

0,92 

1,34 

10 

± 0 

43 

86 

51 

120 

0,87 

1,19 

1,50 

1,19 

1,61 

9 

8 

48 

88 

49 

101 

0,70 

0,99 

1,28 

0,91 

1,33 

9 

27 

79 

143 

65 

142 

0,72 

0,97 

1,24 

1,03 

1,45 

9 

— 11 

20 

51 

27 

79 

0,78 

0,98 

1,17 

1,14 

1,56 

9 

— 7 

17 

41 

37 

88 

0,58 

0,70 

0,82 

1,00 

1,42 

10 

— 1 

20 

40 

72 

145 
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Beredinung von 

L Mietenvergleichstabelle für Wahngebäude, die 

Land: 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 
stüdts- 
kosten 
(Stand 
17. 10. 
1936) 

Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 

ohne 
Abschrei- 
bung - 
(Stand 
1953)*) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Miete 

nach ! 
vo 

1. 10. 52*) 

DM 

Stand 

m 

1. 10. 52 
+ 10®/o3) 

DM 

1 

1 2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 


Kleinstädte über 5 000 bis 20 000 Einwohner 


41. 

Eltville 

1890 

23 800 

7 540 

860 

234 

0,57 

0,62 

42. 

Eltville 

1890 

20 500 

2 260 

824 

237 

0,60 

0,65 

43. 

Geisenheim 

1880 

9 000 

310 

511 

70 

0,91 

0,98 

44. 

Geisenheim 

1878 

6 000 

260 

391 

60 

0,92 

0,99 

45. 

Rüdesheim 

1600 

65 000 

8 200 

2 340 ‘ 

385 

0,52 

0,57 

46. 

Rüdesheim 

1874 

16 400 

8 520 

858 

143 

0,41 

0,45 

47. 

Schlüchtern 

1819 

65 000 

12 880 

2 043 

520 

0,62 

0,67 

48. 

Schlüchtern 

1911 

21 000 

6 310 

850 

200 

0,64 

0,69 

49. 

Langen 

1892 

8 100 

3 450 

542 

137 

0,38 

0,41 

50. 

Langen 

1878 

4 600 

860 

197 

49 

0,56 

0,61 

51. 

Neu-Isenburg 

1904 

46 700 

1 550 

2 543 

682 

0,66 

0,72 

52. 

Neu-Isenburg 

1913 

25 200 

860 

1 220 

266 

0,86 

0,93 

53. 

Heppenheim 

1884 

12 200 

3 600 

418 

128 

0,66 

0,72 

54. 

Heppenheim 

1903 

22 000 

3 600 

749 

220 

0,77 

0,84 

55. 

Gernsheim 

1600 

8 000 

4 140 

680 

170 

0,38 

0,42 

56. 

Homberg 

1911 

30 000 

2 210 

1 138 

334 

0,63 

0,69 

57. 

Homberg 

1901 

28 000 

5 070 . 

1 329 

295 

0,75 

0,82 

58. 

Wellburg 

1887 

31 600 

5 000 

1 163 

311 

1,07 

1,17 

59. 

Weilburg 

1883 

36 000 

1 210 

1 421 

412 

0,64 

0,70 

60. 

Arolsen 

1851 

16 200 

3 060 

1 021 

235 

0,50 

0,54 

Landgemeinden bis 5 000 Einwohner 








61. 

Oetmannshausen 

1870 

5 000 

300 

293 

72 

0,42 

0,45 

62. 

Bischhausen 

1860 

2 000 

80 

264 

90 

0,22 

0,24 

63. 

Steinau 

1910 

24 000 

4 810 

838 

220 

0,52 

0,56 

64. 

Bad Soden 

1912 

19 000 

4 850 

816 

230 

0,62 

0,68 

65, 

Bad Soden 

1750 

8 000 

500 

381 

90 

0,58 

0,63 

66. 

Salmünster 

1680 

52 400 

8 700 

1 955 

560 

0,63 

0,68 

67. 

Salmünster 

1686 

16 500 

900 

871 

240 

0,54 

0,59 


1), 2) und 3) siehe Seite 96/97 
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noch Anlage 8 

Kostenmieten 

bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Hessen 


je qm Wohnfläche 

im Monat 


Mietdifferenzen je 
der Miete vom 1. 

Spalten in 

qm Wohnfläche und Monat 
10. 52 und der Miete nadi 
ö/o der Miete vom 1. 10. 52 

zwischen 

folgenden 

bei Kostenmiete mit abge- 
schriebenen Gebäudekosten 
von 

bei Küstenmiete 
mit Pauschalansätzen 
für Abschreibung 

Sp.9 

ö/o 

Sp. 10 

Vo 

Sp 11 

ö/o 

Sp 12 

ö/o 

Sp, 13 

•/« 

Sp. 14 

ö/o 

100 «/« 

DM 

200 V» 

DM 

300 ö/o 

DM 

und für 
verzinst 
5 DM/am 

P. a. 

Kapital- 
ing mit 

10 DM/am 
p. a. 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

0,66 

0,89 

1,14 

0,89 

1,31 

9 

16 

57 

102 

56 

130 

0,53 

0,74 

0,94 

0,87 

1,29 

8 

— 11 

23 

58 

45 

115 

0,90 

1,16 

1,43 

1,19 

1,61 

8 

— 1 

29 

58 

31 

77 

0,77 

0,98 

1,19 

1,12 

1,54 

• 8 

— 16 

7 

29 

22 

67 

0,95 

1,30 

1,65 

1,09 

1,51 

9 

82 

149 

217 

110 

190 

0,99 

1,23 

1,52 

1,08 

1,50 

9 

138 

196 

268 

163 

266 

0,69 

0,95 

1,21 

0,91 

1,33 

8 

12 

55 

97 

47 

114 

0,83 

1,17 

1,51 

0,94 

1,36 

8 

30 

84 

138 

47 

112 

0,58 

0,73 

0,87 

0,91 

1,33 

8 

54 

92 

130 

150 

250 

0,60 

0,80 

0,99 

0,92 

1,34 

9 

8 

42 

77 

64 

139 

0,53 

0,73 

0,93 

0,89 

1,31 

9 

— 20 

11 

42 

35 

99 

0,71 

1,03 

1,34 

0,97 

1,39 

8 

— 17 

20 

57 

13 

62 

0,49 

0,79 

1,00 

0,85 

1,27 

9 

— 10 

21 

52 

29 

92 

0,64 

0,94 

1,23 

0,86 

1,28 

9 

— 17 

21 

59 

12 

66 

0,53 

0,63 

0,73 

0,88 

1,30 

10 ' 

39 

65 

90 

132 

242 

0,60 

0,89 

1,18 

0,86 

1,28 

9 

— 5 

41 

86 

36 

104 

0,71 

0,98 

1,25 

0,95 

1,37 

9 

— 6 

30 

66 

27 

83 

0,63 

0,86 

1,09 

0,89 

1,31 

9 

— 41 

— 19 

2 

— 17 

22 

0,48 

0,66 

0,84 

0,87 

1,28 

9 

— 25 

3 

32 

36 

100 

0,54 

0,70 

0,85 

0,94 

1,36 

8 

12 

41 

70 

88 

172 

0,50 

0,65 

0,79 

0,92 

1,34 

7 

20 

55 

89 

119 

219 

0,30 

0,34 

0,39 

0,82 

1,24 

9 

32 

53 

74 

273 

464 

0,76 

1,11 

1,46 

0,90 

1,32 

8 

47 

115 

182 

73 

154 

0,66 

0,93 

1,20 

0,88 

1,30 

9 

5 

49 

93 

42 

110 

0,56 

0,75 

0,94 

0,93 

1,35 

9 

— 3 

29 

62 

60 

133 

0,55 

0,75 

0,94 

0,87 

1,29 

8 

12 

20 

51 

38 

105 

0,46 

0,60 

0,75 

0,88 

1,30 

9 

— 15 

12 

38 

63 

141 
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Berechnung von Kostenmieten 

II. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hessen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

Wohnflädie 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnfiädie 

1 

2 

3 

4 

5 ! 

6 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1 

Frankfurt/Main 


1880 

84 300 

450 

187,30 

2 

Frankfurt/Main 


1860 

27 900 

95 

293,70 

3 

Frankfurt/Main 


1890 

56 800 

210 

270,50 

4 

Frankfurt/Main 


1890 

22 300 

120 

185,80 

5 

Frankfurt/Main 


1880 

121 300 

470 

258,10 

6 

Frankfurt/Main 


1880 

69 800 

290 

240,70 

7 

Wiesbaden 

vor 

1850 

42 300 

371 

114,— 

8 

Wiesbaden 

vor 

1875 

66 800 

704 

94,90 

9 

Wiesbaden 

vor 

1875 

44 900 

300 

148,70 

10 

Darmstadt 


1867 

23 400 

284 

82,40 

11 

Darmstadt 


1892 

26 900 

326 

82,50 

12 

Darmstadt 


1876 

25 800 

284 

90,80 

13 

Darmstadt 


1875 

25 800 

284 

90,80 

14 

Kassel 


1905 

95 000 

1 065 

89,00 

15 

Kassel 


1895 

48 000 

559 

86,50 

16 

Kassel 


1911 

45 000 

515 

87,50 

17 

Kassel 


1915 

44 000 

480 

91,50 

18 

Kassel 


1902 

41000 

463 

88,50 

19 

Kassel 


1909 

50 000 

594 

84,00 

20 

Kassel 


1913 

45 000 

512 

88,00 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 

000 Einwohner 




21 

Hanau 


1899 

21 100 - 

234 

90,20 

22 

Hanau 


1907 

32 000 

420 

76,20 

23 

Hanau 


1893 

30 600 

237 

129,10 

24 

Hanau 


1909 

21 400 

197 

108,60 

25 

Wetzlar 


1820 

17 900 

298 

60,10 

26 

Wetzlar 


1914 

32 500 

279 

116,50 

27 - 

Wetzlar 


1904 

34 200 

318 

107,50 

28 

Wetzlar 


1878 

48 100 

368 

130,70 

29 

Marburg/Lahn 


1914 

62 800 

402 

156,00 

30 

Marburg/Lahn 


1908 

35 000 

541 

64,70 

31 

Gießen 


1887 

52 400 

480 

109,20 

32 

Gießen 


1901 

57 600 

527 

109,30 

33 

Gießen 


1907 

40 200 

466 

86,30 

34 

Esdiwege 


1900 

39 000 

306 

127,50 

35 

Esdiwege 


1908 

76 000 

915 

83,00 

36 

Offenbadi/Maln 


1846 

73 900 

485 

152,40 

37 

Offenbadi/Main 


1895 

58 000 

520 

111,50 

38 

Offenbach/Main 


1901 

28 600 

322 

88,80 

39 

Offenbach/Main 


1900 

11 500 

162 

71,00 

40 

Offenbach/Maln 


1865 

14 600 

255 

57,30 
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noch Anlage 8 


Berechnung von Kostenmieten 

II. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hessen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

Wohnfläche 

Baukosten 
je qm 

Wohnfläche 



(Stand 1914) 

qm 

1 

2 

3 1 

4 

5 

6 


Kleinstädte über 5 000 bis 20 000 Einwoh ner 


41 

Eltville 

1890 

23 800 

234 

101,70 

42 

Eltville 

1890 

20 500 

237 

86,50 

43 

Geisenheim 

1880 

9 000 

70 

128,60 

44 

Geisenheim 

1878 

6 000 

60 

100,00 

45 

Rüdesheim 

1600 

65 000 

385 

168,80 

46 

Rüdesheim 

1874 

16 400 

143 

114,70 

47 

Schlüchtern 

1819 

65 000 

520 

125,00 

48 

Schlüchtern 

1911 

21 000 

200 

105,00 

49 

Langen 

1892 

8 100 

137 

59,00 

50 

Langen 

1878 

4 600 

49 

94,00 

51 

Neu-Isenburg 

1904 

46 700 

682 

68,50 

52 

Neu-Isenburg 

1913 

25 200 

266 

94,50 

53 

Heppenheim 

1884 

12 200 

128 

95,30 

54 

Heppenheim 

1903 

22 000 

220 

100,00 

55 

Gernsheim 

1600 

8 000 

170 

47,10 

56 

Homberg 

1911 

30 000 

334 

90,00 

57 

Homberg 

1901 

28 000 

295 

95,00 

58 

Weilburg 

1887 

31 600 

311 

101,60 

59 

Weilburg 

1883 

36 000 

412 

87,40 

60 

Arolsen 

1851 

16 200 

235 

69,00 

Landgemeinden bis 5 000 Einwohner 





61 

Oetmannshausen 

1870 

5 000 

72 

69,50 

62 

Bischhausen 

1860 

2 000 

90 

22,20 

63 

Steinau 

1910 

24 000 

220 

109,10 

64 

Bad Soden 

1912 

19 000 

230 

82,60 

65 

Bad Soden 

1750 

8 000 

90 

88,90 

66 

Salmünster 

1680 

52 400 

560 

93,60 

67 

Salmünster 

1686 

16 500 

240 

68,80 
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Beredinung von Kostenmieten 

III. Übersicht über Grundstückskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Hessen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Grund- 

stücks- 

flächc 

qm 

Grund- 
stücks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstücks- 
kosten 
(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstücks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Großstädte über 100 000 Einwohner 







1 

Frankfurt/M. 

227 

23,00 

5 220 

450 

0,50 

11,60 

2 

Frankfurt/M. 

377 

12,00 

4 520 

95 

3,97 

46,50 

3 

Frankfurt/M. 

254 

15,00 

3 810 

210 

1,20 

18,14 

4 

Frankfurt/M. 

244 

20,00 

4 880 

120 

2,03 

40,67 

5 

Frankfurt/M. 

351 

60,00 

21 060 

470 

0,74 

44,80 

6 

Frankfurt/M. 

198 

20,00 

3 960 

290 

0,68 

13,65 

7 

Wiesbaden 

727 

15,00 

10 900 

371 

1,96 

29,40 

8 

Wiesbaden 

413 

25,00 

10 330 

704 

0,59 

14,67 

9 

Wiesbaden 

151 

49,00 

6 040 

300 

0,50 

20,13 

10 

Darmstadt 

858 

8,00 

6 860 

284 

3,02 

24,15 

11 

Darmstadt 

698 

6,00 

4 190 

326 

2,14 

12,85 

12 

Darmstadt 

700 

8,00 

5 600 

284 

2,46 

19,70 

13 

Darmstadt 

600 

8,00 

4 800 

284 

2,11 

16,90 

14 

Kassel 

540 

17,00 

9180 

1 065 

0,50 

8,60 

15 

Kassel 

285 

22,00 

6 270 

599 

0,47 

11,30 

16 

Kassel 

398 

10,00 

3 980 

515 

0,77 

7,70 

17 

Kassel 

463 

9,00 

4 170 

480 

0,96 

8,70 

18 

Kassel 

236 

6,00 

1 420 

463 

0,50 

3,10 

19 

Kassel 

462 

6,00 

2 770 

594 

0,78 

4,65 

20 

Kassel 

470 

9,00 

4 230 

512 

0,92 

8,30 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 






21 

Hanau 

339 

5,00 

1 700 

234 

1,45 

7,26 

22 

Hanau 

314 

5,00 

1 570 

420 

0,75 

3,74 

23 

Hanau 

524 

6,00 

3 140 

237 

2,21 

13,26 

24 

Hanau 

297 

6,00 

1 780 

197 

1,51 

9,00 

25 

Wetzlar 

120 

15,00 

1 800 

298 

0,40 

6,04 

26 

Wetzlar 

445 

6,00 

2 670 

279 

1,59 

9,57 

27 

Wetzlar 

468 

6,00 

2 810 

318 

1,47 

8,99 

28 

Wetzlar 

580 

12,00 

6 960 

368 

1,58 

18,91 

29 

Marburg/L. 

701 

10,00 

7 010 

402 

1,74 

15,20 

30 

Marburg/L. 

287 

10,00 

2 870 

541 

1,00 

5,30 

31 

Gießen 

541 

10,00 

5 410 

480 

1,13 

11,27 

32 

Gießen 

575 

8,00 

4 600 

527 

1,09 

8,73 

33 

Gießen 

305 

8,00 

2 440 

466 

0,65 

5,24 

34 

Eschwege 

328 

5,00 

1 640 

306 

1,07 

5,35 

35 

Eschwege 

900 

2,80 

2 500 

915 

0,98 

2,70 

36 

Offenbach/M. 

1 400 

9,00 

12 600 

485 

2,89 

26,00 

37 

Offenbach/M. 

1 085 

10,00 

10 850 

520 

2,09 

20,87 

38 

Offenbach/M. 

275 

7,00 

1 930 

322 

0,85 

5,98 

39 

Offenbach/M. 

84 

7,00 

590 

162 

0,52 

3,63 

40 

Offenbach/M. 

260 

10,00 

2 600 

255 

1,02 

10,20 
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noch Anlage 8 


Beredinung von Kostenmieten 

in. Übersicht über Grundstückskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Hessen 


1 

Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Grund“ 

stüdts- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
kasten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstüdts- 
kosten 
(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stüdts- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstücks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 i 

6 

7 

8 

Kleinstädte über 5 000 bis 20 000 Einwohner 






41 

Eltville 

1 504 

5,00 

7 540 

234 

6,43 

32,20 

42 

Eltville 

451 

5,00 

2 260 

237 

1,90 

9,53 

43 

Geisenheim 

156 

2,00 

310 

70 

2,23 

4,43 

44 

Geisenheim 

87 

3,00 

260 

60 

1,45 

4,33 

45 

Rüdesbeim 

820 

10,00 

8 200 

385 

2,13 

21,30 

46 

Rüdesheim 

426 

20,00 

8 520 

143 

2,98 

59,58 

47 

Schlüchtern 

1 839 

7,00 

12 88Q 

520 

3,54 

24,80 

48 

Schlüchtern 

1 577 

4,00 

6 310 

200 

7,89 

31,55 

49 

Langen 

1 150 

3,00 

3 450 

137 

8,40 

25,20 

50 

Langen 

216 

4,00 

860 

49 

4,41 

17,60 

51 

Neu-Isenburg 

222 

7,00 

1 550 

682 

0,32 

2,28 

52 

Neu-Isenburg 

287 

3,00 

860 

266 

1,04 

3,20 

53 

Heppenheim 

600 

6,00 

3 600 

128 

4,70 

28,13 

54 

Heppenheim 

600 

6,00 

3 600 

220 

2,73 

16,36 

55 

Gernsheim 

1 381 

3,00 

4 140 

170 

8,12 

24,35 

56 

Homberg 

883 

2,50 

2210 

334 

2,05 

6,60 

57 

Homberg 

2 028 

2,50 

5 070 

295 

6,87 

17,20 

58 

Wellburg 

1 665 

3,00 

5 000 

311 

5,35 

16,36 

59 

Weilburg 

405 

3,00 

1 210 

412 

0,98 

2,94 

60 

Arolsen 

1 225 

2,50 

3 060 

235 

5,21 

13,00 

Landgemeinden bis 5 000 Einwohner 







61 

Oetmannshausen 

200 

1,50 

300 

72 

2,78 

4,15 

62 

Bischhausen 

50 

1,50 

80 

90 

0,56 

0,83 

63 

Steinau 

1 603 

3,00 

4 810 

220 

7,28 

21,86 

64 

Bad Soden 

1 213 

4,00 

4 850 

230 

5,27 

21,09 

65 

Bad Soden 

100 

5,00 

500 

90 

1,11 

5,55 

66 

Salmünster 

2 900 

3,00 

8 700 

560 

5,18 

15,54 

67 

Salmünster 

150 

6,00 

900 

240 

0,63 

3,75 
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Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hessen 


Obiekt 

Nr. 

Gern einile 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten ' 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM ' 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

tun(}skostcn 

ohne 

Abschreibung j 
je qm 
Wohntläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn-' 
'flädie. imi 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tiingskosten 
. ohne 
Abschreibung 
in ®/o 

! der Miete 

1 V. 1. 10. 52 

1 

2 

' 3 

4 

5 

6 

7 

8 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1 

Frankfurt/M. 

1880 

2 183 

450 

0,40 

0,69 

59 

2 

Frankfurt/M. 

1860 

583 

95 

0,51 

0,96 

53 

3 

Frankfurt/M. 

1890 

2 114 

210 

0,84 

0,73 

114 

4 

Frankfurt/M. 

1890 

788 

120 

0,55 

0,79 

69 

5 

Frankfurt/M. 

1880 

2 678 

470 

0,47 

Ö,69 

68 

6 

Frankfurt/M. 

1880 

1 475 

290 

0,42 

0,79 

54 

7 

Frankfurt/M. 

vor 1850 

1 737 

371 

0,39 

0,81 

48 

8 

Frankfurt/M. 

vor 1875 

3 522 

704 

0,42 

0,88 

48 

9 

Frankfurt/M. 

vor 1875 

1 501 

300 

0,42 

0,80 

52 

10 

Frankfurt/M. 

1867 

1 868 

284 

0,55 

0,77 

72 

11 

Frankfurt/M. 

1892 

1995 

326 

0,50 

0,76 

68 

12 

Frankfurt/M. 

1876 

1 964 

284 

0,58 

0,83 

70 

13 

Frankfurt/M. 

1875 

1 951 

284 

0,57 

0,82 

70 

14 

Kassel 

1905 

4 695 

1 065 

0,37 

0,57 

65 

15 

Kassel 

1895 

2 324 

559 

0,35 

0,53- 

66 

16 

Kassel 

1911 

2 206 

515 

0,37 

0,58 

61 

17 

Kassel 

1915 

2 198 

480 

0,38 

0,60 

64 

18 

Kassel 

1902 

1 929 

463 

0,35 

0,49 

71 

19 

Kassel 

1909 

2 520 

594 

0,36 

0,52 

68 

20 

Kassel 

1913 

2 353 

512 

0,42 

0,56 

68 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 

. 





21 

Hanau 

1899 

1 239 

234 

0,44 

0,79 

60 

22 

Hanau 

1907 

2 091 

420 

0,41 

0,72 

58 

23 

Hanau 

1893 

1 571 

237 

0,55 

0,89 

62 

24 

Hanau 

1909 

1 038 

197 

0,44 

0,75 

59 

25 

Wetzlar 

1820 

936 

298 

0,26 

0,66 

40 

26 

Wetzlar 

1914 

1 202 

279 

0,36 

0,76 

47 

27 

Wetzlar 

1904 

1 219 

318 

0,32 

0,69 

46 

28 

Wetzlar 

1878 

1 365 

368 

0,31 

0,70 

44 

29 

Marburg/L. 

1914 

2 281 

402 

0,43 

0,89 

53 

30 

Marburg/L. 

1908 

2 157 

541 

0,32 

0,55 

60 

31 

Gießen 

1887 

2 147 

480 

0,37 

0,72 

52 

32 

Gießen 

1901 

2 244 

527 

0,36 

0,68 

52 

33 

Gießen 

1907 

1 910 

466 

0,34 

0,58 

59 

34 

Esdiwege 

1900 

1 702 

306 

0,46 

0,84 

55 

35 

Eschwege 

1908 

3 709 

915 

0,34 

0,61 

55 

36 

Offenbach/M. 

1846 

3 575 

485 

0,61 

0,80 

77 

37 

Offenbach/M. 

1895 

2 035 

520 

0,33 

0,55 

59 

38 

Offenbach/M. 

1901 

1 724 

322 

0,45 

0,81 

55 

39 

Offenbadi/M. 

1900 

1 094 

162 

0,56 

0,83 

67 

40 

Offenbach/M. 

1865 

1 277 

255 

0,42 

0,58 

72 



Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Hessen 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- ! 
tiinfiskosten 
ohne 

Abschreibiniy 
je qm 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tunyskosten 
ohne 

Abschreibung 
in ®/o 
der Miete 

V. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


Kleinstädte über 5 000 bis 20 000 Einwohner 


41 

Eltville 

1890 

860 

234 

0,31 

0,57 

51 

42 

Eltville 

1890 

824 

237 

0,29 

0,60 

49 

43 

Geisenheim 

1880 

511 

70 

0,61 

0,91 

67 

44 

Geisenheim 

1878 

391 

60 

0,54 

0,92 

59 

45 

Rüdesheim 

1600 

2 340 

385 

0,51 

0,52 

97 

46 

Rüdesheim 

1874 

858 

143 

0,50 

0,41 

121 

47 

Schlüchtern 

1819 

2 043 

520 

0,33 

0,62 

53 

48 

Schlüchtern 

1911 

850 

200 

0,36 

0,64 

56 

49 

Langen 

1892 

542 

137 

0,33 

0,38 

87 

50 

Langen 

1878 

197 

49 

0,34 

0,56 

60 

51 

Neu-Isenburg 

1904 

2 543 

682 

0,31 

0,66 

48 

52 

Neu-Isenburg 

1913 

1 220 

266 

0,39 

0,86 

45 

53 

Heppenheim 

1884 

418 

128 

0,27 

0,66 

41 

54 

Heppenheim 

1903 

749 

220 

0,28 

0,77 

37 

55 

Gernsheim 

1600 

680 

170 

0,30 

0,38 

87 

56 

Homberg 

1911 

1 138 

334 

0,28 

0,63 

44 

57 

Homberg 

1901 

1 329 

295 

0,37 

0,75 

49 

58 

Weilburg 

1887 

1 163 

311 

0,31 

1,07 

29 

59 

Weilburg 

1883 

1 421 

412 

0,28 

0,64 

45 

60 

Arolsen 

1851 

1 021 

235 

0,36 

0,50 

73 

idg( 

smeinden bis 5 000 Einwohner 







61 

Oetmannshausen 

1870 

293 

72 

0,34 

0,42 

82 

62 

Bischhausen 

1860 

264 

90 

0,24 

0,22 

110 

63 

Steinau 

1910 

838 

220 

0,32 

0,52 

61 

64 

Bad Soden 

1912 

816 

230 

0,30 

0,62 

48 

65 

Bad Soden 

1750 

381 

90 

0,35 

0,58 

61 

66 

Salmünster 

1680 

1 955 

560 

0,29 

0,63 

47 

67 

Salmünster 

1686 

871 

240 

0,30 

0,54 

56 
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Berechnung von 

L Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 

Land: 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 
stücks- 
kosten 
(Stand 
17. 10. 
1936) 

Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 
ohne 

Abschrei- 
bung - 
(Stand 
1953)0 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Miete 

nadi ! 
vo 

1.10.52 2) 

DM 

Stand 

m 

j 

' 1.10. 52 

-f 10 Vo») 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 


Großstädte über 100 000 Einwohner 


1 . 

Kiel 

1880 

24 000 

19 000 

1 651 

353 

0,77 

0,84 

2. 

Kiel 

1902 

30 400 

2 950 

2 317 

446 

0,76 

0,83 

3. 

Kiel 

1906 

25 300 

2 400 

1 801 

305 

0,83 

0,90 

4. 

Kiel 

1909 

105 000 

8 000 

5 927 

1 224 

0,85 

0,93 

5. 

Kiel 

1887 

25 700 

4 860 

1 879 

362 

0,68 

0,74 

6. 

Kiel 

1906 

36 500 

9 410 

2 360 

481 

0,75 

0,82 

7. 

Kiel 

1911 

64 000 

6 810 

3 789 

729 

0,72 

0,78 

8. 

Kiel 

1906 

48 000 

3 710 

3 070 

603 

0,84 

0,92 

9. 

• Kiel 

1896 

55 700 

6 780 

3 274 

760 

0,73 

0,79 

10. 

Flensburg 

1902 

21 300 

930 

1 649 

328 

0,44 

0,48 

11. 

Flensburg 

1903 

24 000 

1 210 

1 732 

334 

0,50 

0,54 

12. 

Flensburg 

1905 

15 200 

1 000 

1 367 

264 

0,48 

0,53 

13. 

Flensburg 

1910 

19 000 

780 

1 399 

252 

0,56 

0,61 

14. 

Flensburg 

1910 

61 000 

3 000 

3 330 

771 

0,55 

0,60 

15. 

Flensburg 

1907 

60 000 

3 000 

2 800 

596 

0,67 

0,73 

16. 

Flensburg 

1903 

55 000 

4 000 

3 008 

620 

0,69 

0,75 

17. 

Flensburg 

1902 

31 000 

1 800 

2 062 

418 

0,61 

0,67 

18. 

Flensburg 

1865 

20 100 

1 510 

1 323 

243 

0,67 

0,73 

19. 

Flensburg 

1902 

25 000 

6 410 

1 277 

194 

0,71 

0,77 

20. 

Flensburg 

1917 

14 500 

820 

427 

87 

0,70 

0,77 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 






21. 

Husum 

1918 

30 500 

2 680 

1 893 

376 

0,71 

0,77 

22. 

Husum 

1800 

7 500 

970 

715 

138 

0,41 

0,44 

23. 

Husum 

1900 

30 000 

1 870 

1 612 

301 

0,85 

0,91 

24. 

Heide . 

1911 

23 200 

3 280 

1 082 

187 

0,89 

0,97 

25. 

Heide 

1871 

13 800 

1 040 

787 

187 

0,52 

0,57 

26. 

Heide 

1881 

25 300 

3 440 

1 084 

223 

0,74 

0,80 

27. 

Heide 

1871 

18 700 

1 280 

966 

248 

0,48 

0,53 

28. 

Itzehoe 

1922 

44 000 

1 370 

1 837 

360 

0,85 

0,92 

29. 

Neumünster 

1910 

39 500 

4 800 

1 933 

456 

0,65 

0,72 

30. 

Neumünster 

1891 

13 000 

1 240 

971 

206 

0,59 

0,64 

31. 

Neumünster 

1890 

13 000 

1 600 

807 

158 

0,62 

0,68 

32. 

Neumünster 

1887 

12 000 

6 090 

786 

156 

0,60 ' 

0,66 

33. 

Neumünster 

1914 

19 200 

2 580 

947 

231 

0,61 

0,67 

34. 

Neumünster 

1909 

30 000 

1 940 

2 265 

500 

0,46 

0,50 

35. 

Rendsburg 

1904 

25 200 

3 130 

1 600 

286 

0,83 

0,90 

36. 

Rendsburg 

1907 

27 000 

2 470 

1 689 

320 

0,69 

0,76 

37. 

Rendsburg 

1896 

64 700 

5 450 

2 689 

510 

0,78 

0,85 

38. 

Rendsburg 

1912 

15 100 

3 030 

1 383 

210 

0,83 

0,90 

39. 

ScJileswig 

1911 

39 000 

5 000 

1 812 

446 

0,62 

0,68 

40. 

Schleswig 

1914 

32 000 

5 100 

819 

206 

0,56 

0,61 


1), 2) und 3) siehe Seite 96/97 
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Kostenmieten 

bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 
Schleswig-Holstein 


noch Anlage 8 



0.77 

0,91 

1,06 

0,97 

1,39 

9 

± 

0 

18 

37 

2'6 

80 

0,66 

0,84 

1,05 

1,01 

1,43 

9 

— 

14 

12 

37 

33 

88 

0,88 

1,03 

1,28 

1,07 

1,49 

8 

— 

6 

24 

55 

29 

79 

0,71 

0,98 

1,25 

0,98 

1,40 

9 

— 

17 

15 

46 

15 

65 

0,65 

0,81 

0,97 

1,01 

1,43 

9 

— 

4 

19 

43 

49 

110 

0,72 

0,95 

1,18 

0,99 

1,41 

9 

— 

4 

27 

58 

32 

108 

0.76 

1,04 

1,33 

1,01 

1,43 

8 


6 

45 

85 

49 

110 

0,69 

0,93 

1,18 

1,00 

1,42 

9 

— 

18 

11 

40 

19 

69 

0,59 

0,78 

0,97 

0,94 

1,36 

8 

— 

19 

7 

34 

29 

86 

0,62 

0,80 

0,99 

1,00 

1.42 

9 


40 

82 

125 

127 

222 

0,66 

0,87 

1,08 

1,01 

1,43 

8 


32 

75 

117 

102 

186 

0,62 

0,79 

0,96 

1,01 

1,43 

10 


28 

64 

100 

110 

198 

0,72 

0,96 

1,20 

1,04 

1,46 

9 


29 

72 

116 

86 

161 

0,63 

0,88 

1,14 

0,94 

1,36 

9 


14 

60 

106 

71 

148 

0,72 

1,03 

1,34 

0,97 

1,39 

9 


8 

54 

101 

45 

108 

0,69 

0,95 

1,21 

0,98 

1,40 

9 


1 

38 

76 

42 

103 

0,64 

0,86 

1,07 

0,99 

1,41 

10 


5 

40 

75 

62 

132 

0,58 

0,75 

0,92 

1,03 

1,45 

9 

— 

14 

12 

38 

54 

116 

1,06 

1,43 

1,80 

1,13 

1,55 

9 


50 

103 

155 

59 

112 

1,03 

1,61 

2,08 

0,99 

1,41 

10 


47 

130 

213 

41 

102 


0,73 

1,02 

1,31 

1,00 

1,42 

8 

3 

43 

84 

41 

100 

0,67 

0,78 

0,89 

1,01 

1,43 

7 

65 

93 

121 

146 

288 

0,95 

1,23 

1,50 

1,03 

1,45 

7 

12 

45 

78 

21 

70 

0,96 

1,36 

1,77 

1,06 

1,48 

9 

7 

50 

97 

19 

66 

0,45 

0,66 

0,80 

0,93 

1,35 

10 

— 6 

24 

53 

79 

160 

0,70 

0,93 

1,17 

0,99 

1,41 

8 

— 5 

27 

59 

34 

90 

0,47 

0,62 

0,78 

0,91 

1,33 

10 

— 3 

29 

62 

90 

178 

0,89 

1,35 

1,80 

1,01 

1,43 

8 

6 

59 

113 

19 

68 

0,67 

0,96 

1,25 

0,93 

1,35 

9 

4 

48 

93 

41 

108 

0,59 

0,74 

0,89 

0,97 

1,39 

9 

+ 0 

26 

- 52 

64 

136 

0,66 

0,86 

1,05 

1,01 

1,43 

10 

6 

37 

69 

63 

130 

0,76 

0,93 

1,10 

1,00 

1,42 

10 

25 

54 

83 

67 

136 

0,69 

0,97 

1,25 

0,92 

1,34 

10 

13 

58 

104 

51 

120 

0,58 

0,77 

0,96 

0,96 

1,38 

9 

28 

69 

111 

109 

200 

0,77 

1,03 

1,29 

1,05 

1,47 

8 

— 7 

26 

57 

26 

77 

0,73 

0,99 

1,25 

1,02 

1,44 

10 

5 

42 

80 

48 

109 

0,81 

1,15 

1,48 

1,02 

1,44 

9 

4 . 

47 

89 

31 

85 

0,84 

1,08 

1,32 

1,13 

1,55 

8 

2 

31 

60 

36 

87 

0,67 

0,95 

1,24 

0,92 

1,34 

10 

7 

53 

98 

48 

116 

0,96 

1,48 

2,01 

0,91 

1,33 

9 

71 

165 

259 

63 

138 
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Berechnung von 

I. Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 

Land: 







Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 

ohne 
Absdirei- 
bung - 
(Stand 
1953)^) 

DM 


Miete 

Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 
stücks- 
kosten 
(Stand 
17. 10. 
1936) 

Wohn- 

fläche 

qm 

nach I 
vo 

1. 10. 52 2) 

DM 

Stand 

m 

1. 10.52 
+ 1.0 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

1 h 

i 7 

8 

9 


41. 

Schleswig 

1903 

54 000 

4 700 

2 655 

586 

0,76 

0,82 

42. 

Schleswig 

1898 

24 300 

6 350 

1 380 

299 

0,74 

0,81 

43. 

Bad Segeberg 

1903 

20 100 

1 590 

1 366 

144 

1,05 

1,14 

44. 

Bad Segeberg 

1883 

30 500 

950 

1 659 

379 

0,48 

0,52 

45. 

Bad Segeberg 

1883 

5 300 

320 

661 

135 

0,51 

0,55 


1), 2) und 3) siehe Seite 96/97 


Berechnung von Kostenmieten 

11. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Schleswig-Holstein 


Objekt 
Nr. j 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

Wohnfläche 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnfläche 

1 1 

2 1 

3 

4 

5 

6 

Großstädte über 100 000 Einwohner 





1 

Kiel 

1880 

24 000 

353 

68,00 

2 

Kiel 

1902 

30 400 

446 

68,20 

3 

Kiel 

1906 

25 300 

305 

83,00 

4 

Kiel 

1909 

105 000 

1 224 

85,80 

5 

Kiel 

1887 

25 700 

362 

71,00 

6 

Kiel 

1906 

36 500 

481 

75,90 

7 

Kiel 

1911 

64 000 

729 

87,80 

8 

Kiel 

1906 

48 000 

603 

79,60 

9 

Kiel 

1896 

55 700 

760 

73,30 

10 

Flensburg 

1902 

21 300 

328 

64,90 

11 

Flensburg 

1903 

24 000 

334 

71,90 

12 

Flensburg 

1905 

15 200 

264 

57,60 

13 

Flensburg 

1910 

19 000 

252 

75,40 

14 

Flensburg 

1910 

61 000 

771 

79,10 

15 

Flensburg 

1907 

60 000 

596 

100,70 

16 

Flensburg 

1903 

55 000 

620 

88,70 

17 

Flensburg 

1902 

31 000 

418 

74,10 

18 

Flensburg 

1865 

20 100 

243 

82,70 

19 

Flensburg 

1902 

25 000 

194 

128,90 

20 

Flensburg 

1917 

14 500 

87 

166,70 
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Kostenmieten 

bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 
Schleswig-Holstein 


nodi Anlage 8 


je qm Wohnfläche im Monat 


bei Kostenmiete mit abge- 
schriebenen Gebäudekosten 
von 

O 

o 

O 

O 

200 o/o 

300 o/o 

DM 

DM 

DM 

10 

11 

12 


bei Kostenmiete 
mit Pauschalansätzenj 
für Abschreibung 
2, — DM je qm p. a 
und für Kapital- 
verzinsung mit 
5 DM/qm | 10 DM/qm 
P. a. I D. a. 


Mietdifferenzen je qm Wohnfläche und Monat zwischen 
der Miete vom 1, 10. 52 und der Miete nach folgenden 
Spalten in ®/o der Miete vom 1. 10. 52 


Sp. 9 
o/o 


Sp. 10 
o/o 


Sp 11 Sp. 12 
®/o o/o 


Sp. 13 
o/o 


Sp. 14 
o/o 


13 


14 


15 


16 


17 


18 


19 


20 


0,68 

0,95 

1,22 

0,96 

1,38 

8 

~ 10 

26 

61 

26 

82 

0,69 

0,91 

1,13 

0,97 

1,39 

9 

— 6 

24 

53 

31 

88 

1,30 

1,71 

2,12 

1,37 

1,79 

9 

24 

63 

101 

31 

70 

0,64 

0,81 

0,98 

0,95 

1,37 

8 

35 

70 

105 

98 

186 

0,55 

0,63 

0,71 

0,99 

1,41 

8 

8 

24 

40 

94 

176 


Berechnung von Kostenmieten 

11. Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Schleswig-Holstein 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

i 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 1914) 

Wohnfläche 

qm 

Baukosten 
je qm 

Wohnfläche 

1 

2 

3 

4 

5 

! 6 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 




21 

Husum 

1918 

30 500 

376 

81,10 

22 

Husum 

1800 

7 500 

138 

54,30 

23 

Husum 

1900 

30 000 

301 

99,70 

24 

Heide 

1911 

23 200 

187 

124,10 

25 

Heide 

1871 

13 800 

187 

73,80 

26 

Heide 

1881 

25 300 

223 

113,50 

27 

Heide 

1871 

18 700 

248 

75,40 

28 

Itzehoe 

1922 

44 000 

360 

122,20 

29 

Neumünster 

1910 

39 500 

456 

86,60 

30 

Neumünster 

1891 

13 000 

206 

63,10 

31 

Neumünster 

1890 

13 000 

158 

82,30 

32 

Neumünster 

1887 

12 000 

156 

76,90 

33 

Neumünster 

1914 

19 200 

231 

83,10 

34 

Neumünster 

1909 

30 000 

500 

60,00 

35 

Rendsburg 

1904 

25 200 

286 

88,10 

36 

Rendsburg 

1907 

27 000 

320 

84,40 

37 

Rendsburg 

1896 

64 700 

510 

126,90 

38 

Rendsburg 

1912 

15 100 

210 

71,90 

39 

Schleswig 

1911 

39 000 

446 

87,40 

40 

Schleswig 

1914 

32 000 

206 

155,30 

41 

Schleswig 

1903 

54 000 

586 

92,20 

42 

Schleswig 

1898 

24 300 

299 

81,30 

43 

Bad Segeberg 

1903 

20 100 

144 

139,60 

44 

Bad Segeberg 

1883 

30 500 

379 

80,50 

45 

Bad Segeberg 

1883 

5 300 

135 

39,30 
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Berechnung von Kostenmieten 

III. Übersicht über Grundstückskosten (nachdem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Schleswig-Holstein 


Objekt 

Nr . 

Gern ein de 

Grund- 

stücks- 

flädie 

qm 

Grund- 
stücks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstücks- 
kosten 
(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

^fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
flädhe 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstücks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Großstädte über 100 000 Einwohner 







1 

Kiel ' 

488 

39,00 

19 000 

353 

1,38 

53,82 

2 

Kiel 

263 

11,20 

2 950 

446 

0,59 

6,61 

3 

Kiel 

302 

8,00 

2 400 

305 

0,99 

7,87 

4 

Kiel 

636 

12,60 

8 000 

1 224 

0,52 

6,54 

5 

Kiel 

1 262 

3,85 

4 860 

362 

3,49 

13,43 

6 

Kiel 

1 261 

7,50 

9 410 

481 

2,62 

19,56 

7 

Kiel 

1 056 

6,45 

6810 

729 

1,45 

9,34 

8 

Kiel 

331 

11,20 

3 710 

603 

0,55 

6,15 

9 

Kiel 

484 

14,00 

6 780 

760 

0,64 

8,92 

10 

Flensburg 

310 

3,00 

930 

328 

0,94 

2,84 

11 

Flensburg 

402 

3,00 

1 210 

334 

1,20 

3,62 

12 

Flensburg 

415 

2,40 

1 000 

264 

1,54 

3,79 

13 

Flensburg 

325 

2,40 

780 

252 

1,29 

3,10 

14 

Flensburg 

554 

5,40 

3 000 

771 

0,72 

3,89 

15 

Flensburg. 

296 

10,00 

3 000 

596 

0,49 

5,03 

16 

Flensburg 

400 

10,00 

4 000 

620 

0,64 

6,45 

17 

Flensburg 

359 

5,00 

1 800 

418 

0,86 

4,31 

18 

Flensburg 

302 

5,00 

1 510 

243 

1.24 

6,21 

19 

Flensburg 

1 216 

5,30 

6 460 

194 

6,26 

33,30 

20 

Flensburg 

546 

1,50 

820 

87 

6,28 

9,43 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 






21 

Husum 

536 

5,00 

2 680 

376 

1,43 

7,13 

22 

Husum 

484 

2,00 

970 

138 

3,51 

7,03 

23 

Husum 

312 

6,00 

1 870 

301 

1,00 

6,21 

24 

Heide 

820 

4,00 

3 280 

187 

4,39 

17,54 

25 

Heide 

345 

3,00 

1 040 

187 

1,84 

5,56 

26 

Heide 

1 146 

3,00 

3 440 

223 

5,14 

15,43 

27 

Heide 

426 

3,00 

1 280 

248 

1,72 

5,16 

28 

Itzehoe 

457 

3,00 

1 370 

360 

1,27 

3,81 

29 

Neumünster 

600 

8,00 

4 800 

456 

1,32 

10,53 

30 

Neumünster 

311 

4,00 

1 240 

206 

1,51 

6,02 

31 

Neumünster 

402 

4,00 

1 600 

158 

2,54 

10,13 

32 

Neumünster 

609 

10,00 

6 090 

156 

3,90 

39,04 

33 

Neumünster 

736 

3,50 

2 580 

231 

3,19 

11,17 

34 

Neumünster 

485 

4,00 

1 940 

500 

0,97 

3,88 

35 

Rendsburg 

1 044 

3,00 

3 130 

286 

3,65 

10,94 

36 

Rendsburg 

822 

3,00 

2 470 

320 

2,57 

7,72 

37 

Rendsburg 

1 090 

5,00 

5 450 

510 

2,14 

10,69 

38 

Rendsburg 

1 515 

2,00 

3 030 

210, 

7,21 

14,43 

39 

Schleswig 

1 249 

4,00 

5 000 

446 

2,80 

11,21 

40 

Schleswig 

850 

6.00 

5 100 

206 

4,13 

, 24,76 

41 

Schleswig 

470 

10,00 

4 700 

586 

0,80 

8,02 

42 

Schleswig 

705 

9,00 

6 350 

299 

2,36 

21,24 

43 

Bad Segeberg 

634 

2,50 

1 590 

144 

4,40 

11,04 

44 

Bad Segeberg 

575 

1,65 

950 

379 

1,52 

2,51 

45 

Bad Segeberg 

323 

1,00 

320 

135 

2,39 

2,37 
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Berechnung von Kostenmieten noch Anlage 8 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Schleswig-Holstein 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
schreibung 1 
(Stand 1953) ! 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

tungskosten 

ohne 

Abschreibung 
je qin 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in •/• 
der Miete 

V. 1. 10. 52 

1 

2 

! 3 

4 

5 

6 1 

7 

8 

Großstädte über 100 000 Einwohner 







1 

Kiel 

1880 

1 651 

353 

''0,39 

0,77 

51 

2 

Kiel 

1902 

2 317 

446 

0,43 

0,76 

57 

3 

Kiel 

1906 

1 801 

305 

0,49 

0,83 

59 

4 

Kiel 

1909 

5 927 

1 224 

0,40 

0,85 

47 

5 

Kiel 

1887 

1 87-9 

362 

0,43 

0,68 

64 

6 

Kiel 

1906 

2 360 

481 

0,41 

0,75 

55 

7 

Kiel 

1911 

3 789 

729 

0,43 

0,72 

60 

8 

Kiel 

1906 

3 070 

603 

0,42 

0,84 

51 

9 

Kiel 

1896 

3 274 

760 

0,36 

0,73 

49 

10 

Flensburg 

1902 

1 649 

328 

0,42 

0,44 

95 

11 

Flensburg 

1903 

1 732 

334 

0,43 

0,5£l 

87 

12 

Flensburg 

1905 

1 367 

264 

0,43 

0,48 

89 

13 

Flensburg 

1910 

1 399 

252 

0,46 

0,56 

83 

14 

Flensburg 

1910 

3 330 

771 

0,36 

0,55 

65 

15 

Flensburg 

1907 

2 800 

596 

0,39 

0,67 

58 

16 

Flensburg 

1903 

3 008 

620 

0,40 

0,69 

59 

17 

Flensburg 

1902 

2 062 

418 

0,41 

0,61 

67 

18 

Flensburg 

1865 

1 323 

243 

0,45 

0,67 

68 

19 

Flensburg 

1902 

1 277 

194 

0,55 

0,71 

78 

20 

Flensburg 

1917 

427 

87 

0,41 

0,70 

58 

Mittelstädte über 20 000 bis 100 000 Einwohner 






21 

Husum 

1918 

1 893 

376 

0,42 

0,71 

59 

22 

Husum 

1800 

715 

138 

0,43 

0,41 

107 

23 

Husum 

1900 

1 612 

301 

0,45 

0,85 

53 

24 

Heide 

1911 

1 082 

187 

0,48 

0,89 

54 

25 

Heide 

1871 

787 

187 

0,35 

0,52 

67 

26 

Heide 

1881 

1 084 

223 

0,41 

0,74 

55 

27 

Heide 

1871 

966 

248 

0,33 

0,48 

67 

28 

Itzehoe 

1922 

1 837 

360 

0,43 

0,85 

50 

29 

Neumünster 

1910 

1 933 

456 

0,35 

0,65 

55 

30 

Neumünster 

1891 

971 

206 

0,39 

0,59 

67 

31 

Neumünster 

1890 

807 

158 

0,43 

0,62 

68 

32 

Neumünster 

1887 

786 

156 

0,42 

0,60 

69 

33 

Neumünster 

1914 

947 

231 

0,34 

0,61 

56 

34 

Neumünster 

1909 

2 265 

500 

0,38 

0,46 

83 

35 

Rendsburg 

1904 

1 600 

286 

0,47 

0,83 

57 

36 

Rendsburg 

1907 

1 689 

320 

0,44 

0,69 

63 

37 

Rendsburg 

1896 

2 689 

510 

0,44 

0,78 

56 

38 

Rendsburg 

1912 

1 383 

210 

0,55 

0,83 

67 

39 

Schleswig 

1911 

1 812 

446 

0,34 

0,62 

54 

40 

Schleswig 

1914 

819 

206 

0,33 

0,56 

59 

41 

Schleswig 

1903 

2 655 

586 

0,38 

0,76 

50 

42 

Schleswig 

1898 

1 380 

299 

0,39 

0,74 

52 

43 

Bad Segeberg 

1903 

1 366 

144 

0,79 

1,05 

75 

44 

Bad Segeberg 

1883 

1 659 

379 

0,37 

0,48 

76 

45 

Bad Segeberg 

1883 

661 

135 

0,41 

0,51 

80 
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Berechnung von 


I. Mietenvergleichstabelle für Wohngebäude, die 


Land: 

Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

(Stand 

1914) 

Grund- 

stücks- 

kosten 

(Stand 

17. 10. 
1936) 

Bewirt- 
schaftungs- 
kosten - 
ohne 
Abschrei- 
bung - 
(Stand 
: 1953)') 1 

DM 

1 6 

Wohn- 

fläche 

qm 

1 Miete 

nach ! 
vo 

1.10. 52 2) 

DM 

Stand 

m 

1. 10.52 
+ 10 0/0 3) 

DM 

1 

2 

3 

4 

1 5 

I" 7 ““ 

8 

9 

1. 

Charlottenburg 

1908 1.530 900 201 090 

70 010 

14 012 

0,68 

0,74 

2. 

Charlottenburg 

1897 

75 700 

31 700 

6 341 

1 057 

0,78 

0,86 

3. 

Charlottenburg 

1907 

714 000 104 680 

40 093 

7 134 

0,86 

0,94 

4. 

Charlottenbutg 

1894 

232 400 

34 400 

11 925 

1 990 

1,14 

1,26 

5. 

Charlottenburg 

1903 

181 400 

20 900 

9 992 

1 780 

0,94 

1,03 

6. 

Charlottenburg 

1909 

223 200 

26 900 

11 279 

2 390 

0,83 

0,91 

7. 

Charlottenburg 

1909 

271 500 

1 36 300 

13 433 

2 250 

0,85 

0,93 

8. 

Charlottenburg 

1910 

581 700 

1 81 270 

34 144 

5 986 

0,90 

0,99 

9. 

Neukölln 

1906 1.439 000 229 080 

71 171 

14 947 

0,65 

0,71 

10. 

Neukölln 

1907 

138 700 

1 23 750 

9 634 

1 845 

0,78 

0,86 

11. 

Neukölln 

1912 

181 000 

1 25 250 

11 555 

2 430 

0,76 

0,84 

12. 

Berlin N 31 

1896 

188 700 

1 28 950 

9 756 

2 461 

0,74 

0,81 

13. 

Wedding 

1911 1.111 800 126 120 

65 303 

13 229 

0,74 

0,81 

14. 

Tiergarten 

1875 

158 OOO 

1 33 800 

9 243 

1 810 

0,66 

0,72 

15. 

Tiergarten 

1888 

149 200 20 660 

7 547 

1 560 

0,71 

0,77 

16. 

Tiergarten 

1895 

181 500 29 330 

9 852 

1 960 

0,83 

0,91 

17. 

Tiergarten 

1907 

681 300 53 900 

34 905 

6 804 

0,63 

0,69 

18. 

Tiergarten 

1908 

516 600 66 750 

25 632 

4 824 

0,77 

0,84 

19. 

Berlin N 65 

1886 

81 700 7 980 

4 790 

850 

0,66 

0,72 

20. 

Kreuzberg 

1895 

98 200 19 420 

6 430 

1 310 

0,75 

0,82 

21. 

Tegel 

1900 

77 800 8 160 

5 150 

940 

0,69 

0,76 

22. 

Friedenau 

1908 

195 000 43 190 

1 14 709 

2 200 

1 12 

1,23 

23. 

Wilmersdorf 

1909 

278 500 41 700 

1 13 210 

2 300 

0,86 

0,95 

24. 

Spandau 

1911 

104 500 5 150 5 243 

1 000 

0,62 

0,68 


1), 2) und 3) siehe Seite 96197 
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noch Anlage 8 

Kostenmieten 


bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 
Berlin 


je qm Wohnfläche im Monat 

bei Kostenmiete mit abge- 
sdiriebenen Gebäudekosten 
von 

bei Kostenmiete 
mit Pauschalansätzen 
für Absdireibung 

2, — DM je qm p. a. 
und für Kapital- 
vcrzinsung mit 

5 DM/qm | 10 DM/qm 

D. a. 1 D. a. 

Mietdifferenzen je 
der Miete vom 1. 

Spalten in 

qm Wohnfläche und Monat 
10. 52 und der Miete nach 
o/o der Miete vom 1. 10. 52 

zwisciien 

folgenden 

Sp.9 

o/o 

Sp. 10 

Vo 

Sp 11 

Vo 

Sp 12 

Vo 

Sp, 13 

Vo 

Sp. 14 

«/o 

100 «/o 

DM 

200 Vo 

DM 

300 o/o 

DM 

10 

11 

12 

13 

1 14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

0,82 

1,16 

1,50 

1,00 

1,42 

9 

21 

72 

122 

47 

109 

0,82 

1,01 

1,20 

1,08 

1,50 

10 

4 

29 

53 

38 

92 

0,84 

1,15 

1,46 

1,05 

1,47 

10 

— 2 

34 

70 

22 

71 

0,87 

1,17 

1,46 

1,08 

1,50 

10 

— 24 

2 

28 

— 5 

32 

0,81 

1,11 

1,41 

1,05 

1,47 

10 

— 14 

18 

49 

12 

56 

0,74 

1,03 

1,33 

0,97 

1,39 

10 

— 11 

25 

60 

17 

67 

0,95 

1,33 

1,71 

1,08 

1,50 

10 

12 

57 

103 

27 

77 

0,84 

1,16 

1,47 

1,06 

1,48 

10 

— 7 

28 

63 

18 

65 

0,75 

1 nc; 

X 

1,34 

n Q« 

1,40 

9 

17 

62 

108 

50 

115 

0,72 

0,95 

1,18 

1,02 

1,44 

10 

— 8 

22 

52 

31 

85 

0,69 

0,93 

1,18 

0,98 

1,40 

10 

— 10 

22 

54 

29 

84 

0,58 

0,78 

0,98 

0,91 

1,33 

10 

— 21 

6 

33 

23 

80 

0,72 

1,00 

1,27 

0,99 

1,41 

10 

— 2 

35 

72 

34 

90 

0,69 

0,87 

1,05 

1,01 

1,43 

9 

4 

31 

58 

53 

117 

0,68 

0,90 

1,12 

0,98 

1,40 

9 

— 4 

27 

58 

38 

97 

0,72 

0,96 

1,20 

1,00 

1,42 

10 

— 13 

15 

44 

20 

71 

0,77 

1,08 

1,39 

1,01 

1,43 

10 

23 

72 

122 

60 

127 

0,84 

1,17 

1,50 

1,02 

1,44 

9 

9 

53 

96 

32 

87 

0,73 

0,94 

1,15 

1,05 

1,47 

9 

10 

43 

75 

59 

122 

0,66 

0,86 

1,05 

0,99 

1,41 

9 

— 12 

14 

40 

32 

88 

0,72 

0,96 

1,19 

1,04 

1,46 

10 

5 

39 

72 

50 

112 

0,92 

1,19 

1,47 

1,14 

1,56 

10 

— 18 

6 

31 

2 

39 

0,94 

1,32 

1,70 

1,06 

1,48 

10 

9 

53 

98 

23 

72 

0,80 

1,14 

1,48 

1,02 

1,44 

10 

29 

83 

138 

65 

132 
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Berechnung von Kostenmieten 

IL Übersicht über Gebäudekosten je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 
30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Berlin 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Gebäude- 

kosten 

Wohnfläche 

Baukosten 
je qm 



(Stand 1914) 

qm 

Wohnfläche 

1 

2 

3 ^ 

4 

5 

6 


1 

Charlottenburg 

1908 

1 530 900 

14 012 

109,30 

2 

Charlottenburg 

1897 

75 700 

1 057 

71,60 

3 

Charlottenburg 

1907 

714 000 

7 134 

100,10 

4 

Charlottenburg 

1894 

232 400 

1 990 

116,80 

5 

Charlottenburg 

1903 

181 400 

1 780 

101,90 

6 

Charlottenburg 

1909 

223 200 

2 390 

93,40 

7 

Charlottenburg 

1909 

271 500 

2 250 

120,70 

8 

Charlottenburg 

1910 

581- 700 

5 986 

97,20 

9 

Neukölln 

1906 

1 439 000 

14 947 

96,30 

10 

Neukölln 

1907 

138 700 

1 845 

75,20 

11 

Neukölln 

1912 

181 000 

2 430 

74,50 

12 

Berlin N 31 

1896 

188 700 

2 461 

76,70 

13 

Wedding 

1911 

1 IW 800 

13 229 

84,00 

14 

Tiergarten 

1875 

158 000 

1 810 

87,30 

15 

Tiergarten 

,1888 

149 200 

1 560 

95,60 

16 

Tiergarten 

1895 

181 500 

1 960 

92,60 

17 

Tiergarten 

1907 

681 300 

6 804 

100,10 

18 

Tiergarten 

1908 

516 600 

4 824 

107,10 

19 

Berlin N 65 

1886 

81 700 

850 

96,10 

20 

Kreuzberg 

1895 

98 200 

1 310 

75,00 

21 

Tegel 

1900 

77 800 

940 

82,80 

22 

Friedenau 

1908 

195 000 

2 200 

88,60 

23 

Wilmersdorf 

1909 

278 500 

2 300 

121,10 

24 

Spandau 

1911 

104 500 

1 000 

104,50 


Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Berlin 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
sdireibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Bewirtschaf- 

tungskosten 

ohne 

Abschreibung 
je qm 
Wohnfläche 
im Monat 

DM 

Miete je 
^qm Wohn- 
fläche im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in •/• 
der Miete 

▼. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 

Charlottenburg 

1908 

70 010 

14 012 

0,42 

0,68 

62 

2 

Charlottenburg 

1897 

6 341 

1 057 

0,50 

0,78 

64 

3 

Charlottenburg 

1907 

40 093 

7 134 

0,47 

0,86 

55 

4 

Charlottenburg 

1894 

11 925 

1 990 

0,50 

1,14 

44 

3 

Charlottenburg 

1903 

9 992 

1 780 

0,47 

0,94 

50 

6 

Charlottenburg 

1909 

11 279 

2 390 

0,39 

0,83 

48 

7 

Charlottenburg 

1909 

13 433 

2 250 

0,50 

0,85 

59 

8 

Charlottenburg 

1910 

34 144 

5 986 

0,48 

0,90 

53 

9 

Neukölln 

1906 

71 171 

14 947 

0,40 

0,65 

62 

10 

Neukölln 

1907 

9 634 

1 845 

0,44 

0,78 

56 

11 

Neukölln 

1912 

11 555 

2 430 

0,40 

0,76 

52 

12 

Berlin N 31 

1896 

9 756 

2 461 

0,33 

0,74 

45 
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Beredinung von Kostenmieten noch Anlage 8 

IIL Übersicht über Grundstückskosten (nach dem Stande vom 17. 10. 36) je qm Wohn- 
fläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind 

Land: Berlin 


Objekt 

Nr. 

1 

Gemeinde 

Grund- 

stücks- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
kosten 
je qm 
(Stand 
1936) 
DM 

Grundstücks- 

kosten 

(Stand 1936) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Grund- 
stücks- 
fläche 
je qm 
Wohn- 
fläche 
qm 

Grundstücks- 
kosten 
je qm 

Wohnfläche 

j DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 


1 

Charlottenburg 

5 745 

35,00 

201 090 

14 012 

0,41 

14,35 

2 

Charlottenburg 

1 865 

17,00 

31 700 

1 057 

1,76 

29,99 

3 

Charlottenburg 

4 105 

25,50 

104 680 

7 134 

0,58 

17,67 

4 

Charlottenburg 

904 

38,00 

34 400 

1 990 

0,45 

17,29 

5 

Charlottenburg 

696 

30,00 

20 900 

1 780 

0,39 

11,74 

6 

Charlottenburg 

960 

28,00 , 

26 900 

2 390 

0,40 

11,26 

7 

Charlottenburg 

814 

44,60 

36 300 

2 250 

0,36 

16,13 

8 

Charlottenburg 

3 187 

25,50 

81 270 

5 986 

0,53 

13,58 

9 

Neukölln 

5 829 

39,30 

229 080 

14 947 

0,39 

15,33 

10 

Neukölln 

698 

34,00 

23 750 

1 845 

0,38 

12,87 

11 

Neukölln 

841 

30,00 

25 250 

2 430 

0,35 

10,39 

12 

Berlin N 31 . 

965 

30,00 

28 950 

2 461 

0,39 

11,76 

13 

Wedding 

7 816 

16,00 

126 120 

13 229 

0,59 

9,53 

14 

Tiergarten 

965 

35,00 

33 800 

1 810 

0,53 

18,67 

15 

Tiergarten 

574 

36,00 

20 660 

1 560 

0,37 

13,24 

16 

Tiergarten 

814 

36,00 

29 330 

1 960 

0,42 

14,96 

17 

Tiergarten 

2 695 

20,00 

53 900 

6 804 

0,40 

7,92 

18 

Tiergarten 

2 086 

32,00 

66 750 

4 824 

0,43 

13,84 

19 

Berlin N 65 

307 

26,00 

7 980 

850 

0,36 

9,39 

20 

Kreuzberg 

571 

34,00 

19 420 

1 310 

0,44 

14,82 

21 

Tegel 

680 

12,00 

8 160 

940 

0,72 

8,68 

22 

Friedenau 

1 199 

36,10 

43 190 

2 200 

0,55 

19,63 

23 

Wilmersdorf 

834 

50,00 

41 700 

2 300 

0,36 

18,13 

24 

Spandau 

429 

12,00 

5 150 

1 000 

0,43 

5,15 


Berechnung von Kostenmieten 

IV. Übersicht über Bewirtschaftungskosten — außer Abschreibung — nach dem Stande von 1953 
je qm Wohnfläche für Wohngebäude, die bis zum 30. 6. 1918 bezugsfertig geworden sind. 

Land: Berlin 


Objekt 

Nr. 

Gemeinde 

Baujahr 

Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne Ab- 
sdireibung 
(Stand 1953) 

DM 

Wohn- 

fläche 

qm 

Rewlrtschaf- 

tunyskosten 

ohne 

Abschreibung 
je qm 
Wohnflädie 
im Monat 

DM 

Miete je 
qm Wohn- 
flädie im 
Monat 
(Stand 
1.10.52) 
DM 

Anteil der 
Bewirtschaf- 
tungskosten 
ohne 

Abschreibung 
in •/• 
der Miete 
▼. 1. 10. 52 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

13 

Wedding 

1911 

65 303 

13 229 

0,41 

0,74 

56 

14 

Tiergarten 

1875 

9 243 

1 810 

0,43 

0,66 

64 

15 

Tiergarten 

1888 

7 547 

1 560 

0,40 

0,71 

57 

16 

Tiergarten 

1895 

9 852 

1 960 

0,42 

0,83 

50 

17 

Tiergarten 

1907 

34 905 

6 804 

0,43 

0,63 

68 

18 

Tiergarten 

1908 

25 632 

4 824 

0,44 

0,77 

58 

19 

Berlin N 65 

1886 

4 790 

850 

0,47 

0,66 

71 

20 

Kreuzberg 

1895 

6 430 

1 310 

0,41 

0,75 

54 

21 

Tegel 

1900 

5 150 

940 

0,46 

0,69 

66 

22 

Friedenau 

1908 

14 709 

2 200 

0,56 

1,12 

50 

23 

Wilmersdorf 

1909 

13 210 

2 300 

0,48 

0,86 

55 

24 

Spandau 

1911 

5 243 

1 000 

0,44 

0,62 

70 


133 





Anlage B 


Änderungsvorschläge 
und Entschließungen des Bundesrates 


L 

1 . Die Eingangsworte des Gesetzentwurfs 
erhalten folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdilos- 
sen:“ 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates, da mindestens die Bestim- 
mungen der §§ 3, 10 Abs. 1 und 2 und 
§ 24 Abs. 1 Regelungen des Verwaltungs- 
verfahrens der landeseigenen Verwaltung 
im Sinne von Art. 84 Abs. 1 GG enthal- 
ten. Auch die auf Grund von § 29 zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen werden 
Regelungen im Sinne von Art. 84 Abs. 1 
GG umfassen. 

2. Zu § 2 Abs. 1 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 maßgeb- 
liche Miete kann auf Antrag des Mie- 
ters von der Preisbehörde bis zu der 
nach den bisherigen Vorschriften preis- 
rechtlich zulässigen Miete herabgesetzt 
werden, wenn sie diese um mehr als 
10 V. FI. übersteigt; der Antrag kann 
nur bis zum 30. Juni 1955 gestellt wer- 
den, es sei denn, daß die Miete die nach 
den bisherigen Vorschriften zulässige 
Miete um mehr als 33 V3 v. FI. über- 
steigt." 

Begründung 

Bei der Antragstellung nach § 2 Abs. 1 
müssen Bagatellfälle ausgenommen wer- 
den, da andernfalls wahrscheinlich mit 
einer erheblichen Belastung der Preis- 
behörden zu rechnen ist. Um solche 


Bagatellfälle, für deren Bereinigung ein 
öffentliches Interesse nicht vorliegt, aus- 
zuschalten, wird eine Grenze von 
10 V. H. der bisherigen Miete vorge- 
schlagen. Die Fassung der Regierungs- 
vorlage würde auch Wuchermieten 
sanktionieren, wenn die in § 2 Abs. 1 
vorgesehene Frist verstrichen ist. Damit 
würde diese Miete nicht nur für den 
derzeitigen Mieter, sondern auch für 
seine Nachfolger bindend werden. Da- 
gegen bestehen erhebliche Bedenken. 
Wegen der praktischen Schwierigkeiten, 
den Begriff des Wuchers zu definieren, 
ist vorgesehen, eine Überschreitung bis 
zu 33 Vs V. H. als durch Fristablauf ge- 
heilt anzusehen, bei Überschreitung die- 
ser Grenze jedoch eine Antragsmöglich- 
keit ohne Fristsetzung offen zu lassen. 

b)Nach Satz 1 wird folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Neben dem Mieter ist antragsberech- 
tigt auch eine öffentliche Stelle, die 
ganz oder teilweise für die Bezahlung 
der Miete aufkommt.“ 

Begründung 

Wenn anstelle des Mieters das Sozial- 
amt oder eine andere öffentliche Stelle 
für die Bezahlung der Miete ganz oder 
teilweise aufzukommen hat, so ist es 
gerechtfertigt, daß die dem Mieter nach 
§ 2 Abs. 1 zustehenden Befugnisse auch 
dieser Stelle eingeräumt werden, um 
sicherzustellen, daß ein Antrag auch 
dann gestellt werden kann, wenn der 
Mieter böswillig oder aus sonstigen 
Gründen keinen Antrag stellt. 

3. Zu § 3 

§ 3 wird gestrichen. 
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Begründung 

Die Bestimmung ist rechtssystematisch 
wegen der Vermengung von bürgerlichem 
und öffentlichem Recht in höchstem Maße 
bedenklich. Es ergibt sich hierfür auch 
keine wirtschaftspolitische Notwendigkeit. 
Solange noch ein recht erheblicher Fehl- 
bestand an Wohnungen vorhanden ist, 
worauf auch in der Begründung des Ge- 
setzes (S. 15) hingewiesen wird,, und des- 
halb ein Schutz des Mieters gegen Über- 
vorteilung für notwendig erachtet wird, 
können Zuwiderhandlungen gegen be- 
stehende Preisvorschriften nadi Ablauf 
einer Frist nicht sanktioniert werden. 
Wenn die Möglichkeit vertraglicher Ver- 
einbarung der Miethöhe in gewissen Fäl- 
len geschaffen werden soll, so muß dies 
durch weitere Preisfreigaben auf Grund 
von Verordnungen nadi § 28 des Ent- 
wurfs geschehen. 

Ferner beinhaltet die Vorschrift eine Auf- 
forderung zur Vereinbarung höherer Mie- 
ten. Damit besteht gleichzeitig die MÖg- 
liclikeit, daß der Vermieter, der von sei- 
nem Auswahlrecht nach dem Wohnraum- 
bewirtschaftungsgesetz Gebraudi macht, 
den finanziell stärksten Bewerber bevor- 
zugt, und daß damit die finanziell schwa- 
chen Kreise benachteiligt werden. Diese 
Wirkung ist bei der gegenwärtigen Man- 
gellage nicht zu vertreten. Es verstößt ge- 
gen das Rechtsempfinden, daß demjenigen 
ein Schutz zuteil wird, der sich durch sein 
Eingehen auf den geforderten Überpreis 
zunächst einen Vorteil verschafft hat, der 
noch gesteigert würde, wenn er im An- 
tragsverfahren innerhalb der vorgesehe- 
nen Frist eine Fierabsetzung auf die preis- 
rechtlich zulässige Miete erreidien könnte. 

Auch fürsorgerechtlich bestehen gegen die 
Bestimmung des § 3 erhebliche Bedenken, 
weil sie einer Partei ermöglicht, sich durch 
eine entsprechende Vereinbarung mit dem 
Vermieter selbst hilfsbedürftig zu machen 
mit der Folge, daß sie außer der Mietbei- 
hilfe dann auch alle anderen fürsorge- 
rechtlichen Nebenleistungen beanspruchen 
könnte. 

Demzufolge entfallen die Verweisungen 
auf § 3 in den folgenden Bestimmungen 
des Gesetzentwurfs. 

4. Zu § 6 

§ 6 wird gestrichen. 


Begründung 

Das Bestreben der Regierungsvorlage, 
durch die in den §§ 6, 8 und 10 getrof- 
fenen Regelungen eine weitere Annähe- 
rung an marktwirtscliaftliche Gegeben- 
heiten herbeizuführen und gleichzeitig 
auch hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit des 
Einzelobjekts eine möglichst individuell 
gerechte Lösung zu erzielen, ist in der vor- 
geschlagenen Form nidit erreichbar. Die 
in § 6 Abs. 1 und 2 vorgesehenen weite- 
ren Zuschläge für besser ausgestattete 
Wohnungen entbehren allein schon des- 
wegen der inneren Begründung, weil für 
diese Wohnungen in der Regel bereits 
heute höhere Mieten gelten. Außerdem 
sind die Begriffsbestimmungen geeignet, in 
der Praxis eine Fülle von Zweifelsfragen 
aufzuwerfen, für deren Entsclieidung bei 
der Vielgestaltigkeit der Tatbestände For- 
mulierungen, die eine genaue Abgrenzung 
ermöglichen, nicht gefunden werden kön- 
nen. 

Es besteht ferner die Gefahr, daß dadurch 
umfangreiche Verwaltungsarbeit bei den 
Preisbehörden in Gang gesetzt wird, die 
bei dem gegenwärtigen Personalbestand in 
absehbarer Zeit gar nldit bewältigt wer- 
den kann. Dadurch wird wiederum in die 
Rechtsbeziehung zwischen Mieter und 
Vermieter eine sich voraussichtlich über 
Jahre hinziehende Unruhe getragen. 

Demzufolge entfallen die Verweisungen 
auf § 6 in den folgenden Bestimmungen 
des Gesetzentwurfs. 

5. Zu § 8 

§ 8 wird gestrichen. 

Begründung 

Die in § 8 vorgesehene Begrenzung der 
Mietzuschläge stellt eine unbillige Fiärte 
für die Vermieter von höherwertigen 
Wohnungen dar. Auch bei diesen Woh- 
nungen muß der Mietzuschlag des § 5 
voll ausgenutzt werden können. Außer- 
dem würde eine solche Bestimmung zu 
einer nicht vertretbaren Überlastung der 
Preisbehörden führen. Da § 6 fortfällt, 
besteht im übrigen auch kein Bedürfnis 
für die Bildung eines Plafonds, weil er für 
die einfachen Wohnungen ohnehin nicht 
erreicht werden würde und für die Grenz- 
fälle ein besonderes Schutzbedürfnis nicht 
besteht. 
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6. Zu § 9 

§ 9 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Streichung ergibt sich aus dem Weg- 
fall der §§ 3, 6 und 10. 

7. Zu § 10 

§ 10 wird gestrichen. 

Begründung 

■Die im Entwurf vorgesehene Kostenver- 
gleichsmiete würde nicht nur auf einen 
kleinen Teil des Altwohnungsbestandes 
beschränkt bleiben, sondern sie würde in 
fast allen Fällen — insbesondere auch bei 
den einfachen Wohnungen — zu Miet- 
erhöhungen führen, die über das in § 5 
vorgesehene Ausmaß nicht unerheblich 
hinausgehen können. 

Darüber hinaus steht die Bestimmung des 
§ 10 im Widerspruch zu der Absicht des 
Gesetzentwurfs, das Mietpreisrecht aufzu- 
lockcrn. Sie bedeutet einen Rückfall in die 
behördliche Reglementierung der Miet- 
verhältnisse. Außerdem sind die einzelnen 
Voraussetzungen des § 10 für die Betrof- 
fenen schwer verständlich. Ihre Prüfung 
durch die Preisbehörden würde erhebliche 
Schwierigkeiten bereiten. Die große Zahl 
der zu erwartenden Anträge könnte von 
den Preisbehörden bei ihrem gegenwärti- 
gen Personalbestand nicht ordnungsge- 
mäß bewältigt werden. 

Demzufolge entfallen die Verweisungen 
auf § 10 in den folgenden Bestimmungen 
des Gesetzentwurfs. 

8. Zu § 11 

a) Der Bundesrat hält es für erforderlich, 
daß die Novelle zu dem Gesetz über 
die Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ausreichende Bestim- 
mungen über Mietzuschüsse bei Empfän- 
gern von versicherungsmäßigem Ar- 
beitslosengeld und von Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung vorsieht. 

In der Kriegsopferversorgung sind die 
Mittel für den Flärtefonds (§ 89 BVG) 
ausreichend zu erhöhen. 


Begründung 

Bisher bestehen in den Ländern Schles- 
wig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen (§ 9 des Anhangs 
zur MRVO Nr. 117) und in Rhein- 
land-Pfalz (§ 9 des Landesgesetzes über 
Arbeitslosenhilfe) Möglichkeiten (Kann- 
bestimmungen), dem Alfu- und auch 
dem Aluempfänger einen Mietzuschlag 
zu gewähren, wenn seine Miete 25 v. H. 
der Hauptunterstützung, der Familien- 
zuschläge und des sonstigen anrech- 
nungsfreien Einkommens übersteigt. 
Eine entsprechende Bestimmung ist für 
das ganze Bundesgebiet notwendig, 
falls die Angleichung der Altmieten 
weitergeführt wird. Die Höhe der Be- 
rechtigungsgrenze (25 V. H.) wäre zu 

uxcil. 

b)In Abs. 2 wird das Wort „einmalig“ 
durch das Wort „jährlich“ ersetzt. 

Begründung 

Nach § 11 Abs. 1 sollen die Beihilfen 
von den Ländern und Fürsorgeverbän- 
den ohne zeitliche Befristung gewährt 
werden. Es ist den Umständen nach da- 
mit zu redinen, daß die Länder und 
Fürsorgeverbände auf Jahre mit der 
Ausgabe belastet werden. Bei dieser 
Sachlage erscheint es nicht angängig, 
daß der Bund seine Leistung auf eine 
einmalige Starthilfe beschränkt. Dies 
um so weniger, als die Leistung des 
Bundes sich nur auf die in § 7 Abs. 2 
des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 21, August 1951 (BGBl. I 
S. 779) bezei ebneten Personen be- 
schränkt, soweit bei diesen Personen die 
Mietbeihilfen nicht im Rahmen der 
Kriegsfolgeiihilfe mit dem Bund zu ver- 
rechnen sind. 

Für den übrigen Personenkreis, der für 
eine Beihilfe nach Abs. 1 in Betracht 
kommt, hätten demnach in jedem Fall 
die Länder und Fürsorgeverbände allein 
aufzukommen. 

9. Zu § 12 

Folgender Abs. 4 wird angefügt: 

„(4) Der Vermieter hat dem Mieter auf 

Verlangen schriftlich Auskunft über die 

Berechnung zu geben.“ 
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Begründung 

Dadurch soll es dem Mieter ermöglicht 
werden, nachzuprüfen, ob vor der Berech- 
nung des Mietzuschlags die in § 7 vorge- 
sehenen Zuschläge abgesetzt sind. 

10. Zu § 13 

Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dem Vermieter stehen die Rechte 
aus § 12 insoweit nicht zu, als eine Er- 
höhung der Miete auch für den Fall ihrer 
preisrechtlichen Zulässigkeit durch aus- 
drückliche Vertragsbestimmungen ausge- 
schlossen ist oder der Ausschluß sich aus 
den Umständen ergibt." 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

11. Zu § 19 

Nadi § 19 wird folgender § 19 a ein- 
gefügt: 

„ § 19 a 

Auf Räume, die den Vorschriften der 
Verordnung PR Nr. 15/53 vom 12. Juni 
1953 (Bundesanzeiger Nr. 116 vom 
20. Juni 1953) unterliegen, sind die Vor- 
schriften des Ersten, Zweiten, Dritten und 
Vierten Abschnitts dieses Gesetzes nicht 
anzuwenden.“ 

Begründung 

Soweit Räume in Behetbergungsbetrieben 
für Dauerwohnzwecke im Rahmen der 
Bestimmungen der Verordnung PR 
Nr. 15/53 in Anspruch genommen sind, 
regelt diese Verordnung die dafür zu ent- 
riditenden Entgelte abschließend als lex 
specialis. Es muß klargestellt werden, daß 
eine Erhöhung dieser Sätze nach den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes nicht statt- 
finden darf. 

12. Zu §21 

a) In Abs. 1 Ziffer 1 wird das Wort 
„sollen“ gestrichen. 

b) Abs, 1 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. sie dazu verwendet werden soll, für 
den Mieter anderweit Wohnraum 


zu schaffen oder Aufwendungen für 
diesen Zweck auszugleichen, und 
wenn sie tatsächlich dafür ver- 
wendet wird.“ 

Begründung 

Durch die Streichung des Wortes 
„sollen“ wird die Möglichkeit ausge- 
schaltet, daß über die tatsächlichen Auf- 
wendungen hinaus Entgelte für preis- 
rechtlich zulässig erklärt werden. 

Wenn auch nichts dagegen einzuwenden 
ist, eine Zahlung an den weichenden 
Mieter dann preisrechtlich für zulässig 
zu erklären, wenn auf diese Weise 
anderweit neuer Wohnraum geschaffen 
wird, so erscheint es doch bedenklich, 
dies auch dann gelten zu lassen, wenn 
anderweit Wohnraum nur instand 
gesetzt werden soll. Es besteht die Ge- 
fahr, daß in diesen Fällen das Ziel 
dieser Vorschrift, nämlich eine Auf- 
lockerung des Marktes herbeizuführen, 
nicht erreicht wird. Andererseits muß 
sichergestellt sein, daß die Leistung 
auch tatsächlich für die Schaffung von 
neuem Wohnraum eingesetzt und nicht 
anderweitig verbraucht wird. 

c) Die Bundesregierung wird ersucht, eine 
dem § 21 Abs. 1 entsprechende Rege- 
lung auch für die Finanzierungsbeiträge 
des Mieters zur Schaffung oder Erhal- 
tung von Wohnraum (Baukostenzu- 
schüsse) zu erlassen. 

13. Zu §§ 28 und 29 

a) In §§ 28 und 29 werden nach dem Wort 
„Rechtsverordnung“ jeweils die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates“ 
eingefügt. 

Begründung 

Da das Gesetz von den Ländern als 
eigene Angelegenheit ausgeführt wird, 
bedürfen die auf Grund dieses Gesetzes 
zu erlassenden Rechtsverordnungen ge- 
mäß Artikel 80 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundes- 
rates. Um Zweifel zu vermeiden, er- 
scheint eine entsprechende Ergänzung 
erforderlich. 

Entsprechend ist auch § 16 Abs. 3 zu 
ergänzen. 
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b) Die Vorschrift in ihrer jetzigen Fassung 
begegnet verfassungsrechtlidhen Beden- 
ken hinsichtlich der Einhaltung von 
Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG (Ausmaß). 
Eine stärkere Konkretisierung der Be- 
stimmung ist angezeigt. 

14, Zu § 33 

§ 33 erhält folgende Fassung: 

,§ 33 

Der Zweite, Vierte, Fünfte, Sechste und 
Siebente Abschnitt dieses Gesetzes gelten 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auÄ Im Land 
Berlin mit folgender Maßgabe: 

1. In § 5 wird das Datum „20. Juni 1948“ 
durch „24. Juni 1948“ ersetzt. 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

(1) Der Mietzuschlag ist von der 
Miete zu berechnen, die für den letzten 
Mietzahlungszeitraum vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in preisrechtlich 
zulässiger Weise vereinbart war. Wird 
diese Miete nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes In preisrechtlich zu- 
lässiger Weise erhöht oder herabgesetzt, 
so bildet die erhöhte oder herabgesetzte 
Miete die Berechnungsgrundlage für 
den Mietzuschlag. 

(2) Für die Berechnung des Mietzu- 
schlags sind von der in Absatz 1 be- 
zeichneten Miete die nachstehend ge- 
nannten Beträge abzuziehen: 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, so- 
weit sie über den in der Miete ent- 
haltenen Pauschbetrag für Wasser- 
verbrauch hinausgehen, 

2. die Heizungskosten für Sammel- 
heizungs- und Warmwasserversor- 
gungsanlagen; bei Sammelheizung 
und Warmwasserversorgung durch 
Fernheizung die vom Fernheizwerk 
In Rechnung gestellten Beträge, 

3. die seit dem 1. Juli 1953 in zulässiger 
Weise erhobenen Zuschläge für lau- 
fende Mehrbelastungen (Verordnung 
über den Ausgleich von Mehr- 
belastungen des Hausbesitzes vom 
8. Juni 1953 — Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 391 — ■), 


4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von 
Wohnraum zu anderen als Wohn- 
zwecken (§ 4 der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts vom 8. Juni 1953 — 
Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 386 — ), 

3. In § 13 Abs. 3 werden die Worte „der 
Verordnung PR Nr. 71/51“ durch die 
Worte „Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Mietpreisrechts“ 
ersetzt. 

4. § 16 Abs. 2 wird durch folgende Fas- 
sung ersetzt: 

„(2) Eine Miete ist als angemessen er- 
erhöht Im Sinne des Absatzes 1 anzu- 
sehen, wenn die Miete bei Wohnraum 
m Einfamilienhäusern mit einem Ein- 
heitswert von mehr als 30 000, — 
Deutsche Mark die Kostenmiete Im 
Sinne der §§ 6 und 7 der Anordnung 
über Höchstpreise bei der Vermietung 
von Wohnräumen und gewerblichen 
Räumen vom 12. Juni 1950 (Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 216) in der 
Fassung vom 26. Juni 1951 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin 

S. 492) nicht übersteigt. Das gleiche gilt, 
wenn die Miete bei Mietverhältnissen 
über frei finanzierte Wohnungen im 
Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes, 
die vor Inkrafttreten des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes in Berlin begründet 
sind, die Kostenmiete im Sinne des § 45 
Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes nicht übersteigt.“ 

5. § 16 Abs. 3 entfällt. 

6. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Die Vorschriften der §§ 5, 7, 12 bis 
14 und 16 gelten entsprechend für 
MIet- und Pachtverhältnisse über Ge- 
schäftsräume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke.“ 

7. § 19 a entfällt. 

8. In § 20 erhält der letzte Satz folgende 
Fassung: 

„Das gleiche gilt für die Umlegung von 
Kosten für den Wasserverbrauch sowie 
für Zuschläge gemäß der Verordnung 
über den Ausgleich von Mehrbelastun- 
gen des Hausbesitzes.“ 
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9. In § 24 Abs. 1 werden die Worte „§ 7 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5“ durch die Worte 
„§ 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 5“ ersetzt. 

10. In § 25 werden die Worte „Die Vor- 
schriften der §§ 1, 2, 4, 5, 7 und 11 bis 
24" durch die Worte „Die Vorschriften 
der §§ 5, 7 und 11 bis 24“ ersetzt. 

11. § 26 entfällt. 

12. § 28 entfällt. 

13. § 29 entfällt. 

14. § 32 entfällt.’ 

Begründung 

Die Änderung der Berlin-Klausel ergibt 
sich aus der Tatsache, daß das ln Berlin 
geltende Mietpreisrecht von dem des 
Bundes abweicJit. 


11 . 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die 
'teilweise schwer verständliche Fassung des 
Entwurfs angesichts des zweiten Anwendungs- 
bereichs, den das Gesetz haben wird, zu er- 
heblichen Bedenken Anlaß gibt. Es erscheint 
daher geboten, den Entwurf im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren zu vereinfachen, soweit 
dies bei der Schwierigkeit des Gegenstandes 
und mit Rücksicht auf die bisherige Rechts- 
lage möglich ist. Dabei sollte Insbesondere da- 
für gesorgt werden, das Verfahren zur Be- 
rechnung der preisrechtlich zulässigen Miete 
einfacher zu gestalten. Darüber hinaus be- 
steht die Besorgnis, daß der Entwurf viel- 
fach durch zu weit gefaßte Begriffe Ursache 
zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Mietpartelen geben wird und damit Anlaß 
zu vermeidbaren Belastungen der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden geben könnte (vgl. 
z. B. § 6 Abs. 2 und § 17). 


Anlage C 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen und Entschließungen 

des Bundesrates 


Zu I. 

1. (Eingangsworte) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt, ohne daß sich die Bundesregie- 
rung die Auffassung des Bundesrates 
wegen der Zustimmungsbedürftigkeit des 
Gesetzes im einzelnen zu eigen macht. 

2. Zu § 2 Abs. 1 

zu a) und b) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird 
grundsätzlich zugestimmt. Jedoch scheint 
es angebracht, das sehr unterschiedliche 
Mietenniveau, das sich bei der Einbezie- 
hung der Kosten der Sammelheizung in 
die Miete ergeben würde, bei der Berech- 
nung der Prozentsätze zu berücksichtigen. 
Es wird daher vorgeschlagen, hinter den 


vom Bundesrat vorgeschlagenen Satz 1 des 
Absatzes 1 nodi folgenden Satz einzu- 
schalten: „Bei der Ermittlung der vor- 
stehenden Vomhundertsätze sind Brenn- 
stoffkosten, Anfuhrkosten für die Brenn- 
stoffe und Kosten der Bedienung für Hei- 
zungs- und W armwasserversorgungsan- 
lagen nicht zu berücksichtigen.“ 

3. Zu § 3 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 3 zu 
streichen, kann nicht zugestimmt werden. 
Die rechtssystematischen Bedenken gegen 
diese Vorschrift werden nicht geteilt; für 
ihre Beibehaltung besteht ein praktisches 
Bedürfnis. § 3 enthält nach Ansicht der 
Bundesregierung auch keine „Aufforde- 
rung zur Vereinbarung höherer Mieten“, 
schränkt vielmehr im Gegenteil die recht- 
lich bereits bestehende Möglichheit, über- 
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höhte Mieten zu vereinbaren und sich 
jederzeit auf die preisrechtliche Unzu- 
lässigkeit einer solchen Vereinbarung be- 
rufen zu können, nur ein. Die Wahr- 
scheinlichkeit, daß der Vermieter bei 
Handhabung des Vorschlags- oder Aus- 
wahlrechts im Rahmen der öffentlichen 
Wohnraumbewirtschaftung den finanziell 
leistungsfähigsten Bewerber für freien 
Wohnraum berücksichtigt, besteht ohne 
die Regelung des § 3 ebenfalls bereits 
jetzt. 

Um den Bedenken des Bundesrates aber 
wenigstens teilweise Rechnung zu tragen, 
könnte entsprechend seiner Anregung zu 
§ 2 die Unwirksamkeit einer Mietverein- 
barung, die 33 V 3 V. H. der zulässigen 
Miete übersteigt, unbefristet geltend ge- 
macht werden, wenn ebenso wie in § 2 
eine Bagatellgrenze eingeführt würde, 
welche die Beanstandung von Miet- 
erhöhungen ausschließen würde. Für eine 
solche Regelung könnte folgende Fassung 
des ^ 3 in Betracht kommen: 

4 3 

(1) Wird nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes für preisgebundenen 
Wohnraum eine Miete vereinbart, welche 
die preisrechtlich zulässige Miete um nicht 
mehr als 10 vom Hundert übersteigt, so 
gilt die vereinbarte Miete für die Dauer 
des Mietverhältnisses als preisrechtlich zu- 
lässig. Übersteigt die nach Satz 1 verein- 
barte Miete die preisrechtlich zulässige 
Miete um mehr als 10 vom Hundert, 
so gilt die vereinbarte Miete für 
die Dauer des Mietverhältnisses als 
preisrechtlidi zulässig, wenn nicht der 
Mieter innerhalb eines Jahres ihre Un- 
wirksamkeit durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vermieter geltend macht; 
übersteigt die vereinbarte Miete die preis- 
rechtlich zulässige Miete um mehr als 33 Vs 
vom Hundert, so kann die Unwirksam- 
keit unbefristet geltend gemacht werden. 
Bei der Ermittlung der vorstehenden 
Vomhundertsätze sind Brennstoffkosten, 
Anfuhrkosten für die Brennstoffe und 
Kosten der Bedienung für Heizungs- und 
Warmwasserversorgungsanlagen nicht zu 
berücksichtigen. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Satz 2 kann 
neben dem Mieter auch eine öffentliche 
Stelle, die ganz oder teilweise für die Be- 
zahlung der Miete aufkommt, die Un- 
wirksamkeit einer Mietpreisvereinbarung 
geltend machen.“ 


4. Zu § 6 

Der Streichung des § 6 kann nicht zuge- 
stimmt werden. Die Ablehnung dieser 
Vorschrift durch den Bundesrat berück- 
sichtigt nicht, daß für die Staffelung der 
Mieterhöhung nicht allein der Instand- 
haltungsaufwand maßgebend ist, sondern 
auch die Erwägung, daß die besser aus- 
gestatteten Wohnungen im Falle einer 
Freigabe der Mietpreise ohnehin eine ver- 
hältnismäßig höhere Miete erzielen wür- 
den. Es rechtfertigt sich nach Auffassung 
der Bundesregierung daher schon jetzt, 
diesen höheren Wahnwerten durch eine 
gestaffelte Mieterhöhung Rechnung zu 
tragen. 

5. Zu § 8 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

6. Zu § 9 

Der Vorschlag des Bundesrates auf Strei- 
chung des § 9 kann nicht angenommen 
werden, da auch der Streichung der §§ 3, 
6 und 10 nicht zugestimmt wird. 

7. Zu § 10 

Der vom Bundesrat vorgeschlaigenen Strei- 
chung des § 10 kann nicht zugestimmt 
werden. Ein Verzicht auf die Kostenver- 
gleichsmiete würde die gebotene Ausrich- 
tung des Mietpreisgefüges nach Gesichts- 
punkten der Wirtschaftlichkeit zu sehr 
beschränken. Es kann auch nicht aner- 
kannt werden, daß § 10 dem Gesetzes- 
zweck, das Mietpreisrecht aufzulockern, 
zuwiderläuft. Vielmehr dient § 10 gerade 
dazu, eine Auflockerung zuzulassen, wo 
dies wegen der Kostensteigerung geboten 
ist. Es ist für das Ziel der Auflodkerung 
nicht entscheidend, ob Mieterhöhungen 
allgemein oder mit Genehmigung der 
Preisbehörde im Einzelfall zugelassen 
werden. 

Durch eine Neufassung des § 10 soll je- 
doch klargestellt werden, daß die Kosten- 
vergleichsmiete, insbesondere bei Altbau- 
wohnungen, zu keinen wesentlichen Miet- 
erhöhungen führt. Weiter wird durch die 
Neufassung versucht, den Inhalt der Be- 
stimmungen leichter verständlich zu 
machen und durch Zulassung von Verein- 
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barungen über eine Kostenvergleidismlete 
den Verwaltungsaufwand bei den Preis- 
behörden einzuschränken. 

Folgende Vorschriften werden anstelle 
des bisherigen § 10 vorgeschlagen: 

4 10 

Ist von den auf Grund dieses Gesetzes 
und der sonstigen Preisvorschriften allge- 
mein zugelassenen Mieterhöhungen für 
preisgebundenen Wohnraum, der bis zum 
20. Juni 1948 bezugsfertig geworden Ist, 
Gebrauch gemacht worden, ohne daß sldi 
eine Miete ergeben hat, die nachwelslldi 
zur Deckung der Betriebs-, Instand- 
haltungs- und Verwaltungskosten und des 
Mietausfallwagnisses sowie der am 17. Ok- 
tober 1936 in der Miete enthaltenen Be- 
träge für Kapitalkosten und Abschreibung 
erforderlich ist (Kostenvergleichsmiete), so 
kann eine Erhöhung der Miete bis zu 
diesem Betrag vereinbart werden. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, so ist auf 
Antrag des Vermieters durch die Preis- 
behörde eine Erhöhung der Miete bis zu 
diesem Betrag zuzulassen. Ist Wohnraum 
nach dem 17. Oktober 1936 bezugsfertig 
geworden, so treten an die Stelle der in 
Satz 1 bezeichneten Beträge für Kapital- 
kosten und Abschreibung die im Zeit- 
punkt der Bezugsfertigkeit in der preis- 
rechtlich zulässigen Miete enthaltenen Be- 
träge für Kapitalkosten und Abschreibung. 

S 10 a 

(1) Die Kostenvergleichsmiete wird in 
der Weise errechnet, daß von der Jahres- 
miete nach dem Stande vom 17. Oktober 
1936 oder des nach § 10 letzter Satz maß- 
gebenden Zeitpunkts die Beträge für Be- 
triebs-, Instandhaltungs- und Verwaltungs- 
kosten und für Mietausfallwagnis Im Ka- 
lenderjahr 1936 oder im Falle des § 10 
letzter Satz des auf die Bezugsfertigkeit 
folgenden Kalenderjahres abgezogen wer- 
den. Dem für Kapitalkosten und Ab- 
schreibung Im Ausgangsjahr verbleiben- 
den Betrag werden die Betriebs-, Instand- 
haltungs- und Verwaltungskosten sowie 
das Mietausfallwagnis im Zeitpunkt der 
Antragstellung hinzugeredinet.“ 

(2) Bei der Errechnung der Kostenver- 
gleichsmiete ist von folgenden Ansätzen 
auszugehen, soweit sich aus Absatz 3 
nichts Abweichendes ergibt: 


1. bei Betriebskosten von den tatsächlichen 
Aufwendungen; 

2. bei Instandhaltungskosten 

a) im Jahre 1936 bei den bis zum 
17. Oktober 1936 bezugsfertig ge- 
wordenen Gebäuden von 12 vom 
Hundert der preisrechtlich zulässigen 
Miete nadi dem Stande vom 17. Ok- 
tober 1936 abzüglich der Brennstoff- 
kosten, Anfuhrkosten für die Brenn- 
stoffe und Kosten der Bedienung für 
Heizungs- und Warmwasserversor- 
gungsanlagen, bei den später bezugs- 
fertig gewordenen Gebäuden von 
0,75 vom Hundert der reinen Bau- 
kosten; 

b) im Zeitpunkt der Antragstellung von 
25 vom Hundert der Jahresmiete ab- 
züglich der in § 7 Abs. 1 Nr. 1 
bis 5 bezeichneten Beträge, höchstens 
aber 4 Deutsche Mark je Quadrat- 
meter Wohnfläche; 

3. bei Verwaltungskosten Im Ausgangs- 
jahr von 25, — Deutsche Mark und Im 
Zeitpunkt der Antragstellung von jähr- 
lich 35, — Deutsche Mark je Hauptmiet- 
verhältnis; 

4. bei dem Mietausfallwagnis von 2 vom 
Hundert der Jahresmiete im Zeitpunkt 
der Antragstellung abzüglich der in § 7 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Beträge; 
ein Ansatz des Mietausfallwagnisses im 
Ausgangsjahr entfällt. 

(3) Ist der Mietpreisberechnung für die 
nach dem 17. Oktober 1936 bezugsfertig 
gewordenen Gebäude, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Bewilligung öf- 
fentlicher Mittel, ein höherer Satz für 
Instandhaltungskosten als 0,75 vom Hun- 
dert der reinen Baukosten zugrunde ge- 
legt worden, so ist der erhöhte Satz maß- 
gebend; ist ein Satz für Mietausfallwagnis 
berücksichtigt, so ist dieser anzusetzen. 

(4) Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau und der Bundesminister für Wirt- 
schaft werden ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung nähere Vorschriften über die 
Errechnung der Kostenvergleichsmiete, 
insbesondere bei gemischt genutzten Ge- 
bäuden sowie über die Berücksichtigung 
von Mietveränderungen seit dem jewei- 
ligen Ausgangsjahr zu erlassen. ‘‘ 
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8. Zu § 11 

zu a) unid b) 

Den Vorschlägen kann nicht zugestimmt 
werden. 

Begründung 
zu a) 

Die Kosten für die Wohnung gehören im 
Rahmen der Sicherstellung des „notwen- 
digen Lebensbedarfs" (vgl. §§ 1 und 6 der 
Reichsgrundsätze über Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge) zu den Pflicht- 
leistungen der öffentlichen Fürsorge. Es 
kann grundsätzlich nicht Aufgabe der Ar- 
beitsverwaltung sein, derartige Fürsorge- 
leistungen zu gewähren. Wenn in ein- 
zelnen Fällen die in einer bestimmten Re- 
lation zu den Löhnen stehenden Leistun- 
gen der Arbeitslosenversicherung oder Ar- 
beitslosenfürsorge nicht ausreichen, um 
neben dem Lebensunterhalt auch die 
Kosten für die Wohnung zu bestreiten, 
dann hat die Öffentliche Fürsorge bereits 
nach geltendem Recht mit Pfliditleistun- 
gen zur vollständigen Deckung des not- 
wendigen Lebensbedarfs einzutreten, oder 
es sind Beihilfen nach diesem Gesetz zu 
gewähren. Die Bundesregierung sieht sich 
aber nicht in der Lage, die bisher in den 
Ländern der britisdien Zone sowie in 
Rheinland-Pfalz geltenden Bestimmungen 
über Mietzuschläge in der Arbeitslosen- 
fürsorge auf das gesamte Bundesgebiet 
auszudehnen. Diese sollen vielmehr im 
Interesse einer reinlichen Scheidung der 
Aufgaben der Arbeitsverwaltung und der 
öffentlichen Fürsorge anläßlich der No- 
velle zum AVAVG aufgehoben werden. 

Es ist rechtlich nicht möglich, im Rahmen 
des Härteausgleichs nach § 89 des Bundes- 
versorgungsgesetzes (BVG) Mietbeihilfen 
zu gewähren. Der § 89 BVG soll Härten 
ausgleichen, die sich „in einzelnen Fällen 
aus den Vorschriften dieses Gesetzes“ er- 
geben. Es muß also in jedem Falle eine 
gesetzlich normierte Leistung vorliegen, 
die lediglich mangels Nichterfüllung for- 
meller Vorschriften (Fristen u. a. mehr) 
nicht gewährt werden kann. Mietbeihilfen 
gehören nicht zu den im Bundesversor- 
gungsgesetz normierten Leistungen. Sie 
würden im Hinblick auf die Struktur des 
Bundesversorgungsgesetzes ein wesens- 
fremdes Element darstellen und können 
im Falle der Hilfsbedürftigkeit nur als 


reine Fürsorgepflichtleistungen durch die 
Bezirksfürsorgeverbände oder als Kann- 
leistungen nach diesem Gesetz gewährt 
werden. Da außerdem der Bundesrat für 
die vorgeschlagene Erhöhung des Härte- 
fonds nach dem Bundesversorgungsgesetz 
keinen Deckungsvorschlag macht, könnte 
auch die Bundesregierung gemäß Art. 113 
GG diesem Beschluß nicht zustimmen. 

Würde man den Beschlüssen ües Bundes- 
rates folgen, so ist darauf hinzuweisen, daß 
bei einer Herausnahme der Personen- 
gruppen der Arbeitslosen sowie der 
Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen 
aus der Regelung der Mietbeihilfen sich 
der in Abs. 2 vorgesehene Pauschbetrag 
entsprechend ermäßigen müßte. 

zu b) 

Es ist eine Pflichtaufgabe der Fürsorgever- 
bände, den notwendigen Lebensunterhalt 
der im fürsorgerechtlichen Sinne hilfs- 
bedürftigen Personen sicherzustellen (s. § 6 
der Fürsorgepflichtverordnung und §§ 1 
und 6 der Reichsgrundsätze). Insoweit ist 
allen solchen Personen, die von der Miet- 
erhöhung betroffen werden, der Betrag 
der Mieterhöhung in vollem Umfange zu 
gewähren. 

Den nicht im fürsorgerechtlichen Sinne 
hilfsbedürftigen Personen können nach 
diesem Gesetz Beihilfen gewährt werden, 
für die der Bund den Ländern — be- 
schränkt auf die den Kriegsfolgehllfen- 
empfängcrn zuzurechnenden Personen — 
einmalig als Übergangshilfe einen Pausch- 
betrag in Höhe von 15 Mio DM zur Ver- 
fügung stellt, um durch die Mieterhöhung 
entstehende Härten für eine Übergangs- 
zeit auszugleichen. Im allgemeinen ist es 
Aufgabe der Lohn- und Sozialpolitik, 
Änderungen im Preisgefüge, welche die 
Lebensunterhaltungskosten beeinflussen, 
auszugleichen. Wenn gleichwohl die Bun- 
desregierung bereit ist, für bestimmte 
Personengruppen, die zwar nicht im für- 
sorgerechtlichen Sinne hilfsbedürftig, je- 
doch als sozial schwach zu bezeidinen 
sind, eine einmalige Übergangsbeihilfe zu 
gewähren, dann wird hiermit über die 
von den Fürsorgeverbänden wahrzuneh- 
mende gesetzliche Verpflichtung hinaus- 
gegangen. Es liegt aber aus Anlaß der 
Mieterhöhungen keine Notwendigkeit 
vor, durch eine Dauermaßnahme den 
Personenkreis der Sozialleistungsempfän- 
ger unter Einführung einer neuen Hilfs- 
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bedürftigkeltSigrenze, die das Fürsorge- 
recht präjudizieren würde, auszuweiten. 
Die Regelung (Bezugsvaraussetzungen, 
Höhe und Dauer der Beihilfen, Verfah- 
ren) ist den Ländern überlassen. Es kann 
angenommen werden, daß der Zeitraum 
eines Jahres ausreichen wird, um derartige 
Härten des Übergangs zu mildern, indem 
diese durch Beihilfen, etwa in der Höhe der 
jährlichen Mieterhöhung, abgefangen wer- 
den. Die hier vorgesehenen Beihilfen sind 
nach dem Gesetz keine Leistungen der 
öffentlichen Fürsorge. Im Rahmen der 
von den Ländern zu treffenden Regelung 
wird auch der Kostenträger zu bestimmen 
sein. Wenn zur Wiederherstellung der 
Wirtschaftlichkeit des Hausbesitzes und 
zur Förderung des Wohnungsbaues Miet- 
erhöhungen als eine notwendige Maß- 
nahme anzuerkennen sind, dann muß der 
Organismus der Gesamtwirtschaft auf 
weite Sicht imstande sein, derartige Miet- 
erhöhungen aufzufangen und für den 
einzelnen tragbar zu machen. Es würde 
dem Sinn und Ziel einer solchen Maß- 
nahme widersprechen, die hiernach von 
einer bestimmten Gruppe von Woh- 
nungsinhabern — soweit diese Personen 
nicht hilfsbedürftig im fürsorgerechtlichen 
Sinne sind — zu erbringenden Mehr- 
leistungen für die Dauer vom öffentlichen 
Haushalt tragen zu lassen. 

Die in diesem Gesetz vorgesehene lOVoige 
Mieterhöhung für die bis zum 20. Juni 
1948 bezugsfertig gewordenen Wohnun- 
gen dürfte Im übrigen für den größten 
Teil des betroffenen Personenkreises be- 
reits durch die zwischenzeitlich erfolgten 
Lohnerhöhungen mehr als ausgeglichen 
worden sein; das gleiche gilt für -die 
Sozialrentner im Hinblick auf das vor 
kurzem verabschiedete Rentenmehrbe- 
tragsgesetz. Solche Personen, deren Ein- 
kommen nach Wegfall der einmaligen 
Mietbeihilfen unter die Einkommensgrenze 
der öffentlichen Fürsorge sinken würde, 
wären automatisch von den Fürsorge ver- 
bänden zu betreuen. 

9. Zu § 12 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit 
der Maßgabe zugestimmt, daß das Wort 
„schriftlich“ wegfällt. Durch die Ein- 
räumung eines Auskunftsrechts wird der 
damit verfolgten Zielsetzung ausreichend 
Rechnung getragen. 


10. Zu § 13 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

11. Zu § 19 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

12. Zu § 21 

zu a) und b) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

zu c) 

Da die Frage der Zulässigkeit von Finan- 
zierungsbeiträgen bereits im Rahmen der 
Beratungen über den Entwurf ider Zwei- 
ten Novelle zum Ersten Wohnungsbau- 
gesetz eine wesentliche Rolle spielt, er- 
scheint es nicht zweckmäßig, die gleiche 
Frage gegenwärtig auch im vorliegenden 
Entwurf zu behandeln. Die Bundesregie- 
rung hat deshalb davon abgesehen, den 
Entwurf im Sinne des Vorschlages des 
Bundesrates zu ergänzen. 

13. Zu §§ 28 und 29 

zu a) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

zu b) 

Der Auffassung des Bundesrates kann 
nicht beigetreten werden. Das Ausmaß 
der erteilten Ermächtigung erscheint aus- 
reichend bestimmt. Eine stärkere Konkre- 
tisierung dieser Vorschriften ist weder 
erforderlich noch möglich. 

14. Zu § 33 

Die Berlin-Klausel müßte unter teilweiser 
Berüchsichtigung der Vorschläge des Bun- 
desrates und dieser Stellungnahme der 
Bundesregierung hierzu die folgende Fas- 
sung erhalten: 

,§ 33 

Der Zweite, Vierte, Fünfte, Sechste und 
Siebente Abschnitt dieses Gesetzes gelten 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
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(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Lande 
Berlin mit folgender Maßgabe: 

1. In § 5 wird das Datum „20. Juni 1948“ 
durch „24. Juni 1948“ ersetzt. 

2. § 6 entfällt. 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

(1) Der Milet Zuschlag ist von der 
Miete zu berechnen, die für den letz- 
ten Mietzahlungszeitraum vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes in preis- 
rechtlich zulässiger Weise vereinbart 
war. Wird diese Miete nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes in preis- 
rechtlich zulässiger Weise erhöht oder 
herabgesetzt, so bildet die erhöhte 
oder herabgesetzte Miete die Berech- 
nungsgrundlage für den Mietzuschlag. 

(2) Für die Berechnung des Mietzu- 
schlags sind von der In Absatz 1 be- 
zeichneten Miete die nachstehend ge- 
nannten Beträge abzuziehen: 

1. Umlagen für Wasserverbrauch, so- 
weit sie über den in der Miete ent- 
haltenen Pauschbetrag für Wasser- 
verbrauch hinausgehen, 

2. die Heizungskosten für Sammel- 
heizungs- und Warmwasserversor- 
gungsanlagen, 

3. die seit dem 1. Juli 1953 in zulässi- 
ger Weise erhobenen Zuschläge für 
laufende Mehrbelastungen (Verord- 
nung über den Ausgleidi von Mehr- 
belastungen des Hausbesitzes vom 
8. Juni 1953 — Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin S. 391), 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von 
Wohnraum zu anderen als Wohn- 
zwecken (§ 4 der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts vom 8. Juni 1953 — 
Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 386).“ 

4. § 9 entfällt. 

5. In § 11 werden die Worte „nach den 
§§ 5, 6 und 10“ durch die Worte 
„nach § 5“ ersetzt. 

6. In § 13 Abs. 3 werden die Worte „der 
Verordnung PR Nr. 71/51“ durch die 
Worte „Verordnung über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Mietpreisrechts“ 
ersetzt. 


7. § 16 Abs. 2 wird durch folgende Fas- 
sung ersetzt: 

„(2) Eine Miete ist als angemessen 
erhöht im Sinne des Absatzes 1 anzu- 
sehen, wenn die Miete bei Wohnraum 
in Einfamilienhäusern mit einem Ein- 
heitswert von mehr als 30 000 Deut- 
sche Mark die Kostenmiete im Sinne 
der §§ 6 und 7 der Anordnung über 
Höchstpreise bei der Vermietung von 
Wohnräumen und gewerblichen Räu- 
men vom 12. Juni 1950 (Verordnungs- 
blatt für Berlin I S. 216) In der Fas- 
sung vom 26. Juni 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 492) 
nicht übersteigt. Das gleiche gilt, wenn 
die Miete bei Mietverhältnissen über 
frei finanzierte Wohnungen Im Sinne 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes, die 
vor Inkrafttreten des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes in Berlin begründet 
sind, die Kostenmiete im Sinne des § 45 
Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes nicht 
übersteigt.“ 

8. § 16 Abs. 3 entfällt. 

9. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Die Vorschriften der §§ 5, 7, 12 bis 14 
und 16 gelten entsprediend für Mlet- 
und Pachtverhältnisse über Geschäfts- 
räume und gewerblich genutzte unbe- 
baute Grundstücke.“ 

10. § 19 a entfällt. 

11. In § 20 werden die Worte „nach den 
§§ 5 und 6 sowie eine Mieterhöhung 
nach § 10“ durch die Worte „nach 
§ 5“ ersetzt. Der letzte Satz erhält 
folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt für die Umlegung 
von Kosten für den Wasserverbrauch 
sowie für Zuschläge gemäß der 
Verordnung über den Ausgleich von 
Mehrbelastungen des Hausbesitzes.“ 

12. In § 23 werden die Worte „des § 3 
sowie die Vorschriften des Zweiten, 
Dritten und Vierten Abschnittes“ 
durch die Worte „des Zweiten und 
Vierten Abschnittes“ ersetzt. 

13. In § 24 Abs, 1 werden die Worte „§ 7 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5“ durch die Worte 
„§ 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 5“ ersetzt. 
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14. In § 25 werden die Worte „Die Vor- 
schriften der §§ 1 bis 24“ durch die 
Worte „Die Vorschriften der §§ 5, 7 
und 11 bis 24“ ersetzt. 

15. § 26 entfällt, 

16. § 28 entfällt. 

17. § 29 entfällt. 

18. § 32 entfällt.’ 


Zu 11. 

Dem Wunsch der Vereinfachung des Ge- 
setzentwurfs ist durch Wegfall des § 8 und 
durch Neufassung des § 10 Rechnung zu 
tragen versucht. Im übrigen soll eine Ver- 
einfachung des Mietpreisrechts im Rah- 
men der beabsichtigten Neufassung auf 
Grund des § 29 vorgenommen werden. 
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